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EDITORIAL/108: Brexit von unten (SB)
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Brexit von unten

Mit einem Referendum am 23. Juni 2016 hat eine wenn auch knappe
Mehrheit der britischen Bevölkerung den Austritt Großbritanniens aus
der europäischen Union beschlossen. Nach etwas mehr als 40 Jahren
Mitgliedschaft befürworteten 51,9 Prozent der Wähler und Wählerinnen
den Bruch mit der europäischen Union und nur 48,1 Prozent stellten
sich gegen den sogenannten Brexit.

Die wachsende Bevormundung in wichtigen Fragen des Rechts, der
Außenpolitik wie der freie Zugang europäischer Bürger zum englischen
Arbeitsmarkt und zu seinem Sozial- und Versorgungssystem und nicht
zuletzt die Tatsache, darüber hinaus noch einer der großen Nettozahler
der EU zum bloßen Nutznieß vieler anderer zu sein, bilden einige der
Gründe ab, auf welche die Austrittsbefürworter stetig verweisen.

Die Gegenposition, welche umfassende und gewinnbringende Vorteile für
die Wirtschaft anführte, die allein schon den Verbleib in der EU
rechtfertige, ebenso wie die europaweite Gewährleistung angestammter
Arbeits- und Sozialrechte und nicht zu vergessen die EU-gestützte
größere weltpolitische Geltung und Bedeutung ist in dieser Diskussion
nicht weniger heftig und wortgewaltig vertreten. Selbst eine kurze
Reflexion dieses indessen laut gewordenen Austritts- und nationalen
Selbstbefreiungsansinnens Großbritanniens und die Wahrnehmung manch
einer gequetschten nationalen Stunkdisposition eigenstaatlicher
Aufgeblasenheit, verbunden mit einer verhaltenen oder deutlichen
EU-Austrittsdrohung, weist zum gegenwärtigen Zeitpunkt den Reform- und
Korrekturbedarf einer Konstruktion aus, welche bis heute die EU
genannt wird.

Auf eine vollständige Auflösung allerdings der europäischen
Kernstruktur wird sich auch nicht hoffen lassen, da die konservativ
und reaktionär vorherrschenden Interessen geschichtlich viel tiefer
verwurzelt und im wesentlichen national verankert sind. So etwas liefe
sonst möglicherweise auch gefährlich auf den Exit und das heißt die
Infragestellung sämtlicher unterwerfungs- und ausbeutungsorientierter
Systeme und ihrer Voraussetzungen hinaus.

Ihre Schattenblick-Redaktion


19. Oktober 2018
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ATOM/179: Halbwertzeit - Täuschungen und Ausflüchte ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

11 maart-beweging (Belgien)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Aachener Aktionsbündnis gegen Atomenergie

AntiAtom Bonn

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Gronau / Ravels (Belgien) / Bonn, 23. Oktober 2018

Urananreicherer Urenco zeigt keine Einsicht:

Atomkraftwerke Tihange und Doel werden weiter beliefert

Atomkraftgegner: Gesetzlicher Exportstopp jetzt unausweichlich

"NRW-Ministerpräsident Laschet und Bundesumweltministerium müssen
handeln"



Der internationale Urananreicherer Urenco wird weiterhin die belgischen
Atomkraftwerke Tihange und Doel mit angereichertem Uran von seinen
Standorten Gronau/Westfalen und Almelo/NL für die Brennelementefertigung
beliefern. Dies teilte ein Unternehmenssprecher am Wochenende in zwei
Antwort-Mails an einen belgischen Atomkraftgegner sowie das Umweltinstitut
München mit. In beiden Schreiben heißt es gleichlautend: "URENCO hat
langjährige Verträge mit unseren belgischen Kunden, und in dieser Hinsicht
erfüllen wir weiterhin unsere Verpflichtungen."

Erst Anfang Oktober hatte der Chef von Urenco Deutschland, Joachim Ohnemus,
in Gronau gegenüber Bundestagsabgeordneten der Linken und von Bündnis
90/Die Grünen bekundet, dass Urenco in Zukunft auf Uranlieferungen von
Gronau nach Belgien "intern" verzichten wolle. Gründe für den jetzigen
Rückzieher nannte Urenco nicht.

"Wir sind natürlich sehr enttäuscht und empört, dass Urenco auch weiterhin
die gefährlichen Atomkraftwerke in Tihange und Doel mit angereichertem Uran
aus Gronau und Almelo beliefern will. Offensichtlich will Urenco nicht
verstehen, wie gefährlich diese Reaktoren wirklich sind - Profitinteressen
sind hier anscheinend wichtiger als die Sicherheit der Bevölkerung," so
Marc Alexander von der 11 maart-beweging aus dem belgischen Ravels, ca. 50
km östlich von Doel.

Ministerpräsident Laschet stellt sich bei Bundesratsinitiative für
Exportstopp quer

In diesem Zusammenhang kritisieren die Anti-Atomkraft-Initiativen und der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) auch
NRW-Ministerpräsident Armin Laschet, der zwar gerne die Stilllegung von
Tihange und Doel sowie einen Exportstopp für Kernbrennstoffe aus
Deutschland dorthin fordert. Doch nun lehnte er just eine
Bundesratsinitiative von Baden-Württemberg ab, die genau einen solchen
Exportstopp erreichen will. Auch hat Laschet bislang seine
CDU-Parteifreunde in Berlin nicht von einem Exportstopp und Ausstieg aus
der Urananreicherung und der Brennelementefertigung überzeugen können oder
wollen.

"Es zeigt sich, wie wichtig und unerlässlich gesetzliche Beschränkungen für
die Uran-Exporte sind. Wenn es nach dem Willen des Gronauer
Urananreicherers Urenco und des Lingener Brennelementeherstellers Framatome
geht, wird sich gar nichts ändern. Wir fordern deshalb von
NRW-Ministerpräsident Armin Laschet sowie vom Bundesumweltministerium und
vom Bundeswirtschaftsministerium einen sofortigen Exportstopp für
angereichertes Uran und Brennelemente. Außerdem muss nach der 
Experten-Anhörung im Bundestag am letzten Mittwoch die Stilllegung der beiden
Atomanlagen zügig angegangen werden," so Matthias Eickhoff vom
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.




Weitere Informationen:

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

www.antiatombonn.de

https://bbu-online.de

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. Oktober 2018 
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WALD/372: Hambacher Forst - ohne Not ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Pressemitteilung vom 23. Oktober 2018

++ Hambacher Wald: Neue Studien belegen falsche Aussagen von RWE ++



Düsseldorf/Köln: Einen Tag vor dem Besuch der Kohle-Kommission im
Rheinischen Braunkohlenrevier hat der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) neue Studien zur energiewirtschaftlichen Notwendigkeit
des Tagebaus Hambach und den Auswirkungen verschiedener
Klimaschutzszenarien auf den Hambacher Wald vorgelegt. Nach diesen
aktuellen Untersuchungen kann der Tagebau noch bis zu seinem geregelten
Auslaufen fortgeführt werden, ohne weitere Bäume fällen zu müssen. Damit
widerspricht der BUND den RWE-Aussagen, wonach der wertvolle Wald auf jeden
Fall verloren sei.

"Der Versuch von RWE, den Hambacher Wald als ohnehin verloren auszugeben,
ist billige PR. Wenn der Kohleausstieg mit der notwendigen klimapolitischen
Vernunft erfolgt, kann der Wald stehen bleiben", erklärte Hubert Weiger,
BUND-Vorsitzender und Mitglied der Kohle-Kommission. "Es ist unerträglich
wie RWE mit falschen Behauptungen auch die eigene Belegschaft aufstachelt.
Der vom BUND erreichte Rodungsstopp ist mitnichten für den Rückgang der
Kohleförderung verantwortlich, sondern allein die bereits geplante
Stilllegung alter Blöcke. RWE und der Vorstandsvorsitzende Schmitz müssen
endlich für den Kohleausstieg planen, dann wird es sozialverträgliche
Lösungen für die Beschäftigten geben."

Vor dem Hintergrund der Auseinandersetzung um die Fortführung des Tagebaus
Hambach hat der BUND das Öko-Institut beauftragt, zu untersuchen, welche
Braunkohlenfördermenge aus dem Tagebau Hambach noch zulässig ist, ohne die
deutschen Klimaschutzziele zu gefährden. "Das Ergebnis ist eindeutig. Der
Großteil der Hambacher Kohle muss im Boden bleiben, wenn Deutschland seine
Klimaschutzziele erreichen will", so der Geschäftsleiter des BUND NRW, Dirk
Jansen.

Nach Angaben der RWE Power AG enthielt das geplante Abbaufeld im Tagebau
Hambach Ende 2017 noch rund 1.350 Millionen Tonnen Braunkohle. In den vom
Öko-Institut betrachteten Szenarien werden davon insgesamt zwischen 493 und
78 Millionen Tonnen Braunkohle benötigt. Das bedeutet, dass 63 bis 94
Prozent der bislang geplanten Menge nicht benötigt werden. "Allerdings
zeigt das Gutachten auch, dass das völkerrechtlich bindende Ziel des
Paris-Abkommens, wonach die globale Temperaturerhöhung möglichst auf 1,5
Grad Celsius beschränkt werden soll, nur eine maximale Hambach-Fördermenge
von 78 Millionen Tonnen Braunkohle zulässt", sagte Jansen. Die derzeitige
Jahresförderung im Abbaufeld Hambach liegt bei 40 Millionen Tonnen, wobei
jedoch nur zwei Drittel in die Stromerzeugung gehen. Auch wenn etwa 13
Millionen Tonnen Braunkohle durch die Überführung von fünf
Kraftwerksblöcken in die Sicherheitsbereitschaft ohnehin wegfallen, müsse
die Förderung damit weiter reduziert werden und perspektivisch auslaufen.

Der BUND widerspricht vehement der wiederholt von RWE-Vertretern geäußerten
Behauptung, der Hambacher Wald sei auf jeden Fall nicht zu retten. "Die
wechselnden RWE-Argumente, dass der Hambacher Wald nicht gerettet werden
kann, haben schon das Oberverwaltungsgericht nicht überzeugt", sagt der
stellvertretende BUND-Landesvorsitzende NRW Thomas Krämerkämper. "Geradezu
absurd ist nun die neueste Erzählung aus dem Hause RWE, der wertvolle Wald
müsse noch unbedingt verwüstet werden, um mit seinen Bestandteilen
Verwüstungen anderswo zu rekultivieren."

Der BUND hat die Böschungssysteme des Tagebaus Hambach analysiert und mit
den Vorgaben der Bergbehörden abgeglichen. Danach sollen die Böschungen an
der Gewinnungsseite für den Restsee sogar steiler geformt werden als heute,
ohne die Stabilität zu gefährden. Auch eine Abflachung der Böschungen gegen
Tagebauende wäre möglich, ohne weiter Land oder Wald in Anspruch nehmen zu
müssen, indem das Restloch von innen angekippt wird. So sieht es auch der
Braunkohlenplan des Landes NRW vor. "Wenn jetzt von RWE behauptet wird,
dazu seien Millionen von LKW-Fahrten notwendig, so ist das schlichtweg
falsch", so der BUND-Vize Krämerkämper. "Der Braunkohlenplan sieht die
Schüttung der späteren Restsee-Böschungen vor. Dazu werden auch heute schon
weit überwiegend Förderbänder eingesetzt."

Würde die jetzige Böschung, während im Tagebau gefördert wird, bereits in
einem steileren Winkel gestaltet, würde das wiederum einen räumlichen und
zeitlichen Puffer schaffen, der über Jahre hinweg eine weitere
Braunkohlenförderung zuließe, ohne dass der Hambacher Wald gerodet werden
müsste. Nach den BUND-Analysen ist mit einem solchen Vorgehen eine
Braunkohlenförderung von bis zu 490 Millionen Tonnen möglich. "Das
entspricht einem Puffer von mindestens 12 Jahren auf dem Förderniveau von
2017 und sogar fast 20 Jahren auf dem geplanten Förderniveau für 2020",
erklärte Thomas Krämerkämper.

Diese Menge entspricht der nach dem Öko-Instituts-Gutachten im schwächsten
untersuchten Klimaschutz-Szenario maximal noch benötigten
Braunkohlenförderung. Nach diesem Szenario würden allerdings die Ziele des
Paris-Abkommens deutlich verfehlt. Alle anderen maßgeblichen Szenarien
erfordern eine deutlich geringere Restfördermenge. "Mit der ohnehin von RWE
geplanten und bereits vollzogenen Reduktion der Braunkohlenverstromung und
den von der Kohle-Kommission zu erarbeitenden weiteren Maßnahmen entfällt
jede Notwendigkeit für weitere Rodungen des Hambacher Waldes", so das 
BUND-Fazit.


Weitere Informationen finden Sie unter:

Gutachten des Öko-Instituts

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/2018_09_26_OEko-Institut_2018_Hambach.pdf

Szenarien für den Hambacher Wald. Einfluss von Böschungssystemen und
Restförderungsmengen auf den Erhalt des Waldes:

https://www.bund-nrw.de/themen/mensch-umwelt/braunkohle/hintergruende-und-publikationen/braunkohlentagebaue/hambach/szenarien-fuer-den-hambacher-wald/

Einen ausführlichen BUND-Hintergrund zum Hambacher Wald finden Sie unter:

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/2018_10_23_BUND_Hintergrund_Hambacher_Wald_Szenarien.pdf

Zum Hambacher wald:

https://www.bund.net/themen/waelder/hambacher-wald/

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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KOHLEALARM/505: Klimakampf und Kohlefront - viele kleine Fronten ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 25.10.2018 - 13.40 Uhr

Ende Gelände errichtet Protest-Camp in Stepprath für 4.000
Aktivist*innen ++ Öffentliches Aktionstraining am 26. Oktober um 11.30
Uhr



Stepprath - Das Bündnis Ende Gelände hat damit begonnen in Stepprath,
Stockheimer Landstraße 171 ("Neuer Hof"), ein Protest-Camp zu errichten. In
dem Camp werden ab heute mehrere tausend Aktivist*innen für die diesjährige
Ende Gelände-Aktion erwartet. Das Camp bietet Platz für ca. 4.000 Menschen
und wird auf einer privaten Fläche errichtet.

"Wir haben wochenlang über einen Camp-Ort verhandelt. Die Polizei schützt
die Zerstörung von Landschaften und Klima durch den Kohlekonzern RWE und
legt gleichzeitig unserem legitimen Protest für Klimaschutz massiv Steine
in den Weg. Wir bauen jetzt ein Camp, um den Aktivist*innen einen
geschützten Ausgangsort für die Ende Gelände Aktion zu bieten", so Karolina
Drzewo, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Das ursprünglich geplante Camp, das Ende Gelände gestern Abend auf einem
verlassenen Sportplatz in Manheim errichtete, wurde in der Nacht von der
Polizei und RWE-Mitarbeitern geräumt. Dabei hat die Polizei ein Zirkuszelt
sowie weitere Großzelte beschlagnahmt. RWE hat derweil damit begonnen, alle
ebenen Flächen in Manheim mit Gräben zu durchfurchen, um das Zelten dort
unmöglich zu machen. Parallel wurde heute mit der Räumung von besetzten
Häusern in Manheim begonnen.

"Während die Polizei eskaliert und RWE in einer irrwitzigen Aktion ganz
Manheim zerstört, bauen wir einen schönen und sinnvollen Ort auf - ein Ort
für Klimaschutz und globale Klimagerechtigkeit", so Karolina Drzewo.

Das Bündnis Ende Gelände wird am Wochenende Kohle-Infrastruktur rund um den
Tagebau Hambach blockieren und damit für Klimagerechtigkeit und den
sofortigen Kohleausstieg eintreten.



Ende Gelände erhält Unterstützung von Umweltverbänden: Am Samstag, den
26.10.2018 ab 9 Uhr rufen Campact, 350.org und das Umweltinstitut München
zu der Demonstration "Ende Gelände für die Kohle" in Buir auf. Außerdem
unterzeichneten 19 Organisationen, darunter der BUND und Oxfam Deutschland
eine Solidaritätserklärung mit Ende Gelände:

https://www.ende-gelaende.org/de/freundinnen/#Solidarit%C3%A4tserkl%C3%A4rung

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/504: Klimakampf und Kohlefront - säumen, räumen, träumen ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 25.10.2018 - 9.53 Uhr

Protest-Camp in Kerpen-Manheim in der Nacht geräumt ++ "Massive
Eskalation von Seiten der Polizei"



Kerpen-Buir 25.10.2018 - Das Protest-Camp in Manheim, in dem ab heute
mehrere Tausend Ende Gelände Aktivist*innen unterkommen sollten, ist in der
Nacht von der Polizei geräumt worden. Über 100 Menschen setzten sich vor
die Zelte, um die Räumungsarbeiten zu verhindern und mussten darum ihre
Personalien abgeben. Auch RWE-Kräfte beteiligten sich an den
Räumungsarbeiten.

Die Organisator*innen hatten gestern begonnen, auf einem Sportplatz Zelte
aufzubauen, ohne eine Genehmigung für diese Fläche zu haben. Dieser
Entscheidung gingen wochenlange intensive Verhandlungen um einen geeigneten
Camp-Ort voraus. Die Polizei hatte Ende Gelände zuletzt eine Fläche bei
Jülich zugewiesen, die die Veranstalter*innen wegen der großen Entfernung
vom Tagebau Hambach für ungeeignet halten.

Karolina Drzewo, Pressesprecherin von Ende Gelände, wertet die Räumung als
weiteren schweren Eingriff in die Versammlungsfreiheit nach dem Verbot der
Großdemonstration am 6.10.

"Diese nächtliche Räumung ist eine massive Eskalation von Seiten der
Polizei", sagt Karolina Drzewo, "RWE und die Landesregierung wollen unseren
legitimen Protest gegen die klimaschädliche Braunkohle verhindern. Wer die
Rede von Armin Laschet auf der Demo der IG BCE gehört hat, den wundert das
nicht: Laschet ist ein verbohrter Kohle-Lobbyist. Mit dieser
Landesregierung wird es keinen Fortschritt in Richtung Klimaschutz geben."

Tausende Menschen sind zur Zeit auf dem Weg ins Rheinischen
Braunkohlerevier. Sie alle sind entschlossen, die Kohle-Infrastruktur rund
um den Tagebau Hambach zu blockieren und damit für Klimagerechtigkeit und
einen sofortigen Kohleausstieg einzutreten.

"Wir hätten gerne ein Camp gehabt, das geordnet und strukturiert ablaufen
kann", sagt Karolina Drzewo weiter. "Das hat die Polizei nun verhindert.
Aber wir lassen uns nicht aufhalten, wir werden zelten."

"Letztes Jahr während des Klimagipfels in Bonn haben wir hier am Tagebau
Hambach gemeinsam mit Menschen aus den pazifischen Inseln protestiert",
sagt Selma Richter, Pressesprecherin von Ende Gelände. "Wenn wir den
Braunkohle-Abbau nicht stoppen, verlieren sie ihre Kultur und ihre
Lebensgrundlagen - wie Millionen von anderen Menschen auch. Solange ihre
Stimmen in der Kohlekommission nicht gehört werden, wird dieses Gremium
kein brauchbares Ergebnis hervorbringen."

 * 

Ende Gelände - Pressemitteilung vom 24.10.2018 - 16.50 Uhr

Tausende Menschen auf dem Weg zu Protest-Camp in Kerpen-Manheim -
Veranstalter halten Ablehnungsgrund für Fläche in Niederzier vorgeschoben -
Ablauf Aktionswochenende 



Kerpen-Buir - Mit der Abfahrt des Sonderzugs in Prag beginnt morgen die
diesjährige Ende Gelände Aktion (25.-29.10.) Der ausgebuchte Zug fährt über
Prag, Berlin, Dresden, Leipzig und Hannover und bringt über tausend
Aktivist*innen ins Rheinische Braunkohlerevier. Weitere tausend Menschen
sind in Bussen zu einem Protest-Camp in Kerpen-Manheim unterwegs, das
gerade aufgebaut wird; eine vierstellige Zahl von Aktiven wird individuell
anreisen. Sie alle sind entschlossen, die Kohle-Infrastruktur rund um den
Tagebau Hambach blockieren und damit für Klimagerechtigkeit und den
sofortigen Kohleausstieg einzutreten.

"Es könnte die größte Massenaktion zivilen Ungehorsams werden, die das
Rheinischen Braunkohlerevier je gesehen hat", sagte Karolina Drzewo,
Pressesprecherin von Ende Gelände. "Wenn die Regierung die historisch
einmalige Chance verpatzt, die globale Erwärmung zu stoppen, müssen wir
selbst Geschichte machen."

Die Veranstalter*innen hatten keine polizeiliche Genehmigung für eine
Fläche in Niederzier bekommen, auf der sie das Camp errichten wollten. Das
Verwaltungsgericht Aachen bekräftigte gestern Nachmittag den
Ablehnungsbescheid der Polizei und führt Naturschutzgründe für die
Entscheidung an.

Karolina Drzewo, Pressesprecherin von Ende Gelände, hält diese
Argumentation für vorgeschoben. "Naturschutz ist uns wichtig. Allerdings
ist es absurd, dass uns aus ökologischen Gründen verboten wird, auf einer
Wiese zu zelten, während RWE nebendran ganz legal die Landschaft
abbaggert."

Bereits im letzten November war ein Ende-Gelände Camp aus anderen Gründen
untersagt worden.



Ende Gelände erhält Unterstützung von Umweltverbänden: Am Samstag, den
26.10.2018 ab 9 Uhr rufen Campact, 350.org und das Umweltinstitut München
zu der Demonstration "Ende Gelände für die Kohle" in Buir auf. Außerdem
unterzeichneten 19 Organisationen, darunter der BUND und Oxfam Deutschland
eine Solidaritätserklärung mit Ende Gelände: 
https://www.ende-gelaende.org/de/freundinnen/#Solidarit%C3%A4tserkl%C3%A4rung

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/503: Klimakampf und Kohlefront - Freispruch ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 24.10.2018

Freispruch nach Klima-Protest in der Lausitz +++ Ende Gelände gewinnt
Gerichtsprozess in Cottbus +++ Klimaschutz ist kein Verbrechen



Cottbus, 24.10.2018. Ein Aktivist von Ende Gelände ist heute [24.10.2018]
vom Amtsgericht Cottbus freigesprochen worden. Die Staatsanwaltschaft hatte
dem 47-jährigen Gärtner Hausfriedensbruch vorgeworfen im Zusammenhang mit
den Protesten für Klimagerechtigkeit im Mai 2016. Der Richter sah es nicht
als erwiesen an, dass das Gebiet des Schienennetzes rund um das Kraftwerk
Schwarze Pumpe umfriedet war. Damit sei der Tatbestand des
Hausfriedensbruchs nicht erfüllt. Mit der gleichen Urteilsbegründung waren
in der Vergangenheit auch Aktivist*innen im Rheinland freigesprochen
worden.

"Bei der Braunkohle-Verstromung werden die Belange der Bevölkerung nicht
ernst genommen. Um diese umwelt- und menschenfeindliche Politik zu ändern,
ist Handeln von unten notwendig", so der Aktivist.

"Unser Protest für Klimagerechtigkeit ist legitim und notwendig. Mit
unseren Aktionen zivilen Ungehorsams stellen wir die Gesetze in Frage, die
Wirtschaftsinteressen von Kohle-Konzernen schützen und damit unser Klima
verheizen. Der Freispruch heute macht uns allen Mut, weiter für
Klimagerechtigkeit zu kämpfen", sagt Lara Eckstein, Pressesprecherin von
Ende Gelände.

Mehr als 4000 Aktivist*innen von Ende Gelände hatten im Frühjahr 2016 die
Bagger und Schienen der Braunkohle-Tagebaue für 48 Stunden blockiert und so
die Drosselung des Kraftwerks Schwarze Pumpe herbeigeführt. Sie setzten
sich für einen sozial und ökologisch gerechten Ausstieg aus der Braunkohle.

Ab Donnerstag, 25.10.2018 beginnt die nächste Aktion zivilen Ungehorsams im
Rheinischen Braunkohlerevier. Zusammen mit tausenden Aktivist*innen aus
ganz Europa wird Ende Gelände die Braunkohle-Infrastruktur rund um den
Tagebau Hambach blockieren und damit den sofortigen Kohleausstieg einleiten
als Sofortmaßnahme für Klimagerechtigkeit weltweit.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/502: Klimakampf und Kohlefront - Naturschutz und Arbeit, ein Volk ... (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 24. Oktober 2018

Kohleausstieg: Arbeit und Umwelt endlich zusammenführen

NaturFreunde fordern mindestens 12 Milliarden Euro jährlich für regionales
und sektorales Strukturprogramm



Berlin, 24. Oktober 2018 - Anlässlich der immer intensiver geführten
Debatte um den Kohleausstieg erklären Michael Müller, Bundesvorsitzender
der NaturFreunde Deutschlands und früherer Staatssekretär im
Bundesumweltministerium, sowie Leo Gehlen, Vorsitzender der NaturFreunde
Nordrhein-Westfalen:

Der Konflikt um den Kohleausstieg spitzt sich immer unausweichlicher zu,
ist dabei aber alles andere als neu. Die hohe Klimaschädlichkeit der
Braunkohle ist spätestens seit den Untersuchungen des Deutschen Bundestages
Ende der 1980er-Jahre über den lebenswichtigen Schutz der Erdatmosphäre
bekannt. Dass kein gezielter Strukturwandel in den Braunkohlerevieren
eingeleitet wurde, ist ein eklatantes Versagen.

Es darf nicht sein, dass die Interessen der Beschäftigten gegen die
Menschheitsaufgabe Klimaschutz ausgespielt werden. Arbeit und Umwelt müssen
zusammengeführt werden, das ist die Aufgabe der verantwortlichen Akteure in
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. Es gibt auch kein besseres
Infrastrukturprogramm mit hohen Beschäftigungseffekten als die ökologische
Modernisierung. Sie macht zudem die Infrastruktur in Deutschland
zukunftsfest. Fest steht jedoch: Viel Zeit wurde bereits verloren.

Sowohl in der aktuellen Koalitionsvereinbarung als auch im Entwurf für eine
Jamaika-Koalition ist nichts zu lesen von einem ausreichend dimensionierten
Programm für die Modernisierung der Infrastruktur sowie vom Willen für
einen gezielten Strukturwandel in den Regionen. Dabei sprachen die
Koalitionäre selbst von einer "freien Spitze" von rund 45 Milliarden Euro.

Mit anderen Worten: Fast 30 Jahre wurde ein bekanntes Problem ignoriert und
verdrängt. Wenn jetzt von der NRW-Landesregierung gefordert wird, sie
bräuchte mehr Zeit, ist das eine Verdrehung der Tatsachen. Tatsächlich
müssen sich die Beteiligten in Politik und Wirtschaft die Frage gefallen
lassen, warum sie das Notwendige immer wieder hinausgeschoben haben -
zulasten des Klimas, der Beschäftigten und der Region.

Klimaschutz ist keine Willkür. Es geht um die Anerkennung von
Naturgesetzen, die sonst künftige Generationen in aller Härte belasten
werden. Die Erderwärmung zu stoppen ist eine Frage von Solidarität,
Gerechtigkeit und Verantwortung. Sonst bauen sich negative Synergismen auf,
deren Folgen jenseits unserer Vorstellungskraft liegen.

Genauso richtig ist es, das Menschenrecht auf Arbeit und soziale Sicherheit
zu beachten. Deshalb dürfen die beiden Fragen - soziale und ökologische
Sicherheit - nicht gegeneinander ausgespielt werden. Sie müssen auf Basis
der ökologischen Notwendigkeiten miteinander verbunden werden.

Die NaturFreunde fordern eine regionale und sektorale Strukturpolitik von
Bund und Ländern unter Einbeziehung der Metropolstädte der Regionen wie
Köln und Aachen, Dresden und Cottbus, Magdeburg und Halle. Das Programm
muss mit mindestens zwölf Milliarden Euro jährlich ausgestattet werden und
die hohe Qualifikation der Beschäftigten vor Ort nutzen und darauf
aufbauen. Es muss jetzt Schluss sein mit den Ausreden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 24.10.2018

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Der politische Freizeitverband

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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KOHLEALARM/501: Klimakampf und Kohlefront - direkte Ansprache .. (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 24. Oktober 2018

Strukturwandel im Braunkohlerevier: 

Regenerative Energien bieten Chancen für die Zukunft



(Bonn, Düsseldorf, 24.10.2018) Anlässlich des heutigen Besuchs (24.10.18)
von NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) sowie der Kohlekommission in
Bergheim, im Bereich des Braunkohletagebaus Hambach, bekräftigt der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) seine Forderung nach dem
Ausstieg aus der Braunkohle. An die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen
sowie an die Bundesregierung richtet der BBU aus Klimaschutzgründen die
Forderung nach einem Sofortausstieg aus der Kohleverstromung und nach der
Einstellung jeglichen Braunkohleabbaus in der Bundesrepublik Deutschland
und anderswo.

Udo Buchholz vom BBU-Vorstand betont, dass "die Zukunft den regenerativen
Energiequellen und nicht den umweltfeindlichen Energieformen gehört. Auch
mit Blick auf den nötigen Strukturwandel bieten die regenerativen Energien
Chancen für die Zukunft, die nicht verschenkt werden dürfen."

Erneut solidarisiert sich der BBU auch mit dem Widerstand vor Ort gegen die
noch immer drohende Rodung des Hambacher Forstes. Der BBU weist auf die
weiterhin anhaltenden Proteste hin. So wird auch am 27. Oktober 2018 wieder
eine große Demonstration beim Hambacher Forst stattfinden. Sie steht unter
dem Motto "Ende Gelände für die Kohle". In einem Aufruf zur Teilnahme an
der Demonstration heißt es: "In Berlin verhandelt die Kohle-Kommission bis
Jahresende, ob und wie schnell Deutschland aus dem Klimakiller Nummer
1 aussteigt - der Braunkohle. Gemeinsam müssen wir jetzt dafür sorgen, dass
die Schlote nicht mehr rauchen, der Hambacher Wald auf Dauer erhalten
bleibt und kein weiteres Dorf mehr abgebaggert wird."

Die Demonstration beginnt am Samstag (27.10.2018) um 10.30 Uhr am S-Bahnhof
Buir, um 11 Uhr beginnt die Kundgebung bei Buir.


Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat seinen
Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und engagierte
Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken. Der
BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen die
gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für umweltfreundliche
Energiequellen.



Vollständiger Demonstrationsaufruf, Hinweise zur Anreise am 27.10.2018
sowie Informationen über weitere Klimaschutzaktionen:

https://www.kohle-soli-demo.de/wp-content/uploads/2018/10/Aufruf-Ende-Gelaende-Solidemo-2018.pdf

https://www.kohle-soli-demo.de

https://www.ende-gelaende.org/de

https://hambacherforst.org

https://www.buirerfuerbuir.de/index.php

https://www.robinwood.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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KOHLEALARM/500: Klimakampf und Kohlefront - Etiketten ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 23. Oktober 2018

Promis für den Kohleausstieg: Der Wald ist erst der Anfang



Mehr als sechzig Personen des öffentlichen Lebens setzen sich gemeinsam für
einen baldigen Kohleausstieg ein. Bei einer Aktion der Klima-Allianz
Deutschland übernahmen die Prominenten, darunter bekannte Gesichter aus
Film, Fernsehen, Musik und Kultur, Baumpatenschaften im Hambacher Wald.
Internationale Unterstützung kam von 37 Preisträgern des Right Livelihood
Awards, besser bekannt als Alternativer Nobelpreis. Einen Tag, bevor die
Kohlekommission im Rheinischen Revier tagt, wurden ihre Portraits an den
Bäumen im Hambacher Wald aufgehängt. Ziel der Aktion sei, den Hambacher
Wald und die durch Tagebaue bedrohten Dörfer langfristig zu erhalten sowie
einen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten.

Der Schauspieler Benno Fürmann setzt mit der Baumpatenschaft ein Zeichen
für den Klimaschutz: "Deutschland muss beim Klimaschutz endlich wieder
vorankommen. Der Klimawandel stellt bereits jetzt eine große Belastung dar -
 insbesondere für die ärmsten Menschen im globalen Süden. Die Politik ist
es den Menschen hier und weltweit schuldig, die Gefahr ernst zu nehmen und
endlich zu handeln."

Mit der Aktion machten die Prominenten darauf aufmerksam, dass der
vorläufige Rodungsstopp im Hambacher Wald keinesfalls das Ende der
Auseinandersetzung bedeutet. Der Wald müsse nun dauerhaft unter Schutz
gestellt werden. Kohlekommission und Bundesregierung sollen nach ihrer
Ansicht sehr bald eine Entscheidung für den Kohleausstieg treffen.

Für Monika Hauser, Ärztin und Gründerin der Organisation medica mondiale,
geht es auch um die Menschen vor Ort: "Der Wald ist erst der Anfang.
Zahlreiche Dörfer rund um die deutschen Tagebaue sollen noch zerstört
werden, wenn es nach den Energiekonzernen geht. Tausende Menschen werden
gezwungen, für Tagebaue ihr Zuhause aufzugeben, über Jahrhunderte
gewachsene Dorfgemeinschaften werden zerstört. Für die Bewohnerinnen und
Bewohner sind diese Umsiedlungen sehr belastend, auch psychisch. Man fragt
sich schon, warum das alles noch sein muss, jetzt wo der Kohleausstieg
kommt." Hauser gewann 2008 den Right Livelihood-Award für ihren Einsatz
zugunsten traumatisierter Mädchen und Frauen in Kriegsgebieten.

Der Musikkabarettist Bodo Wartke möchte, dass der Wald dauerhaft erhalten
bleibt und hat sogar ein Lied dazu geschrieben. "Als ich im Sommer vor Ort
war und mit den Aktivistinnen und Aktivisten gesprochen habe, war mir
sofort klar: Dieser Wald ist ein Wald mit Symbolgehalt. Hier geht es nicht
allein um Bäume, es geht ums große Ganze", so Wartke.

Die Prominenten zeigten sich besorgt darüber, dass noch weitere Wälder und
wertvolle Natur in Deutschland von Braunkohletagebauen bedroht sind.
Tausende Menschen sollen nach den Plänen der Energiekonzerne noch ihr
Zuhause verlieren. Eine Zwangsumsiedlung ist für die Menschen ein tiefer
Eingriff in ihre Grundrechte und ihre Lebensplanung. Angesichts des
geplanten Kohleausstiegs ist dies nach Ansicht der Prominenten und der
Klima-Allianz Deutschland nicht mehr zu rechtfertigen. Wenn Deutschland
seine Klimaziele ernst nehme, müssen die Tagebaue deutlich verkleinert
werden. Viele Dörfer, fruchtbare Ackerböden und Natur können dann erhalten
bleiben.

Auch an die verbleibenden Arbeitnehmer müsse gedacht werden, indem man den
Kohleausstieg sozialverträglich gestalte. Die Bundesregierung solle
strukturschwache Regionen dabei unterstützen neue Zukunftsperspektiven
aufzubauen, sind sich die Prominenten einig.

Die Aktion wurde unterstützt von 350.org, Greenpeace, Germanwatch, Green
City, Europe Beyond Coal, NABU, Right Livelihood Award Foundation, WWF und
Yeşil Çember.


Diese Persönlichkeiten haben eine Baumpatenschaft im Hambacher
Wald übernommen:

 1. Abdelkarim, Kabarettist und Comedian

 2. Andreas Hoppe, Schauspieler

 3. Barbara Meier, Fotomodell und Schauspielerin

 4. Benno Fürmann, Schauspieler

 5. Björn Moschinski, veganer Koch und Tierrechtsaktivist

 6. Bodo Wartke, Musikkabarettist und Liedermacher

 7. Cassandra Steen, Pop- und R&B-Sängerin

 8. Christian Höppner, Cellist und Dirigent

 9. Dirk Steffens, Naturfilmer und Wissenschaftsjournalist

10. Doris Dörrie, Regisseurin

11. Enie van de Meiklokjes, Fernsehmoderatorin

12. Fatih Çevikkollu, Kabarettist und Schauspieler

13. Fiddler's Green, Folk-Rock-Band

14. Horst Wackerbarth, Fotokünstler

15. Idil Üner, Schauspielerin und Regisseurin

16. Johannes Strate und die Band Revolverheld, Pop-Rock-Band

17. Karsten Schwanke, Meteorologe und Fernsehmoderator

18. Larrikins, Rock-Band

19. Moritz Neumeier, Kabarettist

20. Ólafur Elíasson, Künstler und Gründer von Little Sun

21. Sarah Wiener, Fernsehköchin

22. Sebastian Pufpaff, Kabarettist

23. Torsten Sträter, Autor und Kabarettist

24. Urban Priol, Kabarettist

25. Wilfried Schmickler, Kabarettist

Alternative Nobelpreisträger*innen (Jahr der Verleihung in
Klammern)

26. Alyn Ware, Friedensaktivist (2009)

27. Angie Zelter, Friedensaktivistin, Trident Ploughshares (2001)

28. Annelies Allain, International Baby Food Action Network (1998)

29. Anwar Fazal, Verbraucherschützer (1982)

30. Bill McKibben, Umweltaktivist (2014)

31. Birgit Hansson, Friedensaktivistin (2002) 

32. David Suzuki, Wissenschaftsjournalist und Umweltaktivist (2009)

33. Dipal Barua, Grameen Shakti (2007)

34. Dr. Juan E. Garcés, Jurist (1999) 

35. Erik Dammann, Autor "The Future in our Hands" (1982)

36. Fernando Rendón, Internationales Poesiefestival Medellín (2006)

37. Henk Hobbelink, GRAIN (2011)

38. Hunter Lovins, Juristin, Politikwissenschaftlerin und Soziologin
(1983)

39. Jacqueline Moudeina, Anwältin (2011)

40. John F. Charlewood Turner (1988)

41. Johan Galtung, Friedensforscher (1987)

42. Juan Pablo Orrego, Ökologe (1998)

43. Kasha J. Nabagesera, Menschenrechtsaktivistin (2015)

44. Manfred Max-Neef, Ökonom (1983)

45. Martin Almada, Menschenrechtsaktivist (2002)

46. Martin Green, Umweltaktivist (2002)

47. Martín von Hildebrand, Consolidation of the Amazon Region (1999)

48. Maude Barlow, Aktivistin (2005)

49. Monika Hauser, Ärztin, Gründerin von "medica mondiale" (2008)

50. Nnimmo Bassey, Umweltschützer (2010)

51. P K Ravindran, Kerala Sastra Sahithya Parishat (1996)

52. Pat Mooney, Autor (1985)

53. Paul Walker, Politikwissenschaftler und Aktivist gegen Chemiewaffen
(2013)

54. Raul Montenegro, Biologe (2004)

55. Ruchama Marton, Physicians for Human Rights (2010)

56. Shrikrishna Upadhyay Sappros, Entwicklungshelfer (2010) 

57. Sima Samar, Ärztin und Politikerin (2012)

58. Stephan Corry, Survival International (1989)

59. Swami Agnivesh, Politiker und Sozialaktivist (2004)

60. Tapio Mattlar, Finnish Village Action Movement (1992)

61. Tony Clarke, Bürgerrechtler (2005)

62. Tony Rinaudo, Agrarökonom (2018)

63. Wes Jackson, Biologe (2000)


Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren 123 Mitgliedsorganisationen aus den
Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Jugend,
Verbraucherschutz, Gesundheit und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler,
nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/499: Klimakampf und Kohlefront - Baustellennöte ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 23.10.2018

Ende Gelände beginnt mit Campaufbau ++ Noch keine gerichtliche
Entscheidung zum Ort des Protestcamps ++ Tausende zu Kohle-Blockaden
erwartet



Kerpen-Buir - Das Aktionsbündnis Ende Gelände begann
heute mit dem Aufbau eines Protestcamps, für das im Lauf der Woche
mehrere Tausend Teilnehmende erwartet werden. Bis zum heutigen Mittag
lag dabei noch keine Entscheidung des Verwaltungsgerichts Aachen über
den Camport vor, da es noch auf eine Stellungnahme der Polizei warten
muss. Für den Aufbau des Camps hatten die Organisator*innen ursprünglich
über eine Woche Zeit eingeplant und mussten nun aus logistischen Gründen
auch ohne Gerichtsentscheid mit dem Aufbau beginnen.

"Wir lassen uns die Hinhaltetaktik der Polizei nicht länger gefallen.
Tausende Menschen werden zu unserer Aktion anreisen, die brauchen ein
Camp. Wir haben daher heute damit angefangen, die notwendige
Infrastruktur aufzubauen.", sagt Karolina Drzewo, Pressesprecherin von
Ende Gelände. Die Organisator*innen errichteten erste sanitäre Anlagen,
große Versammlungszelte und mobile Küchen. Die Anlieferung des Materials
war seit Monaten geplant und konnte nicht verschoben werden. Aus
taktischen Gründen kann das Bündnis heute noch keine Angaben zum genauen
Camport machen.

tausende Menschen irgendwo ihre Zelte aufschlagen. Seit Wochen
verhandeln wir mit der Polizei. Wir bedauern, dass sie auf unsere
Vorschläge nicht im Geringsten eingegangen ist und freuen uns darauf, im
Nachhinein vor Gericht Recht zu bekommen.", so Karolina Drzewo.

Die Polizei Aachen verfügte vergangene Woche, dass das Camp circa 30
Kilometer vom Hambacher Forst entfernt in Jülich-Mersch stattfinden
solle. Die abgelegene Schotterfläche ist für das Camp von Ende Gelände
völlig ungeeignet. Sie ist mit Warnschildern "Hochspannung -
Lebensgefahr" umzäunt und nicht mit öffentlichen Verkehrsmitteln
erreichbar. Nach dem sogenannten Brokdorf-Urteil des
Bundesverfassungsgerichts muss eine Versammlung in der Nähe ihres
politischen Bezugpunktes stattfinden können. Daher argumentiert Ende
Gelände vor Gericht für Flächen in Niederzier, nahe des Hambacher Forsts.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/498: Klimakampf und Kohlefront - gespaltene Zungen ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 23. Oktober 2018

Besuch der Kohle-Kommission im Revier am Mittwoch



Am kommenden Mittwoch, 24.10.2018 ist die Kohlekommission zu Besuch um
Rheinland. Sie werden sich in Bergheim treffen.

Viele von euch hatten sich Gedanken gemacht, was an diesem Tag
vielleicht sinnvoll ist zu tun oder wo mensch hingehen kann.

Hier für euch zwei Anknüpfungspunkte:

Die Linksjugend Solid NRW ruft dazu auf, bei der IGBCE-Demo
mitzumachen. Das Motto ist: "Ohne gute Arbeit kein gutes Klima: Wir
sind laut für unsere Jobs." Diese Demo wird ebenfalls in Bergheim
stattfinden. Infos findet ihr sicher bei der Linksjugend Solid NRW.

Außerdem mobilisiert Campact zu einer Kundgebung - auch in Bergheim.
Diese startet um 09:30 Uhr - genauer Ort wird noch bekannt gegeben.
Hier findet ihr den gesamten Aufruf von Campact:

"Am Mittwoch trifft sich die Kohlekommission am Tatort: dem größten
Loch von NRW. Hier im rheinischen Braunkohlerevier entstehen so hohe
CO2-Emissionen wie an kaum einem anderen Ort in Europa. Grund genug
für einen schnellen Kohleausstieg. Doch die Bergbaugesellschaft IGBCE
will das verhindern. Sie nutzt das Treffen, um für das Weiterlaufen
der Kohlekraftwerke zu demonstrieren.

Aber das Rheinland ist mehr als nur Kohleindustrie. Das machen wir der
Kommission am Mittwoch klar! Wenn sie am Tatort eintrifft, begrüßen
wir sie mit einer riesigen Erdkugel und den Worten: "Auf einem toten
Planeten gibt es keine Jobs." Uns ist klar: Die Gewerkschafter der
IGBCE brauchen eine Perspektive und wir haben Verständnis für ihre
Sorgen. Doch die Klimakrise geht uns alle an, auch die Kohlekumpel,
ihre Kinder und Enkel.

Zeigen Sie der Kommission, dass die Menschen in der Region für echten
Klimaschutz und einen schnellen Kohleausstieg einstehen. Bitte seien
Sie am Mittwoch, den 24. Oktober um 9.30 Uhr in Bergheim dabei."

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/497: Klimakampf und Kohlefront - ehrlich währt am längsten ... (kommunikatz)


kommunikatz - Pressemitteilung vom 22. Oktober 2018

Braunkohleausstieg jetzt umsetzen und endlich sozial verträglich
gestalten 



Am 24.10.18 besucht die Kohlekommission der Bundesregierung das
Rheinische Braunkohlerevier. Anlässlich dieses wichtigen Ortstermins
werden auch Stimmen aus der lokalen Protestbewegung laut. "Menschen und
ihre Schicksale dürfen nicht weiter gegeneinander ausgespielt werden",
so ein Vertreter des breiten Bündnisses aus Privatpersonen, Klima- und
Umweltschutzgruppen, das in den letzten Wochen in Aachen immer wieder zu
Demonstrationen aufgerufen hat.

"Mitarbeiter*innen, Anwohner*innen und Aktivist*innen müssen endlich in
den Dialog treten und sich gemeinsam gegen die Strukturen stellen, die
seit Jahrzehnten versuchen, sie zu Feinden zu machen". Rheinbraun/RWE
hatte, so der Bündnisvertreter, erschreckend lange freie Hand,
rücksichts- und respektlos mit Menschen und ihren Lebensentwürfen
umzugehen. "Berufskarrieren, Existenzen, Heimat - all das war und ist
noch immer der Gewinnmaximierung untergeordnet und im Weg". Mit diesem
menschen- und lebensfeindlichen Verhalten des Stromriesen müsse endlich
Schluss sein.

Durch die Hartnäckigkeit und Kreativität junger Menschen und den
anknüpfenden, breiten Protest der Bevölkerung gerät der gewissenlose
Großkonzern aktuell mehr und mehr in die Defensive. Das Bündnis stellt
daher die Frage, ob es seitens des Unternehmens nicht angemessen sei,
die Menschen endlich zusammen zu bringen und mit demütigen Maßnahmen der
Welt mitzuteilen:

"Ja, wir als Konzern haben verstanden. Im Angesicht des
gesellschaftlichen Schadens, den wir über Jahrzehnte in unserer Region
angerichtet haben, sind wir nun bereit, endlich über Strukturwandel,
neue Arbeitsplätze und -felder UND über Umweltschutz zu reden. Es gibt
Lösungen, die all diese Bereiche umfassen und alle Menschen einbeziehen.
Wir sind bereit, der Landschaft endlich den nötigen Respekt zu zollen
statt stur jede Tonne Braunkohle dem Boden zu entreißen!"

Es ist an der Zeit für RWE, ihren Kurs zu überdenken und neu
auszurichten. Die viel beschworene "Versorgungssicherheit" durch die
Kohleverstromung konnte nicht einmal vor Gericht ausreichend
nachgewiesen werden. Mit Erneuerbaren Energien, Speichertechnik und
dezentraler Energieversorgung kann diese Versorgungssicherheit besser
und deutlich nachhaltiger erreicht werden.

Das Protestbündnis fordert daher nicht nur einen sofortigen Beginn des
Ausstiegs aus einer rückwärtsgewandten Energietechnik und den Ausbau
Erneuerbarer Energien inklusive politischer Anreize für Forschung, Bau
und Investitionen in Neuanlagen. Vor allem fordert das Bündnis den
Konzern RWE unmissverständlich auf, endlich die Obhutspflicht für seine
Mitarbeiter*innen ernst zu nehmen und sofort und umfänglich sozial
verträgliche Lösungen für die gesamte Region anzubieten. "Die Zeit ist
reif: There are no jobs on a dead planet!" (Es gibt keine Arbeitsplätze
auf einem toten Planeten), schließt der Bündnisvertreter mit dem Zitat
eines Protestbanners.

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

http://kommunikatz.wordpress.com
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KOHLEALARM/496: Klimakampf und Kohlefront - alternativ und nachhaltig ... (Initiative Buirer für Buir)


Koordinierungskreis Strukturwandel - Pressemitteilung vom 22.10.2018

Strukturwandelkonzept



Buir - Im Sommer hat die Bundesregierung die Kommission "Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung" einberufen, die Vorschläge für einen
Ausstieg aus der Kohleverstromung und den begleitenden Strukturwandel in
den deutschen Braunkohlerevieren erarbeiten soll. Daraufhin hat sich in
unserer Region, gefördert durch die Stiftung Umwelt und Entwicklung
Nordrhein-Westfalen, ein Arbeitskreis aus Mitgliedern
zivilgesellschaftlicher Organisationen und engagierten Einzelpersonen
zusammengefunden, um Ideen für einen Strukturwandel im Rheinischen Revier
zu koordinieren.

Zu diesem Arbeitsprozess, der noch nicht vollständig abgeschlossen ist,
liegt nun unter dem Titel "Lebensraum Rheinisches Revier - gutes Leben und
gute Arbeit" ein erstes Ergebnis vor. Darin wird ein visionärer Ansatz für
die menschenwürdige, ökologische und zukunftsfähige Gestaltung des
notwendigen Strukturwandels skizziert.

Grundlage ist dabei die Idee einer nachhaltigen Entwicklung, in der sich
das Handeln der gesellschaftlichen Akteure - Staat, Zivilgesellschaft,
Ökonomie - an der Einhaltung sozialer Mindestanforderungen und planetarer
Obergrenzen orientiert. Dabei sind Ressourcenknappheit einerseits und die
Übereinkünfte des Pariser Klimaschutzabkommens andererseits zu beachten. In
der Konsequenz stellt sich die Frage, welches Wachstum wir uns leisten
können.

Das Konzept basiert auf einer Vernetzung wesentlicher Lebensbereiche und
wird anhand von acht Leitlinien beschrieben. Diese behandeln die
Themenfelder Energiewirtschaft, Industrieregion, Naturraum, städtische
Räume, Mobilität, Bildung, Bürgerbeteiligung sowie Finanzierung/Förderung.
Zu diesen Leitlinien werden Vorschläge unterbreitet. Auf diese Weise ist
ein positives Leitbild für das Rheinische Revier entstanden, in dem die
Beteiligten darstellen, wie sie sich die Zukunft der Region vorstellen, und
das auch auf andere Regionen übertragbar ist.

Durch die Umsetzung des Konzepts kann das Rheinische Revier zu einer
Pilotregion für die Entwicklung zukunftsfähiger Arbeits-, Wohn- und
Lebensverhältnisse werden.



Präsentation zum Strukturwandelkonzept:

https://www.buirerfuerbuir.de/index.php/aktuelles/279-strukturwandelkonzept

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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KOHLEALARM/495: Klimakampf und Kohlefront - Gegenaufklärung ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Pressemitteilung vom 21. Oktober 2018

No jobs on a dead planet - Kohlebagger besetzt in Hambach



In den frühen Morgenstunden des Sonntags, dem 21.10.2018 wurde erneut
ein Bagger in der Kohlegrube Hambach von einer Gruppe Aktivist_innen
besetzt und somit blockiert. Die Aktivist_innen erklommen friedlich
den Schaufelradbagger und befestigten Transparente mit den Sprüchen
"No jobs on a dead planet", "Die falschen trifft es oft, nicht mit
Kumpel* wollen wir Zoff" und einer gemalten Erdkugel und einem
herzförmigen Anarchiezeichen.

Die Aktivist_innen wollen darauf aufmerksam machen, dass mit dem
vorläufigen Rodungsstop nicht das Ende der zerstörerischen
Kohlegewinnung einhergeht. Weiterhin wird Natur zerstört, Dörfer
abgerissen, Menschen zwangsumgesiedelt und für kommende Generationen
ganze Landstriche verwüstet.

Während immer wieder angebliche Sachzwänge vorgeschoben werden, wird
die Kohlegewinnung ausschließlich aus Profitinteressen fortgeführt.
Kohle zur Energiegewinnung ist, wenn Mensch Langzeitkosten ignoriert,
lukrativ - aber nicht energietechnisch notwendig, der Klima
schädlichste Energieträger und hat schlicht keine Zukunft.

Der ständige Stellenrückbau ist schon jahrelang von RWE geplant und
hängt nicht mit der Besetzung zusammen. Im Gegenteil schaffen die
Aktionen und der Widerstand im Hambacher Forst Arbeitsplätze im
Sicherheitsbereich. Langfristige Arbeitsplätze im Braunkohleabbau zu
erhalten ist nicht möglich, stattdessen brauchen wir klimafreundliche
Alternativen oder sollten eine solidarische, rücksichtsvolle,
hierarchiefreie Gesellschaft anstreben. Dieser Gegenentwurf zu den
vorherrschenden Dogmen der Profitmaximierung des ausufernden
Kontrollanspruchs wird seit Jahren im Hambacher Forst gelebt, aber
gewaltvoll von Staat und Konzern bekämpft.

Doch die Rechnung geht nicht auf - mit jeder Räumung ist der
Widerstand gewachsen und Entwürfe eines solidarischen Miteinanders
wurden erdacht und erprobt. Es liegt in unser aller Verantwortung,
selber mit anzupacken, ob Baggerbesetzung, Baumhaus oder Abspülen auf
dem Camp - gemeinsam können wir etwas erreichen!

-#hambigehtweiter

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Oktober 2018

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/494: Klimakampf und Kohlefront - Schaukelspiele ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 20.10.2018

Keine Einigung zu Ort des Ende Gelände Protestcamps ++ Klage gegen
Polizeibescheid geplant ++ Tausende auf dem Weg ins Rheinland zu
Kohle-Blockaden



Kerpen-Buir. Das Bündnis Ende Gelände plant für nächste Woche ein
Protestcamp mit mehreren tausend Teilnehmenden im Rheinischen
Braunkohlerevier. Mit einem breiten Bildungs- und Kulturangebot
demonstriert das Bündnis für einen sofortigen Kohleausstieg und den
dauerhaften Erhalt des Hambacher Forsts. Darüber hinaus sind Blockaden von
Kohleinfrastruktur und Demonstrationszüge geplant.

Bei der Frage der Campfläche gibt es nach wie vor keine Einigung zwischen
Organisatoren und Polizei. Ende Gelände hatte Flächen der Rurwiesen in
Huchem-Stammeln angemeldet, alternativ dazu Flächen in Ellen als geeignet
angesehen. Die Polizei lehnte diese Vorschläge gestern plötzlich nach
wochenlangen Verhandlungen und verfügte, dass das Camp stattdessen nördlich
von Jülich, circa 30 Kilometer vom Hambacher Forst entfernt, stattfinden
solle.

Ende Gelände hält die abgelegene Fläche für völlig ungeeignet. Dem Ort
einer Demonstration kommt laut Brokdorf-Urteil des
Bundesverfasssungsgerichts eine hohe symbolische Bedeutung zu. Protest
gegen die klimaschädliche Kohle müsse daher in der Nähe des Abbaugebiets
stattfinden können, so Ende Gelände. "Wir werden gegen den Bescheid der
Polizei klagen und unsere Grundrechte durchsetzen", so Karolina Drzewo,
Pressesprecherin von Ende Gelände. Auch das polizeiliche Verbot der
Großdemonstration am 06. Oktober wurde vom Verwaltungsgericht Aachen
gekippt.

"Seit einem halben Jahr suchen wir Flächen. RWE gehört hier fast alles Land
und sie üben enormen Druck auf Landwirte aus, ihre Flächen nicht zur
Verfügung zu stellen. Auch die Polizei will unsere Demonstrationen
behindern. Protest muss dort möglich sein, wo Zerstörung stattfindet, auch
wenn das der RWE missfällt", sagt Selma Richter von Ende Gelände.

"Wir brauchen schnellstmöglich eine Entscheidung, mit der wir das Camp
aufbauen können. Denn eins ist klar: Tausende Menschen werden nächste Woche
auf die ein oder andere Weise gegen die Kohle campen, definitiv", so
Richter.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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SPRACHE/980: Romanistin Annegret Bollée wertet Kreolisch auf (idw)


Otto-Friedrich-Universität Bamberg - 23.10.2018

Romanistin Annegret Bollée wertet Kreolisch auf

• Kreolisch - eine vollwertige Sprache

• Sicht- und hörbares Lebenswerk der Romanistin Annegret Bollée



Kreolsprachen galten lange als minderwertig. Entstanden sind sie zur
Kolonialzeit, als Sklaven aus verschiedenen Teilen Afrikas in die neuen
Kolonien verschleppt wurden. Sie verständigten sich mit vereinfachten
Formen der Sprachen der Kolonialherren, aus denen sich dann allmählich die
Kreolsprachen entwickelt haben. Prof. Dr. Annegret Bollée, ehemalige
Inhaberin des Lehrstuhls für Romanische Sprachwissenschaft und Mediävistik
an der Universität Bamberg, beschäftigt sich seit Jahrzehnten mit dem
Kreolischen. Die sichtbare Krönung ihres Lebenswerks ist die Vollendung
eines achtbändigen Etymologischen Wörterbuchs der französischen
Kreolsprachen, dessen letzte Bände im Sommer 2018 erschienen sind. "Noch
wichtiger ist mir persönlich, dass ich die Kreolsprachen im Bewusstsein
ihrer Sprecher aufwerten konnte", meint Annegret Bollée lächelnd.

Als sie für ihre Habilitation in den 1970ern die Seychellen besuchte,
lernten die Schulkinder auf Englisch Lesen und Schreiben - nicht auf
Kreol, ihrer Muttersprache. Dort hieß es früher, dass Kreol keine Sprache
sei, weil es keine Grammatik habe. Die Sprachwissenschaftlerin entwickelte
eine Orthographie fürs Seychellenkreol, die an Schulen eingeführt und bis
heute in leicht angepasster Form im Unterricht verwendet wird, außerdem
verfasste sie eine Grammatik. "Ich habe bewiesen, dass es eine
vollwertige Sprache mit Grammatik ist", erzählt Annegret Bollée.
Seychellenkreol ist jetzt neben Englisch und Französisch die offizielle
Amtssprache auf den Seychellen. Dort wurde Annegret Bollée im Jahr 2017
für ihren wertvollen Beitrag zur Entwicklung und Bewahrung der kreolischen
Sprache und Kultur mit einer Trophäe aus Glas geehrt.

Auf wissenschaftlicher Ebene sieht die Forscherin das Etymologische
Wörterbuch der französischen Kreolsprachen als ihr Lebenswerk an. Mit der
Arbeit, die von der Deutschen Forschungsgemeinschaft gefördert wurde, hat
sie 1980 begonnen. Zuletzt leitete sie es gemeinsam mit Prof. Dr. Ingrid
Neumann-Holzschuh von der Universität Regensburg. "Mit unserem Wörterbuch
erforschen wir auch das Französische der Kolonialzeit und die heutigen
Varietäten des Französischen in Amerika", erklärt Annegret Bollée.
"Deshalb ist es für die Wissenschaft so ergiebig: Wir haben damit
Grundlagenforschung geleistet." Aus den gedruckten Bänden entsteht gerade
eine digitale Datenbank, die etwa in einem halben Jahr fertiggestellt
wird.

Annegret Bollée studierte Romanistik und Anglistik in Hamburg,
Aix-en-Provence und Bonn, wo sie 1969 auch promovierte. 1976 wurde sie an
der Universität zu Köln in der Romanischen Philologie habilitiert. Von 1978
bis 2002 hatte sie den Lehrstuhl für Romanische Sprachwissenschaft und
Mediävistik an der Universität Bamberg inne.


Einen ausführlichen Artikel über Annegret Bollée und ihr Lebenswerk
finden Sie unter:

https://www.uni-bamberg.de/news/artikel/kreolsprache-bollee-woerterbuch/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-Friedrich-Universität Bamberg, 23.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UNIVERSITÄT/243: Vechta unterzeichnet "Charta der Vielfalt" (idw)


Universität Vechta - 23.10.2018

Universität Vechta unterzeichnet "Charta der Vielfalt"



An der Universität Vechta wird Diversität unter Studierenden und
Mitarbeitenden als Bereicherung wahrgenommen. Deswegen will sie gelebte
Vielfalt, Wertschätzung und Chancengerechtigkeit in allen Bereichen
einsetzen, aktiv fördern und Strukturen für einen chancengerechten
Arbeits- und Studienort ausbauen. Ende 2017 begann dazu das
Auditierungsverfahren "Vielfalt gestalten" des Stifterverbandes für die
Deutsche Wissenschaft e. V. an der Universität. Ein Baustein hin zu einer
umfassenden Diversity-Strategie, die am Ende des Audits steht, ist aktuell
die erfolgreiche Unterzeichnung der "Charta der Vielfalt".

"Unser Ziel ist es, mit der Unterzeichnung der Charta der Vielfalt die
Bereicherung unserer Universität durch eine Vielfalt beim Personal, bei
den Teams und ihren Arbeitsweisen sichtbar zu machen", so die zuständige
Vizepräsidentin für Personal und Finanzen, Dr.in Marion Rieken. "In
Arbeitsgruppen entwickeln wir kreative Ideen und praxisnahe Instrumente,
um die gelebte Vielfalt weiter zu stärken."

Die Charta der Vielfalt basiert auf einer 2006 ins Leben gerufenen
Initiative, die seit 2010 vom gleichnamigen Verein betreut wird. Der
Verein setzt sich für Vielfalt in der Arbeitswelt ein. Schirmherrin ist
Bundeskanzlerin Dr.in Angela Merkel. Mittlerweile haben sich knapp 3.000
Unterzeichner, darunter zahlreiche öffentliche Einrichtungen sowie
Vereine, Verbände und Stiftungen sowie bundesweit 91 Universitäten und
(Fach-)Hochschulen, offiziell zu diesem Grundsatz bekannt. Die Universität
Vechta ist mit dem Erhalt der von Staatsministerin Annette Widmann-Mauz
(Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und
Integration) unterzeichneten Urkunde nun eine der 10 Bildungseinrichtungen
in Niedersachsen, die mit der Unterzeichnung der Charta ein deutliches
Zeichen für Diversität setzt.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution170

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Vechta, 23.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4169: Stuttgart - A.L. Kennedy, Süßer Ernst, 20.11.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für November 2018

Dienstag, 20.11.18, 19.30 Uhr

Süßer Ernst

A.L. Kennedy

Lesung und Gespräch,

Moderation: Tobias Döring

Deutsche Lesung: Lisa Wildmann



Die schottische Autorin A. L. Kennedy gehört zu den herausragenden
literarischen Stimmen Großbritanniens und legt in diesem Jahr ihren
neuen Roman "Süßer Ernst" vor, ein großer London-Roman und eine
Geschichte über Wiedergutmachung, ins Deutsche übertragen von Ingo
Herzke. Gibt es sie wirklich, jene Liebe, die wahrhaft süß ist, weil
sie den anderen - seine Verletzungen, seine Einsamkeit - ernst nimmt?
In ihrem ergreifenden und skurril-witzigen Roman fragt A.L. Kennedy
nach der Möglichkeit echter Gefühle in zutiefst narzisstischen
Zeiten: Jon, Staatsdiener der britischen Regierung in London, muss
täglich unmoralisch handeln. Um seiner Entfremdung zu entkommen,
schreibt er Liebesbriefe im Auftrag alleinstehender Frauen. Eine von
ihnen ist Meg, die sich gerade von ihrer Alkoholsucht erholt. Betört
von seiner Handschrift und seinen Worten, sucht sie Jon inmitten der
pulsierenden Großstadt auf - und die Geschichte nimmt ihren ganz
eigenen Lauf.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für November 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4168: Stuttgart - Aylet Gundar-Goshen, Lügnerin, 12.11.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für November 2018

Montag, 12.11.18, 19.30 Uhr

Lügnerin

Aylet Gundar-Goshen

Lesung und Gespräch,

Moderation: Anat Feinberg

Deutsche Lesung: Barbara Stoll



An der Eisverkäuferin Nuphar Schalev bleibt kein Blick länger hängen
als notwendig. Doch als sie eines Tages ein Missverständnis zu einer
Lüge formt, ändert sich alles, und sie rückt ins Zentrum des
öffentlichen Interesses. Die Lüge wächst und gedeiht, und mit der
Lüge wächst und gedeiht zugleich die junge Liebe zu Lavie Maimon, der
im vierten Stock über der Eisdiele wohnt. Doch die Liebe ist in ihrem
Wesen fragil und verletzbar; sie ist wahr, illusionistisch und
hochprojektiv zugleich. Der Roman erzählt von der Versuchung, die
Macht der Worte zu missbrauchen, von der Manipulation der
Wirklichkeit, von Anklagen und Geständnissen und vom Versuch, zu so
etwas wie Wahrheit zurück zu finden, so die Literaturkritikerin
Sigrid Brinkmann anerkennend im Deutschlandfunk. Die junge, zur
Wahrheit gezwungene Lügnerin reift dabei am Erfinden von Geschichten.
Aylet Gundar-Goshen, geboren 1982 in Tel Aviv, wo sie auch heute
lebt, wurde für ihre Kurzgeschichten, Drehbücher und Kurzfilme
bereits vielfach ausgezeichnet.

In Zusammenarbeit mit dem Forum für jüdische Kultur und Bildung und
den jüdischen Kulturwochen

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für November 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4167: Stuttgart - Richard Powers, Die Wurzeln des Lebens, 06.11.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für November 2018

Dienstag, 06.11.18, 19.30 Uhr

Die Wurzeln des Lebens

Richard Powers

Lesung und Gespräch,

Moderation: Hans Jürgen Balmes

Deutsche Lesung: Stefan Wancura



"Jetzt ist Kastanienzeit. Die Leute schleudern Steine gegen die
mächtigen Stämme. Ringsum gehen die Früchte zu Boden, ein himmlischer
Hagel." Richard Powers Er hat nicht nur als einer der wenigen
Menschen weltweit seine eigenen Gene vollständig entschlüsseln
lassen, sondern verarbeitet große Fragen der Neurowissenschaft und
Genforschung literarisch und verschränkt sie mit Ausflügen z.B. in
die klassische Musik oder Mathematik. In Richard Powers Erzählwelt
ist alles miteinander verknüpft, und um Verknüpfungen und
Verwurzelungen geht es auch in seinem neuen Roman "Die Wurzeln des
Lebens", für den er sogleich für den Man Booker Prize 2018 nominiert
wurde. Hier findet eine Gruppe Menschen zusammen, die die ältesten
Mammutbäume Amerikas zu retten versucht und dabei in eine Spirale von
Politik und Gewalt gerät, die nicht nur ihr Leben, sondern in letzter
Instanz auch unsere ganze Welt bedroht. Wie kaum ein anderer ist
Richard Powers der Gegenwart auf der Spur: Das Wissen unserer Zeit
will er in Geschichten erfahrbar, die Verwerfungen emotional erlebbar
machen. Er wurde 1957 geboren und lebt in den USA. 2006 erhielt er
den National Book Award für "Das Echo der Erinnerung". Den Text ins
Deutsche übertragen haben Gabriele Kempf-Allie und Manfred Allie.

In Zusammenarbeit mit dem Deutsch-Amerikanischen Zentrum

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für November 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1251: Stuttgart - Jean-Luc Nancy, Winfried Kretschmann, Auf der Suche nach einer Kultur des Friedens. 21.11.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für November 2018

Mittwoch, 21.11.18, 19.00 Uhr

Auf der Suche nach einer Kultur des Friedens.

Jean-Luc Nancy, Winfried Kretschmann

Gespräch,

Moderation: Felix Heidenreich



Mit dem Ende der Kriegshandlungen im Herbst 1918 endete ein
Weltkrieg, der unvorstellbares Leid und Zerstörung über die Welt
gebracht hatte. Doch das Ende des Krieges bedeutete keineswegs den
Beginn des Friedens. Die Idealisierung des Kampfes, die totale
Mobilmachung aller Lebensbereiche und die Technisierung des Tötens
hatten die Gesellschaft grundlegend verändert. Das Podiumsgespräch
wird der Frage nachgehen, was es bedeuten könnte, den Krieg
tatsächlich zu überwinden und an einer Kultur des Friedens zu
arbeiten. Dazu wollen wir verschiedene Brücken bauen, zwischen
Frankreich und Deutschland, Straßburg und Stuttgart, aber auch
zwischen der Philosophie und der Politik. Zu diesem Dialog eingeladen
haben wir den französischen Philosophen Jean-Luc Nancy, einer der
bekanntesten Philosophen der Gegenwart. Mit ihm ins Gespräch kommt
der baden-württembergische Ministerpräsident Winfried Kretschmann.

Eine gemeinsame Veranstaltung von IZKT/Universität Stuttgart,
Institut francais, Literaturhaus Stuttgart und Hospitalhof

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für November 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/6226: Braunschweig - Preisgekrönte Schriftsteller lesen aus ihren aktuellen Büchern, 3.11.2018


"Lange Nacht der Literatur" vor der Verleihung des Wilhelm Raabe-Literaturpreises 2018



Braunschweig. Die Lange Nacht der Literatur geht am Samstag, 3.
November, ab 19 Uhr, im Kleinen Haus des Staatstheaters in die neunte
Runde. Auf Einladung des Raabe-Haus:Literaturzentrums und des
Staatstheaters Braunschweig lesen am Vorabend der Verleihung des
Wilhelm Raabe-Literaturpreises 2018 wieder preisgekrönte
Schriftstellerinnen und Schriftsteller aus ihren aktuellen Büchern im
Kleinen Haus. Parallel auf drei Bühnen kann das Publikum fünf Stunden
lang die Höhepunkte der aktuellen deutschsprachigen Literatur erleben.
Weitere Informationen unter der Telefonnummer 70189317.

Nach den hochkarätige Autorenlesungen findet eine eine
Podiumsdiskussion statt und anschließend das "Late-Night-Programm".
Die regulären Eintrittskarten für die Lange Nacht der Literatur sind
ausverkauft. Für alle Veranstaltungen ab 19.50 Uhr gibt es an den
Kassen des Staatstheaters noch Karten zum reduzierten Preis von 15
Euro und 7 Euro. Mit diesen Tickets kommt man zwar nicht mehr in die
Auftaktlesung, erlebt aber trotzdem noch vier Stunden mit
preisgekrönten Autoren auf drei Bühnen im Kleinen Haus des
Staatstheaters Braunschweig.

Die Autoren: María Cecilia Barbetta (Shortlist des Deutschen
Buchpreises 2018), Esther Kinsky (Literaturpreis der Leipziger
Buchmesse 2018), Christian Lehnert (Deutscher Preis für Nature Writing
2018), Tanja Maljartschuk (Ingeborg-Bachmann-Preis 2018), Gianna
Molinari (Robert-Walser-Preis 2018), Fiston Mwanza Mujila
(Peter-Rosegger-Literaturpreis 2018), Christoph Peters
(Wolfgang-Koeppen-Preis 2018), Kerstin Preiwuß (Eichendorff
Literaturpreis, Lyrikpreis Meran), Judith Schalansky (Wilhelm
Raabe-Literaturpreis 2018) und Philipp Weiss (Literaturpreis der
Jürgen-Ponto-Stiftung 2018).

Die Moderatoren: Prof. Dr. Moritz Baßler (Germanistisches Institut der
Universität Münster), Alexander Cammann (DIE ZEIT), Thomas Geiger
(Literarisches Colloquium Berlin), Dr. Michael Schmitt (3Sat), Cécile
Schortmann (3sat), Katharina Teutsch (u.a. FAZ, Tagesspiegel) und Dr.
Hubert Winkels (Deutschlandfunk).

Podiumsdiskussion: "Wildnis, Gegend, Landschaft: Warum ist das
Schreiben über Natur so beliebt?" mit Esther Kinsky, Christian Lehnert
und Katharina Teutsch, moderiert von Cécile Schortmann.

Das Programm endet musikalisch mit dem Format "Direktmusik" mit
Mitgliedern des Staatstheaters Braunschweig. Moderiert wird
"Direktmusik - Ekstase" unterm Leselämpchen. Lieder über Literatur
von Schauspieldramaturg Holger Schröder und Regisseur Christoph Diem.

Weitere Informationen unter: www.literaturzentrum-braunschweig.de und
www.staatstheater-braunschweig.de.

Die Lange Nacht der Literatur findet im Rahmen der Verleihung des
Wilhelm Raabe-Literaturpreises statt und ist eine Kooperation von der
Stadt Braunschweig, dem Staatstheater Braunschweig und
Deutschlandfunk.

Die Lange Nacht der Literatur wird gefördert vom Niedersächsischen
Ministerium für Wissenschaft und Kultur.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 22. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/6225: Braunschweig - "Der junge Wohlklang", Werke von Ernst Schulze, 28.10.2018


"Der junge Wohlklang": Lesung über Werke von Ernst Schulze 



Braunschweig. Bei einer Lesung und Gespräch mit dem Titel "Der junge
Wohlklang" am Sonntag, 28. Oktober, um 15 Uhr geht es im Raabe-Haus,
Leonhardstraße 29a, um Texte von Ernst Schulze. Die Herausgeber Oskar
Ansull und Joachim Kersten stellen die Tagebücher und Briefe des
Poeten vor. Der Eintritt ist frei. Weitere Information und
Reservierungen unter der Telefonnummer 70189317.

Die in Form und Wohlklang vollendeten Gedichte von Ernst Schultze
wurden mit denen Wielands und Goethes verglichen. Infolge seines Todes
wurde er beinahe komplett vergessen. Zu Unrecht, wie die in dieser
Veranstaltung vorgestellten Texte zeigen, die schon 1904 durch Karl
Emil Franzos im Cotta Verlag veröffentlicht werden sollten. Die Briefe
und Tagebücher erscheinen zum ersten Mal als Buch. Es korrigiert das
bisherige Bild eines Poeten, dessen Verse seine Zeit nicht überdauert
haben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 23. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8437: Und morgen, den 25. Oktober 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 25.10.2018 bis zum 26.10.2018 +++






[image: Jean-Luc 8437 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wolkenfelder oder trübe,

Regen sprüht gelegentlich,

Jean langweilen solche Schübe

und darum verdrückt er sich.
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MEMORIAL/192: Der Dreißigjährige Krieg warf Deutschland um zweihundert Jahre zurück (Gerhard Feldbauer)


Der Dreißigjährige Krieg - eine machtpolitische Auseinandersetzung zwischen dem Habsburger Block Österreich-Spanien und Frankreich mit wechselnden Verbündeten

Er warf Deutschland um zweihundert Jahre zurück

Gravierende Folgen des Scheiterns der deutschen Kaiserherrschaft

von Gerhard Feldbauer, 23. Oktober 2018
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Das Heilige Römische Reich deutscher Nation am Vorabend des Dreißigjährigen Krieges (1618)
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Als der 30jährige Krieg begann, hatte die Niederlage der
demokratischen Kräfte im Bauernkrieg die nationale Zersplitterung und
Rückständigkeit Deutschlands vergrößert. Viele Landesfürsten waren zum
Protestantismus übergetreten, hatten den Kirchenbesitz eingezogen und
so ihre Macht gestärkt. Im Ergebnis der wachsenden Feudalreaktion war
die Leibeigenschaft ausgeweitet worden, was die Entwicklung zur
industriellen Produktion hemmte. [1] Die Versuche des Kaisers, die
politische Einheit des Reiches wiederherzustellen, scheiterten am
Partikularismus der Territorialfürsten. Im Augsburger Religionsfrieden
von 1555 erkannte der Kaiser ihre Selbständigkeit an. Sie konnten die
Konfession ihrer Untertanen bestimmen, was die nationale Zerrissenheit
weiter vertiefte und den wirtschaftlichen Fortschritt des Bürgertums
aufhielt. Der Aufbau der militärischen Kräfte auf der kleinstaatlichen
Basis, wie in Bayern und Sachsen, trieb die Fürsten in die Arme
ausländischer Mächte. Im Kampf gegen Habsburg bedienten sich
Frankreich, die Niederlande, England, Dänemark und Schweden der 1608
gebildeten Protestantischen Union, während sich die ein Jahr später
gegründete Katholische Liga Österreich, Spanien und dem Vatikan
anschloss. Mit der Beseitigung der Errungenschaften der Reformation
schwächte der 1617 zum böhmischen König erhobene Habsburger Katholik
Ferdinand (1619 zum Kaiser gewählt) seine eigenen Positionen, die
Zentralgewalt zu stärken.
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Krönung von Ferdinand II. zum König von Böhmen im Jahr 1617

Abbildung: By G. Keller (Unknown source) [Public domain], via Wikimedia



Der religiöse Rahmen der Auseinandersetzungen (Katholiken gegen
Protestanten) war nicht der entscheidende, wie das Bündnis des
katholischen Frankreich mit dem protestantischen Schweden gegen das
katholische Oberhaupt des Reiches zeigte. Ein zentrales Thema wurde
der Kampf zwischen der kaiserlichen Zentralgewalt und den
partikularistischen Bestrebungen der Fürsten, in deren Ergebnis die
ohnehin labile Zentralgewalt weiter geschwächt wurde.

Auf der Tagesordnung der Geschichte stand, in Deutschland den Prozess
der Formierung der Nation voranzubringen und als entscheidende
Grundlage dazu die politische Einheit des Reiches wiederherzustellen.
Nur so konnte den Produktivkräften der Weg geebnet werden, um die
Ablösung der Feudalordnung durch eine kapitalistische Produktionsweise
einzuleiten. Die allgemeinen Entwicklungsgesetze der menschlichen
Gesellschaft (der Historische Materialismus) waren noch nicht bekannt.
Sie wurden erst 200 Jahre später durch Karl Marx und Friedrich Engels
entdeckt und in ihrem "Manifest der Kommunistischen Partei" [2]
entwickelt. Sie sahen im Proletariat die revolutionäre Kraft, dazu
berufen, die kapitalistische Ordnung zu beseitigen und eine
sozialistische zu errichten. Unter der Feudalordnung existierte eine
solche revolutionäre Kraft noch nicht. Ohne Widerspruch gegen oder gar
Enthüllung der volksfeindlichen Machenschaften und antinationalen
Positionen der Kräfte, die beispielsweise in Deutschland gemeinsame
Sache mit den ins Land einfallenden feindlichen Mächten machten,
konnten sich dann die jeden Fortschritt hemmenden Parteien
durchsetzen. Letzten Endes siegten dann die Mächte, die sich auf eine
Zentralgewalt stützen konnten. Eine große Rolle spielten starke
Persönlichkeiten (wie Richelieu [3] oder Wallenstein [4]).
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Der Prager Fenstersturz auf einem zeitgenössischen Flugblatt, einem Holzschnitt zu der Legende, daß dank Gottes die von den Statthaltern ausgehende Gefahr abgewendet worden sei...
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Der Böhmisch-Pfälzische Krieg (1618-23) [5]

Die Auseinandersetzungen setzten mit dem böhmischen Aufstand, der
nationalen Erhebung der Tschechen gegen die habsburgische Herrschaft,
ein. Er begann mit der Defenestration, dem Prager Fenstersturz [6], am
23. Mai 1618. Vertreter der protestantischen Stände warfen drei
königliche Statthalter mit Jaroslaw Borsita Graf von Martinitz an der
Spitze durch ein Fenster der Prager Burg in einen 17 Meter tief
liegenden Graben. Alle drei überlebten den Fenstersturz.

Die böhmischen Stände wählten danach den Kurfürsten Friedrich V. von
der Pfalz zum böhmischen König. Sie wollten damit die Unterstützung
der Protestantischen Union gewinnen, deren Führer er war. Dagegen rief
Ferdinand II. die Katholische Liga zu Hilfe. Der Böhmisch-Pfälzische
Krieg ging bis 1623. Die adligen Führer der tschechischen nationalen
Bewegung lehnten eine Mobilisierung der Volksmassen ab. Da die
Protestantische Union ihnen nicht zu Hilfe kam, wurden sie am
8. November 1620 in der Schlacht am Weißen Berg (Bilá hora) vor Prag
von Tilly, dem Befehlshaber der Liga-Truppen [7], geschlagen.
Friedrich V. floh nach den Niederlanden.
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Die Schlacht am Weißen Berg von 1620, dargestellt in einem Gemälde von Pieter Snayers
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In Böhmen, das wieder an Österreich fiel, wurde ein Terrorregime der
Gegenreformation errichtet. Es begann der Streit über die Beute. Der
bayerische Herzog verlangte als Führer der Liga einen Teil der
pfälzischen Besitzungen und die Ernennung zum Kurfürstenherzog. Gegen
den Protest der protestantischen Fürsten gab der Kaiser nach. Seine
gewachsene Macht und sein Handeln im Einvernehmen mit Spanien rief
Frankreich, England und die Niederlande auf den Plan. Sie gewannen den
dänischen König Christian IV. als Vasallen, der, von ihnen finanziert,
an Elbe und Weser ein starkes Heer als Sammel- und Stützpunkt der
deutschen protestantischen Fürsten aufstellte.

Mit der Eroberung der protestantischen Kurpfalz durch die katholische
Liga (1621/22) greift der Krieg auf Deutschland über. Es setzt eine
machtpolitische Auseinandersetzung zwischen dem Habsburger Block
Österreich-Spanien und Frankreich mit wechselnden Verbündeten ein,
welche die Dimension eines europäischen Krieges annimmt.


Der Niedersächsisch-Dänische Krieg (1625-29)

Mit dem Vorrücken der Truppen der Liga in Nordwestdeutschland und dem
Eingreifen Dänemarks beginnt der Niedersächsisch-Dänische Krieg.
Deutschland wird von jetzt ab Hauptkriegsschauplatz. Dänemark will
eine beherrschende Stellung in Nordeuropa erringen und greift zuerst
an. Die Armee Christian IV. rückt vor, wird aber in mehreren
Schlachten von Tilly und Wallenstein geschlagen. 1629 muss der Däne im
Frieden von Lübeck zusagen, sich nicht mehr in deutsche
Angelegenheiten einzumischen. Diese Etappe des Krieges endet mit dem
vollständigen Sieg des Kaisers, der seit 1625 über ein von Wallenstein
rekrutiertes Heer von 40.000 Mann verfügt. Mit der Verabschiedung des
Restitutionsedikts am 6. März 1629 festigt er zwar seine Macht, bringt
aber damit auch die protestantischen Fürsten noch mehr gegen sich auf.
[8] Denn die gewachsene Macht des Kaisers bringt die Fürsten wieder
zusammen. Auf dem Kurfürstentag in Regensburg (1630) zwingen sie
Ferdinand II., Wallenstein zu entlassen und sein Heer zu verringern.
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Wallenstein - kaiserlicher Kriegsrat und Kämmerer, Allerhöchster Obrist und General von Prag in einem Kupferstich von 1625/28
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Wallenstein - objektiv progressivste Gestalt

Wallenstein war, wie schon Friedrich Schiller in seinem großartigen
gleichnamigen Drama herausarbeitete [9], objektiv die progressivste
Gestalt der Ereignisse. "Wallenstein verfolgte, schrieb Franz Mehring,
"in Deutschland dasselbe Ziel, das Richelieu [10] in Frankreich
gleichzeitig verfolgte: Die Herstellung einer rein weltlichen
Monarchie, die sich frei von allen konfessionellen Gegensätzen über
die hadernden Fürsten erheben, die Klassengegensätze im Inneren
mildern und die gesamte Kraft der Nation nach Außen kehren sollte.
(...) Er hatte ein sehr klares Ziel, das, wie das französische
Beispiel zeigte, nicht nur erreichbar war, sondern auch im Sinne des
historischen Fortschritts lag." [11] Der Drahtzieher seiner Ermordung
1634 war der kaiserliche Hof. Ferdinand II. fürchtete die zunehmende
Machtfülle des erfolgreichen Heerführers, dessen pro-bonapartistische
Haltung nicht ausschloss, dass er angesichts der Schwäche des Kaisers
selbst danach hätte streben können, Herrscher Deutschlands zu werden.

Zum Scheitern Wallensteins trug der Widerstand der Fürsten,
katholischer wie protestantischer, aber auch der Städte (der
Hansestädte Hamburg, Bremen, Lübeck und weiterer) bei. Sie weigerten
sich, ihre Schiffe für die Herrschaft über die Ostsee zur Verfügung zu
stellen. Mehring erwähnt, dass sich Wallenstein mit weitreichenden
Plänen trug, Konstantinopel zu erobern und die Türken aus Europa zu
vertreiben, während ihm Stralsund, als er von ihm die Aufnahme einer
kaiserlichen Besatzung verlangte, widerstand. [12]
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Kardinal Richelieu bei der Belagerung von La Rochelle, Ausschnitt aus einem Gemälde von Henri-Paul Motte von 1881
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Der Schwedische Krieg (1630-35)

In Frankreich dagegen war Richelieu erfolgreich. Nach
vierzehnmonatiger Belagerung eroberte er La Rochelle, den Hauptsitz
der französischen Protestanten (Hugenotten). Danach machte er Front
gegen Habsburg, um Frankreich die Vorherrschaft in Europa zu sichern.
Richelieu, der, wie Wallenstein auch, Katholik und sogar Kardinal der
katholischen Kirche war, vermied konfessionelle Bindungen. Er hetzte
nicht nur die katholischen Fürsten in Deutschland gegen den Kaiser
auf, sondern auch den protestantischen König von Schweden zum Einfall
in Deutschland. Als Gustav Adolf nach langem Zögern schließlich 1630
mit seinem Heer an der pommerschen Küste landete, wollte er auch eine
kaiserliche Herrschaft über die Ostsee verhindern. Entgegen den
Erwartungen schlossen sich sowohl die protestantischen Fürsten als
auch die Städte, ausgenommen Mageburg, dem Schweden zunächst nicht an.

Der Vormarsch Gustav Adolfs wurde dagegen durch die katholischen
Fürsten befördert, die sich dem Erstarken der Reichsgewalt durch
Wallenstein widersetzten und seine Absetzung sowie die Auflösung eines
Teils seiner Armee forderten. Der Kaiser gab nach. 1630 entließ er
Wallenstein und einen Teil seiner Soldaten. Der Rest der Truppen wurde
Tilly unterstellt, was die Position der katholischen Fürsten stärkte.
Tilly nahm Magdeburg ein, das der schwedische Oberst Falkenstein, der
bei der Erstürmung der Stadt fiel, angezündet und völlig zerstört
hatte. Um die Allianz zu festigen, schloss Frankreich am 23. Januar
1631 in Bärwalde einen Subsidienvertrag mit Schweden, in dem es sich
verpflichtete, jährlich 400.000 Taler als Beihilfe für den Unterhalt
einer schwedischen Armee von 36.000 Mann zu zahlen.
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Gustav II. Adolf in der Schlacht bei Breitenfeld, Gemälde eines unbekannter Künstlers aus dem 17. Jahrhundert
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Die Kurfürsten von Brandenburg und Sachsen wechselten nun auf die
Seite Gustav Adolfs, dem es so gelang, Tillys Heer am 17. September
1631 in der Schlacht bei Breitenfeld vernichtend zu schlagen.
Norddeutschland fiel in schwedische Hand und Gustav Adolf drang nach
Süddeutschland bis Bayern vor und verwüstete ganze Landstriche. Papst
Urban VIII. feierte Gustav Adolf, der ja der herrschenden Meinung der
Kurie nach als Protestant ein Ketzer war, dennoch als seinen von "Gott
gesandten Erretter". [13] Der Kaiser setzte angesichts dieser
Bedrohung Wallenstein wieder als Generalissimus ein, der ein neues
Heer aufstellte und den Schweden aus Süddeutschland nach Sachsen
zurücktrieb, wo er am 16. November 1632 in der Schlacht bei Lützen den
Tod fand. Aber auch Wallenstein fiel nun den kaiserlichen Mördern zum
Opfer, einzig Frankreich ging gestärkt aus den kriegerischen
Auseinandersetzungen hervor. Es machte die Hoffnung, mit dem Frieden
von Prag am 30. Mai 1635 zwischen dem Kaiser und Sachsen, den fast
alle Reichsstände billigten, den Krieg zu beenden, zunichte.

Die Bauern, denen alle Lasten dieser Kriege erbarmungslos aufgebürdet
wurden, leisteten oft Widerstand. Im Winter 1633/34 brach in Südbayern
zwischen Isar und Inn der größte Bauernaufstand während des
Dreißigjährigen Krieges aus. Die Bauern wandten sich gegen die
Kontributionen, Truppen-Einquartierungen und Frondienste. Ihre
Forderungen gingen soweit, ihnen die Feudalgüter zu übereignen. Sie
setzten mehrfach die Obrigkeit in den Dörfern ab und riefen auf, sie
überall zu stürzen. Den bewaffneten Haufen schlossen sich über 10.000
Bauern an. Sie überfielen selbst Kolonnen der Soldaten. Kurfürst
Maximilian machte zunächst einige Zugeständnisse, ließ aber dann die
Erhebung bei Ebersburg, das die Bauern angegriffen hatten, blutig
niederschlagen. Damit ging der auf Bayern beschränkte Aufstand zu
Ende.


Der Französisch-Schwedische Krieg (1635-48)

Dieser Krieg begann nach der Erneuerung des französisch-schwedischen
Bündnisses, dem sich die Niederlande, Mantua, Savoyen und Venedig
anschlossen. Zur Durchsetzung seiner Hegemonie setzte Frankreich auf
die Föderalisierung Deutschlands und die finanzielle Abhängigkeit
möglichst vieler deutscher Fürsten. "Unter solchen Gesichtspunkten
zog sich der Krieg in dem erschöpften Deutschland ohne entscheidende
Schlachten, aber in blutigen, an Raub und Plünderungen reichen
Feldzügen hin, wobei Frankreich-Schweden langsam das Übergewicht
gewannen und die Partei des Kaisers Brandenburg und Bayern einbüßte."
[14]
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Im Rathaus von Münster beschwören spanische und niederländische Gesandte am 15. Mai 1648 feierlich den Frieden

Abbildung: Gerard ter Borch [Public domain], via Wikimedia Commons



Die zunehmende Erschöpfung führte zu Verhandlungen, um die
kriegerischen Auseinandersetzungen zu beenden, bei denen es den
Siegern vor allem darum ging, ihre Eroberungen und
Herrschaftsansprüche zu sichern. Ab 1643 führten die kriegführenden
Parteien - das Reich, Frankreich und Schweden - in Münster und
Osnabrück erste Friedensverhandlungen, in denen über territoriale
Forderungen, Konfessions- und Restitutionsansprüche und andere Fragen
gestritten wurde. 1645 schloss Sachsen mit Schweden den
Waffenstillstand von Kötschenbroda und schied aus dem Krieg aus. Über
den Frieden mit Spanien am 30. Januar 1648 kam es dann nach
Vorverhandlungen in Osnabrück, am 24. Oktober 1648 in Münster
(Westfalen) zum Westfälischen Frieden des Kaisers mit Frankreich und
Schweden. Alle Reichsstände schlossen sich dem Vertrag an.

Deutschland war Hauptkriegsschauplatz und erlitt in einer bis dahin
nicht gekannten Weise furchtbarste Verwüstungen und Verluste an
Menschenleben. Seine materiellen Produktivkräfte wurden in großem
Ausmaß vernichtet, die Leibeigenschaft vertieft. Der mordenden und
brandschatzenden Soldateska sowie Hunger, Kälte und Seuchen fielen in
Ost-, Mittel- und Südwestdeutschland, wo die meisten Kriegshandlungen
stattfanden, 60 bis 70 Prozent der Einwohner zum Opfer. Bezogen auf
ganz Deutschland raffte der Krieg die Hälfte der 16 bis 18 Millionen
der Bevölkerung dahin. [15] Gravierende Folgen hatte das Scheitern der
deutschen Kaiserherrschaft.
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Bevölkerungsrückgang im Heiligen Römischen Reich deutscher Nation nach dem Dreißigjährigen Krieg
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Ein Vertrag "der Erniedrigung" Deutschlands

370 Jahre nach dem Westfälischen Frieden heißt es auf dem Webauftritt
der Stadt Münster, dass es sich bei dem Vertrag um einen Frieden
gehandelt habe, "der Prinzipien des modernen Völkerrechts prägte".
Lassen wir eine Interpretation dieser seltsamen Auffassung von
"modernem Völkerrechts" dahingestellt und den Vertrag für sich
sprechen. Sein Inhalt verdeutlicht, es war kein Vertrag des Friedens,
sondern, wie Friedrich Engels einschätzte, "der Erniedrigung"
Deutschlands. Er stellte den Augsburger Religionsfrieden von 1555
wieder her, dehnte ihn auf die Kalvinisten aus und schrieb damit die
freie Kirchenwahl fest. Dem deutschen Kaiser wurden wesentliche
Souveränitätsrechte entzogen und auf den Reichstag [16] übertragen.

Frankreich raffte "die reichsten Striche des westlichen Deutschland an
sich" (Mehring). Ihm wurde der Besitz von Metz, Toul und Verdun
anerkannt, Habsburg musste ihm u. a. Ober- und Unterelsass mit zehn
Städten (ausgenommen Strassburg) überlassen. Schweden raubte
Vorpommern mit Stettin, die Inseln Rügen, Usedom und Wollin, die Stadt
Wismar. Die Stifte Verden und Bremen bekam es als Reichslehen.
Brandenburg wurde Hinterpommern, die Bistümer Cammin, Halberstadt,
Minden und die Anwartschaft auf das Fürstentum Magdeburg zugesprochen.
Mecklenburg wurden die Bistümer Schwerin und Ratzeburg zugeschlagen.
Sachsen wurde der Besitz der Lausitz bestätigt. Bayern erhielt die
Kurfürstenwürde und die Oberpfalz. Den Niederlanden und der Schweiz
wurde ihre endgültige Unabhängigkeit bestätigt. Die Hauptsieger des
30jährigen Krieges - Frankreich und Schweden - wurden als Garanten des
Westfälischen Friedens eingesetzt. Sie erhielten ein Mitspracherecht
in den Angelegenheiten des Besiegten. In Deutschland wurde
gleichzeitig mit dem wachsenden Absolutismus die Kleinstaaterei
vertieft. [17]
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Das Heilige Römische Reich deutscher Nation nach dem Ende des Dreißigjährigen Krieges (1648)
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"Eine ähnliche Zerstörung hat ein großes Kulturvolk niemals zu
erdulden gehabt. Um 200 Jahre wurde Deutschland in seiner Entwicklung
zurückgeworfen. 200 Jahre hat es gebraucht, bis es wieder auf die
ökonomische Höhe gelangte, die es bei Beginn des Dreißigjährigen
Krieges behauptete", urteilte Franz Mehring. "Die letzte Autorität von
Kaiser und Reich war unwiederbringlich dahin. Die ökonomischen
Ursachen der deutschen Reformation wirkten fort und fort. Die
'Libertät' der Stände, das heißt, die Souveränität der
Landesobrigkeiten, siegte auf der ganzen Linie, selbst das Recht,
Bündnisse mit dem Ausland zu schließen, wurde ihnen durch den
Westfälischen Frieden verbürgt." [18]

Mehrfach hat sich Friedrich Engels mit den schwerwiegenden Folgen
(darunter Nachwirkung in Österreich bis 1866), die das Aufhalten der
Formierung eines deutschen Nationalstaates als Grundlage der
politischen und wirtschaftlichen Entwicklung mit sich brachte,
befasst. So hielt er in der Einleitung zur englischen Ausgabe der
"Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft" 1892
fest, dass es im Dreißigjährigen Krieg der in "einen Krakeel zwischen
den Einzelfürsten und der kaiserlichen Zentralgewalt " entartete Kampf
war, der zur Folge hatte, "dass Deutschland für 200 Jahre aus der
Reihe der politisch tätigen Nationen Europas gestrichen wurde". [19]
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Friedrich Engels (Fotographie von 1891) - "Deutschland für 200 Jahre gestrichen..."
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Ausführlich war Engels 1873/74 nach der deutschen Reichseinigung von
oben unter der Vorherrschaft Preußens und mit dem Ausschluss
Österreichs in einem Kleindeutschland auf die Probleme in "Varia über
Deutschland" eingegangen. Schonungslos rechnete er mit dem
Vaterlandsverrat der Fürsten ab und schrieb: "Die französische
Benutzung der Gelegenheiten und Bündnis mit und Bezahlung der
protestantischen Fürsten und deutschen Mietstruppen kulminiert im
Dreißigjährigen Krieg." Daraus folgte, dass "Deutschland mehr und mehr
zersplittert und das Zentrum geschwächt" wurde, während "Spanien,
Frankreich, England Ende des 15. Jahrhunderts in konstituierte
Nationalstaaten zusammengewachsen" waren.

Er verwies darauf, dass mit dem Westfälischen Frieden Deutschland der
Welthandelsweg entzogen, es "in einen isolierten Winkel gedrängt,
dadurch die Macht der Bürger gebrochen" wurde, es "industriell zur
Passivität und zum Rückschlag verurteilt", den "Einflüssen der
politischen Konjunkturen mehr ausgesetzt (war), als industriell aktive
und fortschrittliche Länder". Engels rekapitulierte "Verluste an
Frankreich; Festsetzung von Schweden und Dänemark in Deutschland;
Einmischungsrecht der Garantiemächte; totaler Zusammenbruch der
Zentralmacht; das Recht auf Empörung gegen den Kaiser, Bürgerkrieg und
Landesverrat der deutschen Fürsten von Europa garantiert". Und er
resümierte: "Welcher Zustand der Erniedrigung." [20]
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Zeitgenössisches Flugblatt, das den Friedensschluß zu Münster und damit das Ende des Dreißigjährigen Krieges bekannt gibt
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Anmerkungen:

[1] Siehe Friedrich Engels: Der deutsche Bauernkrieg, Werke, Bd. 7,
Dietzverlag Berlin/DDR 1960, S. 327-413.

[2] Marx-Engels Werke (MEW), Bd. 4, Dietz Verlag Berlin/DDR 1959,
S. 459-493.

[3] Richelieu (1585-1642), Armand Jean du Plessis, Herzog. 1607 zum
Bischof geweiht, Mitglied der Generalstände. Protegiert von der
Königin-Mutter Maria von Medici. 1622 zum Kardinal ernannt. 1624
Minister.

[4] Wallenstein (1583-1634), Albrecht Wenzel Eusebius von (eigentlich)
Waldstein. Wurde durch Heirat mit Lucretia von Vickov einflußreichster
Großgrundbesitzer in Ostmähren. Nach dem Tod seiner ersten Frau (1614)
heiratete er 1623 Gräfin Isabella Katharina von Harrach. 1625 ernannte
ihn Ferdinand II. zum Herzog von Friedland und beauftragte ihn, ein
Heer aufzustellen, das er zum Teil auf eigene Kosten finanzierte.

[5] Gliederung in vier Kriege/Feldzüge nach Meyers Neues Lexikon,
"Dreißigerjähriger Krieg", Bd. 2 der neunbändigen Ausgabe, VEB
Bibliographisches Institut Leipzig 1962, S. 716 f.

[6] Es handelte sich historisch um den zweiten Prager Fenstersturz.
Der erste ereignete sich während der Hussitenkriege am 30. Juli 1419.
Anhänger des vier Jahre vorher auf dem Scheiterhaufen hingerichteten
Jan Hus stürmten das Rathaus am Karlsplatz, befreiten gefangene
Glaubensbrüder und warfen zehn Personen aus dem Fenster, brachten sie
anschließend um.

[7] Tilly (1559-1632), Johann Tserclaes, Graf von. Seit 1598 in
kaiserlichen Diensten, erhielt er 1610 den Befehl über die
katholischen Truppen. Der berühmte Feldherr war durch seine brutale
Kriegführung bekannt.

[8] Restitutionsedikt, von Ferdinand II. erlassene Verordnung, mit der
ohne Einverständnis der protestantischen Reichsstände der Status quo
des geistlichen Besitzstands im Reich wieder auf den Stand des Jahres
1552 gebracht werden sollte. Damit wurde die katholische
Interpretation des Augsburger Religionsfriedens von 1555 durchgesetzt.

[9] Siehe seine "Geschichte des Dreißigjährigen Krieges", Bd. 2, 1956,
und "Wallenstein", Bd. 4, 1958 der fünfbändigen Ausgabe im Volksverlag
Weimar.

[10] Richelieu (1585-1642), Armand Jean du Plessis, Herzog. 1607 in
Rom zum Bischof geweiht, Mitglied der Generalstände. Protegiert von
der Königin-Mutter Maria von Medici. 1622 zum Kardinal ernannt. 1624
Erster Minister.

[11] Franz Mehring: "Der dreißigjährige Krieg" in: Zur deutschen
Geschichte, Gesammelte Werke, Bd. 5, S. 47, Dietz Verlag Berlin/DDR 1964.

[12] Ebd., S. 47 f.

[13] Zit. nach Mehring, ebd. S. 50.

[14] Wilhelm Treue: "Das konfessionelle Zeitalter und die
Glaubenskämpfe" in: Deutsche Geschichte. Von den Germanen bis zu
Napoleon. Weltbild Verlag, Bd. I, S. 316. Treue ist nach Franz Mehring
zu den Historikern zu zählen, die eine realistische Abhandlung bieten
und nicht den gängigen Klisches von den Religionskriegen verfallen.

[15] Kleine Enzyklopädie "Deutsche Geschichte", Leipzig 1965,
S. 162 f.

[16] Der Reichstag war bis 1806 die Versammlung der Reichsstände
bestehend aus: den geistlichen: Kurfürsten, Erzbischöfen und
Bischöfen, Vorstehern der Reichsabteien, dem Hoch- und Deutschmeister,
dem Johannitermeister, und den weltlichen: Kurfürsten, Herzöge,
Fürsten, Land- und Markgrafen, einigen Grafen und Freiherren sowie den
Vertretern der Reichsstädte.

[17] In Deutschland existierten im 16./17. Jahrhundert mit
Grafschaften, Fürsten- und Herzogtümern, unabhängigen Städten und
sonstigen kleinsten Besitztümern wie der Freiherren ungefähr 300
Kleinstaaten. Etwa 200 löste der 1803 verabschiedete
Reichsdeputationsausschuss auf und beseitigte damit die schlimmsten
Auswüchse der politischen Zersplitterung.

[18] Mehring, a. a. O., S. 51.

[19] MEW, Bd. 22, Dietz Verlag Berlin/DDR 1963, S. 300.

[20] MEW, Bd. 18, Dietz Verlag Berlin/DDR, 1962, S. 589-96.
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Quelle:
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TREFF/701: Mönchengladbach - Forum Kultur "Philosophieren in Bildern" am 31.10.


Forum Kultur "Philosophieren in Bildern"



Was wissen wir sicher über uns und unsere Welt? Wie können wir als
Individuen in einer Massengesellschaft überleben? Was macht unser
Leben lebenswert? - Der belgische Maler René Magritte (1898 - 1967)
hat in seinem umfangreichen und vielschichtigen Werk solche
tiefgreifenden, existenziellen Fragen aufgeworfen und verstörende
Antworten gegeben, die alle Gesetzmäßigkeiten aufheben. Ein Bild kann
oft mehr sagen als tausend Worte, kann verunsichern, aber auch
Perspektiven aufscheinen lassen. Magrittes Bilder wirken verblüffend,
wenden sich schonungslos gegen unsere Sehgewohnheiten, provozieren
vielfältige Deutungen. Diese sollen in diesem Vortrag nicht nur
vorgestellt werden; sie sollen auch aus dem Kreis der Teilnehmer
kommen und gemeinsam diskutiert werden.

31.10.2018, 19:00 - 20:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182D2004F

Kosten: 7 Euro

Weitere Informationen und Anmeldung sind www.vhs-mg.de oder Tel. 02161
/ 25-6400 möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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ADVENT/017: Hanau - Adventskränze und weihnachtliche Dekorationen basteln am 25. November


Adventsbasteln im Umweltzentrum Hanau



Beim Familien-Basteln am 25. November lassen sich von 15 bis 18 Uhr im
Umweltzentrum mit Materialien aus der Natur Adventskränze und andere
weihnachtliche Dekoration herstellen. Die Teilnahme kostet 9 Euro für
Erwachsene, 3 Euro für Kinder und 21 Euro für Familien - jeweils
zuzüglich Materialkosten.

Anmeldungen für alle drei Veranstaltungen sind per E-Mail unter
umweltzentrum@hanau.de möglich. Rückfragen beantwortet das
Umweltzentrum unter der Telefonnummer 06181-3049148.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 23. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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AKTION/516: Mönchengladbach - Stadtführung "Kinder als Mönche" am 17.11.2018


Stadtführung "Kinder als Mönche" 



Für den Mönchengladbacher Nachwuchs gibt es ein spannendes
Angebot: "Kinder als Mönche" nennt sich die Tour, die am Samstag, dem
17. November junge Stadt-Erkunder jede Menge Spiele, Abenteuer und
Geschichten erleben lässt. Verkleidet als kleine Mönche ziehen die
Kinder mit Taschenlampen "Von Spiel zu Spiel durch die Altstadt",
erleben Abenteuer und hören Geschichten. Ein Riesenspaß für kleine
(und große) Mönchengladbacher, die Stadtgeschichte richtig lebendig
werden lassen wollen. Gestartet wird um 17 Uhr. Die spannende Tour
dauert etwa 90 Minuten, Taschenlampen bitte nicht vergessen!

Treffpunkt für die Touren ist der Parkplatz am Geroweiher,
Schild "Stadt-Touren".

Preise: Kinder 8 Euro (inkl. Verkleidung und Malbuch),

Erwachsene 4 Euro

Buchungen:

Reisebüro Haupts, Neusser Straße 317, Tel.: 02161-820980, 
www.haupts-reisen.de, Mo-Fr 9-18.30 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Ticket und Info-Service FIRST Reisebüro, Bismarckstraße 23-27, Tel.:
02161-27 41 61, Mo-Fr 9.30 -18.30 Uhr, Sa 10-14 Uhr sowie online unter
www.stadttouren-mg.de

Alle Touren sind auch individuell zu Wunschterminen buchbar.
Informationen erteilt die Touristikabteilung der Marketing
Gesellschaft Mönchengladbach unter Tel.: 02161- 25 52411. (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 24. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AKTION/515: Hanau - Schifflache-Tour zu den "Everglades von Hanau" am 4.11.2018


Schifflache-Tour zu den "Everglades von Hanau"



Am 4. November 2018 bietet das Umweltzentrum eine Tour zu den 
"Everglades von Hanau" im Naturschutzgebiet Schifflache. Familien oder
Kindergruppen lösen dabei spannende Aufgaben auf den Wegen durch das
ehemalige Moor. Die Schifflache-Tour findet am 4. November von 14 bis
16.30 Uhr statt. Erwachsene zahlen 7,50 Euro für die Teilnahme, Kinder
2,50 Euro und Familien 17,50 Euro.

Anmeldungen sind per E-Mail unter
umweltzentrum@hanau.de möglich. Rückfragen beantwortet das
Umweltzentrum unter der Telefonnummer 06181-3049148.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 23. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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LESUNG - KINDER-UNI/198: Kinderuni Ilmenau vom 7. bis 23.November 2018


idw - Pressemitteilung: Technische Universität Ilmenau

Kinderuni Ilmenau bereitet 3600 Kindern einen unvergesslichen Tag



An der Technischen Universität Ilmenau findet vom 7. bis zum 23.
November die Kinderuni Ilmenau statt. Jungen und Mädchen zwischen acht
und 12 Jahren bevölkern dann das Auditorium Maximum, den größten
Hörsaal der Universität. Wenn Professorinnen und Professoren der TU
Ilmenau spannende Vorlesungen aus den Bereichen Technik, Wirtschaft
und Medien halten, können sich die Kinder für einen Tag wie richtige
Studenten fühlen. 2004 erstmals veranstaltet, ist die Kinderuni
Ilmenau mit über 3600 Kindern heute eine der größten Deutschlands.

Vom 7. bis zum 23. November werden jeden Tag bis zu 620 Kinder den
Campus der TU Ilmenau bevölkern. Für die Kinder beginnt der Uni-Tag
mit ihrer Immatrikulation: Wie richtige Studenten werden sie
immatrikuliert und erhalten ihren eigenen Studentenausweis. Wenn die
Jungen und Mädchen in den kindgerecht vorbereiteten Vorlesungen im
Audimax Fragen aus dem Alltag mithilfe moderner Wissenschaft erklärt
bekommen, bringt die Kinderuni ihnen nicht nur etwas bei, sie
vermittelt ihnen auch Freude an Bildung und Wissenschaft. Auf dem
Programm stehen Vorlesungen wie "Warum kippt man beim Fahrradfahren
nicht um?", "Wie intelligent sind Computer wirklich?" oder "Wohin geht
das Altglas?" Und die Mensa, in der die Jungen und Mädchen neben
echten Studenten sitzen, gehört natürlich auch zur Kinderuni Ilmenau.

Neben den packenden Vorlesungen macht eine abwechslungsreiche Führung
über den Universitätscampus mit spannenden Aufgaben und Spielen den
Tag für die Jungen und Mädchen unvergesslich. 80 Studentinnen und
Studenten lotsen sie dann zu den verschiedenen Veranstaltungen. In der
Unibibliothek müssen sie mithilfe von Büchern ein kniffliges Rätsel
lösen. In der Sporthalle steuern sie Modellautos über eine
Carrera-Bahn und der Sieger erhält einen Preis. Das Team Starcraft, in
dem Studenten echte, große Rennwagen bauen, erfahren sie, wie Autos
hergestellt werden und anschließend basteln die Kinder mit Luftballons
selbst eine Rennstrecke. In einem Studentenclub gibt es eine
Kinderdisco inklusive Freigetränk.

Die Kinderuni Ilmenau wird von zehn Studentinnen und Studenten des
Studiengangs Angewandte Medienwissenschaft im Rahmen ihrer
Lehrveranstaltung "Projektmanagement" organisiert. Teilnehmen können
Kinder entweder in ihrer Klassengemeinschaft oder auch alleine. Um
auch Kindern bildungsferner Schichten die Teilnahme zu ermöglichen,
ist sie kostenlos und wird ausschließlich über Spenden finanziert und
von der TU Ilmenau unterstützt.

Informationen:

Webseite: https://www.kinderuni-ilmenau.de/programm/programmablauf/

Facebook: https://www.facebook.com/KinderuniIlmenau/

Instagram: https://www.instagram.com/kinderuniilmenau/?hl=de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution97

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Ilmenau, 22.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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THEATER/1376: Bremen - "Tom Sawyer", Wiederaufnahme ab 28.10.2018


THEATER BREMEN

Wieder da: Tom Sawyer!



Rechtzeitig vor der Premiere von "Die Abenteuer des Huckleberry Finn"
Mitte November nimmt das Theater Bremen den ersten Teil der Geschichte
wieder ins Programm: Muff Potter feiert jedes Jahr aufs Neue den Tag,
an dem Huckleberry Finn und Tom Sawyer ihm das Leben gerettet haben:
mit ihrer mutigen Aussage vor Gericht in einer für ihn aussichtslosen
Lage. Autor John von Düffel erzählt nach dem Roman von Mark Twain die
Muff Potter-Version der Geschichte von "Tom Sawyer". Die ist,
inszeniert von Klaus Schumacher und mit der Live-Band um Andy Einhorn,
für alle ab sechs Jahren ab Sonntag, dem 28. Oktober, um 10 Uhr wieder
im Theater am Goetheplatz zu sehen.

Wiederaufnahme: Tom Sawyer. Die Muff Potter-Version der Geschichte

Von John von Düffel nach dem Roman von Mark Twain am Sonntag, dem 28.
Oktober, um 10 Uhr im Theater am Goetheplatz.

Weitere Termine im Internet unter www.theaterbremen.de

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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THEATER/1375: Mainz - Familienstück "Pünktchen und Anton", Premiere 4.11., weitere Termine bis 4.2.2019


Staatstheater Mainz

Familienstück PÜNKTCHEN UND ANTON

nach Erich Kästner

Premiere am 4. November um 15 Uhr im Großen Haus



Pünktchens Eltern haben so wenig Zeit, dass ihre Tochter, die
eigentlich Luise Pogge heißt, die meiste Zeit mit der gutherzigen
Haushälterin Berta, ihrem Kindermädchen Fräulein Andacht oder sich
selbst verbringen muss.

Antons Mutter ist immer für ihren Sohn da, aber jetzt liegt sie krank
im Bett und hat so wenig Geld, dass Anton heimlich nachts
Streichhölzer und Schnürsenkel verkauft. Wer ihm aber dabei hilft, ist
keine andere als Pünktchen, denn die beiden sind die besten Freunde.
Und das ist ein großes Glück - besonders als sich herausstellt, dass
ausgerechnet der Liebhaber von Fräulein Andacht bei den Pogges
einbrechen will. Denn nun sind Mut, Fantasie und Tatkraft gefragt und
davor scheinen Pünktchen und Anton nur so zu strotzen! Am Ende sollen
sich auch die Eltern der beiden kennenlernen, die sich ohne die Nähe
ihrer Kinder wohl nie begegnet wären.

Gerade heute, wo die Schere zwischen Arm und Reich immer weiter
auseinandergeht, entfaltet die Detektivgeschichte, die die besondere
Freundschaft von Pünktchen und Anton ins Zentrum stellt, utopische
Strahlkraft für Kinder und Erwachsene. Hausregisseur Niklaus Helbling
bringt den Kinderbuchklassiker als diesjähriges Familienstück auf die
Bühne des Großen Hauses.

Inszenierung: Niklaus Helbling

Bühne: Alain Rappaport

Kostüme: Kathrin Krumbein

Musik: Felix Huber

Video: Georg Lendorff

Licht: Stefan Bauer

Dramaturgie: Katrin Maiwald

Pünktchen: Elena Berthold

Anton: Julian von Hansemann

Herr Pogge/Robert: Klaus Köhler

Frau Gast/Fräulein Andacht: Andrea Quirbach

Frau Pogge/Klepperbein: Leoni Schulz

Bertha/Lehrerin: Liese Lyon

Herr Hollack/Polizist: Denis Larisch

Cover (Frau Gast/Fräulein Andacht, Frau Pogge/Klepperbein): Kruna Savi

Cover (Herr Hollack/Polizist): Martin Herrmann

Cover (Anton): Thorsten Rodenberg

Statisterie des Staatstheaters Mainz

Weitere Spieltermine: 8., 12., 15., 17., 18., 24., 26., 27. und
29.11., 2., 3., 4., 5., 6., 7., 9., 12., 11., 10., 13., 14., 17., 18.,
19., 20., 23., 26., 29. und 30.12.2018 sowie 8., 13., 14., 21.,
und 23.01., 3. und 4.02.2019

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

Internet: www.staatstheater-mainz.com
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AUSSTELLUNG/9577: Hamburg - Kulturcafé Komm du | "Vision & Illusion" - Surreale Bilder, Aquarelle und Zeichnungen von Ralf Schwinge, Vernissage am 8.12.2018 - 15 Uhr


Ausstellung im Kulturcafé Komm du - Dezember 2018

"Vision & Illusion" (8.12.2018 bis 8.2.2019) | Surreale Bilder, Aquarelle und Zeichnungen von Ralf Schwinge

Eröffnung der Ausstellung in Anwesenheit des Künstlers am Samstag, den 8. Dezember 2018, 15:00 bis 17:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zur Ausstellung 'Vision & Illusion' mit surrealen Bildern, Aquarellen und Zeichnungen von Ralf Schwinge, die am 8.12.2018 um 15 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg eröffnet wird - Foto: © by Ralf Schwinge]





Das Komm du lädt ein zu einer Vernissage

am Samstag, den 08.12.2018, 15.00 bis 17.00 Uhr:

INTO-ART (Ralf Schwinge): "Vision & Illusion"

Surreale Bilder, Aquarelle und Zeichnungen 

Hinter INTO-ART verbirgt sich der 1990 in Hamburg geborene Künstler
Ralf Schwinge. Schon seit frühester Kindheit zieht es
Schwinge zur Malerei. Das durchaus vererbte Talent - R.
Schwinge ist Nachfahre des bekannten Hamburger Landschafts- und
Marinemalers Friedrich Wilhelm Schwinge (1852-1913) - wurde seitdem
stets gefördert. Frühe öffentliche künstlerische Gestaltungen
erregen regionale Aufmerksamkeit. Dem folgen weitere größere
Aufträge des Bezirks Harburg (wie der Gestaltung öffentlicher
Gebäude) oder Restaurants. Öffentlich erwähnt wird Schwinge
schon hier unter dem Künstlernamen INTO. Unterrichtsstunden bei
etablierten Künstlern, wie Muriel Zoe oder Claire Lenkova,
verfeinern das Gefühl für Farben und bringen einen Stilwechsel, der
nun von lockeren, skizzenartigen Pinselstrichen und puren, satten
Farben geprägt ist.

Die Ausstellung "Vision & Illusion" im Komm du läuft bis zum 8. Februar 2019.

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

Die Vernissage in Anwesenheit des Künstlers Ralf Schwinge beginnt um 15:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Der Eintritt ist frei.
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Die Ausstellung "Vision & Illusion" mit surrealen Bildern, Aquarellen und Zeichnungen von Ralf Schwinge

wird am Samstag, den 8.12.2018 um 15 Uhr im Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg eröffnet

Fotos: © by Ralf Schwinge




Vita von Into-Art:

INTO-ART ist die personalisierte Leidenschaft zur Kunst. Die
Leidenschaft des Künstlers Ralf Schwinge. 

1990 in Hamburg-Harburg geboren, zieht es Schwinge schon in
früher Kindheit zur Malerei. Das durchaus vererbte Talent (R.
Schwinge ist Nachfahre des bekannten Hamburger Landschafts-,
Marine- und Heidemalers Friedrich Wilhelm Schwinge / 1852-1913)
wurde seitdem stets gefördert. Frühe öffentliche künstlerische
Gestaltungen erregen regionale Aufmerksamkeit, dem weitere größere
Aufträge des Bezirks Harburg folgen. Beispiel ist die künstlerische
Gestaltung von Brücken und Unterführungen. Öffentlich erwähnt wird
Schwinge schon hier unter dem Künstlernamen "INTO".
Unterrichtsstunden bei etablierten Künstlern wie Kathrin Milan,
Claire Lenkova oder Muriel Zoe verfeinern das Gefühl für Farben und
bringen einen Stilwechsel. 

Seitdem entstehen regelmäßige Arbeiten für das Archäologische Museum
Hamburg (AMH) oder für das "Harburger Blatt".

Auf der Suche nach immer neuen Gestaltungsmöglichkeiten blieb bald
kein Gegenstand mehr unbemalt. Neue Aufträge führten zu neuen
Möglichkeiten - ein Beispiel hierfür ist das Motorrad als
Kunstobjekt. Die "BLUE ACE" ist ein Zeichen für die Kompetenz im
Bereich (Farb-)Design und künstlerischer Umsetzung. Außergewöhnlich
und eigenwillig - dabei aber nicht kitschig und unprofessionell -
ein Drahtseilakt, der sich auszahlt: Über die "BLUE ACE" wird in
mehreren Fachzeitschriften berichtet und erhält Preise. 

Die Erfahrungen in den verschiedenen Bereichen bilden die Grundlage
für INTO-ART - "Kunst für alle Fälle".

(Quelle: http://www.into-art.de/Ueber-INTO-ART/)


Weitere Informationen:

Ralf Schwinge - Homepage

http://www.into-art.de/
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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FÜHRUNG/974: Hanau - "Moritz Daniel Oppenheim - Leinwände und ihre Geschichten" am 2.11.


Moritz Daniel Oppenheim - Leinwände und ihre Geschichten

Exklusive Führung mit Filmemacherin Isabel Gathof am Freitag, 2.
November, 16 Uhr



Aktuell startet der preisgekrönte Dokumentarfilm "Moritz Daniel
Oppenheim - der erste jüdische Maler" deutschlandweit in den Kinos.
Fans des in Hanau geborenen Malers Oppenheim (1800-1882) und haben nun
Gelegenheit bei der Führung mit Filmemacherin Isabel Gathof am
Freitag, 2. November um 16 Uhr Spannendes über die Hintergründe und
Geschichten der Oppenheim-Gemälde im Hanauer Bestand zu erfahren. Die
Ausstellung seiner Gemälde im Schloss Philippsruhe zählt zu den
größten weltweit. Neben fundierten Erläuterungen zu den einzelnen
Bildmotiven sind es vor allem persönliche Anekdoten und interessante
Erkenntnisse, die Gathof im Rahmen ihrer mehrjährigen Recherchearbeit
für das weltweit bislang erste Filmprojekt über den Künstler sammeln
konnte.

Einen weiteren Themenschwerpunkt der Führung bildet die
außergewöhnliche Geschichte des Namensgebers des "Ludwig
Rosenthal-Saals", der aus dem guatemaltekischen Exil in den 1960er
Jahren in starker Heimatverbundenheit trotz NS-bedingter Verfolgung,
den Grundstein für die Oppenheim-Sammlung des Hanauer
Geschichtsvereins 1844 e.V. legte. Der lockere Rahmen der Führung
bietet den Besuchern auch Raum für eigene Fragen.

Die Führung findet am Freitag, 2. November 2018, von 16 bis 17 Uhr im
Historischen Museum Hanau Schloss Philippsruhe statt. Die Kosten
betragen zwei Euro, zuzüglich Museumseintritt. Maximal 20 Personen
können an der Führung teilnehmen, daher wird um vorherige Anmeldung
per E-Mail an museen@hanau.de oder telefonisch unter 06181 - 295 1799
gebeten.

Ab Donnerstag, 25. Oktober 2018 ist der Dokumentarfilm über Oppenheim
auch auf der großen Leinwand deutschlandweit in den Kinos und auch im
Hanauer Kinopolis! Das Werk von Isabel Gathof wurde jüngst mit dem
Hessischen Filmpreis ausgezeichnet. Tickets sind direkt im Kinopolis
Hanau sowie im Onlinevorverkauf unter www.kinopolis.de/hu erhältlich.

Individuelle Termine für Führungen durch die Städtischen Museen können
nach Vereinbarung gebucht werden. Weitere Informationen und
Veranstaltungstermine finden sich auf der Webseite der Städtischen
Museen Hanau unter www.museen-hanau.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 23. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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GLEICHHEIT/6749: "Trident Juncture" - NATO und Bundeswehr proben Krieg gegen Russland


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

"Trident Juncture": NATO und Bundeswehr proben Krieg gegen Russland

Von Philipp Frisch

24. Oktober 2018



Am Donnerstag beginnt die NATO ihre größte Militärübung seit dem Ende des
Kalten Krieges. Das Großmanöver "Trident Juncture", das in Norwegen
stattfindet und knapp einen Monat dauert, erhöht die Gefahr eines
umfassenden Kriegs zwischen der NATO und Russland. Die Konflikte zwischen
den Großmächten, die sich von Woche zu Woche verschärfen, werden durch die
NATO-Übung weiter zugespitzt.

"Trident Juncture" bringt die Streitkräfte von 29 NATO-Staaten plus
Schweden und Finnland zu einer Kriegsprobe von riesigem Ausmaß zusammen.
Insgesamt 50.000 Soldaten trainieren dabei den Einsatz unter winterlichen
Bedingungen. 10.000 Fahrzeuge und über 130 Flugzeuge wurden im vergangenen
Monat für die Manöver nach Norwegen gebracht.

An der gleichzeitig stattfindenden Seekriegsübung "Northern Coasts" im
Nordatlantik und in der Ostsee werden 70 Schiffe beteiligt sein. Die Zahl
der teilnehmenden Soldaten und Kriegsgeräte überschreitet die
ursprünglichen Planungen der NATO damit noch einmal deutlich.

Das Großmanöver in Nordeuropa richtet sich eindeutig gegen Russland. Die
Übung trainiere den "Bündnisfall", so das offizielle Szenario. Damit ist
nichts anderes gemeint als ein Krieg der NATO gegen Russland.

Im Jahr 2014 reagierte Russland mit der Angliederung der Krim auf den
ultrarechten Putsch in der Ukraine, der mit massiver Unterstützung der USA
und der EU ein anti-russisches Regime in Kiew an die Macht brachte. Seitdem
wirft die NATO Russland eine aggressive und expansive Politik vor - ein
Konstrukt, um den Aufmarsch von NATO-Truppen an der russischen Grenze und
Kriegsproben wie "Trident Juncture" zu rechtfertigen - und bereitet sich
verstärkt auf den "Bündnisfall" vor.

NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg gab sich wenig Mühe, das
Offensichtliche zu verstecken. Die Übung sei "fiktiv, aber realistisch", so
Stoltenberg im Vorfeld des Treffens der NATO-Verteidigungsminister zu
Beginn des Monats. Das Militärbündnis habe Russland dazu eingeladen,
Beobachter zu schicken. Der Leiter des Manövers, US-Admiral James Foggo,
erklärte, die Übung richte sich nicht gegen ein bestimmtes Land. Sie diene
vielmehr dazu, die militärischen Fähigkeiten der NATO "gegenüber jedem
Gegner" zu demonstrieren.

NATO-Diplomaten gaben indessen offen zu, dass der Ort des Manövers nicht
zufällig gewählt wurde. "Natürlich ist das wegen Russland", so der
außenpolitische Sprecher der Sozialdemokraten im EU-Parlament Knut
Fleckenstein. "Die Soldaten üben nicht für einen Angriff aus Guatemala,
sondern von jemandem, der von oben kommt - und da liegt Russland."

Die Übungen der Landstreitkräfte finden in einer Entfernung von nur etwa
500 Kilometer von der russischen Grenze statt. Kampfflugzeuge werden zudem
im finnischen Luftraum operieren, der direkt an den russischen angrenzt.
Das gleiche gilt für die Ostsee, in der Teile der Seekriegsübungen
stattfinden werden. Diese Gebiete werden regelmäßig von russischen
Militärflugzeugen überflogen.

Man muss sich ein Großmanöver der russischen und chinesischen Streitkräfte
vorstellen, bei dem Zehntausende Soldaten und über 100 Flugzeuge in Mexiko
oder Kanada und mehrere Dutzend Kriegsschiffe im Golf von Mexiko oder an
der Ostküste der USA für einen großen Krieg üben, um einen Eindruck davon
zu bekommen, wie provokativ "Trident Juncture" ist.

Die Sprecherin des russischen Außenministeriums, Maria Sacharowa,
verurteilte das Manöver und bezeichnete es als "Säbelrasseln". "Die
führenden NATO-Länder verstärken ihre militärische Präsenz in der Region
nahe der russischen Grenze", sagte Sacharowa weiter und fügte hinzu, Moskau
werde "die notwendigen Gegenmaßnahmen ergreifen, um seine Sicherheit zu
gewährleisten."

Das Manöver findet unter Bedingungen explosiver Spannung zwischen den
Großmächten statt. Am vergangenen Samstag kündigte US-Präsident Trump bei
einer Wahlkampfveranstaltung in Nevada den Rückzug der USA aus dem
INF-Vertrag über nukleare Mittelstreckenraketen an. Der INF-Vertrag ist
seit seinem Abschluss im Jahr 1987 eine der tragenden Säulen der
internationalen Atomwaffenkontrolle. Sollte Washington den Vertrag
aufkündigen, bahnt sich 30 Jahre nach dem Ende des Kalten Kriegs ein
erneutes atomares Wettrüsten zwischen den Großmächten an.

Bereits zu Beginn des Jahres veröffentlichten die USA ihre Nationale
Verteidigungsstrategie [1], die nicht mehr den "Krieg gegen den Terror",
sondern den "Wettstreit der Großmächte" in den Mittelpunkt der
US-Militärstrategie stellt. Als Ziele benennt das Dokument Russland und
China.

Derartige militärische Konfrontationen zwischen Großmächten werden nun im
Rahmen von "Trident Juncture" geprobt. Während die Landstreitkräfte in
Norwegen den Winterkrieg simulieren, trainieren die Schiffe im
Nordatlantik, wie im Ernstfall der Nachschub organisiert und die Seewege
vom amerikanischen zum europäischen Kontinent geschützt werden können.

Die Vorbereitung der Übung, die seit letztem Monat läuft, ist zudem ein
logistischer Kraftakt. Die Versorgung von 50.000 Soldaten sowie der
Transport der Fahrzeuge quer durch Europa ist ein Test dafür, inwiefern die
Infrastruktur des Kontinents für die effiziente Verlegung großer
Militärverbände in einem großen Krieg geeignet ist.

An der Übung nehmen 10.000 Soldaten der Bundeswehr teil. Das ist ein neuer
Rekord. Damit kommt jeder fünfte Teilnehmer aus Deutschland. Nur Norwegen
stellt als Gastgeberland mehr Truppen. Nach zwei Weltkriegen, in denen rund
80 Millionen Menschen getötet wurden, bereitet sich der deutsche
Imperialismus erneut auf verbrecherische Kriege vor.

Die Bundeswehr liefert mit insgesamt 4.000 zudem beinahe die Hälfte aller
Fahrzeuge, darunter etwa 100 Panzer. Die Luftwaffe ist mit 500 Soldaten,
eigenen Einheiten zur Flugabwehr, zwei fliegenden Kampfverbänden und
Transportmaschinen beteiligt.

Begründet wird die starke Beteiligung der Bundeswehr offiziell damit, dass
diese 2019 das Kommando über die schnelle Eingreiftruppe der NATO in
Osteuropa innehat. Auch wolle Deutschland zeigen, dass es bereit sei,
innerhalb des Militärbündnisses zukünftig mehr Verantwortung zu übernehmen.

In Wahrheit geht es dabei um viel mehr. Mit der neuen "Konzeption der
Bundeswehr" [2], die die Bundesregierung Ende Juli dieses Jahres
veröffentlichte, bereitet sich Deutschland wieder auf massive
Kriegsoperationen vor. Darin heißt es: "Konventionelle Angriffe gegen das
Bündnisgebiet sind vornehmlich an dessen Außengrenzen zu erwarten. Die
Bundeswehr ist zu Operationen in diesem Bereich zu befähigen. Sie muss über
Kräfte und Mittel verfügen, die nach kurzer Vorbereitung an den Grenzen
oder jenseits des Bündnisgebiets einsetzbar sind. Das schließt Fähigkeiten
zur strategischen Verlegung ein. ... Die kollektive Verteidigung im
Bündnisrahmen kann von kleineren Einsätzen bis hin zum anspruchsvollsten
Einsatz im Rahmen einer sehr großen Operation innerhalb und am Rande des
Bündnisgebietes reichen."

Weiter heißt es darin: "Für eine sehr große Operation sind Fähigkeiten in
schneller Reaktion und Folgekräfte zu planen. Sie müssen in einem hybriden
und im gesamten Eskalations- und Wirkspektrum in allen Dimensionen
ablaufenden Konflikt in einem streitkräftegemeinsamen und multinationalen
Verbund in allen Operationsarten wirken können. Zu Beginn einer sehr
großen, hoch intensiven Operation ist ein massiver Ansatz von Kräften und
Mitteln hoher Verfügbarkeit erforderlich. Es ist personelle und materielle
Vorsorge zur Regeneration zu treffen."

Das NATO-Großmanöver in Norwegen dient der Vorbereitung auf eine solche
"sehr große, hoch intensive Operation". Ein Sprecher des
Verteidigungsministeriums erklärte dazu, dass die Bundeswehr "hier bewusst
eine Vorreiterrolle" einnehme. Im Rahmen von "Trident Juncture" übe die
Bundeswehr die Führung multinationaler Kampfverbände. "Dies ist eine
anspruchsvolle Aufgabe, gerade, wenn Truppen aus sehr vielen Nationen im
größeren Maßstab zusammenwirken sollen", so der Sprecher weiter.

Inzwischen hat die Bundesregierung zudem eingeräumt, dass die Operation
nicht nur sehr groß, sondern auch sehr teuer wird. Allein die Versorgung
und Verlegung der Truppenverbände nach Norwegen kostet 90 Millionen Euro.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/01/22/pent-j22.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/08/25/bund-a25.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1800: Mohawks, Mohocks und das Empire


graswurzelrevolution Nr. 432, Oktober 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

- beilage libertäre buchseiten -

Mohawks, Mohocks und das Empire

von Oliver Steinke



Die Stadtindianer sind zurück! Nicht die aus Westberlin oder Rom oder
gar ihre Vorbilder, die Tupamaros Montevideos in Uruguay, die
überraschenderweise nach Jahrzehnten des Kampfes und der Gefängnisse
mit José Alberto Mujica Cordano, genannt El Pepe, von 2010 bis 2015
den wohl sympathischsten Präsidenten des Planeten hervorbrachten.
Nein, diesmal sind es unberechenbare und skrupellose, in den
verlorensten Gassen des nächtlichen Londons umherschweifende
"Mohocks", Schreibweise mit Absicht so seltsam. Gemeinhin und nicht
ganz unberechtigt als Bodensatz der Gesellschaft geltend, machen diese
antiaristokratischen Kleinkriminellen im späten 18. Jahrhundert die
Metropole des britischen Empire unsicher. Das ist manchmal witzig, oft
abstoßend, aber immer farbenfroh und in seinen einzelnen Geschichten
und Szenen so noch nicht zu lesen gewesen. Der Clou - der Versuch
dieser "Mohocks" sich mit den tatsächlichen Mohawks, einem Stamm der
Irokesenföderation auf der anderen Seite des Atlantiks zu verbünden,
eine der vielen Wendungen, mit denen das Schriftstellerkollektiv Wu
Ming aus Bologna in ihrem bereits 2007 in Italien erschienenen und
jetzt via Assoziation A durch Klaus-Peter Arnold ins Deutsche
übertragenen Roman "Manituana" überraschen. Jene chaotischen Tumulte
des Proletariats in London sind eine Geschichte innerhalb der
Geschichte, als Helden eignen sich diese Stadtindianer nur bedingt,
dann schon eher Joseph Brant, als Thayendanega Kriegshäuptling der
Mohawk, der aus dem Gebiet des heutigen US-Bundesstaates New York
kommend England besucht, sowie sein Bruder Philip alias Ronaterihonte.

Eine unglaubliche, aber dennoch wahre Begebenheit: Die Mohawks werden
von König Georg III und seiner Familie im Palast ehrenvoll empfangen.
Sie schließen einen Bündnispakt, in deren Folge vier der sechs
Nationen der Irokesen auf Seiten der Engländer gegen die amerikanische
Unabhängigkeitsbewegung kämpfen. Für die Mohawks ist es ein Kampf ums
Überleben, wobei ihre stärkste Anführerin eine Frau ist, Josephs und
Philips Schwester Molly Brant, welche die alten Traditionen bewahrt.
Von den europäischstämmigen Siedler*innen wird sie dafür als Hexe
gefürchtet.

In erster Linie handelt der Roman also vom amerikanischen
Unabhängigkeitskrieg von 1775 bis 1783, nur befinden sich die
Protagonist*inneen nicht auf Seiten der Revolutionäre, eine weitere
Überraschung, sondern sind eben vor allem Mohwak, (die echten), die
sich entscheiden, ihrem Schwur gegenüber dem englischen König treu zu
bleiben. Nicht alle Stämme der Irokesenliga tun das, die Oneida und
die Tuscarora kämpfen auf Seiten der neu entstehenden USA, obwohl
diese das Land der Ureinwohner*innen bedroht. Die Einheit der sechs
Nationen zerbricht also, dennoch wurde ihre demokratische Organisation
Vorbild für die neue amerikanische Konföderation. Die Kriegshandlungen
werden von Wu Ming nicht verklärt, sondern in all ihren Abgründen
beschrieben, im Mittelpunkt stehen mutige Menschen, die für das
Bewahren ihrer eigenen Welt die Aufrechterhaltung der britischen
Kolonialherrschaft in Kauf nehmen müssen. Welche Partei man auch immer
ergreift, Krieg gebiert vor allem Zerstörung, auch ein Teil der Sieger
verliert mit ihrem Mitgefühl das Kostbareste, was uns gegeben ist. In
der Wirkung ergibt das einen starken Antikriegsroman. Zumal, wie bei
der Zerstörung der Dörfer der Irokesen durch John Sullivans Armee
geschildert, "Das Land der Freien" durch Völkermord und Vertreibung
der Ureinwohnerinnen begründet wurde. Dies ist einer der beiden bis
heute wirkenden, da nicht ausreichend anerkannten, schweren Flüche,
die auf den USA lasten, der andere ist die Sklaverei.

Man möchte die Fünf aus Bologna ob ihrer Intuition, ihres
Einfühlungsvermögens etwa in der Beschreibung der
Irokesengesellschaften nach über 160 Jahren Beeinflussung durch
Europäer, ob ihres Wissens um historische Prozesse gerne weiter kennen
lernen - und wird dies hoffentlich auch in zwei folgenden Romanen
(Italienisch: "L'armata dei sonnambuli", 2014) über die revolutionäre
Epoche des späten 18. Jahrhunderts noch tun können. Denn, obgleich in
sich abgeschlossen, ist Manituana der erste Band einer Trilogie, die
in Nordamerika, Europa und Afrika spielt. Literaturagenturen im
Telefonbuch haben die Autoren allerdings wohl eher nicht, sind sie ja
auch in den die Reihen der Widerständigen geblieben, es geht ihnen
noch immer mehr um Veränderung und um die Aneignung der Geschichte von
unten, als um persönlichen kommerziellen Erfolg. Revolutionäre
Ereignisse haben sie in ihren bisherigen Romanen bewahrt, bei
Manituana benutzen sie ihr literarisches Genie eher wie zum Teil auch
schon bei "Q" und "Altai", um die Komplexität von Kriegen im Ganzen
aufzuzeigen. Dabei haben viele Kommentatoren wie auch Wu Ming selbst
Parallelen der Handlung zu den Irakkriegen gezogen, wo Schiiten,
Kurden und andere zeitweise von imperialen Mächten wie den USA
instrumentalisiert wurden. Aber der Roman ist tiefergehend als eine
reine Parabel und befand sich nicht zufällig in den Top 5 der
italienischen Bestseller. Die geschilderten Charaktere sind, abgesehen
von einigen wenigen, eher gescheckt, als einfarbig gut oder böse und
wirken daher glaubwürdig. Manituana gewann den Premio Sergio Leone and
den Premio Emilio Salgari auch wegen der faszinierend schönen Sprache,
den poetisch und spirituell bewegenden Bildern, von Klaus-Peter Arnold
ebenso wunderbar eingefangen. Worum es letztendlich geht, ist bereits
im Titel erkennbar: Um ein Utopia, jene mystischen Inseln in
Sankt-Lorenz-Strom, wo Frieden verwirklicht wird.

Dort kommen Menschen verschiedener Stämme zusammen und leben über
Zeitalter hinweg in Harmonie. Für die Mohawks wird diese Legende
notgedrungen eine Hoffnung, die sie, wenn auch nicht am Sankt
Lorenzstrom, so doch am nahen Ontariosee zu verwirklichen suchen.

Manituana ist zugleich historisch und literarisch überzeugend, mehr
noch: großartig. Wu Ming erschaffen einen Sog ins Herz der Bestie, dem
sich schwer zu entziehen ist.


"Wu Ming; Manituana"

Aus dem Italienischen von Klaus-Peter Arnold

Assoziation A, Berlin/Hamburg 2018

512 Seiten, 19,80 Euro, ISBN 978-3-86241-465-9

 * 
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OSSIETZKY/1025: Syrien als geopolitischer Spielball


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 20 vom 13. Oktober 2018

Syrien als geopolitischer Spielball

von Wiebke Diehl



In der allergrößten Mehrzahl deutscher Medien wird der Krieg in Syrien
bis heute als "blutige und brutale Reaktion" der syrischen Regierung
auf die Proteste von friedlich für Bürgerrechte Demonstrierenden
dargestellt. Die Bundesregierung spricht bis heute von einem
"Bürgerkrieg". Immer noch verschweigt man, dass bereits in den ersten
Tagen bewaffnete Kämpfer die Proteste infiltrierten, obwohl Quellen
wie etwa ein Dokument der Defense Intelligence Agency (DIA) aus dem
August 2012 beweisen, dass die US-Geheimdienste über das massive
Erstarken terroristischer Gruppen umfassend informiert waren und diese
unterstützten.


Gekaperter Protest

Zu Beginn der Proteste im Frühjahr 2011 wurden unbestreitbar legitime
Forderungen gestellt. Obwohl Baschar al-Assad eine - wenn auch
zögerliche - politische Öffnung des Landes eingeleitet hatte, gab es
immer noch über 15 Geheimdienste, die vielfach willkürlich agierten,
folterten und verhafteten. Die Proteste waren zudem wirtschaftlich
motiviert - die von den westlichen Industrienationen willkommen
geheißene wirtschaftliche öffnung des Landes nach der Machtübernahme
Baschar al-Assads im Jahr 2000 hatte viele mittelständische
Unternehmen und die Landbevölkerung ihrer Existenzgrundlage beraubt.
Das Land-Stadt-Gefälle nahm zu, eine über Jahre anhaltende
Dürreperiode tat ihr Übriges. Zugleich befürwortete eine große
Mehrheit der Bevölkerung nicht nur das gut ausgestattete und
subventionierte Gesundheits- und Bildungssystem, sondern auch das
säkulare politische System Syriens sowie die seit Jahrhunderten
praktizierte friedliche Koexistenz zwischen den Konfessionen. Sie
wollten keinen "Sturz des Systems" im Sinne des Wortes, und die Gefahr
eines konfessionell gefärbten Bürgerkriegs bereitete ihnen Furcht. Die
massiven Auseinandersetzungen zwischen Regierungstruppen und syrischer
Muslimbruderschaft in den 1970er und 80er Jahren, in deren Rahmen die
Muslimbrüder zahlreiche konfessionalistisch begründete Morde und
Anschläge begangen hatten, waren noch allzu präsent. Diejenigen
Syrer*innen, die in den ersten Tagen der Proteste mit friedlicher
Absicht auf die Straße gingen, zogen sich schnell zurück, als
Bewaffnete das Zepter übernahmen.

Die Stadt Dar 'ā im Süden Syriens, in der die ersten Proteste
stattfanden, liegt weniger als fünf Kilometer von der Grenze zu
Jordanien entfernt, wohin sich die meisten derjenigen Mitglieder der
syrischen Muslimbruderschaft, die sich nicht in Deutschland und
Großbritannien niederlassen konnten, zurückgezogen hatten. Sie
schleusten Bewaffnete, die syrische Sicherheitskräfte angriffen, und
Heckenschützen, die auf Protestierende schossen, ins Land. Die
syrischen Geheimdienste reagierten entgegen der Anordnung des
Präsidenten mit Gewalt. Die Türkei, die Golfstaaten, aber auch
westliche Industrienationen rüsteten die kampfbereite Opposition
massiv auf. Um ein "freies und demokratisches" Syrien ging es dabei
kaum. Vielmehr hatte sich in den Wirren des "arabischen Frühlings"
eine Gelegenheit eröffnet, handfeste geopolitische und geostrategische
Interessen umzusetzen, wofür ein Sturz der Regierung Assad
unumgänglich erschien.

Aus von Wikileaks veröffentlichten Dokumenten geht hervor, dass
konkrete Planungen zum Sturz Baschar al-Assads seit langem im Gange
waren. Vorgeschlagen wird darin unter anderem, einen Konflikt zwischen
Sunniten und Schiiten zu schüren. Der ehemalige US- und
NATO-General Wesley Clark berichtete 2007 in einem Vortrag, ein
hochrangiger Offizier des Vereinigten Generalstabs habe ihm bereits
kurz nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 gesagt, die USA
würden innerhalb von fünf Jahren sieben Staaten zerstören: Irak,
Libanon, Libyen, Iran, Somalia, Sudan und Syrien. Es folgten unter
anderem die US-Invasion im Irak, der Sturz Muammar al-Gaddafis in
Libyen und die Ermordung des libanesischen Ministerpräsidenten Rafiq
Hariri, welche als Druckmittel für den Abzug der syrischen Truppen aus
dem Libanon eingesetzt wurde. Der israelische Krieg 2006 gegen den
Libanon zielte auf die Entwaffnung oder gar Zerschlagung der Hisbollah
ab, endete aber für Israel als Niederlage. Die Hisbollah gilt genau
wie Damaskus und Teheran als eines der größten Hindernisse für eine
US-amerikanische Dominanz in der Region.


Schachbrett Syrien

Allein aufgrund seiner geographischen Lage gilt Syrien zwar in der
Definition von Zbigniew Brzeziński nicht als geostrategischer
Akteur, wohl aber als geopolitischer Dreh- und Angelpunkt. Wer die
Kontrolle über Syrien innehat, kontrolliert Grenzen mit dem Libanon,
dem Irak, mit Jordanien, der Türkei und Israel. Würde das Land von
einer israelfreundlichen Regierung regiert, wäre eine der Grenzen des
bis heute wichtigsten US-Verbündeten in der Region gesichert. Vor
allem aber wäre die Verbindung zwischen Hisbollah und Iran und damit
der Weg tUn Waffenlieferungen unterbrochen. Neben dem Iran würden auch
Russland und China daran gehindert, einen nennenswerten Einfluss in
der Region auszuüben.

Die oft vorgebrachte Behauptung, Israel präferiere einen Machterhalt
Assads, weil es an der israelisch-syrischen Waffenstillstandslinie von
1974 bis zum Beginn des Konflikts in Syrien keine nennenswerten
Auseinandersetzungen gab, hat spätestens die Aufdeckung der
israelischen Syrienpolitik seit 2011 widerlegt. Zwar hat die
israelische Armee in den ersten Jahren wenig direkte militärische
Angriffe durchgeführt und grundsätzlich nicht die Verantwortung für
diese übernommen. Das militärische Eingreifen Israels in den Krieg hat
aber sowohl qualitativ als auch quantitativ beständig zugenommen. Die
israelische Armee gab unlängst zu, in den letzten 18 Monaten über 200
Luftangriffe auf Syrien geflogen zu haben. Im Rahmen des Projekts
"gute Nachbarschaft" unterstützten zudem israelische Regierung und
Armee die radikale syrische Opposition auf dem Golan von Beginn des
Konflikts an sowohl mit humanitären Hilfslieferungen als auch mit
Waffen und der medizinischen Versorgung verletzter Kämpfer in
israelischen Krankenhäusern. Israels Armee bemühte sich darüber hinaus
aktiv um die Einrichtung einer 40 Kilometer weit auf syrisches
Territorium reichenden "Pufferzone", mit der freilich das Gebiet
jenseits des völkerrechtlich klar zu Syrien gehörenden besetzten Golan
gemeint ist.

Es gibt drei Hauptgründe, warum Israel an einem Regime Change
in Syrien interessiert ist: Erstens haben weder Hafiz noch Baschar
al-Assad den syrischen Anspruch auf die gesamten Golanhöhen, die
Israel 1981 annektiert und in der Folge völkerrechtswidrig besiedelt
hat, jemals aufgegeben. Israel hat 2013 Ölbohrungen in dem Gebiet
"genehmigt". Zweitens unterstützt die syrische Regierung
palästinensische Parteien und Widerstandsgruppen, und in Syrien lebt
etwa eine halbe Million palästinensischer Flüchtlinge. Sie genießen
nahezu sämtliche Bürgerrechte mit Ausnahme des Wahlrechts und der
Staatsbürgerschaft, denn die syrische Regierung hält bis heute an
ihrem Rückkehrrecht in ihre Heimat fest. Drittens empfindet Israel das
seit 1979 bestehende strategische Bündnis zwischen Syrien und Iran, zu
dem seit Beginn der 80er Jahre auch die libanesische Hisbollah gehört,
als akute Gefahr. Die syrische Einbindung in die "Achse des
Widerstands" mit Iran und Hisbollah macht die Regierung Assad zum
Feind nicht nur Israels, sondern auch seiner westlichen und regionalen
Verbündeten.

Der Weg nach Iran führt sowohl für die US-Armee und die NATO, als auch
für Israel über Syrien. Zum Verhängnis wurden Damaskus zudem die engen
Bündnisse mit Russland und China, die in der Region besondere
geopolitische, geostrategische und wirtschaftliche Interessen haben.
Die Regierung Assad war damit ein gewichtiger Störfaktor für die
Eurasien-Strategie der USA und ihrer Verbündeten. Die Absage Syriens
an eine Pipeline, die Erdgas von Katar nach Europa transportieren und
damit den Marktanteil Russlands in Europa deutlich verringern sollte,
aus dem Jahr 2009 und die Verkündung der Absicht, stattdessen
gemeinsam mit Teheran über eine Pipeline nach Europa zu exportieren,
macht allein noch keinen Krieg. Das Interesse, die in der Region
vorhandenen Ressourcen zu kontrollieren und China und Russland von
diesen fernzuhalten, aber ist eine wichtige Motivation für die
Aggression gegen Syrien. Eine selbstbewusste und unabhängige syrische
Regierung ist unerwünscht und gemeinsam mit ihren Verbündeten eine
ernstzunehmende Bedrohung für die Dominanz insbesondere der USA. Laut
einer Studie des US-amerikanischen Instituts für strategische Studien
des Army-College sind die seit dem Jahr 2000 im levantinischen Becken,
welches die Offshore-Territorien Israels, der palästinensischen
Gebiete, Zyperns, der Türkei, Ägyptens, Syriens und des Libanon
umfasst, entdeckten beachtlichen Erdgas- und Ölvorkommen von
"enorme[r] ökonomische[r] und geostrategische[r] Bedeutung".


Unterschiedliche Ebenen der Intervention

"Assad muss weg" war die Devise, auf die sich die Regierungen der
westlichen Industriestaaten 2011 unisono festlegten. Eine politische
Lösung wollten sie nicht. Stattdessen brachen sie diplomatische
Kontakte ab und befeuerten den Konflikt massiv und auf
unterschiedlichsten Ebenen. Die Syrer* innen, die auch als der Krieg
bereits in vollem Gange war, laut Umfragen zu mindestens 70 Prozent
hinter dem Präsidenten standen, wurden in Geiselhaft genommen. Die USA
verschärften ihre bereits bestehenden Sanktionen gegen Syrien, die EU
zog 2012 nach. Der UN-Sonderberichterstatter für negative Auswirkungen
von einseitigen Zwangsmaßnahmen, Idriss Jazaïry, erklärte im Mai 2018
nach einem Besuch in Syrien, die Sanktionen gegen das Land hätten die
humanitäre Krise massiv verschärft.

Die Regierungen der Türkei, der Golfstaaten und der westlichen
Industrienationen unterstützten die Opposition politisch, finanziell,
logistisch und mit Waffenlieferungen und setzten zugleich eine,
massive propagandistische Kampagne gegen die syrische Regierung in
Gang. Während des Kriegs begangene Massaker, die wie das in al-Hula
2012 der bewaffneten Opposition nachgewiesen werden konnten, lasteten
sie weiter der syrischen Regierung an. Angriffe mit Chemiewaffen, die
erstaunlicherweise immer dann erfolgten, wenn die syrische Armee kurz
vor der Einnahme der angegriffenen Orte stand, ordneten sie Assad zu,
selbst wenn alle Indizien gegen seine Urheberschaft sprachen und
radikale Gruppen wie die Nusra-Front nachweislich spätestens im Jahr
2013 über chemische Kampfstoffe verfügten. Dies wurde auch
fortgesetzt, nachdem die OPCW der syrischen Regierung die Vernichtung
ihrer gesamten Bestände an Chemiewaffen bescheinigt hatte, die diese
im Rahmen eines zwischen Moskau und Washington ausgehandelten Deals
freiwillig übergeben und unter internationaler Aufsicht hatte
vernichten lassen. Ähnlich selektiv war der Blick auf die
Rückeroberung Ost-Aleppos in der zweiten Hälfte des Jahres 2016.
Politik und Medien verschwiegen alle Gesprächs- und Amnestieangebote,
die die syrische und russische Seite gemacht hatten, genau wie die
humanitären Korridore, die sie eingerichtet hatten und die
Feuerpausen, die sowohl die syrische als auch die russische Armee und
ihre Verbündeten ganz im Gegensatz zur bewaffneten Opposition
einhielten. Dies erinnerte daran, wie bereits die umfassenden
Reformen, die die Regierung kurz nach Beginn der Proteste 2011
eingeleitet hatte, von hiesigen Medien und Politik komplett ignoriert
worden waren. Während sie Moskau und Damaskus bezichtigten,
Zivilist*innen im von der Nusra-Front beherrschten Ost-Aleppo
mutwillig "abzuschlachten", galt die mit unzähligen zivilen Opfern
verbundene Befreiung im irakischen Mossul unter Beteiligung der
US-Armee als Anti-Terror-Operation. Eine besondere Rolle spielen bei
der Dämonisierung der syrischen und russischen Regierung die vom
Westen massiv unterstützten "Weißhelme", die sich selbst "syrischer
Zivilschutz" nennen und denen mehrfach sowohl die Fälschung und
Zweckentfremdung von Bild- und Videomaterial als auch die
Zugehörigkeit zu terroristischen Gruppen und gar die Beteiligung an
brutalsten Ermordungen von Zivilisten nachgewiesen wurden.

Fast seit Beginn des Krieges setzen die westlichen Industrienationen
Hilfsgüter, auf die die Bevölkerung dringend angewiesen ist, als
Instrument der politischen Kriegführung ein. Die westliche Politik,
Hilfsleistungen ausschließlich denjenigen zukommen zu lassen, die
zufällig unter Kontrolle der Opposition und nicht der Regierung leben,
verstößt gegen das Neutralitätsprinzip der humanitären Hilfe und muss
als humanitäre Intervention bezeichnet werden. Auch der Wiederaufbau
des Landes darf nach dem Willen westlicher Regierungen nicht in
Gebieten unterstützt werden, die von der Regierung Assad kontrolliert
werden, beziehungsweise erst, nachdem "Assad geht".


Gescheiterter Regime Change und doch kein Frieden

Der Syrien-Krieg ist nie ein Bürgerkrieg gewesen, und er entwickelte
sich nicht erst mit der völkerrechtswidrigen Intervention der USA seit
2014 und dem militärischen Eingreifen Russlands, das am 30. September
2015 auf Bitten der syrischen Regierung und damit völkerrechtskonform
erstmals Luftangriffe in dem Land flog, zu einem Weltordnungskrieg.
Der Syrienkrieg hat die Karten gründlich neu gemischt - zu Ungunsten
der USA und ihrer Verbündeten in der Region. Russland, China, Iran und
die Hisbollah hingegen konnten ihren Einfluss steigern. Mit der
Rückeroberung Aleppos Ende 2016 galt der Krieg als zu ihren Gunsten
entschieden. Russland verfügt neben dem Marinestützpunkt in Tartus
inzwischen auch über einen Luftwaffenstützpunkt in Latakia. Moskau hat
seine Beziehungen zu vielen Staaten in der Region, so unter anderem
auch zu Saudi-Arabien und Israel, deutlich ausgebaut und sich dadurch
auch wirtschaftliche Möglichkeiten eröffnet. Zudem ist das Bündnis
zwischen Syrien, Iran und der Hisbollah in den Jahren des Krieges eben
nicht geschwächt, sondern gestärkt worden. Erst im August haben
Damaskus und Teheran ein umfassendes Verteidigungsabkommen
geschlossen.

Zugleich aber hat die US-Armee inzwischen vor allem im kurdisch
kontrollierten Norden 25 Militärbasen errichtet und kontrolliert 70
Prozent der syrischen Energiequellen. Der jüngst erfolgte
versehentliche Abschuss eines russischen Flugzeugs durch die syrische
Armee, bei dem 15 russische Soldaten ums Leben kamen und für den die
russischen Generäle Israel verantwortlich machen, ist nur ein Beispiel
für die Gefahr einer direkten Konfrontation zwischen den USA und ihren
Verbündeten einerseits und Russland und seinen Verbündeten
andererseits. Die israelische Armee hatte einen Luftangriff auf
Latakia geflogen und sich ohne vorherige Absprache im Schutz des
russischen Flugzeugs bewegt, weshalb es ungewollt zu dessen Abschuss
durch die syrische Armee kam. Anfang 2018 waren bei einem US-Angriff
bei Deir es-Sor bereits fünf russische Staatsbürger getötet worden.

Der Regime Change ist gescheitert, aber zur Ruhe kommen wird
Syrien noch lange nicht. Gefragt nach einer Lösung der Krise sagen
viele Syrer*innen, man solle sie einfach in Frieden und Respekt
miteinander leben lassen, so wie sie es seit jeher getan hätten. Ohne
die massive äußere Einmischung wäre der Krieg nie entstanden oder
hätte zumindest nicht dieses Ausmaß erreicht. Dass sich an der
Einmischung in naher Zukunft etwas ändert, ist leider äußerst
unwahrscheinlich.



Leicht bearbeitete Fassung der Rede "Syrien als geopolitischer
Spielball der Nationen und ihr Einfluss vor Ort" von Wiebke Diehl
anlässlich der Ossietzky-Matinee " Was tun gegen den drohenden
Krieg!?" am 3. Oktober. Wiebke Diehl studierte Islamwissenschaft und
Politikwissenschaft in Berlin und Damaskus und arbeitet als
wissenschaftliche Mitarbeiterin im Bundestag. Sie publiziert
regelmäßig zum Nahen und Mittleren Osten.
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VORWÄRTS/1414: Barbarei und Schönfärberei


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 31/32 vom 4. Oktober 2018

Barbarei und Schönfärberei

von Damian Bugmann



Realitätsfremde, menschenfeindliche Idealbilder von Arbeiten,
Wohnen, gesellschaftlicher Organisation werden trotz Schmerzen und
Entbehrungen aufrecht erhalten. Bewusstheit über die Notwendigkeit der
Abschaffung von Kapitalismus und Liberalismus ist verpönt und
mariginalisiert.


In den Sechzigern und Siebzigern gab es hoffnungsvolle,
schwierige und lächerlich gemachte Versuche, mehr Kollektivität und
Solidarität zu leben, die Bedürfnisse der Menschen anstatt die
Bedürfnisse der Unternehmer-Königinnen in den Mittelpunkt zu stellen.
Gleichzeitig trieben liberale IdeologInnen und UnternehmerInnen die
Umgestaltung von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft voran, die zum
Ziel hatte, die Verfügbarkeit und Leistungsfähigkeit der Arbeitenden
stetig zu steigern und ihnen die soziale Absicherung zugunsten stetig
steigender Profite zu entziehen. Der Antikommunismus boomte weiter und
war mehr und mehr in den Menschen verinnerlicht. Sehr viel Zeit, Geld,
Innovation und Energie wurde von bürgerlichen PolitikerInnen,
UnternehmerInnen und Werbebüros darauf verwendet, den UntertanInnen
Sozialismus, also kollektive Besitzverhältnisse, gleiche Rechte und
partizipative Demokratie auszutreiben und ein idealisiertes Bild des
Kapitalismus einzutreiben. Nach dem Beseitigen des staatlichen
Sozialismus in Osteuropa liessen die KapitalistInnen die Maske fallen
und gebärden sich seither immer ausbeuterischer und barbarischer.


Ignoranz und Sklaverei

Heute prägen Individualismus, Egoismus, Vereinzelung, Opportunismus,
Hedonismus, Fatalismus, Feudalismus und Schönfärberei die
kapitalistischen Gesellschaften. In Bezug auf die Gestaltung und
Anpassung der politischen, wirtschaftlichen und sozialen Organisation
herrscht Trägheit, Verdrängung, Arroganz, Ignoranz und Barbarei. Die
Probleme sind zwar weitgehend bekannt, Ablenkungen, Konsum und
Scheinlösungen sind im Trend. Die Abschaffung des lebensfeindlichen
politisch-wirtschaftlich-sozialen Systems ist ein grosses Tabu, wer
nur schon davon spricht, löst Panik aus und wird in die diktatorische
Ecke gedrängt.


Ausbeuten und ausbooten

Sozialversicherungen wurden geschaffen, um die fortschreitende
Auflösung der alten sozialen Absicherungen zu kompensieren, jetzt
werden sie zugunsten von privaten Profiten abgeschafft. Ein steigender
Anteil der Bevölkerung wird mit den Problemen Existenzsicherung,
Krankheit, Alter, schwierige Beziehungen und Scheidung allein gelassen
und gleichzeitig von den regierenden Unternehmen ausgebeutet oder
ausgebootet. Die vereinzelten Nachkommen und EhepartnerInnen werden
mit der Pflege von kranken Familienmitgliedern im Stich gelassen und
sind überfordert, da sie von ArbeitgeberInnen oder Sozialinstitutionen
klein gemacht, klein gehalten und bis zu Erschöpfung, Burnout, Unfall
und Krankheit mit Doping und Illusionen auf Trab gehalten werden.

Dank des kommerziellen Arbeits- und Gesundheitssystems erleben immer
mehr Menschen Stress, Kontrolle, Entfremdung und finanzielle
Ausbeutung. Erleben Missbrauch und Missachtung der körperlichen und
geistigen Unversehrtheit durch Überforderung und Entmündigung, durch
medizinische Unterversorgung für profitable Sparmassnahmen oder
medizinische Überversorgung für profitable medizinische Experimente.
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MELDUNG/949: Das Virtuelle Bergwerk des WDR jetzt auch auf Türkisch (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 24. Oktober
2018

Das Virtuelle Bergwerk des WDR: Jetzt auch auf Türkisch



Im Jahr der letzten Zechenschließungen in Nordrhein-Westfalen hat der
WDR der Bergbaukultur ein einzigartiges Denkmal gesetzt: Seit August
2018 können die User über die Website glückauf.wdr.de in die Welt des
Bergwerks Prosper-Haniel in Bottrop eintauchen - in Virtual Reality
und 360°. Die Experience, die es bislang auf Deutsch gab, ist ab dem
25. Oktober auch in türkischer und englischer Sprache erlebbar.

Stefan Moll, Leiter des Programmbereichs Internet und verantwortlich
für das Projekt: "Bei vielen Begegnungen vor Ort, bei denen wir unser
Virtuelles Bergwerk bis jetzt präsentiert haben, haben wir gemerkt:
Kumpel und Familien mit türkischem Migrationshintergrund sind ein
wichtiger Teil der Geschichte des Steinkohle-Bergbaus. Auf sie möchten
wir mit dieser Sprachversion besonders eingehen und vor allem ihren
Familien in der Türkei einen Einblick in diesen Teil der
nordrhein-westfälischen Industriegeschichte liefern, den sie
maßgeblich mitgestaltet haben."

Ob eine Seilfahrt in Echtzeit oder ein Rundgang mit Steiger Andy: Im
Virtuellen Bergwerk spricht man nun auch türkisch oder bekommt die
entsprechenden Untertitel.

Aktuell macht das Virtuelle Bergwerk auf den Münchner Medientagen
Station. Außer der Website gibt es zwei Erlebnisstationen, die vor Ort
auf einem Truck präsentiert werden.
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MELDUNG/948: Die Welt öffnen und verbinden - Pressenza auf dem Global Media Forum 2018 in China (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die Welt öffnen und verbinden: 

Pressenza auf dem Global Media Forum 2018, Chongqing, China

Von Pressenza IPA, 23. Oktober 2018






[image: Pressenza-Team weist auf der Tafel teilnehmender Medien auf sein Logo - Bild: © Pressenza-Fotograf Boldy Tapales]
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Der 2. CGTN Global Media Summit [1] und das 8. Global Video Media
Forum [2] fanden am 16. und 17. Oktober 2018 in Chongqing im Südwesten
Chinas statt. Als Partner von CCTV News Content, einer wichtigen
Tochtergesellschaft von CGTN und einer führenden
Videonachrichtenagentur in China, nahm ein sechsköpfiges
Pressenza-Team an der zweitägigen Veranstaltung teil, zusammen mit 500
Medienexpertinnen und -experten aus der ganzen Welt, die führende
Medienunternehmen vertreten. Die Vorträge und Podiumsdiskussionen
beschäftigten sich mit den Perspektiven der Medienentwicklung in der
Zukunft und diskutierten neue Technologien prägend für Medien, die
heute die ganze Welt verbinden.

Jiang Heping, der stellvertretende Direktor der Nachrichtenredaktion
von China Central Television und CGTN-Controller, hielt die
Grundsatzrede [3] und äußerte die Hoffnung, die Bemühungen der
globalen Medien zu bündeln und ein Umfeld der Medienkonvergenz zu
schaffen. Seine Rede knüpfte an das Thema des Gipfels "Opening and
Connecting the World" (die Welt öffnen und verbinden) an und betonte,
dass Medienkonvergenz und -weiterentwicklung gemeinsame Anliegen der
globalen Medien sind. Unter dem Titel "Der Natur treu und im Fokus
bleiben: CGTN's Ansatz zur wertschöpfenden Kommunikation", gründete
Jiang das Konzept auf der alten chinesischen Philosophie des Daoismus,
wo der Weg der Natur folgt. Er vertiefte sein Verständnis von
Kommunikation durch fünf chinesische Zeichen: 木 (mu) für Baum,
本 (ben) für Wurzel, 果 (guo) für Obst, 林 (lin) für Holz
und 森 (sen für Wald). So erläuterte er, wie diese
Konzepte die Strategie für die Kommunikation und den Betrieb von CGTN
bildeten.

Weiter sagte Jiang: "Die Denkweise bestimmt den Lösungsweg, während
das Layout das Ergebnis bestimmt. Ich denke, um die internationale
Kommunikation größer und stärker zu machen, braucht es vier Arten von
Denkweisen, die global, lokal, digital und geschäftsorientiert sind."

Mit dem Einfluss, den die sich schnell und kontinuierlich
entwickelnden Technologien auf die Neudefinition von Medien in den
letzten zehn Jahren hatten, diskutierten Experten auf dem diesjährigen
Gipfel, wie neue Technologien von 5G bis Blockchain die
Medienindustrie im nächsten Jahrzehnt verändern werden.

Genichi Inabe, stellvertretender Direktor der Global IT Innovation of
News Department bei NHK [4], einem japanischen Rundfunkunternehmen,
teilte mit, dass sie die Olympischen Spiele 2020 in Tokio in
8k-Auflösung live übertragen können, mit den neuesten 5G-Technologien,
die derzeit entwickelt und getestet werden. "Wir werden wahrscheinlich
mehr in der Art und Weise sehen, wie Inhalte mithilfe von Virtual
Reality interagieren werden. Die Einführung von
Echtzeit-Virtuelle-Realität könnte den Stil von Übertragungen
verändern", sagte er.

Die Blockchain-Technologie wurde auch in einem Panel diskutiert, in
dem Innovatoren darüber diskutierten, wie sich Blockchain-Technologien
in Zukunft auf die Medienindustrie auswirken können, insbesondere in
den Bereichen Informationsauthentifizierung, Urheberrecht und
Entwicklung kostengünstigerer Geschäftsmodelle.

Während einer Podiumsdiskussion darüber, wie sich Amateurvideos und
nicht verifizierte Nachrichteninhalte in den sozialen Medien
verbreitet haben, was zu sogenannten "Fake News" und Desinformationen
geführt hat, die oft Nachrichten von professionellen Journalisten
überschatten würden, wiesen die meisten der Podiumsteilnehmenden
darauf hin, dass es notwendig ist, neue Technologien anzunehmen und
sich diesen Herausforderungen direkt zu stellen. Gleichzeitig wurde
die Notwendigkeit bekräftigt, journalistische Grundsätze zu
respektieren und qualitativ hochwertige Inhalte zu produzieren.

Um Sally Buzbee, Senior VP und Executive Editor von Associated Press,
zu zitieren [5]: "Ich denke, es ist sehr gefährlich für die
traditionellen Medien zu glauben, dass wir alle Antworten haben.
Lassen Sie es mich so ausdrücken. Ich denke, wir müssen offen sein für
die Energie und den Wandel, der sich vollzieht und gleichzeitig die
Werte, an die wir tief glauben, hochhalten."

Alles in allem war es eine anregende zweitägige Erfahrung, eine
Gelegenheit, die Rolle der chinesischen Medien in dieser Ära, in der
China sich modernisiert und der Welt öffnet, zu verstehen, zu sehen,
wie verschiedene internationale Medienagenturen miteinander und mit
China interagieren und vernetzen, und China selbst aus erster Hand zu
erleben.


Anmerkungen:

[1] https://www.youtube.com/watch?v=DM5NsyhAOfI

[2] http://www.videomediaforum.com/en/

[3] https://www.youtube.com/watch?v=ZzKt4-lwBDY

[4] https://news.cgtn.com/news/35596a4e78494464776c6d636a4e6e62684a4856/share_p.html

[5] https://news.cgtn.com/news/35596a4e78494464776c6d636a4e6e62684a4856/share_p.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





TALK/345: ARD-alpha - "Inside ISS" mit Karsten Schwanke - Nach dem Raketenfehlstart, 26.10.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 19. Oktober 2018

Nach dem Raketenfehlstart

"Inside ISS" mit Karsten Schwanke

Freitag, 26. Oktober 2018, 19.30 Uhr, in ARD-alpha



Mit Experten wie dem ESA-Koordinator und ehemaligen Astronauten Thomas
Reiter gibt Moderator Karsten Schwanke interessante Einblicke in
Forschung und Leben an Bord der ISS - in der dritten Folge der
fünfteiligen Sendereihe "Inside ISS", am Freitag, 26. Oktober 2018 um
19.30 Uhr in ARD-alpha. Alle Filme der Sendereihe stehen nach
Ausstrahlung ein Jahr in der BR Mediathek zur Verfügung.

Es war ein herber Rückschlag für die russische Raumfahrt: Nach dem
Fehlstart einer Sojus-Trägerrakete und der dramatischen Notlandung der
beiden Astronauten in der kasachischen Steppe am 11. Oktober wurden
die bemannten Flüge zur Internationalen Raumstation ISS bis auf
weiteres ausgesetzt. Welche Folgen hat diese Panne für das Team um
ISS-Kommandant Alexander Gerst? Muss der ESA-Astronaut deswegen länger
im All bleiben?

Schon einmal mussten die ursprünglich für September geplanten beiden
Weltraumausstiege von Alexander Gerst verschoben werden. Durch das
Scheitern des Flugs zur ISS kurz nach dem Start vom kasachischen
Weltraumbahnhof Baikonur verzögern sie sich nun erneut. Denn dem
ISS-Kommandanten fehlt der Partner für diese Außenbordeinsätze: der
US-amerikanische Astronaut Nick Hague, den die Sojus-Kapsel zusammen
mit dem Russen Alexej Owtschinin zur ISS hätte bringen sollen.

Im Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt in Oberpfaffenhofen
spricht Karsten Schwanke mit dem ehemaligen Astronauten Thomas Reiter
über den Raketen-Fehlstart in Kasachstan sowie über Gefahren, Pannen
und Katastrophen in der bemannten Raumfahrt und fragt nach, wie sich
der Stopp der Flüge zur ISS auf den eng getakteten Zeitplan an Bord
der Raumstation auswirkt.

400 Kilometer über der Erde hat inzwischen ein neues Kapitel
europäischer Raumfahrtgeschichte begonnen: In einer feierlichen
Zeremonie hat Alexander Gerst am 3. Oktober das Kommando auf der ISS
übernommen - eine Position, die in der Regel US-Amerikaner und Russen
im Wechsel bekleiden. Gerst ist der erste deutsche und zweite
europäische ISS-Kommandant nach dem Belgier Frank De Winne. Was
bedeutet es, Chef einer Raumstation zu sein? Welche Aufgaben sind
damit verbunden? Auch darauf gibt diese Folge von "Inside ISS"
Antworten.

Wie schlafen die Astronauten eigentlich auf der ISS? In der Rubrik
"ALLtag" verrät Alexander Gerst, wann im Weltall die Nacht beginnt,
wie man in der Schwerelosigkeit schlafen geht und warum es dort
komplizierter ist, seine Nachtruhe zu finden.

Wie haben frühere Experimente im Weltall das Leben auf der Erde
verändert? Welche Fragen beschäftigen die Weltraumforschung heute?
Woran arbeitet Alexander Gerst gerade? Und was bewegt ihn beim Blick
auf die Erde? In der fünfteiligen Sendereihe "Inside ISS" stellt
ARD-alpha jeweils am letzten Freitag des Monats aktuelle Entwicklungen
an Bord der ISS vor und gibt Einblicke in Alexander Gersts
Arbeitsalltag.

Präsentiert wird die Sendereihe von dem Metereologen und
Wissenschaftsmoderator Karsten Schwanke u. a. aus dem Deutschen
Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) in Oberpfaffenhofen, von wo aus
die Arbeiten im Forschungslabor Columbus, dem europäischen
Wissenschaftslabor auf der ISS, überwacht werden.

Inside ISS, ab Freitag, 31. August, bis Freitag, 28. Dezember 2018,
jeweils am letzten Freitag des Monats, 19.30 Uhr, in ARD-alpha

 * 

Quelle:
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HÖRSPIEL/1825: Deutschlandfunk Kultur - Dystopie, 26.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Dystopie

Klangkunst von Kirsten Reese, Laura Mello, Wolfgang Musil u.a.

Errant Sound/Deutschlandfunk Kultur 2018/ca. 54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 26. Oktober 2018, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"Des einen Utopie ist des andern Dystopie" schreibt der Historiker
Gregory Claeys. Der Satz ist aktueller denn je. Das Künstlerkollektiv
Errant Sound geht der Bedeutung von Zukunftsvisionen auf akustischer
Ebene nach. Es zeigt Klänge von Gesellschaft und Staat, von Natur und
Klima, von Denken und Kommunizieren. Kirsten Reese nutzt für ihr Stück
"Creatures and Signals" die Radarkuppel des Berliner Teufelsbergs als
Imaginationsraum. Bei "Living Radio" von Laura Mello und Wolfgang
Musil belauscht das Publikum vier Charaktere auf einem öffentlichen
Platz. Die Stücke sind Teil des Dystopie KlangKunst-Festival, bei dem
im September 2018 Klangkünstlerinnen und Klangkünstler aus Berlin und
Istanbul aufeinandertreffen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 16. Oktober 2018
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MUSIK/2737: Deutschlandfunk - Das britische Trio The Brew, 26.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Mit dem Sound der Zukunft von gestern

Das britische Trio The Brew

Aufnahme vom 7.11.2017 bei den Jazztagen Leverkusen

On Stage

Freitag, 26. Oktober 2018, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Ein Marshall Fullstack mit 100 Watt verstärkt eine Gibson Les Paul
oder Fender Stratocaster. Der Schlagzeuger dahinter schlägt mit dem
Gewicht seines Oberkörpers auf die Felle, der Bassist beugt sich
breitbeinig über sein Instrument: The Brew spielen Rock 'n' Roll wie
aus dem Bilderbuch. Seit über zehn Jahren ist die Band mit Vater Tim
Smith (Bass) und Sohn Kurtis (Schlagzeug) und Jason Barwick als Sänger
und Gitarrist eine verlässliche Größe, ob auf mittlerweile sieben
Studioalben oder bei ihren energiegeladenen Liveshows: The Brew lassen
es krachen - auch bei ihrem Konzert im Forum Leverkusen 2017.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 16. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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PREIS/320: Deutschlandfunk Kultur erhält Journalistenpreis Orthopädie und Unfallchirurgie (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 24.10.2018

Deutschlandfunk Kultur erhält Journalistenpreis Orthopädie und
Unfallchirurgie

Radio-Feature von Elmar Krämer ausgezeichnet



Der zum neunten Mal ausgelobte Journalistenpreis Orthopädie und
Unfallchirurgie (JOU 2018) geht in diesem Jahr an Elmar Krämer.

Mit seinem Feature "Orthese, Prothese, Exoskelett. Technik für den
Körper" habe Krämer ein hochentwickeltes Segment aus Orthopädie und
Unfallchirurgie informativ und fesselnd vorgestellt, so die Jury. Der
mit 4.000 Euro dotierte Preis wurde im Rahmen des Deutschen Kongresses
für Orthopädie und Unfallchirurgie am 23. Oktober in Berlin übergeben.

Vor einigen Jahrzehnten bedeutete eine Amputation oder ein
geschädigtes Gelenk noch erhebliche Einschränkungen für die
Betroffenen. Doch die Medizintechnik macht große Fortschritte und
vieles dessen, was in Science-Fiction-Manier noch als spekulative
Zukunftsvision galt, ist heute schon nah an der Realität. Die
neunköpfige Jury würdigte im Besonderen Krämers Mischung aus
technischer Detailtreue und anschaulichen Beispielen. Das Feature
"Orthese, Prothese, Exoskelett. Technik für den Körper" wurde am
19.07.2018 in der Sendung "Zeitfragen" im Deutschlandfunk Kultur
ausgestrahlt.

Der vom Berufsverband für Orthopädie und Unfallchirurgie sowie der
Deutschen Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie zum neunten
Mal ausgelobte Medienpreis würdigt herausragende Publikationen aus den
Bereichen Print, Rundfunk sowie Online-Medien. Beide Gesellschaften
möchten die Qualität der Berichterstattung über
orthopädisch-unfallchirurgische Themen fördern und die wachsende
Bedeutung des Faches in der Öffentlichkeit sichtbar machen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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TALK/1613: Deutschlandfunk Kultur - Was bewegt Hessen vor der Wahl? 26.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 18.10.2018

Live aus Wiesbaden: Was bewegt Hessen vor der Wahl?
Deutschlandfunk Kultur sendet aus dem Café Lumen

26. Oktober 2018, 12.05 - 14.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Hessenwahl ist nach der Landtagswahl in Bayern die zweite große
politische Weichenstellung in diesem Jahr.

Das bundesweite Programm von Deutschlandfunk Kultur befragt vor der
Wahl wichtige Stimmen aus Hessen zur Bedeutung der Wahl, zur
Stimmungslage im Land und zu den möglichen Auswirkungen der Abstimmung
auf die Bundespolitik. Ist die Hessenwahl womöglich eine
Vorentscheidung über die Zukunft der Kanzlerin? In einer Livesendung
am 26. Oktober von 12.05 bis 14.00 Uhr diskutieren die Moderatoren
Anke Schaefer und André Hatting unter anderem mit Bascha Mika,
Chefredakteurin der Frankfurter Rundschau, und Ludger Fittkau,
Hessenkorrespondent von Deutschlandradio.

Livesendung aus Wiesbaden: 26. Oktober, 12.05-14.00 Uhr

Restaurant LUMEN

Marktplatz

65183 Wiesbaden

Eintritt frei, keine Anmeldung notwendig.

Auch am Wahlabend wird die Landtagswahl in den
Deutschlandradio-Programmen breiten Raum einnehmen. Sowohl der
Deutschlandfunk als auch Deutschlandfunk Kultur befassen sich in
zahlreichen Beiträgen und Sendungen am 28. Oktober mit den Ergebnissen
und Konsequenzen der Hessenwahl.

 * 
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KURSUS/1843: Unna - Arbeiten mit dem digitalen Notizbuch "OneNote", 31.10. und 7.11.2018


VHS-Aktuell: Arbeiten mit dem digitalen Notizbuch "OneNote"



Kreisstadt Unna. OneNote ist ein digitales Notizbuch, in das jederzeit
und überall Notizen eingetragen werden können. Die VHS Unna
Fröndenberg Holzwickede zeigt in einer Grundlagenschulung am 31.
Oktober 2018 und 07. November 2018 im zib, wie OneNote während der
täglichen Arbeit sinnvoll eingesetzt werden kann.

So lässt sich OneNote insbesondere mit typischen Büroanwendungen wie
Word, Excel oder Outlook hervorragend verwenden, um Inhalte bequem zu
importieren und zu exportieren, damit Daten jederzeit auf mobilen
Endgeräten unterwegs aufgerufen werden können. Neben einer allgemeinen
Einführung in das Programm beschäftigt sich der Kurs intensiv mit der
Notizbuchstruktur von OneNote und der Anbindung an andere
Office-Anwendungen. Im Seminar wird gezeigt, wie Inhalte in OneNote
gesammelt und verwendet werden. Auch das Thema Teamarbeit ist
Gegenstand der Veranstaltung.

Der Kurs "Fit für das Büro: OneNote - Grundlagen" mit der
Buchungsnummer 182-4259 findet am 31. Oktober 2018 und 07. November
2018 jeweils von 18:00 - 20:45 Uhr im Raum 006 im zib statt. Die
Gebühr für den Kurs beträgt 39 Euro. Dozent: Karsten Rust.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf den Seiten 54 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Office" zu finden. Und natürlich berät auch
der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre gerne Interessierte
zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303/103-735,
andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. Oktober 2018
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KURSUS/1842: Unna - Schulungen zu Excel, Word Powerpoint und Outlook starten Anfang November


VHS-Aktuell: Fit in Office 



Kreisstadt Unna. Anfang November starten bei der VHS Unna Fröndenberg
Holzwickede wieder neue Kurse in Office. Auch eine Grundlagenschulung
zur Nutzung der EDV ist im Angebot.

Die Volkshochschule bietet im zib verschiedene Schulungen zu Excel,
Word Powerpoint und Outlook an, die alle inhaltlich auf das Arbeiten
im Büroalltag ausgerichtet sind. Die Kurse orientieren sich am
Xpert-Computerpass und sichern damit einen hohen
Qualifikationsstandard.

Detaillierte Informationen zu den Office-Schulungen und zum
Grundlagenseminar sind im aktuellen VHS-Programmheft ab Seite 50 zu
finden. Die Kurse sind auch im Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in
der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im Unterbereich "EDV und IT" zu finden.
Und natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas
Barre gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
Tel.: 02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter Tel.: 02303/103-713
oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die
Anmeldung auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:
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ARTIKEL/834: Fachtagung verdeutlicht die hohen Anforderungen beim Planen und Bauen von Krankenhäusern (idw)


Universitätsklinikum Würzburg - 22.10.2018

Fachtagung verdeutlicht die hohen Anforderungen beim Planen und Bauen von Krankenhäusern



Wie kann den Bedürfnissen von Patienten und Beschäftigten, wie auch den
Anforderungen aus Hygiene, Technik, Brandschutz und Ökonomie bei der
Planung von Krankenhaus-Baumaßnahmen Rechnung getragen werden? Diesem
Thema widmeten sich multiprofessionelle Experten bei einer Fachtagung Ende
September dieses Jahres am Uniklinikum Würzburg.

Vor zwei Jahren startete das Uniklinikum Würzburg (UKW) eine neue
Tagungsreihe unter dem Titel "Bauen in medizinischen Einrichtungen". Am
26. September dieses Jahres fand deren zweite Veranstaltung statt, diesmal
mit dem Schwerpunkt "Planerische und bauliche Regelwerke beim Bauen in
Krankenhäusern". An der Organisation beteiligt waren - neben dem UKW - das
Bayerische Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, die
Bayerische Architektenkammer, die Ingenieurskammer Bau sowie die
Bayerische Krankenhausgesellschaft. Vor Ort sorgten Prof. Dr. Ulrich
Vogel, der Leiter der Stabsstelle Krankenhaushygiene des UKW, und sein
Team für einen reibungslosen Ablauf. Wie schon bei der Pilotveranstaltung
in 2016 war die Tagung mit gut 250 Teilnehmer/innen aus dem gesamten
Bundesgebiet schnell ausgebucht.

Im Spannungsfeld zwischen moderner Medizin, Effizienz und Ökonomie

Nach einer Begrüßung durch Prof. Vogel und Marion Resch-Heckel,
Vizepräsidentin der Bayerischen Architektenkammer, führte Peter Lechner
vom Bayerischen Staatsministerium für Gesundheit und Pflege in die
Förderrichtlinien und planerischen Vorgaben beim Krankenhausbau in Bayern
ein. Nach seinen Worten ist das Budget für außeruniversitäre
Krankenhaus-Baumaßnahmen im Freistaat im Jahr 2018 um 23 Prozent gestiegen. Auch für
die nähere Zukunft werde eine ähnliche Größenordnung angestrebt. Neben
diesen positiven Botschaften arbeitete der Referent jedoch auch das
Spannungsfeld zwischen den Wünschen nach medizinisch zeitgemäßen Abläufen,
effizienten betrieblichen Strukturen sowie sparsamen Lösungen heraus.
Joachim Fuchs vom Staatlichen Bauamt Würzburg gab einen Einblick in das
Vergabeverfahren in Planungs- und Bauphasen. Zu unterscheiden sei
insbesondere, ob Vergaben nach nationalem oder EU-Recht durchzuführen
seien und ob die Vergabe an einen Generalunternehmer oder an
Einzelunternehmer erfolge. "Zwar fallen nur elf Prozent der Vergaben unter
EU-Vergaberecht, allerdings haben diese Projekte große Vergabevolumina",
erläuterte Fuchs. Nach seinen Worten funktioniert die Kommunikation der
Vergabe mittlerweile ausschließlich elektronisch.

Petra Wörner von dem auf Gesundheits- und Forschungsbau spezialisierten
Ingenieurbüro wörner traxler richter aus Frankfurt a. M. beschrieb anhand
von Beispielen verschiedene Schritte und Ebenen des Planungsprozesses bei
Krankenhausneubau- und Sanierungsprojekten. Laut der Architektin
ermöglicht ein detailliertes Kosten- und Vergabemanagement dabei die
Einhaltung von Budget- und Terminvorgaben.

Empfehlung: Hygiene-Experten in die Bauplanung einbinden

Nutzer werden meist als Letzte zu Bauprojekten hinzugezogen, sind aber
diejenigen, die dann am Ende im fertigen Gebäude arbeiten. Dabei weichen
die Vorstellungen des Auftraggebers und der Nutzer oft in vielen Punkten
voneinander ab. Auf diese Problematik wies Johanna Groß hin. Die
Fachbereichsleiterin Hygiene im Medizinmanagement der Schön Klinik
Management SE empfahl: "Die Einbindung der Krankenhaushygienemitarbeiter
in Bauprojekte ermöglicht relevante Verbesserungen der Hygiene im
Krankenhausbau. Deshalb sollte Hygiene als eigenes Teilprojekt an der
Bauplanung beteiligt sein."

Rooming-in-Lösung in der Neonatologie

Prof. Dr. Johannes Wirbelauer, leitender Oberarzt der Kinderklinik am UKW,
stellte am Beispiel des Rooming-in in der Neu- und Frühgeborenenmedizin
die Herausforderungen bei der Planung einer Behandlungseinheit aus
ärztlicher Sicht dar. "In diesem sensiblen Bereich muss es das Ziel sein,
durch bauliche Maßnahmen einen engen Kontakt von Eltern und Frühgeborenen
zu gewährleisten und zu vermeiden, dass die Kinder durch Krankenhauskeime
erkranken", verdeutlichte Prof. Wirbelauer. Er schlug vor, dass
Patientenzimmer für eine Familie vorbehalten sind und von einer Seite über
die Station, von der anderen über den Rooming-in Bereich der Eltern
begehbar sein sollten.

Hochkontagiöse Patienten in der Notaufnahme: Bauliche Lösungen

Jan Holzhausen vom Institut für Industriebau und Konstruktives Entwerfen
an der Technischen Universität Braunschweig beschrieb die Rolle des Bauens
bei der Infektionsreduzierung am Beispiel des Umgangs mit hochkontagiösen
Patienten in einer Notaufnahme. Die dazu nötigen baulichen Planungen
werden derzeit im Rahmen des vom Bundesforschungsministerium geförderten
EKOS-Projekts bearbeitet. EKOS steht für "Entwicklung eines neuartigen
Konzepts zur Sicherstellung der infektiologisch-medizinischen Versorgung
von seltenen, hochkontagiösen und lebensbedrohlichen Erkrankungen in
Schwerpunktkrankenhäusern".

Wie innovative medizinische Verfahren die Anforderungen an den
Krankenhausbau verändern, schilderte Prof. Dr. Volker Schächinger, der
Direktor der Medizinischen Klinik I am Klinikum Fulda, am Beispiel eines
Hybrid-Herzkatheterlabors. Dort werden die Anforderungen an moderne
kardiologische Interventionstechniken - wie eine moderne
Durchleuchtungseinrichtung - mit einem suffizienten Hygienekonzept
zusammengeführt.

Verdunstungskühlwerke vor Legionellen schützen

Die Probleme und Anforderungen an die Hygiene bei Verdunstungskühlwerken
erklärte Rainer Kryschi, Sachverständiger für Wasserhygiene. Die gerade
auch in Krankenhäusern häufig zur Abführung von überschüssiger Wärme
eingesetzten Verdunstungskühlanlagen sind für viel kommunale
Legionellen-Ausbrüche verantwortlich. Die 42. Verordnung zur Durchführung des
Bundesimmissionsschutzgesetztes aus dem Jahr 2017 erhöhte die
Anforderungen an den Betrieb von Verdunstungskühlanlagen auch in
Krankenhäusern.

Aspekte des Brandschutzes

Thorsten Maiwald und Gerald Pierags von der Berufsfeuerwehr Würzburg
schilderten am Beispiel der Zentren für Operative und Innere Medizin des
Uniklinikums Würzburg praktische Aspekte des vorbeugenden Brandschutzes.
Gerade in großen Gebäudekomplexen müssen die Feuerwehranfahrt, die
Löschwasserversorgung und die Evakuierung von Patienten von Beginn an in
die Bauplanungen einbezogen werden. Dies verdeutlichte Georg Brechensbauer
von der Brechensbauer Weinhart + Partner Architekten mbB, am Beispiel der
Umbauplanung des Klinikums Robert Koch Gehrden. Seiner Meinung nach gehört
das Planen und Bauen von medizinischen Einrichtungen zu den schwierigsten
Planungs- und Bauaufgaben überhaupt - eine Einschätzung, die auch als ein
Fazit der gesamten Tagung stehen könnte.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1764

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Würzburg - 22.10.2018

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/3923: Bakterien verhindern die Bekämpfung einer Virusinfektion (idw)


Universitätsklinikum Freiburg - 22.10.2018

Bakterien verhindern die Bekämpfung einer Virusinfektion

Warum eine Doppel-Infektion mit Bakterien und Viren oft besonders
aggressiv ist, haben Forscher des Universitätsklinikums Freiburg jetzt
entschlüsselt / Publikation im Fachmagazin Nature Communications



Das Immunsystem steht häufig vor der Herausforderung, den Organismus
gleichzeitig vor verschiedenen Krankheitserreger schützen zu müssen. Warum
das ein Problem darstellen kann, haben jetzt Forscherinnen und Forscher
des Instituts für Immunologie am Universitätsklinikum Freiburg bei Mäusen
entschlüsselt. In einer von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
finanzierten Studie fanden sie heraus, wie eine gegen ein Virus gerichtete
Immunantwort durch eine zeitgleich stattfindende bakterielle Infektion
gehemmt wird. Die Forscher identifizierten den bakteriellen Bestandteil
sowie die zellulären Wechselwirkungen, die für diesen überraschenden
Effekt verantwortlich sind. Die Erkenntnisse könnten langfristig einen
neuen Ansatzpunkt bieten, um Doppel-Infektionen besser zu behandeln. Ihre
Ergebnisse veröffentlichten sie am 8. Oktober 2018 in der Fachzeitschrift
Nature Communications.

Durch eine Virusinfektion werden im Körper eigentlich T-Zellen des
Immunsystems aktiviert. Diese können das Virus gezielt bekämpfen. "Wir
haben festgestellt, dass eine parallel ablaufende bakterielle Infektion
die Aktivierung der T-Zellen stark hemmt. Dadurch wird eine effektive
Abwehr des Virus verhindert", sagt Studienleiter Prof. Dr. Hanspeter
Pircher, Direktor des Instituts für Immunologie des Universitätsklinikums
Freiburg.

"Dieser Mechanismus könnte dazu dienen, eine überschießende Immunantwort
zu hemmen und so Gewebeschäden durch Immunzellen zu verhindern. Die
Vorgänge könnten jedoch auch als eine Art 'friendly fire' im
immunologische Abwehrkampf beschrieben werden".

Immunzellen zerstören sich gegenseitig

Die Forscher wiesen nach, dass für diese Hemmung ein Bestandteil mancher
Bakterien verantwortlich ist, das Lipopolysaccharid LPS. Allerdings hemmt
das LPS die T-Zellen nicht direkt. Vielmehr aktiviert es weitere
Immunzellen, die Natürlichen Killerzellen (NK-Zellen). NK-Zellen gehören
zum angeborenen Immunsystem und sind in erster Linie für die Kontrolle von
Herpesviren und entarteten Zellen verantwortlich.

Die Freiburger Forscher konnten nun zeigen, dass diese Natürlichen
Killerzellen die T-Zellen zerstören und so die Virusabwehr schwächen. Im
Experiment schalteten die Wissenschaftler die Natürlichen Killerzellen
gezielt aus. Die Folge: Die T-Zellen blieben aktiv und bekämpften die
Virusinfektion erfolgreich.

"Natürliche Killerzellen, die durch Bakterien oder andere
Krankheitserreger aktiviert werden, hemmen durch zell-schädigende
Mechanismen die Immunantwort gegen das Virus", fasst Prof. Pircher
zusammen. Dieser überraschende Befund verdeutlicht die komplexen
immunologischen Netzwerke, die bei der Kontrolle von infektiösen Erregern
von Bedeutung sind. Die Studie ist im Rahmen des Sonderforschungsbereichs
1160 "Immune-mediated pathology as a consequence of impaired immune
reactions (IMPATH)" entstanden.


Originalpublikation:

Titel: Bacterial coinfection restrains antiviral CD8 T-cell response via
LPS-induced inhibitory NK cells

DOI: 10.1038/s41467-018-06609-z

Link zur Studie: www.nature.com/articles/s41467-018-06609-z (Open Access)

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uniklinik-freiburg.de/immunologie.html

(Institut für Immunologie, Universitätsklinikum Freiburg)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1401

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Freiburg - 22.10.2018
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DEMENZ/400: Interview zur großen Rheinland-Studie über die Ursachen von Demenz (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 3/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

"Es gibt keine Wunderpille"

Interview mit der Studienleiterin Prof. Dr. Dr. Monique Breteler



Die genauen Ursachen für Alzheimer und viele andere Demenzerkrankungen
sind bis heute nicht geklärt. Wichtig sind deshalb Studien mit einer
großen Zahl von Teilnehmerinnen und Teilnehmern, die über einen langen
Zeitraum viele verschiedene Faktoren beobachten. Die einzige Studie in
dieser Detailtiefe in Deutschland ist die Rheinland-Studie, die 2016
am Deutschen Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen (DZNE) in Bonn
gestartet ist. Sie soll über mindestens drei Jahrzehnte laufen und
in diesem Zeitraum bis zu 30.000 Menschen im Alter ab 30 Jahren in
regelmäßigen Abständen untersuchen. Im Interview erklärt
Studienleiterin Prof. Dr. Dr. Monique Breteler, welchen Beitrag die
Studie zur Prävention von Demenz leisten will.

Alzheimer Info: Welche Art von Daten erheben Sie in der
Rheinland-Studie und wie laufen die Untersuchungen ab?

Monique Breteler: Zur Zeit gibt es zwei Zentren in Bonn, in
denen wir Untersuchungen durchführen. Die Teilnehmenden werden
schriftlich eingeladen und können sich dann entscheiden, ob sie
mitmachen möchten. Die Teilnahme ist freiwillig, aber wir hoffen, dass
so viele Menschen wie möglich daran teilnehmen, da dies die Relevanz
und Aussagekraft der Studie stark erhöht. Die Untersuchung dauert bis
zu acht Stunden und umfasst unter anderem eine
Magnetresonanztomographie (MRT) des Gehirns, Aufnahmen der Netzhaut
und Untersuchungen des Herz-Kreislauf-Systems. Wir nehmen Blut,
untersuchen das Blutbild und viele andere Blutparameter. Daneben
sammeln wir weitere Biomaterialien wie Urin, Stuhl und Haare. Wir
testen außerdem die Kognition und Merkfähigkeit, die (Fein-)motorik
und die Sinne. Zusätzlich befragen wir die Teilnehmenden zu Ernährung
und Medikamenten. Zur Zeit läuft die erste Einladungsrunde noch und
wir werten bereits die ersten 2.000 Datensätze aus.

Wie kann die Rheinland-Studie dabei helfen, die Prävention von
Demenzerkrankungen zu verbessern?

Demenzerkrankungen entwickeln sich über mehrere Jahrzehnte. Lange
bevor Symptome wie Gedächtnisstörungen auftreten, haben bereits
körperliche Veränderungen stattgefunden. Deshalb untersuchen wir
Menschen schon im Alter ab 30 Jahren. Wir wissen auch, dass
Demenzerkrankungen aus einem komplexen Zusammenspiel von Ursachen
entstehen. Weil wir sehr viele unterschiedliche Faktoren untersuchen,
können wir hoffentlich Zusammenhänge nachweisen. Und wenn man
herausfindet, welche Gruppen von Menschen besonders anfällig sind,
kann man Strategien entwickeln, um einer Erkrankung vorzubeugen.

Die Forschung hat sich lange darauf konzentriert, ein Medikament gegen
Alzheimer zu entwickeln. Es wäre schön, wenn es eine einzelne
Wunderpille gäbe. Aber vermutlich sind die Ursachen für Alzheimer zu
vielfältig. Damit ist aber auch Hoffnung verbunden, weil es bedeutet,
dass man zur Prävention an verschiedenen Punkten ansetzen kann.

Welche Schwerpunkte setzen Sie bei der Analyse der Daten?

Besonders wichtig ist für uns das Thema Ernährung, Stoffwechsel und
körperliche Aktivität. Es gibt hier bereits viele Hinweise auf einen
Zusammenhang mit Demenzerkrankungen. Aber auch die Funktion des
Immunsystems ist sehr interessant: Wir fragen uns, welchen Einfluss
chronische Entzündungsprozesse im Körper auf das Gehirn haben. Wir
wissen, dass das Gefäßsystem beteiligt ist, möchten aber besser
verstehen wie und in welchem Maße genau. Wir vermuten auch, dass
Erkrankungen der Sinnesorgane eine wichtige Rolle spielen. Es gibt
eine wechselseitige Beziehung zwischen Sinnesimpulsen von außen und
Störungen im Gehirn. Aber wir beschäftigen uns auch mit dem Thema
Mikrobiom: Wir Menschen teilen unseren Körper mit Millionen von
Bakterien, die einen großen Einfluss auf unseren Gesundheitszustand
haben.

Wir werden regelmäßig von Menschen gefragt, wie sie es verhindern
können, an Alzheimer zu erkranken. Was würden Sie auf diese Frage
antworten?

Ich denke, dass es keine Garantie gibt. Manche Menschen leben sehr
gesund und erkranken trotzdem an Alzheimer. Das bedeutet auch, dass
nicht der einzelne Mensch dafür verantwortlich ist, ob er krank wird.
Aber jeder hat einen Spielraum, die eigenen Chancen auf ein gesundes
Älterwerden zu verbessern. Wir wissen, dass das Herz-Kreislauf-System
für unser Gehirn sehr wichtig ist. Man sollte deshalb kardiovaskuläre
Erkrankungen unbedingt behandeln lassen. Gut fürs Gehirn ist ein
aktiver Lebensstil mit viel Bewegung und gesunder Ernährung. Auch
soziale Kontakte und ausreichend Schlaf sind wichtig. All diese Dinge
erhöhen die Lebensqualität und die Wahrscheinlichkeit, dass wir gesund
altern.

Wir danken für das Gespräch!


Weitere Informationen:

www.rheinland-studie.de

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 3/18, S. 5 - 6

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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DEMENZ/399: Ist eine Diagnose ohne Symptome sinnvoll? (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 2/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Ist eine Diagnose ohne Symptome sinnvoll?

Ethik-Tagung der Deutschen Alzheimer Gesellschaft

von Helga Schneider-Schelte, DAlzG



Mehr als jeder dritte Deutsche hat laut einer Befragung der DAK 2017
Angst davor, irgendwann an einer Demenz zu erkranken. Dabei ist es vor
allem die Vorstellung, die Kontrolle über sich zu verlieren, nicht
mehr Herr seiner selbst zu sein und völlig von anderen abhängig zu
werden, die Angst macht. Die Scham, die mit diesem Krankheitsbild
verbunden ist, macht es auch für Ärztinnen und Ärzte schwer, ihren
Patientinnen oder Patienten eine Demenz-Diagnose mitzuteilen. Auf
einer gemeinsamen Fachtagung der Deutschen Alzheimer Gesellschaft
(DAlzG) und der Alzheimer Gesellschaft München (AGM) diskutierten
Fachleute aus Medizin, Ethik und Beratung sowie Menschen mit Demenz
und Angehörige am 8. März in München über die ethischen Aspekte einer
frühzeitigen Demenz-Diagnostik.

Zur Eröffnung der Tagung begrüßte Dr. Katharina Bürger, die
Vorsitzende der AGM, insbesondere auch die Ärzte im Publikum. Ihre
Beteiligung zeige, wie groß der Bedarf an einer Auseinandersetzung mit
diesem Thema in der Praxis ist.

Sowohl Betroffene als auch Angehörige berichteten in einem
Podiumsgespräch, das Tobias Bartschinski (AGM) moderierte, dass sie
die Diagnose einerseits als schweren Schlag empfanden. Andererseits
brachte ihnen die Diagnose auch Erleichterung, weil sie nun den Grund
für die erlebten Veränderungen kannten. Sie konnten sich mit der
Krankheit auseinandersetzen und ihr Leben darauf einstellen.

Die Forschung unternimmt derzeit große Anstrengungen, eine
zuverlässige Diagnose, insbesondere der Alzheimer-Krankheit, bereits
in einem Stadium zu erreichen, das Jahre vor dem Auftreten der ersten
sichtbaren Krankheitssymptome liegt. Dies ist mit der Hoffnung
verknüpft, neue und effektive Therapieansätze zu finden, wie Prof. Dr.
Frank Jessen von der Universitätsklinik Köln ausführte.

Nicht jeder möchte aber über seine Diagnose aufgeklärt werden. Eine
Frühdiagnose zu einem Zeitpunkt, zu dem die Symptome nicht als
belastend erlebt werden, kann auch mehr Schaden als Nutzen für die
Betroffenen bringen, gab Dr. Michael Wunder vom Beratungszentrum
Alsterdorf in Hamburg zu bedenken.

Die Mitteilung der Diagnose braucht dringend einen empathischen und
geschützten Rahmen und die Ärzte brauchen dafür Zeit. Die Betroffenen
und ihre Angehörigen dürfen mit der Diagnose nicht alleine gelassen
werden. Sie müssen erfahren, wo sie Unterstützung und Beratung
bekommen, und auch die Möglichkeit haben, Fragen zu stellen.

Deutlich wurde: Das Leben kann auch mit einer Demenz lebenswert sein.
Ärzte sollten den Mut haben, offen mit ihren Patienten zu sprechen, es
aber auch respektieren, wenn diese keine Diagnose oder Aufklärung über
ihre Erkrankung möchten. Um die Angst von der Diagnose zu verringern,
ist es notwendig, dass Menschen mit Demenz ihren selbstverständlichen
Platz in der Mitte unserer Gesellschaft bekommen und nicht ausgegrenzt
werden.


Info

Damit Menschen mit Demenz am normalen Leben teilhaben können, muss es
mehr Offenheit in der Gesellschaft geben. Darauf zielt das Motto des
Welt-Alzheimertags (WAT) und der Woche der Demenz 2018. Menschen mit
Demenz und ihre Angehörigen sollen trotz der Erkrankung dabei und
mittendrin sein.

Damit das möglich ist, muss es mehr Wissen und Verständnis in der
gesamten Gesellschaft geben.

Deshalb informieren Alzheimer-Gesellschaften und andere Engagierte am
WAT und in der Woche der Demenz über die Erkrankung und ihre Folgen
für Betroffene und Angehörige.

Das Plakat zum WAT erscheint voraussichtlich Ende Mai. Es kann dann
zusammen mit Flyern in der DAlzG-Geschäftsstelle bestellt werden.

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 2/18, S. 16

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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MELDUNG/440: Adalimumab-Biosimilars in Deutschland eingeführt (Pro Biosimilars)


Arbeitsgemeinschaft Pro Biosimilars - 17. Oktober 2018

Ein Meilenstein auf dem deutschen Arzneimittelmarkt:

Adalimumab-Biosimilars in Deutschland eingeführt



Berlin - Seit dem 17. Oktober 2018 ist der monoklonale Antikörper
Adalimumab (Referenzarzneimittel: Humira) in Deutschland als
Biosimilar verfügbar. Die Ausgaben für Humira betrugen allein im
deutschen Markt für das seit Jahren umsatzstärkste Arzneimittel in der
Gesetzlichen Krankenversicherung knapp eine Milliarde Euro. Zum
Vergleich: Für Generika, die derzeit 78 Prozent der
Arzneimittelversorgung abdecken, geben die Kassen pro Jahr etwa zwei
Milliarden Euro aus.

Adalimumab wird bei Autoimmunerkrankungen eingesetzt, wie
beispielsweise Rheumatoide Arthritis (RA), Morbus Bechterew und Morbus
Crohn. Eine weitere Besonderheit: Erstmals überhaupt sind direkt nach
Patentablauf mehrere Biosimilaranbieter am Markt vertreten: Biogen mit
Imraldi, Sandoz/Hexal mit Hyrimoz und Amgen mit Amgevita.

Qualität, Wirksamkeit und Sicherheit sind zwischen Biosimilars und
Referenzprodukt klinisch absolut vergleichbar und "durch den
günstigeren Preis von Biosimilars und den Wettbewerb speziell bei
Adalimumab rechnen wir mit substantiellen Entlastungen des
Gesundheitssystems," sagt Dr. Stephan Eder, Vorsitzender der
Arbeitsgemeinschaft Pro Biosimilars. Adalimumab-Biosimilars können
jetzt dazu beitragen, die Patientenversorgung zu verbessern und
zeitgleich das Gesundheitssystem nachhaltig zu entlasten. "Damit das
geschieht, muss der Wettbewerb vor allem eines sein: nachhaltig. Und
dafür engagieren wir uns," so Eder.


Die AG Pro Biosimilars ist die Interessenvertretung der
Biosimilarunternehmen in Deutschland. Sie steht allen Unternehmen
offen, die Biosimilars entwickeln, herstellen und für die Versorgung
bereitstellen. Die Arbeitsgemeinschaft unter dem Dach des Pro Generika
e.V. engagiert sich für einen bedarfsgerechten Zugang der Patientinnen
und Patienten zu modernen biopharmazeutischen Arzneimitteltherapien,
für eine bezahlbare Versorgung und für faire und nachhaltige
Wettbewerbsbedingungen.

 * 

Quelle:

Arbeitsgemeinschaft Pro Biosimilars

Pressemitteilung vom 17. Oktober 2018

Unter den Linden 32-34, D-10117 Berlin

Telefon: 030 / 816 16 09-0, Fax: 030 / 816 16 09-11

Internet: www.probiosimilars.de
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POLITIK/255: Stärkung heimischer Arzneimittelproduktion (Pro Generika)


Pro Generika e.V. - 19. Oktober 2018

Stärkung heimischer Arzneimittelproduktion

Pro Generika begrüßt klares Statement der Europäischen Sozialversicherungen



Berlin - Am 16. Oktober 2018 haben sich die Europäischen
Sozialversicherungen für eine Anpassung des Schutzes geistigen
Eigentums dahingehend ausgesprochen[1], dass es zu einer Stärkung der
Arzneimittelproduktion in der EU kommen könnte. Hierzu sagt Bork
Bretthauer, Geschäftsführer von Pro Generika:

"Wir begrüßen, dass sich jetzt auch die Europäischen
Sozialversicherungen, und damit auch die gesetzlichen Krankenkassen in
Deutschland, für eine Anpassung des bestehenden Patentrechts
einsetzen, um die unerwünschten Nebenwirkungen systematischer
Standortverlagerungen von Arzneimittelproduktion ins Ausland zu
verhindern."

Hintergrund: 

Das bestehende Rechtssystem des geistigen Eigentums hat sich in den
letzten Jahren als Förderprogramm der EU für Produktionsstandorte
außerhalb Europas erwiesen. Denn es ist Unternehmen gesetzlich
verboten, hierzulande patentfreie Nachfolgepräparate herzustellen,
solange das entsprechende 'Originalarzneimittel' noch Schutzrechte
geistigen Eigentums genießt. Daher sind Unternehmen gezwungen,
Produktionskapazitäten systematisch im Ausland aufzubauen. Und ist die
Produktion einmal im Ausland angesiedelt, wird sie im Regelfall nicht
zurück nach Deutschland verlegt.

"Wir engagieren uns seit langem dafür, dass diese negativen
Nebenwirkungen des aktuellen Schutzsystems geistigen Eigentums
beseitigt werden. Und in einer Zeit, wo nun auch immer mehr Politiker
und Akteure im Gesundheitssystem erkennen, wie relevant die
Arzneimittelproduktion in Deutschland und Europa für die
Versorgungssicherheit ist, hat sich das aktuelle Patentrecht als
Barriere zur Stärkung des Standorts Deutschland erwiesen. Wir brauchen
daher unbedingt die gesetzliche Erlaubnis der Vorratsproduktion, mit
der es Unternehmen hierzulande erlaubt wäre, sich für den Patentablauf
eines Arzneimittels vorzubereiten und in Deutschland für den Bedarf
der Patienten in Deutschland zu produzieren.

Davon würden alle Unternehmen profitieren, die in Deutschland
Produktionsstätten betreiben: Das sind Generika- und
Biosimilarunternehmen genauso wie Originalhersteller sowie
Biotechunternehmen, Auftragshersteller und die gesamten Zulieferer.
Das Resultat einer Ermöglichung der Vorratsproduktion wäre: Generika
und Biosimilars, die am Tag 1 nach Patentablauf in die deutsche
Apotheke gelangen, könnten endlich hierzulande hergestellt werden -
und müssten nicht länger aus Ländern außerhalb der EU importiert
werden.

Wir appellieren an die Bundesregierung, insbesondere an das
Justiz- und Verbraucherschutzministerium, sich in Brüssel jetzt für
die Ermöglichung der Vorratsproduktion einzusetzen. Denn diese lässt
sich umsetzen, ohne dass der sehr hohe Schutzstandard geistigen
Eigentums in der EU auch nur um einen Tag gekürzt würde," so
Bretthauer abschließend.

[1] 

esip.eu/tmp/alkaintranet/ESIP%20statement%20on%20Supplementary%20Protection%20Certificates.pdf

 * 

Quelle:

Pro Generika e.V.

Pressemitteilung vom 19. Oktober 2018

Unter den Linden 32-34, D-10117 Berlin

Telefon: 030 / 816 16 09-0, Fax: 030 / 816 16 09-11

E-Mail: www.info@progenerika.de
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THERAPIE/249: Neuer Wirkstoff gegen Anthrax (idw)


Technische Universität München - 22.10.2018

Neuer Wirkstoff gegen Anthrax



Ein Team um Professor Arne Skerra hat an der Technischen Universität
München (TUM) eine neuartige Strategie entwickelt, um den Anthrax-Bazillus
daran zu hindern, das für ihn lebensnotwendige Eisen aufzunehmen, indem
sein spezieller Eisen-Komplexbildner neutralisiert wird. Da sich der
Milzbrand-Erreger erst durch den Zugang zum Element Eisen im Körper
verbreitet, sollte dies eine effektive Behandlung der lebensbedrohlichen
Infektion ermöglichen.

Milzbrand, auch Anthrax genannt, wird von Bakterien ausgelöst. Der
Milzbrand-Erreger kann zwar mit einem Antibiotikum bekämpft werden, jedoch
ist das Gift, welches er im Körper abgibt, besonders gefährlich. Wird die
Infektion zu spät erkannt, kann sie oft tödlich enden.

Der Milzbrand-Erreger überdauert unter Umständen jahrzehntelang im Boden
in Form sogenannter Sporen. Grasende Tiere wie etwa Rinder oder Schafe
nehmen die Sporen auf und erkranken an Milzbrand. Menschen, die mit diesen
Nutztieren oder mit Tierprodukten arbeiten, können sich infizieren. In
Deutschland treten heute jedoch nur noch sehr selten Fälle von Anthrax bei
Tierherden auf. Aber auch wenn Fleisch erkrankter Tiere nicht ausreichend
erhitzt wurde, kann sich der Mensch damit anstecken.

Ende August dieses Jahres etwa traten bei Nutztieren im Südosten
Frankreichs Milzbranderkankungen auf - der heftigste Ausbruch seit 20
Jahren, berichteten französische Medien. Zudem ist der Bestand von
wildlebenden Schimpansen und Gorillas durch Milzbrand gefährdet.

Heute stellt Anthrax vor allem als potentielle Biowaffe eine weltweite
Bedrohung dar. So wurden im Jahr 2001 in den Vereinigten Staaten von
Amerika mehrere Briefe mit Milzbrandsporen verschickt. Damals starben fünf
Menschen.

Eisen ohne Transporteur

Bakterien benötigen wie jede Körperzelle das essentielle Spurenelement
Eisen. Dieses ist in Körperflüssigkeiten jedoch fest an Proteine gebunden,
also nicht einfach verfügbar. Bakterien produzieren daher spezielle
Komplexbildner namens Siderophore (Eisenträger), um die wenigen freien
Eisen-Ionen zu binden und anschließend über bakterieneigene
Transportsysteme aufzunehmen. Dem setzt das menschliche Immunsystem ein im
Blut zirkulierendes Protein entgegen, das Siderocalin, welches die
Eisen-Siderophore hochaffin aufnimmt und über die Niere ausscheidet.

Das sogenannte Petrobactin ist ein spezieller Eisenträger des
Milzbranderregers, welches vom Siderocalin nicht erkannt wird. Die Idee
von Prof. Skerra vom Lehrstuhl für Biologische Chemie war, dieses
Anthrax-Siderophor außer Gefecht zu setzen und damit die Vermehrung des
Milzbrand-Erregers zu bremsen. Mithilfe der an seinem Lehrstuhl entwickelten
Anticalin®-Technologie konnte sein Team das körpereigene Siderocalin
umkonstruieren. Als Resultat entstand das "Petrocalin", welches den
Siderophor des Milzbranderregers neutralisieren kann.

"Das neu entwickelte Petrocalin fängt Petrobactin ab und entzieht damit
dem Milzbranderreger den Zugang zum lebensnotwendigen Eisen, was wie ein
Protein-Antibiotikum wirkt", sagt Skerra - "in Kooperation mit Professor
Siegfried Scherer vom Lehrstuhl für Mikrobielle Ökologie konnten wir
jüngst beweisen, dass dieser Ansatz in Bakterienkulturen funktioniert."

Skerras Ansatz eröffnet einen neuen Behandlungsweg von
Milzbrand-Infektionen, indem die Ausbreitung des Bakteriums im Körper des Patienten
effektiv unterdrückt wird. Die biochemischen und proteinstrukturellen
Analysen, die Skerra und Kollegen nun in dem international renommierten
Magazin "Angewandte Chemie" veröffentlichen, liefern zudem Einblicke in
die molekularen Mechanismen.


Mehr Informationen:

Für die beschriebene Studie wurde mit einem abgeschwächten Laborstamm
gearbeitet, nicht jedoch mit dem humanpathogenen Erreger.

Originalpublikation:

Martin Dauner, Andreas Eichinger, Genia Luecking, Siegfried Scherer and
Arne Skerra: Reprogramming Human Siderocalin to Neutralize Petrobactin,
the Essential Iron Scavenger of Anthrax Bacillus, Angew. Chemie Int.
Edition 2018.

DOI: 10.1002/anie.201807442

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/35012/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München - 22.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NACHLESE/020: 50 Jahre später ... Jefferson Airplane - Crown Of Creation (SB)




It is said we become whom we love. We who loved Jefferson Airplane shook
off our postwar skins, said farewell to the '50s and marched through the '60s
toward the new Jerusalem. It was a Blakean city that was as much a state of mind
as architecture, one of unbridled freedom built on the ashes of nationalism,
conformity and materialism. San Francisco was the emblematic meeting ground. 
Jefferson Airplane, the premiere standard-bearers of the Summer of Love, ushered
us through its psychedelic gates. (...)

They gave us anthems of love. They gave us instructions for action - feed
your head! Got to revolution! And within Crown Of Creation, a requiem for a time
all too brief. Yet their message enduringly calls, for all who listen, to unite
once more through the collective consciousness of love.

Patti Smith 2017 zum Einfluß von Jefferson Airplane auf die eigene künstlerische und
menschliche Entwicklung [1]

Die "Krone der Schöpfung" fand keine Gnade in dem Titelsong des gleichnamigen
Albums von Jefferson Airplane. Die von Paul Kantner und Marty Balin 1965 in San
Francisco inmitten der Szene, aus der die wichtigsten West Coast Bands der
Hippie Ära hervorgehen sollten, gegründeten Gruppe reflektierte den Geist der
Zeit des Vietnamkrieges und der permanenten Bedrohung atomarer Vernichtung in
vielen Liedern mit postapokalyptischen Szenarios und zivilisationskritischen
Sentenzen. Die angemaßte darwinistische Suprematie der "Crown Of Creation" wird
durch die Aussage, der Mensch habe nicht einmal einen Platz, wo er sich
hinbegeben könne, also der ihm ganz und gar zustehe, konterkariert. Die
angestrebte Stabilität wird ihm nur auf eine Weise zuerkannt - als Platz unter
den Fossilien, die der Entdeckung durch Lebewesen in einer ungewissen Zukunft
harren. Paul Kantner hatte für den Text des Liedes die Erlaubnis des Science
Fiction-Autors John Wyndham eingeholt, aus seiner 1955 veröffentlichten
Geschichte The Chrysalids zu zitieren, in der das Szenario einer notdürftig nach
dem nuklearen Krieg überlebenden Menschheit entworfen worden war.

Die Sängerin Grace Slick scheute nicht davor zurück, Crown Of Creation nach
seiner Aufführung bei einem Fernsehauftritt mit erhobener Faust der Black Panther
Party zu widmen. Jefferson Airplane waren 1968 mit der Besetzung Kantner, Balin,
Slick, Jorma Kaukonen, Jack Casady und Spencer Dryden auf dem Gipfel ihrer
Kreativität angelangt und nutzten ihre Bekanntheit auch dazu, die nicht nur
auf pazifistische Weise friedensbewegte, sondern durchaus sozialrevolutionär
bewegte Counterculture mit Hymnen wie Volunteers oder We Can Be Together auf
gemeinsames Kämpfen einzustimmen. Anlässe dazu gab es in der US-Gesellschaft der
1960er Jahre genügend.

Die militärischen Interventionen und Aggressionen, mit denen die USA vor allem
in Südostasien und Lateinamerika ihre Vormachtstellung beanspruchten, fanden
ihre innere Entsprechung in der massiven Unterdrückung der afroamerikanischen
Bevölkerung, die am 4. April 1968 in der Ermordung Martin Luther Kings gipfelte. 
Die ungeheure Betroffenheit unter vielen Jugendlichen und dem liberalen
Bürgertum, die dieser Anschlag ausgelöst hatte, war der durch den christlichen
Bürgerrechtler entfachten Hoffnung auf ein besseres Morgen in einer nicht mehr
von tiefen Gräben des Hasses und der Unterdrückung durchzogenen Gesellschaft
geschuldet. Im Unterschied zur Gegenwart 2018, die von finalen
Katastrophenszenarios und neofaschistischen Machtansprüchen umstellt ist, in der
die linke Bewegung vor allem Abwehrkämpfe um den Erhalt einmal erreichter
Freiheiten führt und die gesellschaftlich einflußreichen Kräfte sich auf ein
zusehends autoritär durchgesetztes Krisenmanagement verlegt haben, konnten die
Menschen damals noch an die Zukunft einer ganz anderen Gesellschaft glauben.

Jefferson Airplane entsprachen dieser Hoffnung zum einen auf negative Weise,
indem sie die herrschenden Verhältnissen und die Zerstörung der natürlichen
Lebenswelt, die gerade in Kalifornien ein wichtiger Punkt der Kritik war, in
ihren Texten mit starken Bildern in Szene setzten. Zum anderen sangen sie in
charakteristischer Mehr- und Gegenstimmigkeit Lieder über die Befreiung von
moralischen und ideologischen Zwängen, so in Triad über eine Liebe zwischen drei
Menschen. Das Lied stammte aus der Feder von David Crosby, der es als Mitglied der
Byrds verfaßt hatte. Diese lehnten es jedoch aufgrund seines prekären Inhaltes
ab, so daß er es an Jefferson Airplane weiterreichte.

Inmitten dieser so jugendlichen Revolte verspürte die 1939 geborene Grace Slick
bereits die ersten Ausläufer des Alters, was sie im von ihr verfaßten
Eröffnungsstück Lather anhand der Geschichte eines jungen Mannes verarbeitet,
der den Erwartungen des Erwachsenendaseins gerecht werden soll, sich aber
weiterhin wie in Kind fühlt. Das Lied war dem Drummer Spencer Dryden gewidmet,
der kurz vor ihr als erster die damals für bedeutsam gehaltene Schwelle des
Alter von 30 Jahren erreichen sollte. Weiterhin nackt am Strand zu liegen,
Bilder in den Sand zu malen und Figuren in die Luft zu zeichnen, bleibt sein
größtes Vergnügen. Bassist Jack Casady wurde, als er eben dies tat, von der
Polizei verhaftet. 

Das von Marty Balin verfaßte Stück The House At Pooneil Corners beeindruckt mit
der poetisch verdichteten Dystopie atomarer Vernichtung. Alles bis auf die
Stille wird verschwunden sein, vom Himmel herabstürzende Wassermassen werden die
Asche der Gewalt abwaschen, die alles ist, was an den Menschen erinnert. Der war
sehr überrascht davon, als die Sterne wie Spinnräder durch die Himmel wirbelten,
die Sonne in sein Auge drängte und der Mond wie ein Geier über allem kreist. Er
hatte gedacht, eine Träne würde den Krieg beenden, aber jemand bringt mich um,
so die wenig erfreuliche Aussicht darauf, die Rechnung für das eigene Abwarten
und Versagen im Angesichte sich immer höher auftürmender Gefahren präsentiert zu
bekommen. 

Der Avantgarde-Regisseur Jean Luc Godard war 1968 auf Einladung der
Dokumentarfilmer D. A. Pennebaker und Richard Leacock nach New York City
gekommen, um einen Film über die USA zu machen. In One P.M. ist auch eine
Sequenz mit Jefferson Airplane zu sehen, die das Stück auf dem Dach eines Hotels
spielen, bis die Polizei kommt und den Auftritt beendet - ein Jahr vor dem
legendären Auftritt der Beatles auf dem Dach der Apple Studios in London.

An dem Album Crown Of Creation beeindruckt vor allem der klare Gesang von Grace
Slick, die jede Silbe so deutlich wie nuancenreich akzentuiert, daß allein das
Sprachbild Lust auf Zuhören macht. Es ging um Inhalte, die, poetisch verbrämt
und metaphorisch verfremdet, allemal ankamen, denn die Nöte und Interessen
US-amerikanischer Jugendlicher lagen bei aller Individualisierung doch nahe
beieinander. Die Transparenz des Sounds und die klare Trennung der Instrumente
bei der Abmischung brachten eine Klangästhetik hervor, die für die
psychedelischen West Coast-Musik dieser Tage exemplarisch war.

Von dieser Besetzung der legendären West Coast Band leben nur noch Slick,
Kaukonen und Casady. Spencer Dryden erlag im Januar 2005 einem Krebsleiden. Paul
Kantner starb am 28. Januar 2016 am selben Tag wie Signe Toly Anderson, der
ersten Sängerin der Band, die ihr etwas über ein Jahr lang angehörte und auf dem
ersten Album der Gruppe 1966 singt. Marty Balin stellte sich daraufhin vor, wie
beide im Himmel aufwachen und sich fragen, was sie nun machen sollen - natürlich
eine Band gründen. 

Der Sänger, Gitarrist und Mitbegründer der Jefferson Airplane starb am 27. 
September 2018 im Alter von 76 Jahren. Marty Balin stand dem Drogenkonsum der
Gruppe eher abgeneigt gegenüber, was ein Grund dafür war, daß er die Gruppe 1971
verließ. Mit dem Musiker, der in Altamont von den Hells Angels bewußtlos
geschlagen wurde, als er jemandem im Publikum, der von den Rockern bedrängt
wurde, von der Bühne aus zur Hilfe eilte, ist eine der wichtigsten
Gründungspersönlichkeiten der San Francisco Bay Area verstorben. Als
passionierter Maler und Grafiker war er verantwortlich für zahlreich der durch
ihre psychedelische Ornamentik auffallenden Veranstaltungsplakate dieser Zeit,
die er unter anderem für seinen eigenen Club, das legendäre The Matrix, entwarf.
So markiert das biologische Limit dieser Ära auch den Schlußpunkt einer Kunst,
die bei aller Kommerzialisierung stets den Funken einer zumindest kulturellen
Gegenposition in sich barg. 


Fußnote:

[1] https://www.grammy.com/grammys/news/patti-smith-remembers-jefferson-airplanes-influence
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FOLKLORE/1390: Mönchengladbach - Junger ukrainischer Folk-Jazz mit Leléka am 4.11.2018


Leléka: Junger ukrainischer Folk-Jazz in Rheydt

Am Sonntag, 4. November, 20.00 Uhr in der Evangelischen Hauptkirche
Rheydt



Am Sonntag, 4. November (20 Uhr) ist die Berliner Band "Leléka"
(Storch) beim Festival Jazz in der Kirche zu Gast. Das junge,
multikulturelles Quartett um die ukrainische Sängerin Viktoria Anton
spielt in der Evangelischen Hauptkirche Rheydt (Hauptstraße 90, 41236
Mönchengladbach) ihren mitreißenden ukrainischen Folk-Jazz. Mit
Musik, die nach dem Urteil der Kritik "berührt und unter die Haut
geht", die "Tradition und Moderne zusammenbringt", hat die Band erste
Preise beim Weltmusik-Wettbewerb creole in Berlin und beim
Europäischen Nachwuchs-Jazzpreis in Burghausen gewonnen.

Leléka ist ukrainisch für Storch. Der steht in der Ukraine für
Frühling und neues Glück. Und das ist es auch, was die Band den alten
ukrainischen Liedern geben will: Die Lieder, die durch die Stimme von
Viktoria Anton eine ungeheure Strahlkraft bekommen, handeln von
Arbeit, Krieg und Liebe. Rund um die Melodien werden ganz
unterschiedliche musikalische Gerüste gebaut, mal von der Sängerin
selbst, mal von Pianist Robert Wienröder, mal von allen gemeinsam.
Dabei bleibt immer Spielraum für die Spontanität und Kreativität der
Band, der neben Sängerin und Pianist noch der Schlagzeuger Jakob
Hegner und der deutsch-polnische Bassist Thomas Kolarczyk angehören,
der vor dem Jazz-Studium in Mönchengladbach gelebt hat und an der
städtischen Musikschule unterrichtet wurde. Die Live-Konzerte von
Leléka sind nicht nur für Jazzfans beeindruckende Erlebnisse.

Viktoria Anton (Gesang)

 Robert Wienröder (Klavier)

 Thomas Kolarczyk (Kontrabass)

 Jakob Hegner (Schlagzeug)

Tickets für 10 Euro (plus VVK-Gebühr) gibt es online unter
www.adticket.de, in den bekannten Vorverkaufsstellen und an der
Abendkasse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 23. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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FOLKLORE/1389: Mönchengladbach - Rumänische Klänge mit dem Nicolas Simion Quartett am 3.11.


East meets West: Nicolas Simion Quartett im Münster St. Vitus 

Am Samstag, 03.11.18, 20.00 Uhr im Münster St. Vitus (Abteistraße 41,
41061 MG)



Nicolas Simion ist nicht nur ein begnadeter Musiker und Bandleader,
Komponist und Improvisationskünstler, sondern auch ein Wanderer
zwischen den Welten: Der gebürtige Rumäne, der seit vielen Jahren in
Köln lebt und an der Musikschule Mönchengladbach unterrichtet,
arbeitet beständig an der Synthese von klassischer Musik, Jazz und der
Folklore seiner Heimat. Am Samstag, 3. November (20 Uhr) spannt er
beim Festival Jazz in der Kirche im Münster St. Vitus mit seinem
Quartett den Bogen zwischen Ost und West noch weiter. Als besonderen
Gast hat er den international bekannten indischen Percussionisten
Ramesh Shotham an seiner Seite. Zwei weitere hervorragende Musiker,
Norbert Scholly (Gitarre) und Reza Askari (Bass), machen das Quartett
komplett

Tickets für 10 Euro (plus VVK-Gebühr) gibt es online unter
www.adticket.de, in den bekannten Vorverkaufsstellen und an der
Abendkasse.

Nicolas Simion (Saxophon, Klarinette)

 Ramesh Shotham (Percussion)

 Norbert Scholly (Gitarre)

 Reza Askari (Bass)

Zu den Künstlern:

Nicolas Simion wurde 1959 in Dumbravita, einem kleinen Dorf in den
Karpaten Siebenbürgens, geboren. Sehr früh schon zeigte sich sein
Talent. In Kronstadt (Brasov) besuchte er das Musikgymnasium und
absolvierte anschließend ein klassisches Studium an der Musikakademie
in Bukarest. Nach und nach entwickelte er eine Liebe zur
improvisierten Musik. In den frühen 80er Jahren gründete er seine
erste Band Opus 4 mit, die schnell zur erfolgreichsten Jazzformation
des Landes aufstieg.

Nach zahlreichen Auftritten im Land und Einladungen auf Jazzfestivals
in Ost-Berlin und Warschau entschloss er sich 1989 zur Emigration in
den Westen. Seit 1997 lebt Simion in Köln. Dort arbeitete er im
Verlauf der weiteren Jahre mit heimischen Musikern an Projekt "Balkan
Jazz", eine Besinnung auf die auf die Wurzeln der Musik seiner Heimat.
Mit Mitmusikern aus verschiedenen Ländern und verschiedenen
Traditionen erschafft Simion einfühlsame Stimmungen und lebhaft-wilde
karpatische Rhythmen. 2015 wurde Simion mit dem WDR Jazzpreis in der
Kategorie Improvisation ausgezeichnet.

Ramesh Shotham, der aus Südindien stammende und in Köln lebende
Perkussionist und Schlagzeuger, ist seit vielen Jahren ein
Brückenbauer zwischen Ost und West. Mit seinen unverwechselbaren,
komplexen südindischen Rhythmen garniert er das Menü aus Jazz, Funk,
Rock und Ethnomusik, voll packender Melodien und Improvisationen. Eine
Fusion verschiedener Kulturen, bei der es keine musikalischen Grenzen
gibt. 1980 kam er mit dem indischen Jazz Yatra Sextett nach Europa und
entschied sich, hier zu bleiben. Seit dieser Zeit erarbeitete er sich
seinen Ruf als einer der gefragtesten Perkussionisten in der World
Music-Szene ebenso wie im Jazz.

Norbert Scholly ist "der bemerkenswerteste Gitarrist, den ich seit
langem in Deutschland gehört habe. ... Ein Gitarrist mit Können und
Potential, das man als außergewöhnlich bezeichnen muss." Das schreibt
das Musiker Magazin über den Gitarristen, Komponisten und Bandleader
Norbert Scholly. Zahlreiche Festival-Auftritte und Tourneen im In -
und Ausland spielte er unter anderem mit Charlie Mariano, Benny
Golson, Peter Erskine, Danny Gottlieb, Dave Liebmann, Dusko Goykovic
oder Ack van Rooyen. Daneben machte er Produktionen für Rundfunk und
Fernsehen, unter anderem mit der WDR Bigband und hat zahlreiche CDs
veröffentlicht.

Reza Askari, 1986 in Fulda geboren, spielt seit seinem 12. Lebensjahr
Bass. Er gehörte sechs Jahre dem Landesjugendjazzorchester Hessen an,
spielte zwei Jahre in Peter Herbolzheimers European Masterclass Big
Band und war Mitglied der Konzertbesetzung des Bundesjazzorchester.
Askari studierte in Köln E-Bass und Kontrabass, und hat in Essen den
Studiengang Master of Improvising Arts absolviert. Tourneen führten
Askari nach Vietnam, Japan, Thailand, Indonesien, Indien, Südkorea,
China, Syrien, Jordanien, Libanon, Palästina, Türkei, Rumänien,
Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Frankreich, Italien, Portugal,
England, Vereinigte Staaten von Amerika und Kanada.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 23. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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LIEDER/1803: Christian Steiffen - Gott of Schlager Tour 2019, Termine 15.02.-27.04.2019


CHRISTIAN STEIFFEN - GOTT OF SCHLAGER

AUF TOUR MIT NEUEM ALBUM!



Das Warten hat ein Ende, endlich ist es da: Sein drittes
Meisterwerk!!! Nüchtern und sachlich, wie immer gewohnt reflektiert.
"Gott of Schlager" - so der Titel des dritten Ergusses - ist ein
weiterer Höhepunkt im Steiffen-Oeuvre. Schon in der Wahl des Al
bumtitels greift Christian auf das von ihm perfekt inszenierte und
zelebrierte Stilmittel der Untertreibung zurück und fügt hinzu: "Worte
können mich und dieses Album nicht beschreiben. Der Begriff "Gott of
Schlager" kann nur ein Versuch sein, wird aber für immer eine Krücke
bleiben...". Und er hat natürlich recht:

Schon der erste Titel macht deutlich, dass die Ferien vom Rock'n Roll
vorbei sind: "Hier ist Party" verbindet Elemente der klassischen
Discomusik mit modernem Sprechgesang. Bei "Wie der Wind" geht es um
Freiheit, Verdauung und Vergänglichkeit, beleuchtet in einem
Country-Song, der sich in psychodelische Sphären steigert. Mit "Schöne
Menschen" widmet sich Christian der hässlichen Fratze des
Schönheitswahns von den Gebrüdern Grimm bis heute. Das
autobiografische Stück "Ich breche in die Nacht" beschreibt
eine Nacht und lotet dabei die Gegensätze von Durst und Heimweh sowie
Übelkeit und Gesellschaft aus.

"Verliebt Verlobt Verheiratet Vertan" ist selbsterklärend und gefolgt
von fälligen klassischen Themen des deutschsprachigen Chansons wie
Schützenfest, Seefahrt, Sylvester, Punkmusik und natürlich dem
Karneval. Alles dargebracht im wunderbar weichen Timbre von Christians
Stimme, das wie immer perfekt korreliert mit den Harmonien und
Arrangements seines Freundes und Mitproduzenten Dr. Martin Haseland
(jetzt neu mit Umhänge-Keyboard). Das sind neue große Melodien eines
sich stetig selbstübertreffenden Poeten und Entertainers.

Die Christianisierung hat wohl noch lange nicht ihren Höhepunkt
erreicht, aber dass der Steiffen immer grösser wird, stört den
Steiffen nicht: "Ich zwinge ja niemanden, zu meinen Konzerten zu
kommen - die kommen alle freiwillig. (...)". Und so wird er auch
 mit diesem Album wieder auf große Fahrt gehen.

Tickets sind ab sofort im Vorverkauf!

0

CHRISTIAN STEIFFEN - GOTT OF SCHLAGER TOUR 2019

präsentiert von Kulturnews, Tele5, Chenaski

15.02. - OSNABRÜCK - ROSENHOF +

16.02. - OSNABRÜCK - ROSENHOF +

28.03. - BERLIN - HUXLEYS

29.03. - LEIPZIG - TÄUBCHENTHAL

04.04. - FRANKFURT - BATSCHKAPP ++

05.04. - ZÜRICH - WERK21 ++

06.04. - STUTTGART - IM WIZEMANN ++

11.04. - HANNOVER - CAPITOL ++

12.04. - KÖLN - E-WERK ++

13.04. - HAMBURG - GROSSE FREIHEIT 36 ++

25.04. - MÜNCHEN - MUFFATHALLE

26.04. - WIEN - B72

27.04. - DRESDEN - ALTER SCHLACHTHOF

+ Support: Ulli Barracuda und die Pink Flamingos

++ Support: Shane Alexander

 * 

Quelle:

Neuland Concerts GmbH

Schulterblatt 58, 20357 Hamburg

Telefon: +49 40 189 87 67 0, Fax: + 49 40 189 87 67 99

E-Mail: info@neuland-concerts.com

Internet: www.neuland-concerts.com
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POP-ROCK/5306: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Andy Clark: "Welcome To The Party" - Indie Folk aus Großbritannien, 4.12.2018


Kulturcafé Komm du - Dezember 2018

Andy Clark: "Welcome To The Party" | Indie Folk aus England

Konzert am Dienstag, den 4. Dezember 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zum Konzert mit Andy Clark - Indie Folk aus England am Dienstag, den 4.12.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit einem Foto des Multiinstrumentalisten - Foto: © by Connie Taylor]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Dienstag, den 4.12.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Andy Clark: "Welcome To The Party" 

Indie Folk aus England

"The bitter/sweet singer/songwriter of the season" (Rolling Stone)

Nach vielen Jahren als Musiker und Songwriter arbeitet Andy
Clark nun erstmals unter seinem Klarnamen! Andy hat
bereits mit "You And Other Stories" (Helium, 2011) und "LHO" (2016)
zwei Alben unter dem Künstlernamen LIAM BLAKE veröffentlicht. Nun
spielt der Indie/Folk-Multiinstrumentalist nach langer Pause wieder
einmal eine Show in Hamburg! Im Gepäck hat er die neuen Songs seines
bislang persönlichsten, 2019 über Greywood Records erscheinenden
Albums "I Love Joyce Morris", eine augenzwinkernde Ode an den Apfel
(Ja, wirklich!), welchen er begonnen hat anzubauen. Andy
Clark hat bereits mehrere Touren durch UK, Deutschland und die
USA unternommen. Im Laufe seiner Karriere stand er mehrfach auf den
Bühnen großer Festivals und war im Vorprogramm von Bob Geldorf.

Freuen Sie sich auf einen Abend voll vereinnahmender, kritischer
Ehrlichkeit, versehen mit der richtigen Dosis Ironie und britischen
Humors. "Welcome To The Party", die erste Single des Albums,
erscheint am 30. November 2018!


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende
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Der britische Indie/Folk-Multiinstrumentalist Andy Clark gibt am Dienstag, den 4.12.2018

um 20 Uhr ein Konzert im "Komm du" in Hamburg-Harburg

Foto: © by Connie Taylor




Besetzung:

Andy Clark - solo (Gesang, Gitarre)


Weitere Informationen:

Andy Clark - Homepage

https://www.andyclark.org

Andy Clark bei Facebook

https://www.facebook.com/thisisandyclark/


Zum Reinhören & Anschauen:

Andy Clark: "Gypsy Fireflies"

https://www.youtube.com/watch?v=CPIaHTXCnEY

Alben und Musikvideos von Andy Clark (alias Liam Blake)

https://www.andyclark.org/#music1-section

Andy Clark und Sophie Madeleine: Emotional Superglue

https://www.youtube.com/watch?time_continue=37&v=jBvFkUUcwFA
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Oktober 2018 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8864: Aus aller Welt - 24.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Italiens Premier Guiseppe Conte auf Antrittsbesuch in Moskau

Italiens Ministerpräsident Giuseppe Conte ist am Mittwoch zu
politischen und wirtschaftlichen Gesprächen nach Moskau gereist. In
der russischen Hauptstadt traf er unter anderem mit Staatschef
Wladimir Putin und Regierungschef Dimitri Medwedew zusammen. Vor
italienischen und russischen Wirtschaftsvertretern hob Conte die
wirtschaftliche Stabilität seines Landes als zweitgrößter Hersteller
von Industriegütern in Europa hervor. In Hinblick auf die im Zuge des
Ukraine-Konflikts verhängten Sanktionen gegen Rußland bedauerte Putin
nach Informationen der Nachrichtenagentur TASS, daß Italien seine
Positionen auf dem russischen Markt als Wirtschaftspartner bis zu
einem gewissen Grad verloren habe, betonte aber, daß das
Handelsvolumen der beiden Länder nach wie vor hoch sei. Contes
Antrittsbesuch in Moskau erfolgt einen Tag nachdem die EU-Kommission
den Etatentwurf der seit Juni amtierenden populistischen Regierung
aus Lega und Fünf-Sterne-Bewegung wegen der hohen Neuverschuldung
zurückgewiesen hat. Die Brüsseler Behörde räumte der Regierung in Rom
eine Frist von drei Wochen ein, um ihre Budgetpläne zu ändern.

24. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8864: Kriminalität und Rechtsprechung - 24.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Drogen bei Durchsuchungsaktionen in Hessen beschlagnahmt

Die Hessische Polizei hat bei Hausdurchsuchungen in Alheim, Rotenburg
an der Fulda und Melsungen mehrere Kilogramm Drogen gefunden,
darunter Marihuana, Haschisch, Kokain und Amphetamine. Zudem stellten
die Beamten eine Pistole und eine größere Menge Munition sicher. Die
sechs Tatverdächtigen, fünf Männer und eine Frau, wurden laut
Behördenangaben festgenommen. Zwei der verhafteten Männer werden
zudem verdächtigt, im Umkreis von Rotenburg schwere räuberische
Erpressung, Freiheitsberaubung und mehrere Körperverletzungen
begangen zu haben. Sie kamen in Untersuchungshaft.

24. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8861: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 24.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



NATO warnt russisches Militär vor provokanten Aktionen

Vor dem am 25. Oktober beginnenden NATO-Großmanöver "Trident Juncture
18" in Norwegen warnte Generalsekretär Jens Stoltenberg das russische
Militär vor Provokationen. Er begrüßte zugleich die Entsendung
russischer Beobachter, die auf Einladung der NATO nach Norwegen
kommen werden. Ziel des Militärmanövers sei es, ein klares Signal an
jeden potentiellen Gegner zu senden, daß die Allianz keine Konflikte
anstrebe, allerdings für den Schutz ihrer Verbündeten bereit sei,
betonte Stoltenberg. An der zweiwöchigen Kriegsübung werden nach
jüngsten Angaben des Militärbündnisses 50.000 Soldaten beteiligt
sein. Zweitgrößter Truppensteller nach den USA ist die Bundeswehr,
die mit 10.000 Soldaten in Norwegen präsent sein wird.

24. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8863: Aus Parlament und Gesellschaft - 24.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schwierige Zeit für SPD

Angesichts der schlechten Umfragewerte und dem drohenden Debakel bei
der bevorstehenden Landtagswahl in Hessen warnt SPD-Chefin Andrea
Nahles ihre Partei, jetzt nicht kopflos zu werden. Die
Sozialdemokraten hätten schon manche schwierige Zeit durchgestanden,
sagte Nahles am Mittwoch im Hessischen Rundfunk. Thorsten
Schäfer-Gümbel sei ein hervorragender Spitzenkandidat und eine gute
Alternative zum amtsmüden hessischen Ministerpräsidenten Volker
Bouffier (CDU). Warnungen von Kanzlerin Angela Merkel und Bouffier
vor linken Experimenten in einer möglichen Landesregierung aus SPD,
Linken und Grünen bezeichnete Nahles als gezielten Versuch, Ängste
bei den Wählern zu schüren.

24. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8862: Tragisches und Kurioses - 24.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bibelmuseum entfernt gefälschte Schriftrollen aus Ausstellung

Das Bibelmuseum in Washington hat fünf Fragmente der berühmten
Schriftrollen vom Toten Meer aus seiner Ausstellung entfernt. Wie der
Chefkurator Jeffrey Kloha mitteilte, hatte die von dem Bibelmuseum
beauftragte deutsche Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung
(BAM) festgestellt, daß es sich bei mindestens fünf der insgesamt 16
als Qumran-Schriftrollen bekannten historischen Artefakte um moderne
Fälschungen handelt. Der Fall zeige, wie wichtig Echtheitsprüfungen
bei seltenen biblischen Schriften seien, sagte Kloha.

24. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7947: Aus Forschung und Technik - 24.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Forscher entdecken neuen Strahlungsgürtel um Saturn

Bei der Analyse der Cassini-Daten sind Forscher auf einen neuen,
einzigartigen Strahlungsgürtel im Saturnsystem gestoßen.
Wissenschaftler des Göttinger Max-Planck-Instituts für
Sonnensystemforschung und der Johns Hopkins Universität in Baltimore
fanden heraus, daß ein aus energiereichen Partikeln bestehender
Gürtel den innersten Ring des Saturn kreuzt. Die Meßdaten zeigen
demnach eine stabile Ansammlung hochenergetischer Protonen, die sich
von der Planetenatmosphäre durch den gesamten innersten Ring, den
D-Ring, erstreckt. Die 13jährige Forschungsmission der Raumsonde
Cassini endete im September vergangenen Jahres wegen
Treibstoffmangels. Der Instrumententräger der NASA verglühte in den
dichteren Gasschichten des Saturn.

24. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7960: Aus aller Welt - 24.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Schlimmste Hungersnot droht im Jemen

Der Uno-Vizegeneralsekretär für Humanitäre Angelegenheiten, Mark
Lowcock, hat dem Sicherheitsrat in New York von der schockierenden
Entwicklung im Jemen berichtet. Wenn die Kämpfe dort nicht bald
eingestellt werden und die Bevölkerung von außen weiterhin nur
unzureichend versorgt werden kann, droht bald bis zu 14 Millionen
Menschen eine Hungersnot. Das ist jeder zweite Mensch in dem
Bürgerkriegsland. Bislang bekommen 8,4 Millionen Jemeniten nicht
genug zu essen. Die Lebensmittelkrise sei direkt auf den Konflikt
zurückzuführen, heißt es in der internen Notiz Lowcocks vom 18.
Oktober, die jetzt bekannt wurde. Auf das sogenannte Vorhungerstadium
folgt die Hungersnot. Die Uno definiert eine Hungersnot darüber, daß
mindestens ein Fünftel der Haushalte einem extremen Nahrungsmangel
ausgesetzt ist und wenn täglich mindestens zwei Menschen von 10.000
verhungern sowie mehr als 30 Prozent der Kinder, die jünger als fünf
sind, an akuter Unterernährung leiden.

24. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7919: Medizin und Gesundheitswesen - 24.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Pflegende Angehörige sollten besser unterstützt werden

Über zwei Drittel der inzwischen fast 3 Millionen als pflegebedürftig
eingestuften Menschen werden in Deutschland zu Hause versorgt.
Obgleich die Politik auf die Versorgung von pflegenden Angehörigen
setzt, erhalten sie kaum Unterstützung. Das müsse sich unbedingt
ändern, fordert laut Deutschem Ärzteblatt unter anderem Berlins
Gesundheitssenatorin Dilek Kolat (SPD). Zwar soll das 2008 in Kraft
getretene Pflegezeitgesetz pflegenden Angehörigen ermöglichen, für
sechs Monate in Teilzeit zu gehen oder sich freistellen zu lassen,
und das Familienpflegezeitgesetz von 2012 Arbeitnehmern die
Möglichkeit einräumen, ihre wöchentliche Arbeitszeit für 24 Monate zu
Pflegezwecken zu verkürzen, doch gelte das nur auf dem Papier. In der
Praxis zeigten die Regelungen keine Wirkung, kritisiert Kolat. Daher
müßten die Pflegegesetze auf Bundesebene reformiert werden. Unter
anderem sollte es echte Lohnersatzleistungen und die rentenrechtliche
Anerkennung von Pflege geben.

24. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7948: Kriminalität und Rechtsprechung - 24.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Fünf Männer in Kühllaster rufen um Hilfe

Auf einer Autobahnraststätte bei Saarlouis hat die Bundespolizei am
Dienstagvormittag fünf Personen aus einem hermetisch abgeschlossenen
Kühllaster gerettet. Zuvor war die Polizei von der französischen
Polizei über einen Notruf informiert worden, der von einem der
Eingeschlossenen abgesetzt worden war. Bevor die Polizei eintraf,
hörte eine Reisende Klopfen aus dem Hänger. Sie und eine
Gaststättenbeschäftigte informierten die Polizei. Ein Müllautofahrer
hinderte mit seinem Fahrzeug den Kühllaster an der Weiterfahrt.
Polizeiangaben zufolge stammen der Jugendliche und die vier jungen
Männer in dem Kühllaster aus dem Irak. Sie wurden vorsorglich von
Notärzten untersucht. Der Kühlanhänger wurde komplett ausgeräumt, um
eventuell weitere Personen finden zu können. Die Zugmaschine des
Lastzugs ist in Polen zugelassen. Der 37jährige Fahrer stammt aus der
Ukraine. Der Lastzug war am Vortag in Mailand gestartet.

24. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7871: Sprache, Kunst und Medium - 24.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Ehemalige Rowohlt-Chefin kommt beim Ullstein-Verlag unter

Die überraschende Entlassung der verlegerischen Geschäftsführerin des
Hamburger Rowohlt-Verlags, Barbara Laugwitz, hatte Ende August vor
allem unter den Autorinnen und Autoren für Empörung und Widerspruch
gesorgt, die sich bei der 47jährigen gut aufgehoben fühlten.

Sie nahmen der Geschäftsleitung der Holtzbrink-Gruppe, zu der Rowohlt
gehört, das lange Schweigen zu den Gründen übel. Ohne weiteren
Kommentar war in Stuttgart die Ablösung von Laugwitz durch den Autor
Florian Illies bekanntgegeben worden.

Angeblich wurde der Streit gütlich beigelegt. Demnach tritt die
geschaßte Rowohlt-Chefin am 1. März 2019 beim renommierten Ullstein
Buchverlag an, der zum schwedischen Bonnier Medienunternehmen zählt.
Allerdings ist sie dann nicht mehr alleinige Chefin, sondern wird den
beiden Geschäftsführern Gunnar Cynybulk und Julia Claren an die Seite
gestellt. Zu ihren Aufgaben gehört dann, bereits bestehende Programme
weiterzuentwickeln.

24. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7938: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 24.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Stoltenberg wirft Rußland erneut Verstoß gegen den INF-Vertrag vor

Der NATO-Generalsekretär Stoltenberg gibt US-Präsident Trump
Rückendeckung, der den Ausstieg seines Landes aus dem bilateralen
Abrüstungsvertrag INF mit der Sowjetunion angekündigt hatte. Wie
Trump wirft Stoltenberg Rußland vor, mit der Entwicklung eines neuen
Marschflugkörpers seit längerem gegen das Abkommen von 1987 zu
verstoßen. Stoltenberg rief die USA und Rußland dazu auf, INF zu
retten. Auf einer Pressekonferenz zu dem am Donnerstag beginnenden
NATO-Großmanöver in Norwegen betonte Stoltenberg, selber wolle man
keinen neuen Kalten Krieg und kein neues Wettrüsten. Bei der NATO
wird man prüfen, welche Konsequenzen eine Aufkündigung von INF haben
wird. Stoltenberg selbst rechnet nicht damit, daß man in Reaktion auf
den neuen russischen Marschflugkörper mehr Nuklearwaffen in Europa
stationieren wird. Der INF-Vertrag verbietet den Unterzeichnerstaaten
den Bau und Besitz atomar bewaffneter Marschflugkörper und Raketen
mit Reichweiten von 500 bis 5500 Kilometern. Moskau sieht unter
anderem in dem Antiraketenschild der NATO in Osteuropa eine
Verletzung des Abrüstungsvertrags. Die Startrampen des Raketenschilds
können auch eingesetzt werden, um Nuklearraketen zu lancieren.

24. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7952: Aus Parlament und Gesellschaft - 24.10.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Parlament stimmt für Vermeidung von Plastikmüll

Das EU-Parlament hat am Mittwoch dem Vorschlag der Kommission für ein
Verbot von Wegwerfartikeln aus Kunststoff zugestimmt. Künftig soll
weniger Plastikmüll in den Weltmeeren und als Mikroteilchen in der
Nahrungskette des Menschen landen. Gegenwärtig treiben
schätzungsweise 140 Millionen Tonnen Plastik in den Ozeanen. Jedes
Jahr kommen 30 Millionen Tonnen hinzu. Das Verbot soll sich auf
Einwegprodukte wie Plastikteller, Plastikbesteck, beschichtete
Becher, Trinkhalme und Rührstäbchen erstrecken. Neben dem Verbot soll
es feste Recyclingquoten für Lebensmittelverpackungen aus Kunststoff
und plastikhaltige Zigarettenfilter geben. Bei
Plastikgetränkeflaschen wird eine Wiederverwertungsquote von 90
Prozent bis zum Jahr 2025 angestrebt. Die Produzenten von
Plastikartikeln werden sich an den Kosten für das Säubern der Umwelt
beteiligen müssen. Bevor die neuen Regelungen in Kraft treten können,
befassen sich die Umweltminister der EU-Mitgliedstaaten damit.
Erzielen sie eine Verständigung mit dem EU-Parlament und der
EU-Kommission, können die Verbote ab 2021 wirksam werden.
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SONSTIGES/7921: Tragisches und Kurioses - 24.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Warum fuhr der Unglückszug in Taiwan so schnell?

Vermutlich sprang der Puyuma-Express in Taiwan wegen zu hoher
Geschwindigkeit aus den Schienen. Zwar wurde schon am Sonntag
bekanntgegeben, daß der Lokführer vor dem Unglück wegen
Schwierigkeiten mit dem Bremssystem mehrmals Kontakt mit der Zentrale
aufgenommen hatte, doch nun heißt es, der Zug sei mit stark überhöhter
Geschwindigkeit (140 km/h) in einer langgezogenen Kurve im Nordosten
der Insel entgleist. Zuvor wurde die Bremsautomatik ohne Genehmigung
ausgekoppelt. Jetzt ist von menschlichem Versagen die Rede.

Laut ARD Tagesschau hatte der hochmoderne Schnellzug 366 Menschen an
Bord. Davon kamen 18 um, während 187 mehr oder minder schwer verletzt
wurden.
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SOZIALES/7949: Arbeit, Soziales und Familie - 24.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Demonstration für Arbeitsplätze in der Braunkohleindustrie

Die Gewerkschaft IG BCE hat am Mittwoch Tausende von Beschäftigten
der Braunkohleindustrie mobilisiert, um im rheinischen Bergheim für
die Beibehaltung der klimaschädlichen Braunkohleverstromung und den
Erhalt ihrer Arbeitsplätze zu demonstrieren. In Bergheim wurden mehr
als 20.000 Kundgebungsteilnehmer und -teilnehmerinnen gezählt. An der
Abschlußkundgebung in Elsdorf, zu der man in Bussen gefahren war,
nahmen über 15.000 teil. Am selben Tag tagte in Bergheim die von der
Bundesregierung eingesetzte Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung", die Vorschläge zum Ausstieg aus der Kohleverstromung
ausarbeiten soll.
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UMWELT/7930: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 24.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Rechteckiger Eisberg sorgt für Furore

Momentan sorgt ein Eisberg in der Antarktis für Aufsehen. Mit
geschätzten 1,6 Kilometern in der Diagonale ist es nicht seine Größe,
die ihn so interessant macht, sondern seine Form. Wie dpa meldete,
sollen Forscher der US-Raumfahrtbehörde NASA bei einem Flug über die
Antarktis einen Eisberg fotografiert haben, der wie am Zeichenbrett
entstanden aussehen soll: Er soll nahezu perfekt rechteckig sein.
Noch nie habe er einen Eisberg gesehen, der zwei Ecken hat, die so
genau rechtwinklig sind wie bei diesem, meinte dazu Jeremy Harbeck
auf der NASA-Webseite. Weswegen der Eisberg eine solche Form hat, ist
auch den NASA-Forschern ein Rätsel. Sie gehen davon aus, daß er
gerade erst vom Lasen-C-Schelfeis abgebrochen ist.
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WIRTSCHAFT/7937: Märkte und Finanzen - 24.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Saudi-Arabien wird Lieferengpässe wegen Iransanktionen ausgleichen

Der iranische Öl-Minister, Bijan Zanganeh, hat am Dienstag erklärt,
solange die USA mit Sanktionen gegen sein Land, welches zu den
größten Rohölproduzenten gehöre, vorgingen, würden die Öl-Preise
volatil bleiben. Die staatliche Nachrichtenagentur Tasnim berichtete
darüber. Am selben Tag kündigte der saudische Energieminister Khalid
al-Falih bei der internationalen Investorenkonferenz in Riad an,
Saudi-Arabien könnte seine Erdölförderung um bis zu zwei Millionen
Barrel täglich steigern. Dazu werde man sich entscheiden, wenn die
von den USA angekündigten Iransanktionen zu Lieferengpässen führten.
Amin Nasser, dem Chef des saudi-arabischen Ölkonzerns Aramco, zufolge
kann Saudi-Arabien seine Ölproduktion innerhalb von drei Monaten auf
zwölf Millionen Barrel täglich hochfahren. Noch am Dienstagabend
brach der Ölpreis um rund 4,8 Prozent auf den tiefsten Stand seit
über einem Monat ein.
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WISSENSCHAFT/7953: Aus Forschung und Technik - 24.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Deinstallieren schützt nicht vorm Ausspionieren

Wer glaubt, daß er durch Deinstallieren verhindert, daß Apps ihn
ausspionieren, muß sich eines besseren belehren lassen. Wie aus einer
Meldung in Chip Online hervorgeht, gibt es inzwischen mehrere
IT-Dienstleister, die für große Kunden das Verhalten von App-Nutzern
analysieren. Dazu gehört auch, daß sie feststellen, wenn eine App
deinstalliert wurde. Möglich ist das durch die Push-Funktion auf
Smartphones. Durch diese schicken App-Anbieter Meldungen an die
Nutzer. Diese werden dem Nutzer nicht angezeigt, sondern sind direkt
an die Apps adressiert, um beispielsweise Aktualisierungen zu
schicken. Somit wissen die Entwickler, daß ihre App deinstalliert
wurde, wenn kein Kontakt mehr zustande kommt. Es ist zwar verboten,
diese Push-Funktion für Werbezwecke zu nutzen. Doch greifen immer
mehr Dienstanbieter im Internet zu dieser Maßnahme.
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FORSCHUNG/541: Planeten und Asteroiden wiegen (idw)


Max-Planck-Institut für Radioastronomie - 23.10.2018

Planeten und Asteroiden wiegen



Ein Forscherteam des "International Pulsar Timing Array"-Konsortiums
unter der Leitung von Wissenschaftlern am Bonner Max-Planck-Institut für
Radioastronomie hat über Zeitreihenmessungen von Pulsaren die Massen des
Zwergplaneten Ceres und anderer Asteroiden im Sonnensystem bestimmt. Das
Resultat für die Masse von Ceres liegt bei 1,3 % der Masse des
Erdmonds. Das Team konnte die Massen der großen Planeten im Sonnensystem
wesentlich genauer bestimmen als in früheren Messungen mit dieser Methode.
Die Ergebnisse zeigen, welches Potential Zeitreihenmessungen von Pulsaren
dafür haben, bisher unbekannte massereiche Objekte in Umlaufbahnen um die
Sonne aufzuspüren.




[image: Bild: © Gregory H. Revera, NASA/JPL-Caltech/UCLA/MPS/DLR/IDA]

Erde, Mond und Zwergplanet Ceres im Vergleich. Aus der Analyse der
Zeitreihenmessungen von Pulsaren ergibt sich für Ceres eine Masse von
4.7 x 10-10 Sonnenmassen; das sind 1,3 % der Masse des Erdmonds.

Bild: © Gregory H. Revera, NASA/JPL-Caltech/UCLA/MPS/DLR/IDA



Objekte in unserem Sonnensystem können mithilfe einer Methode gewogen
werden, bei der Beobachtungsdaten von Pulsaren einer genauen Untersuchung
unterzogen werden. Pulsare sind sehr schnell rotierende Sterne von
geringem Durchmesser, die extrem regelmäßige "Pulse" im Radiobereich
aussenden. Diese Technik, Pulsarankunftszeiten zur Massenbestimmung von
Planeten zu nutzen, wurde erstmalig im Jahr 2010 von einem Forscherteam
unter der Leitung von David Champion vom Max-Planck-Institut für
Radioastronomie (MPIfR) angewandt. Sie beruht auf der extrem präzisen
Zeitreihenbestimmung einer großen Anzahl von Millisekundenpulsaren.

Die Astronomen zeichnen bei dieser Methode die gebündelte Radiostrahlung
dieser Objekte auf, die als periodische Pulse ähnlich den Lichtsignalen
von Leuchttürmen mit Radioteleskopen erfasst werden. Im Gegensatz zur
Lichtquelle in Leuchttürmen rotieren diese Himmelsobjekte jedoch mit
enormer Geschwindigkeit, mit Umlaufzeiten bis zu nur wenigen
Millisekunden. Sie bilden aufgrund ihrer gewaltigen Schwungmasse die
ganggenauesten Uhren unter den Himmelskörpern im Universum. Beobachtungen
mit den größten Radioteleskopen der Erde sind erforderlich, um die
schwachen Signale von diesen Objekten zu erfassen.

"Mit ausgeklügelten Modellen für ihre Rotation können wir die Ankunftszeit
der Pulse von Millisekundenpulsaren auf eine Genauigkeit von nur einigen
hundert Nanosekunden über Jahrzehnte hinweg bestimmen. Das ermöglicht es
uns, sie als hochgenaue Uhren für eine Vielzahl von unterschiedlichen
Anwendungen zu nutzen", sagt der Erstautor Nicolas Caballero der diese
Untersuchung im Rahmen seiner Doktorarbeit am MPIfR vorgenommen hat und
inzwischen seine Forschungen am Kavli Institut für Astronomie und
Astrophysik an der Universität Peking fortsetzt.

Die Bahnbewegung der Erde um die Sonne erschwert die direkte Verwendung
der aufgezeichneten Ankunftszeiten der Pulse am Radioteleskop. Die
Astronomen umgehen dieses Problem, indem sie die Ankunftszeiten auf ein
gemeinsames Bezugssystem umrechnen, das auf dem Massenzentrum des gesamten
Sonnensystems, dem sogenannten Baryzentrum, basiert.

"Wir sind dabei auf Ergebnisse angewiesen, die wir von unseren Kollegen
aus der planetaren Astronomie erhalten. Diese berechnen aus einer Fülle
von Daten, unter Einbeziehung der Vorbeiflüge von Raumfahrzeugen,
Ephemeriden für unser Sonnensystem, welche die Umlaufbahnen von Planeten,
Monden und Asteroiden beschreiben", sagt Nicolas Caballero.
Wenn in diese Ephemeridenberechnung ein falscher Massenwert für die Masse
eines Körpers einfließt, dann verschiebt sich die Position des
Baryzentrums, was umgekehrt betrachtet periodische Verzögerungen oder
Beschleunigungen in der erwarteten Ankunftszeit der Pulse von den Pulsaren
erzeugt. Vergleicht man diese Erwartungen mit den tatsächlichen
Pulsarmessungen, kann man die korrekten Massen der Körper bestimmen.

Unter Verwendung der aktuellsten Beobachtungsdaten vom "International
Pulsar Timing Array" (IPTA) ist es den Pulsar-Astronomen gelungen, solche
Massenabweichungen um eine Größenordnung genauer bestimmen zu können als
bei der vorhergehenden Untersuchung aus dem Jahr 2010. Bezogen auf die
Entfernung des Asteroidengürtels zwischen Mars und Jupiter ergeben die
Beobachtungsdaten eine Empfindlichkeit von nur noch 0.0003% der Erdmasse.

Der Asteroid Ceres, der erst kürzlich als Zwergplanet eingestuft wurde,
ist das massereichste Objekt im Asteroidengürtel. Aus der
Zeitreihenanalyse der Pulsardaten ergibt sich ein Wert von
4.7 x 10-10 Sonnenmassen (entsprechend 1.3 % der Masse des
Erdmonds) für Ceres. Diese Genauigkeit liegt eine Größenordnung unter den
bisher besten Schätzungen. Die vorliegende Veröffentlichung enthält zudem
noch Massenbestimmungen für vier weitere Asteroiden.

"Wir sind jetzt in der Lage, die Massen von Ceres und weiteren
massereichen Asteroiden abzuleiten", sagt David Champion. "Das zeigt die
Verbesserungen unserer Beobachtungen bezogen auf die zwei hier relevanten
Aspekte der Präzision und der Empfindlichkeit."

"Unser derzeitiger Datensatz erstreckt sich über zwei Jahrzehnte und ist
das Resultat einer hochgenauen und kontinuierlichen Arbeit über viele
Jahre", erklärt Michael Kramer, Leiter der Forschungsabteilung
"Radioastronomische Fundamentalphysik" am MPIfR und ebenfalls Ko-Autor der
Veröffentlichung. "Hinter dem kontinuierlichen Erfolg der
Zeitreihenanalyse von Pulsarsignalen steht die Arbeit von Hunderten von
Wissenschaftlern und Ingenieuren aus der ganzen Welt."

Die hier vorliegende Untersuchung geht über die Massenbestimmung bereits
bekannter Planeten und Asteroiden hinaus. Durch die Anwendung einer
Methode, die bereits früher in einer Veröffentlichung unter der Leitung
von Yanjun Guo vorgestellt wurde, hat das internationale IPTA-Konsortium
nach zusätzlichen Massen im Sonnensystem gesucht, die bisher nicht in die
Ephemeriden eingegangen sind. Damit konnten obere Grenzwerte für die
Massen solcher Objekte in Umlaufbahnen um die Sonne angegeben werden.




[image: Bild: © MPIfR, Nancay, Arecibo, Parkes, Jodrell Bank, ASTRON, Green Bank (für die Einzelbilder der Radioteleskope)]

Radioteleskope im Rahmen des "International Pulsar Timing Array"
(IPTA). Im Uhrzeigersinn startend von oben links: Effelsberg, Nancay,
Arecibo, Parkes, Lovell-Teleskop, Westerbork und GBT.

Bild: © MPIfR, Nancay, Arecibo, Parkes, Jodrell Bank,
ASTRON, Green Bank (für die Einzelbilder der Radioteleskope)



"Es ist bis jetzt eine Vorstudie, bei der wir nur unbekannte Himmelskörper
in ungestörten exzentrischen Umlaufbahnen berücksicht haben. Sie zeigt
aber bereits die aufregenden Möglichkeiten, die die Zeitreihenanalyse von
Pulsarsignalen für die Untersuchung des Sonnensystems eröffnet, angefangen
beim theoretisch vorhergesagten neunten Planeten bis hin zu Dunkler
Materie in der Nachbarschaft der Sonne", stimmen Yanjun Guo und Erstautor
Nicolas Caballero überein.


Die Autoren der Veröffentlichung sind: R. N. Caballero, Y. J. Guo, K. J.
Lee, P. Lazarus, D. J. Champion, G. Desvignes, M. Kramer, K. Plant, Z.
Arzoumanian, M. Bailes, C. G. Bassa, N. D. R. Bhat, A. Brazier, M. Burgay,
S. Burke-Spolaor, S. J. Chamberlin, S. Chatterjee, I. Cognard, J. M.
Cordes, S. Dai, P. Demorest, T. Dolch, R. D. Ferdman, E. Fonseca, J. R.
Gair, N. Garver-Daniels, P. Gentile, M. E. Gonzalez, E. Graikou, L.
Guillemot, G. Hobbs, G. H. Janssen, R. Karuppusamy, M. J. Keith, M. Kerr,
M. T. Lam, P. D. Lasky, T. J. W. Lazio, L. Levin, K. Liu, A. N. Lommen, D.
R. Lorimer, R. S. Lynch, D. R. Madison, R. N. Manchester, J.W. McKee, M.
A. McLaughlin, S. T. McWilliams, C. M. F. Mingarelli, D. J. Nice, S.
Oslowski, N. T. Palliyaguru, T. T. Pennucci, B. B. P. Perera, D. Perrodin,
A. Possenti, S. M. Ransom, D. J. Reardon, S. A. Sanidas, A. Sesana, G.
Shaifullah, R. M. Shannon, X. Siemens, J. Simon, R. Spiewak, I. Stairs, B.
Stappers, D. R. Stinebring, K. Stovall, J. K. Swiggum, S. R. Taylor, G.
Theureau, C. Tiburzi, L. Toomey, R. van Haasteren, W. van Straten, J. P.
W. Verbiest, J. B. Wang, X. J. Zhu und W. W. Zhu.

Autoren mit dem MPIfR als Erst- oder Zweitaffiliation umfassen Nicolas
Caballero, den Erstautor, sowie Kejia Lee, Patrick Lazarus, David
Champion, Gregory Desvignes, Michael Kramer, Eleni Graikou, Ramesh
Karuppusamy, Kuo Liu, James McKee, Chiara Mingarelli, Stefan Oslowski,
Caterina Tiburzi und Joris Verbiest.
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STERN/382: Ein Gespenst am Südhimmel (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network -
22.10.2018

Ein Gespenst am Südhimmel



FORS2, eine Kamera, die am Very Large Telescope der ESO montiert ist,
hat die aktive sternbildende Region NGC 2467 beobachtet. Das Bild wurde im
Rahmen des ESO-Programms "Cosmic Gems (Kosmische Juwelen)" aufgenommen,
das die seltenen Gelegenheiten nutzt, bei denen die
Beobachtungsbedingungen nicht geeignet sind, wissenschaftliche Daten zu
sammeln. Anstatt nichts zu tun, ermöglicht das "Cosmic Gems"-Programm der
ESO, die Teleskope der ESO dazu zu verwenden, um optisch beeindruckende
Fotos vom südlichen Himmel zu schießen.




[image: Bild: © ESO]

Aufnahme der FORS-Kamera vom Sternentstehungsgebiet NGC 2467.

Bild: © ESO



Dieses plastische Porträt einer aktiven sternbildenden Region - NGC 2467,
manchmal auch als Totenkopfnebel bezeichnet (nicht zu verwechseln mit NGC
246, der ebenso genannt wird) - ist ebenso gespenstisch wie schön. Dieses
Bild aus Staub, Gas und hellen jungen Sternen, die durch die Schwerkraft
scheinbar einen grinsenden Schädel formen, wurde mit dem FORS-Instrument
am Very Large Telescope (VLT) der ESO aufgenommen. Während die Teleskope
der ESO in der Regel für die Erhebung von wissenschaftlichen Daten
verwendet werden, können sie auch solche Bilder aufnehmen, die einfach nur
schön sind.

Es ist leicht zu erkennen, woher der Vergleich mit einem Gespenst kommt.
Diese junge, leuchtende Formation ähnelt deutlich einem beunruhigenden
hohlen Gesicht, von dem hier nur der klaffende Mund sichtbar ist. NGC 2467
schlummert im Sternbild Puppis (Achterdeck des Schiffs), das zudem eher
unromantisch mit Poopdeck übersetzt werden kann.

Diese nebulöse Ansammlung von Sternhaufen ist die Geburtsstätte vieler
Sterne, wo ein Überschuss von Wasserstoffgas den Rohstoff für die
Sternentstehung lieferte. Es handelt sich in der Tat nicht um einen
einzigen Nebel. Seine verschiedenen Sternhaufen bewegen sich mit
unterschiedlichen Geschwindigkeiten. Es handelt sich nur um eine zufällige
Kombination entlang der Sichtlinie mit der Erde, die die Sterne und das
Gas zu einem humanoiden Gesicht formen. Dieses strahlende Bild mag den
Astronomen nichts Neues verraten, aber es gewährt uns allen einen Blick in
den schillernden Südhimmel, voll mit leuchtenden Wundern, die für das
menschliche Auge unsichtbar sind. NGC 2467 wurde bereits am 9. Dezember
1784 vom hannoveranisch-englischen Astronomen Wilhelm Herschel entdeckt.

Puppis ist eines von drei nautisch benannten Sternbildern, die den
südlichen Himmel befahren. Aus ihnen setzt sich das einzelne, riesige
Sternbild Argo Navis (Schiff Argo) zusammen, das nach dem Schiff des
mythischen Jason und den Argonauten benannt ist. Argo Navis wurde seitdem
in drei Gruppen eingeteilt: Carina (Kiel des Schiffs), Vela (Segel des
Schiffs) und Puppis, wo dieser Nebel beheimatet ist. Jason ist zwar eine
mythische Heldenfigur, ist aber am bekanntesten für seinen Diebstahl des
goldenen Vlieses.

Dieses Bild wurde im Rahmen des "Cosmic Gems"-Programms der ESO
aufgenommen, einer Initiative zum Zwecke der Bildung und der
Öffentlichkeitsarbeit, die Bilder von interessanten, faszinierenden oder
optisch attraktiven Objekten verbreitet, die mit ESO-Teleskopen
aufgenommen wurden. Das Programm nutzt die Teleskopzeit, die nicht für
wissenschaftliche Beobachtungen genutzt werden kann. Sofern die
gesammelten Daten für zukünftige wissenschaftliche Zwecke nützlich sein
könnten, werden diese Beobachtungen gespeichert und den Astronomen über
das wissenschaftliche Archiv der ESO zur Verfügung gestellt.


Weitere Informationen

Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Die
Organisation hat 16 Mitgliedsländer: Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, die Niederlande,
Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz und die
Tschechische Republik. Hinzu kommen das Gastland Chile und Australien als
strategischer Partner. Die ESO ermöglicht astronomische Spitzenforschung,
indem sie leistungsfähige bodengebundene Teleskope entwirft, konstruiert
und betreibt. Auch bei der Förderung internationaler Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Astronomie spielt die Organisation eine maßgebliche Rolle.
Die ESO verfügt über drei weltweit einzigartige Beobachtungsstandorte in
Chile: La Silla, Paranal und Chajnantor. Auf dem Paranal betreibt die ESO
mit dem Very Large Telescope (VLT) das weltweit leistungsfähigste
Observatorium für Beobachtungen im Bereich des sichtbaren Lichts und zwei
Teleskope für Himmelsdurchmusterungen: VISTA, das größte
Durchmusterungsteleskop der Welt, arbeitet im Infraroten, während das VLT
Survey Telescope (VST) für Himmelsdurchmusterungen ausschließlich im
sichtbaren Licht konzipiert ist. Die ESO ist außerdem einer der
Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor, APEX und ALMA, dem größten
astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro Armazones unweit des
Paranal errichtet die ESO zur Zeit das Extremely Large Telescope (ELT) mit
39 Metern Durchmesser, das einmal das größte optische Teleskop der Welt
werden wird.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.




Weitere Informationen unter:

https://www.eso.org/public/germany/news/eso1834/

- Webversion der Pressemitteilung mit weiteren Bildern

https://www.eso.org/public/outreach/gems/

- Das "Cosmic Gems"-Programm der ESO

https://www.eso.org/public/images/archive/search/?adv=&subject_name=Very%20Large%20Telescope

- Bilder des Very Large Telescope (VLT)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network, 22.10.2018
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1584: Neue Studie - Woher kommen Riesenschildkröten? (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 23.10.2018

Neue Studie: Woher kommen Riesenschildkröten?



Die Evolution von Riesenschildkröten ist womöglich nicht so stark an
Inseln gebunden, wie dies bisher angenommen wurde. Auch auf dem Festland
entwickelten sich unabhängig voneinander mehrere Arten der großen Tiere.
Das haben Forscher der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU)
und des Paläontologischen Museums Trelew in Argentinien herausgefunden.
Mit Hilfe genetischer und osteologischer Daten lebender Arten und fossiler
Schildkröten erstellten sie den bisher umfangreichsten Familienstammbaum
von ausgestorbenen und noch lebenden Schildkröten. Ihre Studie erschien
kürzlich im Fachmagazin "Cladistics".




[image: Bild: © Markus Scholz / Uni Halle]

Fossile Schildkröten aus dem ZNS


Bild: © Markus Scholz / Uni Halle



Landschildkröten leben in sehr verschiedenen Regionen der Welt - von
Wüsten bis hin zu Wäldern. Sie umfassen Arten wie die griechische
Landschildkröte und die Galapagos-Schildkröte. Einige der Vertreter
entwickelten im Laufe ihrer Evolution große Körper mit einer Panzerlänge
von über einem Meter, während andere nicht größer als wenige Zentimeter
sind. Obwohl Naturforscher bereits seit der Zeit von Charles Darwin den
Riesenwuchs bei Schildkröten untersuchen, gibt er ihnen bis heute Rätsel
auf.

Weil alle lebenden Riesenschildkröten auf Inseln zu finden sind, gehen
viele Forscher davon aus, dass ihre Entwicklung der sogenannten Inselregel
folgte: ein Trend zum Zwergenwuchs bei Großtieren und zum Riesenwuchs bei
Kleintieren auf Inseln. Frühere Arbeiten über existierende
Riesenschildkröten lieferten jedoch keine konsistente Antwort auf die
Frage nach ihrem Ursprung: Einige Studien legten nahe, dass der
Riesenwuchs mit dem Fehlen von Raubsäugetieren auf Inseln in Verbindung
steht. Andere kamen zu dem Schluss, dass die Schildkröten bereits sehr
groß gewesen sein mussten, als sie die abgelegenen Archipele erreichten.
Da heute noch nur sehr wenige Riesenschildkrötenarten existieren, lassen
sich diese Hypothesen ohne die Analyse ausgestorbener Arten mit Hilfe von
Fossilien nicht überprüfen.

In ihrer neuen Studie haben sich der Argentinier Dr. Evangelos Vlachos und
Dr. Márton Rabi von der MLU - gefördert durch die Volkswagen-Stiftung -
genau an dieses Desiderat gewagt: Die Forscher analysierten genetische
Daten von lebenden Arten, die sie mit Knochenmessungen von fossilen und
lebenden Schildkröten kombinierten. Anhand dieser Untersuchungen
erstellten sie den bisher umfangreichsten Stammbaum ausgestorbener und
heute noch lebender Schildkröten. Es handelt sich um die erste Studie in
einer globalen Größenordnung, die es ermöglicht, die Entwicklung der
Körpergröße bei Schildkröten nachzuzeichnen.

Aus dieser Analyse ergibt sich für die Vergangenheit ein ganz anderes
Bild: "Die Fossilien zeigen eine große Anzahl von ausgestorbenen
Riesenarten auf dem Festland und deuten darauf hin, dass die Entwicklung
des Riesenwuchses nicht an Inseln gebunden war", sagt Dr. Evangelos
Vlachos. Stattdessen entwickelte sich der Riesenwuchs im Lauf der
Erdgeschichte mehrfach unabhängig voneinander auf dem Festland - in Asien,
Afrika, Europa, Nord- und Südamerika. Spätestens in der Eiszeit des
Pleistozäns starben jedoch alle diese Festlandsarten aus.

Ein weiteres unerwartetes Ergebnis der Studie ist, dass die Schildkröten
des Mittelmeerraums, die vor allem als Haustiere bekannt sind, in
Wirklichkeit eine Zwergenlinie darstellen, da sich ihre Vorfahren als
wesentlich größer erwiesen.

"Schildkröten gibt es seit über 55 Millionen Jahren und wir sind jetzt in
der Lage, die Entwicklung dieser erfolgreichen Gruppe besser zu verstehen.
Heute gelten jedoch von den rund 43 lebenden Arten 17 als stark gefährdet
und viele weitere als gefährdet, was vor allem auf den Verlust von
Lebensräumen durch den Menschen zurückzuführen ist. Das ist eine
enttäuschende Tatsache", sagt Dr. Márton Rabi. Die heute noch lebenden
Artgenossen, wie die auf den Galapagos-Inseln und den Seychellen, stellen
vermutlich eher Überlebende nicht verwandter Riesenarten dar, die einst in
Südamerika, Ostafrika oder Madagaskar heimisch waren. "Riesenschildkröten
sind vielleicht deshalb besser an das Inselleben angepasst, weil sie den
Wasser- und Nahrungsmangel während ihrer Reisen über den Ozean für längere
Zeit besser ertragen als kleinere Arten. Es gibt Berichte von
Riesenschildkröten, die 740 Kilometer von der Küste entfernt verdriftet
gesichtet wurden", so Rabi weiter.

"Wir nehmen an, dass das wärmere Klima und der evolutionäre Druck durch
Raubtiere eine Rolle bei der Entwicklung des Riesenwuchses spielen, aber
das Bild ist komplex und unsere Proben der fossilen Nachweise sind noch
immer begrenzt", sagt Vlachos.

Was zum Aussterben dieser Festlandriesen führte, bleibt weiter unklar. Für
die eiszeitlichen Arten kann es eine Kombination aus der Bedrohung durch
Raubtiere, einschließlich des Menschen, und dem Klimawandel gewesen sein.
Ebenfalls ist unklar, was dann die Schildkröten dazu treibt, sich immer
wieder zu Riesenformen zu entwickeln, falls die Inselregel nicht zutrifft.


Originalpublikation:

Vlachos E., Rabi M.,

Total evidence analysis and body size evolution of extant and extinct
tortoises (Testudines: Cryptodira: Pan-Testudinidae),

Cladistics (2018),

DOI: doi.org/10.1111/cla.12227

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 23.10.2018
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/1167: Berlin - Carrie McGee, Talking about Accessibility, Kleisthaus 26.11.2018


Kulturveranstaltung des Behindertenbeauftragten der Bundesregierung:

Mo., 26. November 2018 um 18:30 Uhr

Kleisthaus, Mauerstraße 53, 10117 Berlin

Talking about Accessibility - Vortrag über Barrierefreiheit 

von Carrie McGee, Museum of Modern Art New York



Das Recht von Menschen mit Behinderungen auf gleichberechtigte
Teilhabe am kulturellen Leben und wirksame Partizipation auch an
bildender Kunst ist ein Anliegen der "Kultur im Kleisthaus". Das
Museum of Modern Art (MoMa) in New York mit seiner Sammlung moderner
und zeitgenössischer Kunst gehört zu den bedeutendsten Museen
weltweit. Diese Kunstwerke allen Besucher*innen gleichermaßen
zugänglich zu machen hat sich das MoMA schon lange auf die Fahne
geschrieben. Carrie McGee ist stellvertretende Direktorin für
Gemeinschafts- und Zugänglichkeitsprogramme in der Abteilung Bildung
des Museums of Modern Art in New York. Sie und ihr Team sind
international anerkannt für ihre Programme das MoMA für alle
Besucher*innen zugänglich zu machen. In ihrem Vortrag gibt sie einen
spannenden Einblick in ihre Arbeit und die Programme am MoMa New York.
Im Anschluss steht Carrie Mc Gee für Publikumsfragen zur Verfügung.

Begrüßung Jürgen Dusel, Beauftragter der Bundesregierung für die
Belange von Menschen mit Behinderungen

Musik im Anschluss vom Jazzduo Bogdanovic/Klobe

 * 

Quelle:

Herausgeber: Beauftragter der Bundesregierung

für die Belange von Menschen mit Behinderungen

Postanschrift

11017 Berlin

Telefon 03018 527-1797, Fax 03018 527-1871

E-Mail: presse@behindertenbeauftragter.de

Internet: www.behindertenbeauftragter.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2096: Zentralamerika - kein Militär gegen Flüchtlinge




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 23. Oktober 2018

Zentralamerika - kein Militär gegen Flüchtlinge

 
Angesichts der fortschreitenden "Migrantenkarawane" aus Zentralamerika erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:
 
Mit großer Besorgnis blicken wir auf die Situation der Menschen aus überwiegend Honduras aber auch aus El Salvador und Guatemala, die sich nun seit 10 Tagen zu Fuß Richtung Norden begeben haben. Ganze Familien haben das Allernötigste eingepackt und ihrem Zuhause den Rücken gekehrt auf der Suche nach Schutz und Lebensperspektive. Die Menschen kommen aus jenen zentralamerikanischen Staaten, die schon seit Jahren massiv von exzessiver Gewalt und abwesender Staatlichkeit betroffen sind. Die Länder des sogenannten Nord-Triangels gehören zu den gewalttätigsten der Welt. Verbrecherbanden und Drogenkartelle kontrollieren ganze Städte und terrorisieren deren Bevölkerung mit Erpressungen, Entführungen, sexualisierter Gewalt, Folter und sogar Morden.
 
Diese Menschen vor dem Hintergrund dieser Gewalt mit Hilfe vom Militär an Grenzen abzuweisen und sie zur Rückkehr aufzufordern, ohne Aussicht auf eine Verbesserung ihrer Lebensumstände, ist zynisch und verkennt die offenkundige wirtschaftliche, politische und soziale Krise in der sich die Menschen befinden. Wenn Präsident Trump mit der Einstellung von Finanzhilfen droht und somit Druck auf die Regierungen der Länder ausübt ihre Bevölkerungen von einer Flucht abzuhalten, fordert er effektiv ihre Einkesselung und somit eine grobe Missachtung ihrer Menschenrechte.
 
Wir fordern die Bundesregierung und die internationale Gemeinschaft dazu auf, sich für die Rechte der Migranten stark zu machen und angemessene humanitäre Hilfe zu gewährleisten.
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Oktober 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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UMWELT/1793: Bundesregierung muss EU-Vorschlag zur Reduzierung von Plastikmüll unterstützen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 24. Oktober 2018

Bundesregierung muss EU-Vorschlag zur Reduzierung von Plastikmüll unterstützen



Zur heutigen Abstimmung des Europäischen Parlaments über den Richtlinienvorschlag zur Reduzierung von Plastikmüll erklärt Bettina Hoffmann, Sprecherin für Umweltpolitik:

Der EU-Vorschlag zur Reduzierung von Plastikmüll ist ein Schritt in die richtige Richtung. Während die Bundesregierung beim Thema Plastikmüll völlig untätig ist, wird in Europa gehandelt.

In der letzten Zeit hat die Bundesregierung ambitionierte Umweltgesetzgebung aus Brüssel viel zu oft ausgebremst und verwässert. Das darf dieses Mal nicht passieren. Wir fordern die Bundesregierung auf, sich dafür einzusetzen, dass Plastikmüll in Europa rasch und deutlich reduziert wird.

Dazu gehören ein komplettes Verbot von absichtlich hinzugesetztem Mikroplastik bis 2020 und eine Ausweitung der Verbotsliste für Einweg-Plastik, etwa um Produkte aus der Industrie und der Baubranche.
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 24. Oktober 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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UMWELT/1792: Anton Hofreiter zum Glyphosat-Urteil


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 23. Oktober 2018

Anton Hofreiter zum Glyphosat-Urteil



Zum aktuellen Glyphosat-Urteil und dem Einbruch der Monsanto-Aktie, erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Urteil und Aktieneinbruch zeigen: Wer verantwortungslos gegenüber der Gesundheit von Menschen agiert, handelt auch unternehmerisch fahrlässig. Auch in zweiter Instanz wurde nun richterlich bestätigt, dass Glyphosat krebserregend ist - und Bayer mit Schadensersatzzahlungen in Millionenhöhe abgestraft. Gesellschaft und Gerichte lassen sich rücksichtsloses Vorgehen von Konzernen wie Monsanto immer weniger bieten und schreiten ein, wo die Politik sich drückt. Die Monsanto-Übernahme war falsch, Pestizide wie Glyphosat sind Auslaufmodelle. Jetzt ist Agrarministerin Julia Klöckner am Zug, die Verantwortung für die Gesundheit der Menschen zu übernehmen und endlich den Glyphosat-Ausstieg in Deutschland einzuleiten. Passiert ist trotz des im Koalitionsvertrag versprochenen Ausstiegs bisher nichts."
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Oktober 2018
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WIRTSCHAFT/2834: Rüstungsexporte - Halbjahresbericht macht Ankündigungen von Rüstungsexportstop für Saudi Arabien nicht glaubwürdiger


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 24. Oktober 2018

Rüstungsexporte: Halbjahresbericht macht Ankündigungen von Rüstungsexportstop für Saudi Arabien nicht glaubwürdiger



Zum ersten Halbjahresbericht über die Rüstungsexporte 2018 erklärt Katja Keul, Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Der heute vorgelegte Halbjahresbericht belegt erneut, dass wieder mehr Rüstungsexporte an Drittstaaten als an Bündnispartner genehmigt wurden. Saudi Arabien ist trotz aller Versprechen im Rahmen der Koalitionsverhandlungen sogar von Platz 8 auf Platz 3 aufgestiegen.

Die Ankündigungen der Bundesregierung, nach dem Mord an dem saudischen Journalisten Khashoggi Rüstungsexporte an Saudi Arabien stoppen zu wollen, sind unglaubwürdig. Menschenrechtsverletzungen sind in Saudi Arabien schließlich keine Ausnahme sondern die Regel. Seit Jahren hat die Bundesregierung das nicht als Hindernis gewertet, Kriegswaffenexporte zu genehmigen.

Beide Koalitionspartner in Berlin haben in ihrem Koalitionsvertrag trotz der Erkenntnisse über die menschenrechtswidrige Kriegsführung im Jemen dem Vertrauensschutz der Unternehmen den Vorrang gegeben. Der Bundessicherheitsrat hat unmittelbar vor der Vereidigung der Bundesregierung acht weitere Kriegsschiffe und noch nach dem im Halbjahresbericht aufgeführten Zeitraum im September 2018 Artillerie Ortungsradarsysteme für Saudi-Arabien genehmigt.

Es unglaubwürdig, dass dies ausgerechnet jetzt, kurz vor einer wichtigen Landtagswahl, anders bewertet wird. Die Bundesregierung muss endlich Position beziehen und die Kriterien für die Genehmigungen von Rüstungsexporten gesetzlich regeln, statt sich ständig um das ihr unangenehme Thema herum zu winden. Sie hat auch bis heute nichts getan, um den Transfer von Know How durch deutsche Rüstungsmanager zu stoppen, die Saudi Arabien gerade dabei unterstützen, eine eigene Rüstungsproduktion aufzubauen.

Das gefährdet nicht nur die Menschenrechte, sondern auch die deutschen Sicherheitsinteressen und ist schlicht unverantwortlich. Wenn die Bundesregierung tatsächlich endlich mehr Verantwortung in Außen- und Sicherheitsfragen übernehmen will, hat sie hier die Gelegenheit, das unter Beweis zu stellen.

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2833: Entwicklungspolitik 2030"-Strategie - Erneut nur schöne Worte statt Tatkraft 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 24. Oktober 2018

"Entwicklungspolitik 2030"-Strategie: Erneut nur schöne Worte statt Tatkraft - Minister Müller fällt durch den Realitätscheck



Zur heute veröffentlichten Strategie "Entwicklungspolitik 2030" von Entwicklungsminister Gerd Müller, erklärt Uwe Kekeritz, Sprecher für Entwicklungspolitik:

Minister Müller beweist erneut sein Geschick, mit schönen Worten zu beeindrucken - allein mit seinen Taten vermag er nicht zu überzeugen. Ja, wir brauchen einen Paradigmenwechsel, wie ihn auch der Minister nun fordert. Radikales Handeln der gesamten Bundesregierung ist gefragt, allen voran des Entwicklungsministeriums.

Eine Erhöhung der staatlichen Entwicklungsgelder auf nationaler wie europäischer Ebene ist richtig. Es ist dringender denn je geboten, die multilaterale Arbeit der Vereinten Nationen zu stärken. Partnerländer müssen unterstützt werden, Rechtsstaatlichkeit und gute Regierungsführung zu verbessern. Eine Konzentration auf weniger Partnerländer und mehr Geberkoordination sind international schon lange vereinbart. Frauen und Mädchen sind als Träger für Entwicklung extrem wichtig.

Aber Worte und Taten fallen bei Gerd Müller im eigenen Haus meilenweit auseinander: Deutschland ist vom 0,7-Prozent-Versprechen meilenweit entfernt - trotz des hohen Haushaltsüberschusses stagniert der Anteil bei 0,5 Prozent. Unter Minister Müller ist der Anteil am Entwicklungshaushalt für multilaterale Arbeit auf nur noch ein Fünftel zurückgegangen. Er verzichtet auf das Instrument der Budgethilfen - also Entwicklungsländern direkt Teile des Haushalts zu finanzieren. Er missachtet damit sein eigenes Evaluierungsinstitut. Das DEval bestätigte jüngst, dass es sich dabei um eines der effektivsten Mittels zur Stärkung guter Regierungsführung handelt. Mit 85 Staaten gibt es so viele Partnerländer der Deutschen Entwicklungszusammenarbeit wie noch nie - dabei vernachlässigt er aber ausgerechnet die ärmsten Staaten. Frauen und Mädchen werden vom Müller-Ministerium mit weniger als einem Prozent seines Etats für gezielte Förderung abgespeist, angebracht wären mindestens zehn Prozent der Projektmittel für gezielte Förderung von Frauen und Mädchen.

Die in den Himmel gelobte Zukunftscharta ist mittlerweile in der Schublade verschwunden. Auch sein Marshallplan ist ein Scheinriese, der von weitem groß wirkte und bei nähere Betrachtung aber wenig Substantielles beinhaltet. Vor allem fehlt ihm Geld zur Umsetzung. Entwicklungsgelder müssen dafür eingesetzt werden der Entwicklung in den Ländern vor Ort zu dienen, sie sollen die globalen Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 und das Klimaabkommen von Paris helfen umzusetzen. Rückkehr und Grenzschutz gehören nicht dazu. Ob und welche Rolle Privatinvestitionen für die Entwicklung spielen können und insbesondere wie Entwicklungspolitik dabei Risiken abfedert, muss noch intensiv diskutiert werden. Denn einerseits müssen Mitnahmeeffekte begrenzt und andererseits Überschuldung verhindert werden.
 
 *
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WIRTSCHAFT/2832: Deutscher Startup Monitor 2018 - Bundesregierung muss Innovationstreiber werden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 24. Oktober 2018

Deutscher Startup Monitor 2018: Bundesregierung muss Innovationstreiber werden



Zur Vorstellung des Deutschen Startup Monitors 2018, erklärt Danyal Bayaz, Startup-Beauftragter:

Die Bundesregierung muss ihrer Rolle als Innovationstreiber besser gerecht werden. Sie braucht dringend eine industriepolitische Strategie, um Innovationen, Startups und neue Geschäftsmodelle besser zu fördern.

Der Staat allein kann die Lücke beim Risikokapital zwar nicht füllen, aber er bleibt unter seinen Möglichkeiten. Die öffentliche Hand vergibt jährlich einen dreistelligen Milliardenbetrag für Aufträge. Auf diesem Wege könnten Innovationen ganz konkret gefördert werden, die sofort praxisrelevant sind.

Wir haben Stärken wie Maschinenbau, Elektrotechnik, Mobilität, Chemische Industrie, Medizintechnik und Umwelttechnologien. In diesen Bereichen müsste die Bundesregierung ganz gezielt Forschung, Entwicklung und Ausgründungen fördern. Es kann nicht darum gehen, dass die nächste große Suchmaschine aus Deutschland kommt. Es wäre zudem eine schlechte Arbeitsteilung, wenn wir uns nur um ethische Standards bei künstlicher Intelligenz kümmern, während die erfolgreichen Startups aus den USA oder China kommen.

Die Bundesregierung sollte sich mehr als Netzwerker begreifen, der Forschung, Startups, etablierte Unternehmen und Investoren zusammenzubringt. Beim Aufbau solcher Plattformen sind auch die Unternehmensverbände gefragt, die Regierung kann das aber maßgeblich unterstützen. Eine bessere Sichtbarkeit der Startups für Investoren erhöht auch die Chance auf eine Finanzierung in der Wachstumsphase.

Die Bundesregierung und die Länder können Gründerinnen deutlich gezielter unterstützen. Frauen gründen seltener, auch weil es für sie schwieriger ist, an Kapital zu gelangen. Im vergangenen Jahr sind beim öffentlich-privaten High-Tech Gründerfonds gerade einmal neun Prozent der Fördergelder an Gründerinnen gegangen. Dadurch entgehen unserer Wirtschaft Innovationen und Arbeitsplätze.

Ein unbürokratisches Einwanderungsgesetz ist dringend geboten, da es für Startups schwieriger wird, Fachkräfte in den Bereichen Forschung, Entwicklung und Informationstechnik zu finden. Die Mitarbeiterbeteiligung durch Anteile am Unternehmen kann ein weiterer Weg sein, um ausgezeichnete Fachkräfte anzuziehen. Das gilt gerade in Konkurrenz zu Startups im Ausland oder Konzernen in Deutschland. Die Bundesregierung sollte zügig neue Modelle der Mitarbeiterbeteiligung erarbeiten, damit Startups auf diesem Feld konkurrenzfähig sind.
 
 *
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Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1778: Starke Vereinte Nationen liegen im deutschen Interesse


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 23. Oktober 2018

Starke Vereinte Nationen liegen im deutschen Interesse

VN sind das Fundament der regelbasierten internationalen Ordnung



Am morgigen Mittwoch wird der Tag der Vereinten Nationen begangen.
Hierzu erklären der außenpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt, sowie der zuständige
Berichterstatter und Obmann im Unterausschuss Vereinte Nationen,
Internationale Organisationen und Globalisierung, Andreas Nick:

Jürgen Hardt: "Die CDU/CSU-Fraktion bekräftigt ihre
Unterstützung für die Vereinten Nationen. Vor dem Hintergrund
zunehmender Angriffe auf das internationale Ordnungssystem durch
autoritäre Politik, durch Rückbesinnung auf Nationalismus, durch
Protektionismus und auch durch offenen Völkerrechtsbruch werden die
Vereinten Nationen in letzter Zeit von einigen Mitgliedsstaaten immer
mehr unter Druck gesetzt. Diesen Tendenzen gilt es entgegenzuwirken.
Für uns ist klar: Die Vereinten Nationen sind und bleiben das
Rückgrat der internationalen, regelbasierten Ordnung. Sie stehen wie
keine andere Institution für das friedliche Zusammenarbeiten zwischen
den Nationen und Völkern. Mit 193 Mitgliedsstaaten sind die Vereinten
Nationen seit 73 Jahren die zentrale und einzige universal
legitimierte multilaterale Organisation. Ihre Gründung und die
Verabschiedung der UN-Charta am 24. Oktober 1945 - nach dem Scheitern
des Völkerbundes und den Gräueltaten des Zweiten Weltkrieges -
gehören zweifelsohne zu den großen Errungenschaften der
Menschheitsgeschichte. Die Vereinten Nationen tragen seit jeher in
besonderem Maße zur Wahrung des Völkerrechts, zur Normsetzung sowie
zur Gestaltung der Globalisierung bei. Sie verfügen über wesentliche
friedenssichernde und -fördernde Instrumente. Außerdem stehen sie wie
keine andere Organisation für die gemeinsame Lösung globaler
Herausforderungen durch die Weltgemeinschaft. Das Pariser
Klimaabkommen und die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung sind
eindrückliche Beispiele dafür."

Andreas Nick: "Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion setzt sich dafür
ein, die Vereinten Nationen zu stärken. Nur gemeinsam können die
Staaten Antworten auf die drängenden Fragen unserer Zeit finden, wie
nachhaltige Entwicklung, Menschenrechte, Flucht und Migration,
Klimawandel, globale Gesundheit oder Digitalisierung.
Nicht zuletzt deshalb wird Deutschland die Organisation auch
weiterhin engagiert und verlässlich unterstützen. Als viertgrößter
Beitragszahler und Sitz von 31 VN-Einrichtungen ist Deutschland schon
lange eine wesentliche Stütze der Vereinten Nationen. In den
kommenden zwei Jahren - 2019 und 2020 - wird Deutschland erneut
nicht-ständiges Mitglied im VN-Sicherheitsrat sein und diese
Mitgliedschaft zur Stärkung der Organisation selbst sowie der
internationalen Ordnung nutzen. In dieser Zeit wird sich die
Bundesregierung weiterhin für die Umsetzung der von
VN-Generalsekretär Guterres angestoßenen internen Reformen zur
Stärkung von Effektivität und Legitimation der Vereinten Nationen
einsetzen. Für diese Aufgaben hat sie die volle Unterstützung der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, denn starke und durchsetzungsfähige
Vereinte Nationen liegen um ureigenen Interesse Deutschlands."

 * 
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UMWELT/786: Plastikabfälle gehören nicht in die Umwelt


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 24. Oktober 2018

Plastikabfälle gehören nicht in die Umwelt



Das Europäische Parlament hat heute für eine Richtlinie zur
Verminderung von Wegwerfprodukten aus Plastik gestimmt. Hierzu können
Sie die umweltpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Marie-Luise Dött, wie folgt zitieren:

"Die Entscheidung des Europäischen Parlaments ist ein wichtiger
Schritt, um Abfälle aus Plastik zu reduzieren und die
Kreislaufwirtschaft zu stärken. Beides ist aus ökologischen und
wirtschaftlichen Gründen notwendig, denn diese Abfälle schaden der
Umwelt und Rohstoffe sind zunehmend knapp und teuer. Es ist zu
begrüßen, dass bei den Vorschlägen für Produktverbote darauf geachtet
wurde, dass ökologisch wirklich bessere Alternativen vorhanden sind
und die Gebrauchswerte der Alternativen stimmen.

Neben diesen Regelungen dürfen wir allerdings nicht aus den Augen
verlieren, dass die Unterstützung von Schwellen- und
Entwicklungsländern beim Aufbau von Abfallsammel- und
Verwertungssystemen ein entscheidender Hebel ist, wenn wir die
Verschmutzung der Umwelt durch Plastikmüll vermindern wollen. So
haben Wissenschaftler ermittelt, dass nur zehn Flusssysteme rund 90
Prozent des Plastiks transportieren, das jedes Jahr aus Flüssen ins
Meer gelangt. Die Bereitstellung von finanziellen Mitteln für die
Zusammenarbeit in diesem Bereich ist für die Unionsfraktion ein
zentrales Thema bei den Verhandlungen zum Umwelthaushalt 2019."

 * 
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VERKEHR/726: Nein zu unverhältnismäßigen Fahrverboten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 24. Oktober 2018

Nein zu unverhältnismäßigen Fahrverboten

Grenzwerte werden nicht aufgeweicht



Das Bundeskabinett hat am heutigen Mittwoch Eckpunkte zur Umsetzung
des "Konzepts für saubere Luft und die Sicherung der individuellen
Mobilität in unseren Städten" beschlossen. Darin enthalten ist auch
eine geplante Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, nach der
Diesel-Fahrverbote bei Grenzwertüberschreitungen in der Regel aus
Gründen der Verhältnismäßigkeit nur in Gebieten in Betracht kommen,
in denen ein Jahres-Mittelwert von 50 Mikrogramm Stickstoffdioxid pro
Kubikmeter Luft überschritten worden ist. Hierzu erklärt der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Georg
Nüßlein:

"Eine Abwägung über die Verhältnismäßigkeit von Diesel-Fahrverboten
ist zwingend erforderlich. Denn eine solche Maßnahme greift tief in
die individuelle Mobilität der Menschen ein und hat auch massive
wirtschaftliche Auswirkungen, gerade für Handwerk und Mittelstand.
Die geplante Regelung schafft Klarheit. An den geltenden Grenzwerten
ändert sich dadurch überhaupt nichts.

Entscheidend ist, dass dem Vorsorgeprinzip Rechnung getragen wird und
sich die Luftqualität in die richtige Richtung entwickelt. Und das
ist in Deutschland ganz eindeutig der Fall: Von 1990 bis 2016 ist ein
Rückgang der NOx-Emissionen um 58 Prozent zu verzeichnen. Die
Stickstoffdioxid-Jahresmittelwerte sind in den deutschen Städten in
den letzten 20 Jahren - auch in verkehrsnahen Lagen - im Schnitt um
rund ein Drittel zurückgegangen. Wer also behauptet, die Luft in
unserem Land würde immer schlechter, und deshalb nun nach radikalen
und unverhältnismäßigen Instrumenten ruft, irrt gewaltig. Durch das
bereits auf den Weg gebrachte umfangreiche Maßnahmenbündel der
Bundesregierung zur Emissionsreduktion im Verkehrsbereich wird sich
die Luftqualität in unseren Städten weiter nachhaltig verbessern."

 * 
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SICHERHEIT/1914: NATO-Manöver Trident Juncture - Der Aggressor ist nicht Russland


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 24. Oktober 2018

NATO-Manöver Trident Juncture: Der Aggressor ist nicht Russland



"Wer - wie NATO-Generalsekretär Stoltenberg - behauptet, dass eine NATO-Übung mit 50.000 Soldatinnen und Soldaten nahe der russischen Grenze rein defensiv und nicht gegen Russland gerichtet wäre, der muss die Realität schon sehr gut ausblenden können. Viel offensichtlicher kann man vermeintliche Abschreckung gegen Russland schon gar nicht mehr zelebrieren", erklärt Alexander S. Neu, für die Fraktion DIE LINKE Obmann im Verteidigungsausschuss, anlässlich des am 25. Oktober startenden NATO-Manövers "Trident Juncture" in Norwegen. Neu weiter:

"Das NATO-Manöver wird das größte seit Ende des Kalten Krieges sein, und allein Deutschland wird sich mit rund 10.000 Soldatinnen und Soldaten und 4.000 Militärfahrzeugen daran beteiligen. Unter anderem soll getestet werden, wie schnell die NATO-Staaten bei einem bewaffneten Angriff ihre Truppen verlegen könnten. Die gesamte Übung ist eine einzige Provokation und Drohgebärde gegenüber Russland. Es handelt sich nicht nur um verteidigungspolitischen Irrsinn auf Kosten der Steuerzahler, sondern auch um ein gefährliches Spiel mit dem Feuer, denn die russische Seite wird es sich nicht nehmen lassen, im Gegenzug ebenfalls aufzurüsten und Militärmanöver zu starten.

Dabei ist diese Drohgebärde gegenüber Russland völlig unnötig. Der Militärhaushalt der NATO-Staaten ist 14-mal höher als der der Russischen Föderation. Russland hat momentan weder die materiellen noch die finanziellen und auch nicht die personellen Fähigkeiten, um die NATO überhaupt erfolgreich angreifen zu können. Laut Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (BT-Drucksache 19/4758) von mir ist selbst die Bundesregierung der Meinung, dass Russland auch in absehbarer Zeit keine Absicht hat, NATO Staaten anzugreifen. Hinzu kommt, dass NATO und NATO-Mitgliedstaaten in den letzten Jahren nachweislich viermal so viele Manöver gestartet haben wie die Russische Föderation. Der Aggressor ist also definitiv nicht Russland. Trident Juncture ist daher völlig absurd und wird von der russischen Seite als massive Bedrohung wahrgenommen.

DIE LINKE fordert endlich eine Abkehr von der militärischen Eskalationspolitik der NATO, ein Ende der immer massiveren Aufrüstung an der Grenze zu Russland und Schluss mit den zahlreichen und regelmäßig stattfindenden Militärmanövern in Ost- und Nordeuropa, die einzig und allein gegen Russland gerichtet sind. Dieses Säbelrasseln muss beendet werden. Stattdessen brauchen wir eine vertrauensvolle Zusammenarbeit mit Russland, welche ein wichtiger Schritt für Frieden und Sicherheit in Europa wäre."

 * 
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UMWELT/648: Eine Zukunft jenseits der Schaufelradbagger und Kohlegruben


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 24. Oktober 2018

Eine Zukunft jenseits der Schaufelradbagger und Kohlegruben



"Die gesellschaftliche Debatte um den geordneten Kohleausstieg muss endlich auf den Boden der Tatsachen zurück. Energiekonzerne wie RWE im Rheinland und LEAG in der Lausitz und die Gewerkschaften haben die Energiewende zu lange torpediert. Sie müssen ihren Beschäftigten und Mitgliedern endlich reinen Wein einschenken, statt weiter die Jobs-gegen-Klima-Karte zu spielen. Es ist längst keine Frage mehr, ob der Kohleausstieg kommt, sondern nur noch wann und wie", kommentiert Lorenz Gösta Beutin, energie- und klimapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die Pro-Braunkohle-Proteste anlässlich der heutigen Tagung der Kohlekommission in Nordrhein-Westfalen. Beutin weiter:

"Es ist bedauerlich, dass RWE seine Angestellten zur Wahrung seiner Konzerninteressen nach vorne schickt. Ohne mit der Wimper zu zucken werden durch den Anteiltausch des Essener Energieriesen mit E.ON tausende Beschäftigte auf der Straße landen. Ginge es der Aktiengesellschaft wirklich um die Menschen in Arbeit, so würde sie ihnen neue Perspektiven jenseits der Kohlegruben, Schaufelradbagger und Heizkessel bieten. Was die Beschäftigten und ihre Familien brauchen, ist eine planbare Zukunft ohne Existenzsorgen, keine Angstmache vor dem Strukturwandel zum Erhalt unserer aller Lebensgrundlagen.

Die Landesregierungen in den Kohlerevieren, aber auch die Bundesregierung stehen in einer historischen Verantwortung gegenüber den Menschen in der auslaufenden Braunkohlewirtschaft. Es ist heuchlerisch, sich kurzfristig auf die Seite der Kohlekumpel zu schlagen, und sie später fallen zu lassen. Das Pariser Klimaabkommen verpflichtet Deutschland zum raschen Ausstieg aus der Kohle. Die Kohlekommission der Bundesregierung muss jetzt schnell einen Fahrplan vorlegen, schon zu lange treibt die Unentschlossenheit der Groko einen Keil in die Bevölkerung. DIE LINKE fordert ein Kohleausstiegsgesetz, ein Klimaschutzgesetz, eine staatliche Beschäftigungsgarantie und einen Strukturwandelfonds in Höhe von 500 Millionen Euro pro Jahr."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2101: Keine Staatsaufträge an Partner der saudischen Diktatur


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 24. Oktober 2018

Keine Staatsaufträge an Partner der saudischen Diktatur



"Die Bundesregierung muss nach der Ermordung des Journalisten Jamal Khashoggi durch ein Killerkommando Staatsaufträge für deutsche Partner der saudischen Diktatur wie unter anderem dem Beratungsunternehmen McKinsey umgehend stoppen", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der umstrittenen Investorenkonferenz in Riad. Hänsel weiter:

"Man hätte zumindest erwarten können, dass deutsche Unternehmen angesichts des grausamen Politmordes für Transparenz sorgen und erklären, wer an der Skandal-Konferenz in Riad teilnimmt. Stattdessen ließ die Hälfte der deutschen Firmen, die in der Vergangenheit ihre Teilnahme an diesem Kongress öffentlich gemacht haben, Anfragen der LINKEN unbeantwortet. Die Bundesregierung muss hier für Klarheit sorgen, die in Riad anwesenden Unternehmen benennen und die Unterstützung der saudischen Diktatur missbilligen. Zudem müssen die Bundespolizei zur Unterstützung der saudischen Grenzsicherung umgehend abgezogen und die entsprechenden bilateralen Verträge mit Riad gekündigt werden."

 * 
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BUNDESTAG/7646: Heute im Bundestag Nr. 798 - 24.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 798

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 24. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 12.10 Uhr

1. 183 Aufträge für Prognos AG

2. Kryokonservierung nicht nur bei Krebs

3. Rehabilitation und Pflege

4. Wilderei in Deutschland

5. Fragen zur Ultrafeinstaubbelastung

6. Schwebeplattform am Königsstuhl

7. Vogeljagd im Wattenmeer



1. 183 Aufträge für Prognos AG

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Prognos AG hat von verschiedenen
Bundesministerien seit 2002 183 Aufträge zumeist für Studien erhalten.
Über den Zuschlag hätten jeweils die Ressorts unter Beachtung der
Wirtschaftlichkeit sowie des Haushalts- und Vergaberechts entschieden,
heißt es in der Antwort der Bundesregierung (19/4696) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/4037). Prognos habe keine Vertreter in
Ausschüsse, Beratungsgremien oder Fachbeiräte des Bundes entsandt.

 * 

2. Kryokonservierung nicht nur bei Krebs

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Der im Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG)
vorgesehene Anspruch auf eine sogenannte Kryokonservierung von
Keimzellen ist nicht auf Krebserkrankungen beschränkt. Vielmehr
bestehe der Leistungsanspruch bei allen Erkrankungen, bei denen eine
Behandlung mittels einer keimzellschädigenden Therapie notwendig
erscheine, "um eine spätere medizinische Maßnahme zur Herbeiführung
einer Schwangerschaft vornehmen zu können", heißt es in der Antwort
(19/5015) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/4598) der
FDP-Fraktion.

Bei der Kryokonservierung werden Ei- oder Samenzellen tiefgefroren und
können später bei einer künstlichen Befruchtung verwendet werden. So
kann für Patienten, die etwa wegen einer Krebsbehandlung ihre
Fruchtbarkeit verlieren, die Fortpflanzungsfähigkeit erhalten werden.

Die Kostenübernahme für eine Kryokonservierung sowie eine spätere
künstliche Befruchtung ist an bestimmte Altersgrenzen gebunden.

 * 

3. Rehabilitation und Pflege

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Rehabilitation befasst sich die FDP-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/5152). Das Potenzial der Rehabilitation,
den Pflegenotstand zu lindern, werde unterschätzt. Mit Rehabilitation
könne nicht nur die Leistungsfähigkeit erkrankter oder verunglückter
Menschen wiederhergestellt werden. Auch die Pflegebedürftigkeit könne
potenziell verzögert werden.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun erfahren, welche
Aufgaben die Rehakliniken erbringen und wie viele Rehamaßnahmen es
2017 gegeben hat.

 * 

4. Wilderei in Deutschland

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert in
einer Kleinen Anfrage (19/4902) Wilderei in Deutschland. Von der
Bundesregierung will die Fraktion unter anderem Auskunft über erfasste
Fälle von Wilderei in der Polizeilichen Kriminalstatistik sowie über
Verurteilungen.

 * 

5. Fragen zur Ultrafeinstaubbelastung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Belastung durch Ultrafeinstaub im Umfeld von
Flughäfen ist Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/4783). Von der Bundesregierung will die Fraktion unter
anderem wissen, ob sie die Einschätzung der EU-Kommission teile, dass
Ultrafeinstaub in diesem Zusammenhang als der "Faktor mit den größten
Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit" zu gelten habe.

 * 

6. Schwebeplattform am Königsstuhl

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Den Neubau einer Plattform am Königsstuhl im
Nationalpark Jasmund thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/4937). Die Fraktion erkundigt sich unter anderem danach,
wie viel Mitspracherechte die Bundesregierung bei Bauvorhaben in dem
Nationalpark hat. Zudem fragt sie nach einer möglichen finanziellen
Beteiligung des Bundes.

 * 

7. Vogeljagd im Wattenmeer

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert in
einer Kleinen Anfrage (19/5022) die erlaubte Vogeljagd auf bewohnten
Inseln im niedersächsischen Wattenmeer. Von der Bundesregierung wollen
die Grünen unter anderem wissen, wie sie die durch Jagd verursachten
Störungen auf geschützte Zugvogelarten bewertet.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7645: Heute im Bundestag Nr. 797 - 24.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 797

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 24. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 11.00 Uhr

1. Straftaten gegen und von Flüchtlingen

2. Personalentwicklung bei der Bundespolizei

3. FDP-Fraktion thematisiert Hackbacks

4. Sprengung von Geldautomaten

5. Parlamentarische Kontrollinstrumente

6. Quereinstieg in die Landwirtschaft



1. Straftaten gegen und von Flüchtlingen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Politisch motivierte Straftaten gegen Flüchtlinge
und von Flüchtlingen sind ein Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/5068) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/4676). Danach
haben die Länder für das Jahr 2016 sechs politisch motivierte
Straftaten durch Tatverdächtige mit dem Status
"Asylbewerber/Flüchtling" zum Themenfeld "gegen Asylunterkünfte"
gemeldet. Im Jahr 2017 sowie im ersten Halbjahr 2018 meldeten die
Länder laut Vorlage keine entsprechenden Straftaten.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, meldeten die Länder für das
Jahr 2016 insgesamt 217 politisch motivierte Straftaten von
Tatverdächtigen mit deutscher Staatsangehörigkeit zum Themenfeld
"gegen Asylunterkünfte". Für das Jahr 2017 seien 71 und für das erste
Halbjahr 2018 bislang 16 solcher Straftaten gemeldet worden.

Ferner wurden der Bundesregierung zufolge für das Jahr 2016 von den
Ländern 115 politisch motivierte Straftaten "zwischen
Asylbewerbern/Flüchtlingen" gemeldet, für das Jahr 2017 84 Straftaten
und für das erste Halbjahr 2018 bislang 39 Straftaten. Die Zahl der
für das Jahr 2016 gemeldeten politisch motivierten Straftaten gegen
"Asylbewerber/Flüchtlinge" durch deutsche Staatsangehörige beläuft
sich danach für das Jahr 2016 auf 1.569, für das Jahr 2017 auf 1.095
Straftaten und für das erste Halbjahr 2018 bislang auf 457. Des
Weiteren meldeten die Länder laut Vorlage für das Jahr 2016 26
politisch motivierte Straftaten "gegen deutsche Staatsangehörige
(Verletzte), bei denen der Tatverdächtige den Status
,Asylbewerber/Flüchtling' hatte". Für das Jahr 2017 seien 16 und für
das erste Halbjahr 2018 bislang 18 solcher Straftaten gemeldet worden.

Die genannten Zahlen für das erste Halbjahr 2018 können sich den
Angaben zufolge "aufgrund von Nachmeldungen und Korrekturen noch
(teilweise erheblich) verändern".

 * 

2. Personalentwicklung bei der Bundespolizei

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Personalentwicklung bei der Bundespolizei"
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5075).
Darin erkundigt sich die Fraktion danach, wie sich die Planstellen bei
der Bundespolizei in den einzelnen Besoldungsgruppen in den
vergangenen fünf Jahren entwickelt haben. Auch wollen die Abgeordneten
wissen, wie viele Beamte in den vergangenen fünf Jahren aus
Altersgründen aus der Bundespolizei ausgeschieden und wie viele im
gleichen Zeitraum neu in die Bundespolizei eingetreten sind. Ferner
fragen sie unter anderem, wie viele Beamte bis 2021 aus Altersgründen
aus der Bundespolizei ausscheiden.

 * 

3. FDP-Fraktion thematisiert Hackbacks

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Hackbacks als aktive digitale Gegenwehr" lautet der
Titel einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/5076). Wie die
Fraktion darin ausführt, beschreiben Begriffe wie "digitaler
Gegenangriff", "digitaler Gegenschlag", "aktive Cyberabwehr", "finaler
digitaler Rettungsschuss" oder "Hackback" die "Suche nach Maßnahmen
für die aktive, zivile und militärische Gegenwehr in einem Szenario
eines Cyberangriffs auf deutsche Systeme". Wissen wollen die
Abgeordneten, welche rechtlichen Grundlagen die Bundesregierung bei
der völkerrechtlichen, verfassungsrechtlichen und sonstigen
rechtlichen Bewertung von Hackbacks für relevant hält. Auch erkundigen
sie sich unter anderem danach, ob Hackbacks aus Sicht der
Bundesregierung bei der Anwendung der bestehenden Rechtsgrundlagen
auch heute schon möglich wären.

 * 

4. Sprengung von Geldautomaten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit der "Sprengung von Geldautomaten und möglichen
Gegenmaßnahmen" befasst sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/5150). Darin erkundigen sich die Abgeordneten danach,
welche unterschiedlichen Methoden und welche Arten von Sprengmitteln
nach Kenntnis der Bundesregierung bislang in welcher Häufigkeit zur
Sprengung von Geldautomaten verwendet wurden. Auch wollen sie unter
anderem wissen, welche Präventionsmaßnahmen aus polizeilicher Sicht zu
empfehlen sind und wie hoch dafür jeweils ungefähr der Kostenaufwand
ist.

 * 

5. Parlamentarische Kontrollinstrumente

Bundestagsnachrichten/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/5060) mit dem "Selbstverständnis der Bundesregierung
bezüglich parlamentarischer Kontrollinstrumente". Die Bundesregierung
sei in der Pflicht, auf die Kontrollinstrumente entsprechend zu
reagieren und in einem angemessenen Rahmen Informationen
herauszugeben.

Die Abgeordneten wollen nun unter anderem wissen, wie viele Kleine und
Große Anfragen der Bundesregierung in der 18. Legislaturperiode
gestellt worden sind und wie viele nicht oder nur teilweise
beantwortet wurden.

 * 

6. Quereinstieg in die Landwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Unterstützung von Quereinsteigern in der
Landwirtschaft stellt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in den
Mittelpunkt einen Kleinen Anfrage (19/4999). Die EU-Kommission habe im
Juni 2018 in den Reformvorschlägen für die gemeinsame Agrarpolitik die
Rolle von landwirtschaftlichen "Neueinsteigerinnen und Neueinsteigern"
(new entrants) hervorgehoben, weil Quereinsteiger eine wichtige Rolle
zur Weiterentwicklung einer vielseitigen Agrarstruktur, zur
Entwicklung und Verbreitung landwirtschaftlicher Innovationen sowie
zur Vitalisierung der ländlichen Räume spielen würden. Die
Abgeordneten wollen deshalb von der Bundesregierung unter anderem
wissen, ob die Einschätzung der EU-Kommission gegenüber Neugründern
geteilt wird und wie der Quereinstieg erleichtert werden kann.
Definiert wird der Quereinstieg in die Landwirtschaft durch eine
außerfamiliäre Hofnachfolge oder Hofneugründung. Quereinsteiger gebe
es zudem in jeder Altersklasse, was sie von Junglandwirten
unterscheide.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 797 - 24. Oktober 2018 - 11.00 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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VERKEHR/573: Endlich überzeugende Diesel-Lösung schaffen


FDP-Pressemitteilung vom 24. Oktober 2018

BEER: Endlich überzeugende Diesel-Lösung schaffen



Zum heutigen Diesel-Urteil des Verwaltungsgerichts Mainz erklärt
FDP-Generalsekretärin Nicola Beer:

"Das heutige Urteil ist eine weitere Niederlage für den Dieselkurs
der Bundeskanzlerin, der vor allem durch Aussitzen gekennzeichnet
ist. Dieser ist krachend gescheitert.

Die Zahl der Betroffenen steigt und es sind inzwischen nicht nur
Dieselfahrzeuge betroffen. Allein im Rhein-Main-Gebiet sind 700.000
Autofahrer betroffen. Die FDP verlangt eine Mobilitätsgarantie statt
kalter Enteignung der Diesel-Fahrer. Die Bundesregierung muss deshalb
endlich eine überzeugende Diesel-Lösung schaffen.

Die Vorschläge von Bundeskanzlerin Merkel wenige Tage vor der Wahl
sind keine überzeugende Lösung. Nichts wird gesagt zum Messverfahren,
nichts zur Überprüfung der Standorte der Messstellen. Es gibt auch
keinen Rechtsrahmen für Nachrüstungen und keine Initiative für ein
Moratorium auf europäischer Ebene.

Die FDP ist die einzige politische Kraft, die konkrete
Lösungsvorschläge gemacht hat. Was wir jetzt brauchen, damit die
Autofahrer nicht länger alleine gelassen werden, das ist eine
Strategie, die intelligentere Verkehrslenkungssysteme mit einer
flächendeckenden Überprüfung der Messstellen- und Messverfahren
kombiniert. Daneben benötigen wir einen Fonds zur freiwilligen
Hardware-Nachrüstung, wie bei der Einführung des Rußpartikelfilters,
um betroffene Autofahrer bei der Umrüstung zu unterstützen.

Auch wir Freie Demokraten wollen saubere Luft. Wir brauchen aber eine
durchdachte Lösung, damit den betroffenen Autofahrern und den in den
belasteten Städten lebenden Menschen geholfen wird. Statt grünen
Fahrverboten brauchen wir eine Mobilitätsgarantie für die Bürger."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin
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WIRTSCHAFT/2993: Große Koalition ist bei Gründern untätig


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 24. Oktober 2018

THEURER: Große Koalition ist bei Gründern untätig



Zum Deutschen Startup Monitor 2018 erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Michael Theurer:

"Die Große Koalition ist bei besseren Rahmenbedingungen für Gründer
völlig untätig. Dabei müssen wir jetzt handeln, damit Deutschland ein
attraktiverer Standort für Start-ups wird. Ein Fokus sollte dabei auf
Bürokratieabbau liegen. Mit der Forderung einer vereinfachten
Buchhaltung, einem einfacheren Gründungsprozess oder einem
bürokratiefreien ersten Jahr für Start-ups setzen die Gründer dabei
die gleichen Prioritäten wie die FDP-Fraktion. Darüber hinaus
brauchen wir einen international wettbewerbsfähigen Steuerrahmen mit
Venture-Capital-Gesetz, bessere Finanzierungsmöglichkeiten durch die
Liberalisierung von Kapitalsammelstellen und die gezielte Förderung
von Sprunginnovationen. Union und SPD müssen nur wollen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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WIRTSCHAFT/2992: Brauchen tragfähige und vernünftige Lösungen bei der Kohle


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 24. Oktober 2018

NEUMANN: Brauchen tragfähige und vernünftige Lösungen bei der
Kohle 



Zum Treffen der Kohlekommission erklärt der energiepolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Prof. Dr. Martin Neumann:

"Die energieintensive Industrie ist durch den europäischen Wettbewerb
stark auf bezahlbare Strompreise und Versorgungssicherheit
angewiesen. Es müssen daher dringend wirtschaftlich tragfähige und
vernünftige Lösungen bei der Kohle gefunden werden. So wäre ein
verfrühter Kohleausstieg der falsche Ansatz, der ideologiegetrieben
nur auf Wind und Sonne fixiert ist. Vielmehr sollte ein Wettbewerb
emissionsarmer Energieträger ohne planwirtschaftliche Strukturen
angestoßen werden. Dieser kann letztendlich Versorgungssicherheit,
Bezahlbarkeit und Umweltverträglichkeit für Verbraucher und Industrie
gewährleisten."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





BADEN-WÜRTTEMBERG/1040: Neue Hausordnung bietet angemessenen Schutz und schafft Vertrauen (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 112/2018

Präsidium des Landtags

Präsidentin Aras: Neue Hausordnung bietet angemessenen Schutz und
schafft Vertrauen



Stuttgart - Der Landtag von Baden-Württemberg erhält eine neue
Hausordnung. Kernstück der überarbeiteten "Allgemeinen Anordnung" der
Präsidentin ("Hausrecht") ist eine mehrstufige Regelung der
Zugangsberechtigung für die Beschäftigten der Fraktionen, der
Abgeordneten und der Landtagsverwaltung, die an die Vorlage einer
positiven Zuverlässigkeitsüberprüfung gekoppelt ist. "Die Neuregelung
der Hausordnung bietet einen angemessenen Schutz, denn sie stellt
sicher, dass Menschen, die in irgendeiner Form eine Gefährdung fürs
Parlament darstellen, sich nicht frei im Haus des Landtags bewegen
können", so Präsidentin Aras nach der Sitzung des Präsidiums am 23.
Oktober 2018. "Ich bin den Fraktionen dankbar, dass sie diesen Weg
mitgehen, obwohl er ihnen einiges an zusätzlichem Verwaltungsaufwand
abverlangt."

Geändert wird die "Allgemeine Anordnung der Präsidentin des Landtags
über das Betreten des Landtagsgebäudes sowie über das Verweilen und
die Ordnung und Sicherheit im Landtagsgebäude sowie über das Betreten
des Hauses der Abgeordneten" (Hausordnung). Neu einzustellende
Beschäftigte einer Fraktion, einer/eines Abgeordneten oder der
Landtagsverwaltung erhalten danach ein Zugangsrecht zunächst nur zu
ihrem jeweiligen Arbeitsplatz in Fraktion und/oder Abgeordnetenbüro.
Ein umfassenderes Zugangsrecht in das Haus des Landtags, etwa um in
den Plenarsaal oder Sitzungssäle der Ausschüsse zu gelangen, bekommt
nur, wer sich einer polizeilichen Zuverlässigkeitsprüfung unterzieht.
In der Anordnung heißt es: "Die Erweiterung der Zugangsberechtigung
unterbleibt, wenn begründete Zweifel an der Zuverlässigkeit der
antragstellenden Person bestehen oder wenn die Einwilligung in die
polizeiliche Zuverlässigkeitsüberprüfung nicht erteilt wurde." Im
Einzelfall entscheidet die Präsidentin im Benehmen mit dem Präsidium.

Diese Regeln gelten entsprechend für alle bereits aktuell
Beschäftigten. Keine Anwendung finden die Vorschriften der Anordnung
für die Mitglieder des Landtags, die Mitglieder der Landesregierung
und ihre Beauftragten sowie für die Parlamentsjournalisten
(Landespressekonferenz). Die Allgemeine Anordnung der Präsidentin gilt
ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung im Staatsanzeiger.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 112/2018 - 23.10.2018

Herausgeber: Landtag von Baden-Württemberg
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HAMBURG/4526: Plätze nicht nur schöner, sondern auch öffentlicher machen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 24. Oktober 2018

Plätze nicht nur schöner, sondern auch öffentlicher machen



Dreizehn Hamburger Plätze will der Senat mit zusätzlichen zehn Millionen Euro sanieren. "Gut, dass der Senat sich endlich um die Ausstattung der weniger bekannten Plätze kümmert, die eher ein Schattendasein führen", erklärt dazu die stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Heike Sudmann. "Entscheidend ist dabei, dass diese Plätze nicht nur aufgehübscht werden, sondern zu angenehmen Orten ohne Konsum- und Verzehrzwang werden - das ist auch wichtig für die Demokratie und den Zusammenhalt der Stadtgesellschaft. Was in früheren Jahrhunderten die Marktplätze waren, sind heute die öffentlichen Plätze und der öffentliche Raum: Bewohner_innen der Stadt brauchen Möglichkeiten, sich außerhalb ihrer vier Wände mit Nachbar_innen, mit anderen Stadtteilbwohner_innen zufällig und ohne Verabredung zu treffen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 24. Oktober 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3207: Polizisten im Schichtdienst werden mehr Geld in der Tasche haben (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 24. Oktober 2018

Polizisten im Schichtdienst werden mehr Geld in der Tasche haben



Der Landtag hat in einer aktuellen Stunde über den Pakt für innere Sicherheit debattiert.

Dazu erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Wenn sich Bürger mehr Polizisten sichtbar auf der Straße wünschen, ist das erstens Ausdruck eines gestiegenen Sicherheitsbedürfnisses, zweitens Ausdruck eines großen Vertrauens in die Tätigkeit der Beamten. Sie genießen offenbar großes Ansehen bei den Bürgern. Ich meine, sie verdienen dieses Vertrauen und diese Ansehen. Aber die Beamten, die ihren Dienst bei Wind und Wetter, bei Tage und in der Nacht versehen, verdienen nicht nur unseren Respekt, sie verdienen auch, dass sich ihre Leistung auszahlt. Mit dem Pakt für Sicherheit sorgen wir nun dafür, dass die Beamten mehr Geld in der Tasche haben werden. Die Wechselschichtzulage wird verdreifacht. Dies kommt vor allem den Beamten und Beamtinnen zugute, die sich nicht ganz oben auf Gehaltsskala befinden. Das war uns als Sozialdemokraten bei der Verhandlung des Paktes besonders wichtig. Insgesamt wird Mecklenburg-Vorpommern rund 15 Mio. Euro pro Jahr mehr für den Bereich innere Sicherheit ausgeben. Wir schaffen damit unter anderem 150 zusätzliche Stellen bei der Polizei. Das ist gut angelegtes Geld; denn neben dem Bürger mit seinem veränderten Sicherheitsbedürfnis profitieren auch die Beamten des mittleren Dienstes und damit ihre Familien."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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RHEINLAND-PFALZ/4959: Fahrverbote in Mainz - GRÜNE wollen gelebte Verkehrswende statt Einschränkungen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 24.10.2018

Fahrverbote in Mainz: GRÜNE wollen gelebte Verkehrswende statt
Einschränkungen



Das Verwaltungsgericht Mainz hat heute über ein mögliches Fahrverbot
für Dieselfahrzeuge in der Stadt Mainz entschieden: Ab dem 1.
September 2019 könnten ältere Dieselfahrzeuge nicht mehr in die
Mainzer Innenstadt fahren dürfen. Dazu äußern sich der Vorsitzende der
GRÜNEN Landtagsfraktion, Dr. Bernhard Braun, und die
verkehrspolitische Sprecherin Jutta Blatzheim-Roegler:

Dr. Bernhard Braun: "Auch Mainz wird sich auf mögliche Fahrverbote
einrichten müssen, falls die Grenzwerte in der ersten Jahreshälfte
nicht eingehalten werden können. Stadt und Land haben schon einiges
auf den Weg gebracht, um den Gesundheitsschutz der betroffenen
Mainzerinnen und Mainzer zu stärken.

Versagt hat der Bund: Seit Bekanntwerden des Dieselbetruges der
Automobilindustrie hat sich von Seiten der Bundesregierung de facto
nichts getan. Die Autohersteller wurden bislang nicht zu einer
wirksamen Hardwarenachrüstung verpflichtet und auch konsequente
Softwarenachrüstungen lassen auf sich warten. Seit drei Jahren warten
wir vergebens darauf, dass die zur Verantwortung gezogen werden, die
das Problem verursacht haben. Doch nicht nur in dieser Hinsicht zeigt
sich der Bund inkonsequent: Die Förderung für Dieselbusnachrüstungen
aus dem 'Sofortprogramm Saubere Luft 2017-2020' gibt es erst bei
Jahresmittelwerten von über 50 Mikrogramm Stickstoffdioxid pro
Kubikmeter Luft, obwohl der Grenzwert bei 40 Mikrogramm liegt."

Jutta Blatzheim-Roegler ergänzt: "In der rheinland-pfälzischen
Landeshauptstadt wurden bereits viele Schritte eingeleitet, um die
europaweit geltenden Grenzwerte einzuhalten. Dazu gehören die
Umweltzone in Mainz und Wiesbaden seit Februar 2013 oder der
Masterplan 'Green City'. Auch in den Bereichen Radverkehr und ÖPNV ist
Mainz gut im Rennen, etwa durch Umrüstung und Neuanschaffung
umweltfreundlicherer Busse. Zudem erzielt die Mainzelbahn eine
jährliche Einsparung von 1.584 Tonnen CO2.

Es bleibt zu hoffen, dass diese Anstrengungen zu den nötigen
Schadstoffsenkungen im ersten Halbjahr 2019 führen, um ein Fahrverbot
noch zu verhindern. Wir GRÜNE setzen weiter auf eine grundsätzliche
Verkehrswende hin zu emissionsfreier und vernetzter Mobilität. Wir
wollen attraktive Alternativen und keine Verbote!"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 24. Oktober 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz
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RHEINLAND-PFALZ/4958: "Der neue Haushalt ist historisch" - "Wir brauchen Dreiklang bei Mobilfunk-Vergabe" (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
24.10.2018

Schweitzer: "Der neue Haushalt ist historisch" - "Wir brauchen
Dreiklang bei Mobilfunk-Vergabe"



In seiner Rede zur Einbringung des Haushaltsentwurfs fordert der
SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer einen Dreiklang bei der
Vergabe der neuen 5G-Mobilfunkfrequenzen. "Unsere Mobilfunkabdeckung
in Rheinland-Pfalz ist nicht gut, ist nicht gut genug", sagte
Schweitzer. "Wir alle kennen das, wenn ein Telefonat in ländlichen
Regionen mehrmals unterbrochen wird. Daher sei bei der anstehenden
5G-Mobilfunkfrequenzvergabe eine wie auch immer geartete Lücke bei der
Versorgung ländlicher Regionen nicht zu akzeptieren. Wir brauchen
einen Dreiklang aus klaren Versorgungsauflagen, fortlaufender
Kontrolle des Ausbaustands und Sanktionsmechanismen, wenn
Versorgungsauflagen nicht eingehalten werden."

Schweitzer sagt: "Mit dem Haushaltsentwurf setzt die Koalition
Schwerpunkte in den Zukunftsfeldern: Für den Breitband Gigabitausbau
werden in den nächsten Jahren 575 Millionen Euro bereitgestellt. Ein
Drittel des Landeshaushaltes geht an die Kommunen. Rheinland-Pfalz
bleibt Bildungsland Nummer 1. Rund 25 Prozent des Haushaltes steckt
die Landesregierung in den Bereich Bildung. Dennoch sieht der Entwurf
seit 1969 keine Nettokreditaufnahme mehr vor. Es wird sogar ein
struktureller Überschuss erwirtschaftet - von 111 Millionen Euro im
Jahr 2019 und von 229 Millionen Euro 2020. Wir planen überdies einen
Sicherheitsabstand ein und sichern zukünftige Ausgaben über Rücklagen
von insgesamt 350 Millionen Euro ab. Dieser Haushaltsentwurf ist
historisch."

Der SPD-Fraktionsvorsitzende betont: "Rheinland-Pfalz steht
hervorragend da: Beim Wirtschaftswachstum liegt das Land auf Platz 1.
Die Arbeitslosenquote ist so niedrig wie seit 1992 nicht mehr. Damit
das so bleibt, geht die Regierung mit diesem Entwurf in die richtige
Richtung. Der Haushalt ist mehr als "nur" die schwarze Null: Wir
lassen die Investitionsquote von derzeit 7,8 Prozent auf 8,7 Prozent
im kommenden Jahr steigen. Als SPD-Fraktion ist es uns ein zentrales
Anliegen, die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse zu sichern und
Zukunftsperspektiven für ein gutes Leben in Rheinland-Pfalz zu
schaffen. Ich kann ihnen berichten von unserer Dialogkampagne "Meine
Heimat - unsere Zukunft", bei der wir mit denjenigen ins Gespräch
kommen, die ihren Lebensmittelpunkt in den Ländlichen Räumen haben.
Wir bekommen mit, was die Menschen bewegt. Es gibt etwa den Wunsch
vieler Menschen, dass jeder dort - in der Stadt oder auf dem Land -
leben kann, wo er möchte. Daher muss es eine gute Infrastruktur geben,
was der Haushalt der Ampel-Koalition auch abbildet: Insgesamt stellen
wir 45,5 Millionen Euro in 2019/2020 für die Dorferneuerung bereit.
Die Hälfte der jährlichen Städtebaufördermittel fließt in Städte und
Gemeinden in den ländlichen Räumen. Fast 81 Millionen Euro stehen
jeweils in 2019 und 2020 zur Verfügung. Im Investitionsstock sind 2019
und 2020 jeweils über 43,6 Millionen Euro vorgesehen; davon fließen
durchschnittlich etwa 80 Prozent in Landkreise und kreisangehörigen
ländlichen Raum."

"Für das Landesstraßenbauprogramm stellen wir 126 Millionen Euro 2020
zur Verfügung", sagt Schweitzer. "Wir haben extra 61 zusätzliche
Stellen beim LBM geschaffen, davon die Hälfte im technischen Bereich,
um diesen Aufwuchs an Mitteln auch "auf die Straße" zu bringen.
Besonders wichtig ist auch, dass wir die Krankenhausfinanzierung 2020
bis auf 161 Millionen Euro ansteigen lassen. Der Masterplan zur
Stärkung der ambulanten ärztlichen Versorgung wurde Anfang 2018 zum
Abschluss gebracht. Jetzt starten wir die Landarzt-Offensive. Die
Sicherung der wohnortnahen ärztlichen Versorgung in den ländlichen
Räumen steht dabei ganz oben. Seit Juli 2015 ist die Gemeindeschwester
plus in neun kommunalen Gebietskörperschaften in Rheinland-Pfalz
unterwegs. Auf der Bundesebene hat es Rheinland-Pfalz geschafft, eine
flächendeckende Verstetigung des präventiven Hausbesuches über das im
Bundes-Koalitionsvertrag genannte Präventionsgesetz zu erreichen."

"Seit Amtsantritt von Malu Dreyer haben wir das Thema der kommunalen
Finanzsituation stark im Blick", betont Schweitzer. "Zuletzt haben wir
hier die Reform des Landesfinanzausgleichsgesetzes auf den Weg
gebracht. Und gegen alle ihre Unkenrufe zum Trotz: Es konnten
sichtbare Erfolge erzielt werden. Die Kommunen konnten beispielsweise
im Jahr 2017 einen Überschuss von über 430 Millionen Euro erzielen.
Und denen, bei denen es aus vielerlei Gründen klemmt, helfen wir mit
dem Kommunalen Finanzausgleich (KFA) und dem neuen
Zinssicherungsschirm und den Hilfen bei den Altschulden. Doris Ahnen
hat dazu vieles ausgeführt. Mit dem Doppelhaushalt 2019/2020 ist der
KFA seit 2013 um deutliche 1,3 Milliarden Euro angestiegen."

Schweitzer betont: "Wie bei jedem Haushalt werden die Abgeordneten
auch von ihrem Recht Gebrauch machen und als Haushaltsgesetzgeber ihre
Schwerpunkte noch einmal stärken. Aus Sicht der SPD-Fraktion könnte
dies eine Verbesserung in der Politische Bildung sein: Demokratie ist
keine Selbstverständlichkeit - sie muss kontinuierlich gemeinsam
erarbeitet werden. Damit dies gelingt, brauchen wir eine starke
Landeszentrale für politische Bildung. Diese braucht auch die
Möglichkeiten, auf die veränderten Kommunikationsmuster der
Bürgerinnen und Bürger zu reagieren und Angebote zu zuschneiden. Wir
alle registrieren einen Anstieg antisemitistisch motivierter Taten.
Antisemitismus ist immer noch die Geißel unserer Zeit. Daher begrüßen
wir es als Fraktion ausdrücklich, dass Malu Dreyer für Rheinland-Pfalz
als erstes Bundesland einen Antisemitismus-Beauftragten berufen hat.
Ich bin auch den Kolleginnen und Kollegen von der CDU ausdrücklich
dankbar, dass wir gemeinsam einen Antrag dazu formuliert haben. Wir
werden uns die vorgesehene Ausstattung für den Beauftragten noch
einmal genau ansehen müssen."
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KULTUR/277: Fast eine halbe Milliarde Euro für den Neubau des Museums der Moderne sind zu viel


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 24. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Fast eine halbe Milliarde Euro für den Neubau des Museums der Moderne sind zu viel



Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher:

Medienberichten zufolge sollen die Kosten für den Bau eines Museums der Moderne auf dem Gelände des Kulturforums in Berlins deutlich steigen. Schon jetzt liegen sie bei 425 Millionen Euro. Diese Meldungen sind erschreckend. Angesichts der vielen bereits in Berlin ansässigen bundesfinanzierten Großprojekte im Kulturbereich stellt die SPD-Bundestagsfraktion dieses in Frage.

"Hinzu kommt, dass dem Parlament noch kein Blatt Papier von der für den Bau zuständigen Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien (BKM) zum aktuellen Stand des Projektes vorliegt. Das ist bei diesen Summen vollkommen inakzeptabel. Ich bitte daher als Kulturpolitiker meine Kolleginnen und Kollegen aus dem Haushaltsausschuss darum, die Mittel für das Projekt bis auf weiteres zu sperren. Wir sollten kein Geld für ein Projekt verschwenden, das möglicherweise nicht weiter verfolgt werden kann.

Da der Neubau des Museums nicht im Koalitionsvertrag vereinbart ist, kann es auch nicht bevorzugt behandelt werden. Anders als beispielsweise beim Zukunftsprogramm Kino, mit dem wir in die Fläche wirken und den knapp 1.700 Kinos in Deutschland bei Investitionen helfen. Wir wollen den Kulturort Kino sichern und so Stadt und Land vielfältig und lebendig halten.

Daher schlage ich vor, die zur Verfügung stehenden knapp 200 Millionen Euro einem neuen "Zukunftsfonds Kino" zuzuführen, aus dem Kinobetreiber Mittel für Investitionen erhalten können. Voraussetzung für den Mittelabruf sollte eine 50-prozentige Ko-Finanzierung durch Länder und Kommunen sein - so wie wir dies aus dem Denkmalschutz schon seit Jahren kennen und erfolgreich praktizieren.

Auf diese Art und Weise könnten wir 400 Millionen Euro für die Kinokultur flächendeckend in unserem Land mobilisieren - ein wahrlich großer Wurf für die Kultur in der Region. Für das Grundstück in der Berliner Premiumlage wird sich sicher eine andere Verwendung finden."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 24. Oktober 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





WIRTSCHAFT/2817: Rüstungsexportentscheidungen im 1. Halbjahr 2018 deutlich gesunken


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 24. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Rüstungsexportentscheidungen im 1. Halbjahr 2018 deutlich gesunken



Bernd Westphal, wirtschafts- und energiepolitischer Sprecher;

Florian Post, zuständiger Berichterstatter:

Die Koalition verfolgt eine restriktive Rüstungspolitik. Nachdem die umstrittenen Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien von der Bundesregierung gestoppt wurden, belegt auch der heute im Bundeskabinett verabschiedete Halbjahresbericht sinkende Genehmigungen.

"Im ersten Halbjahr 2018 sind die Einzelgenehmigungen gegenüber dem gleichen Zeitraum 2017 um fast eine Milliarde Euro gesunken. Auch das Volumen der Ausfuhrgenehmigungen an Drittländer ist 2018 um knapp eine halbe Milliarde Euro reduziert worden. Zudem sind die Genehmigungen aller Kleinwaffenausfuhren im Vergleich zum ersten Halbjahr 2017 nahezu halbiert worden.

Die Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien sehen wir mit großer Skepsis. Nach den aktuellen Vorfällen um den Journalisten Jamal Khashoggi ist es richtig sie sofort zu stoppen. Wichtig ist, dass sich auch andere EU-Staaten dem anschließen. Dazu brauchen wir eine engere europäische Abstimmung und Koordination von Rüstungsexportentscheidungen.

Die SPD setzt sich seit langem für eine weitere Verschärfung der Kontrolle von Rüstungsexporten ein. Im Koalitionsvertrag ist festgelegt, dass es in Zukunft grundsätzlich keine Kleinwaffenexporte mehr in Drittstaaten geben soll. Die Bundesregierung ist zurzeit auf Betreiben der SPD-geführten Bundesministerien damit befasst, Maßnahmen festzulegen, um Rüstungsexporte in Drittstaaten weiter einzuschränken.

In der letzten Legislaturperiode konnte die SPD-Bundestagsfraktion bereits wichtige Verbesserungen bei der Rüstungsexportkontrolle durchsetzen. Insbesondere die Reduzierung der Kleinwaffenexporte auf ein historisches Minimum sowie die neuen Regeln für die Post-Shipment-Kontrollen, die wir als einziges EU-Land eingeführt haben, waren wichtige Weichenstellungen.

Im Jahr 2014 hat Deutschland den Arms Trade Treaty (ATT) der Vereinten Nationen ratifiziert, der erstmals internationale Standards für die nationale Kontrolle von Rüstungsexporten setzt, denen wir gerecht werden. Der ATT ist ein großer Erfolg, da damit der illegale Waffenhandel bekämpft wird. Wir setzen uns jetzt dafür ein, dass noch mehr Staaten, vor allem große Rüstungsexporteure wie die USA, China, Indien und Russland diesem Abkommen beitreten."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1820: Gewaltsam vertrieben - Mexikos Herbst der Migration (medico international)


medico international - 24. Oktober 2018

Gewaltsam vertrieben

Mexikos Herbst der Migration

von Timo Dorsch



Der Exodus aus Honduras wird angetrieben von einer Gewalt, die die
Ausmaße eines Krieges angenommen hat. Eine weitere Karawane ist unterwegs.


Die jüngste Karawane mittelamerikanischer Migrant*innen,
la #CaravanaMigrante, die sich ihren Weg auf mexikanisches Territorium
erkämpft haben, sorgt seit Tagen international für Schlagzeilen.

Unzählige sind es gewesen die vergangene Woche vor der Grenze zu Mexiko
ausharrten, um diese dann zu durchbrechen. Durch Guatemala gehetzt, haben
sie zu tausenden ihre Heimat Honduras verlassen. Viele Guatemaltek*innen
haben sich ihnen angeschlossen. Es sind wie immer viele junge Menschen die
fliehen, aber auch ganze Familien, Kleinkinder. Vereinzelt sind Personen in
Rollstühlen zu sehen. Das Flüchtlingswerk der Vereinten Nationen teilte
mit, dass vom 19. bis 20. Oktober 7.233 Personen registriert wurden, die
nach der mexikanischen Grenzbrücke Rodolfo Robles über den Fluss Suchiate
eine Regierungsstelle für Erstversorgung für Migrant*innen aufsuchten.
Zwischen ihnen sollen sich zwischen zwei- und dreitausend Kinder und
Jugendliche befinden.

Es ist nicht das erste Mal, dass die Karawane, noch dazu im gleichen
Zeitraum, marschiert. Doch die Jahre davor war es stets eine Menge zwischen
120-200 Personen. Die Karawane zog am 13. Oktober von San Pedro Sula,
Honduras, mit knapp anderthalb tausend Menschen los. Am 15. Oktober
passierten sie die Grenze zu Guatemala, angewachsen auf über 3.500. Am 19.
Oktober waren es noch mehr, die es bis zur mexikanischen Grenze schafften,
von denen über siebentausend diese hinter sich ließen. Nun heißt es, am
vergangenen Wochenende soll sich aus Honduras eine weitere, zweitausend
Personen starke Gruppe auf den Weg gemacht haben.

Wer als organisatorische Kraft dahinter steckt ist ungewiss. Zuweilen heißt
es, es soll über Mund-zu-Mund Propaganda erfolgt sein oder über die
sozialen Medien wie Facebook und WhatsApp. Die honduranische Regierung hegt
derweil einen Verdacht und leitete die Tage ein Verfahren gegen den
honduranischen Journalisten und sozialen Aktivisten Bartolo Fuentes ein,
der ebenso hinter den Mobilisierungen der letzten Jahre stecken soll. Zuvor
wurde Fuentes in Guatemala festgenommen und an das Nachbarland
ausgeliefert. Er selbst wiederum bestreitet dafür verantwortlich zu sein.

Gewaltsam vertrieben

Mexikanische Organisationen wie Ustedes somos nosotros, die sich
seit Jahren für die Belange von Migrant*innen einsetzen, schreiben, dass es
für sie "etwas noch nie Dagewesenes" ist, dass "tausende Personen
verzweifelt versuchen, Mexiko zu betreten um Schutz zu suchen." Sie sehen
die Gründe der Migration im gewalttätigen Kontext, dem die honduranische,
salvadorianische und guatemaltekische Bevölkerung ausgesetzt ist. Was hier
passiert, sei eine gewaltsame Vertreibung. Sie fliehen vor der Gewalt,
deren Ausmaße schon lange nicht mehr einem Ausdruck in Zahlen gerecht
werden. Das so genannte Triángulo Norte, das Länderdreieck zwischen
Guatemala, Honduras und El Salvador, ist seit Langem die Region, die
weltweit die höchsten Mordraten aufweist unter den Ländern, die sich nicht
im Krieg befinden. Es sind Mordraten, die zehnmal über dem Niveau liegen,
das die Weltgesundheitsorganisation (WHO) als "epidemisch" bezeichnet.

Es ist eine Gewalt, die von den vielen organisierten kriminellen Strukturen
ausgeht, die sich im Zuge massiver Abschiebungen aus den USA in den 1990ern
und 2000ern derart haben verfestigen können. Eine Gewalt, die durch den
Putsch in Honduras im Jahr 2009 weiter angefacht wurde. Die Menschen
fliehen aber auch angesichts der Hoffnungslosigkeit keine Zukunft, keinen
Platz in diesem Land, in dieser Geschichte, in ihren Leben zu haben. In
Guatemala lebt fast 60, in Honduras über 60 Prozent der Bevölkerung in
Armut. Seit einer kleinen Ewigkeit entspringt die Haupteinnahmequelle aller
drei Länder nicht einer nationalen Industrie oder einem kaufkräftigen
Binnenmarkt, sondern setzt sich aus den Rücküberweisungen der Migrant*innen
in den USA zusammen.

Zwischen Schnappatmung und Solidarität

Zu Tausenden sind sie an die Grenze gekommen, hinter ihnen der
honduranische Abgrund, vor ihnen die mexikanische Hölle. Denn auch Mexiko
befindet sich seit Ende 2006 in einem Alptraum, als von Regierungsseite
mehrere Militäroffensiven gegen das organisierte Verbrechen gestartet
wurden und dadurch Land und Gesellschaft in ein Chaos gestürzt wurden -
über 250.000 Morde und fast 40.000 Vermisste ist die offizielle Bilanz der
direkten Opfer. Die Zahl der Migrant*innen, die durch Mexiko reisten und
nie wieder auftauchen, übersteigt die 100.000, wahrscheinlich sind es
deutlich mehr. "Mit dem Krieg gegen die Drogenkartelle ist die Migration
dem organisierten Verbrechen übergeben worden", teilte uns im Frühjahr 2017
die mexikanische medico-Partnerin Marta Sánchez Soler vom Netzwerk
Movimiento Migrante Mesoamericano (M3) mit. Das M3 begleitet die derzeitige
Karawane auf mexikanischem Territorium und ruft die Bevölkerung zu
Sachspenden und solidarischer Unterstützung auf.

Trump explodierte, forderte die Grenze dicht zu machen, oder er, der eitle
Präsident, werde die US-mexikanische Grenze schließen, die über zweitausend
Kilometer entfernt ist. Mexikanische Bundespolizist*innen rückten daraufhin
an, verstärkten die geschlossene Grenze. Die mexikanische Polizei sagte,
dass die Menschen plötzlich anfingen die Zäune einzureißen, die Tore zu
öffnen. In den vordersten Reihen auch schwangere Frauen und Kleinkinder,
von organisierten Strukturen angeordnet. Wer schießt schon Tränengas auf
Kinder? Passiert ist es dennoch.

Es ist eine Blamage für die mexikanischen Behörden und Politiker*innen,
dass sie derart reagieren. Sie stehen aber auch mit dem Rücken an der Wand -
 "so fern von Gott, so nah an den USA", sagte schon der Diktator Porfirio
Díaz vor mehr als einem Jahrhundert. Am Montagmorgen, den 22. Oktober,
kündigte Twitter-Teufel Trump an, dass er seine Auslandshilfe für
Guatemala, Honduras und El Salvador "substanziell kürzen" werde. In einem
weiteren Tweet rief er einen "nationalen Notfall" aus, da die mexikanischen
Sicherheitskräfte ebenfalls "unfähig" seien, die Karawane zu stoppen, bei
der "Kriminelle und unbekannte Mittlere Östler", so sein abfälliger
Neologismus, mitlaufen würden. Würde er den Schießbefehl erteilen, sollte
die Karawane es bis gen Norden schaffen?

Und während sich in den mexikanischen Socialmedia-Netzwerken eine Unzahl
von Usern ablehnend gegenüber den Migrant*innen zeigt, nicht selten in
einer allseits bekannten rassistischen Manier, zeigt die Realität auf der
Straße Gegenteiliges. Auf ihrem Weg durch das Dorf Metapa de Domínguez
erwartete die Geflüchteten die lokale Blaskapelle mit musikalischer
Unterstützung. In der chiapanekischen Ortschaft Ciudad Hidalgo, nur fünf
Kilometer vom Grenzfluss Suchiate entfernt und erste urbane Anlaufstelle
der vielen Ankommenden, erteilten manche der Bewohner*innen eine einfache
Lehrstunde in Menschlichkeit und folgten dem Beispiel, das bereits die
guatemaltekischen Nachbar*innen an den Tag legten. In Servietten
eingewickelte Brötchen, die geläufig als tortas durchgehen, und in
Plastikbeuteln abgefülltes Wasser, das mit dem Blütenextrakt der 
Jamaica-Pflanze angereichert wird, werden an die Durstigen und Hungrigen kostenlos
ausgeteilt. Diese und weitere Gesten der Solidarität könnten
beeindruckender kaum sein. Denn diese Menschen geben nicht das ab, was sie
zu viel haben; sie geben etwas ab, obwohl es ihnen danach an etwas mangeln
wird. Eine Haltung, die Bescheidenheit ausdrückt. Eine Haltung, die in
Zeiten wie dieser eine politische Sprengkraft verkörpert.

Es ist keineswegs lediglich eine Solidarität von einer Gruppe gegenüber
einer anderen, sondern diese stellt sich auch untereinander ein:
diejenigen, die die Grenze zuerst überquert hatten und in Ciudad Hidalgo
unterkamen, trafen ein Abkommen mit denen, die noch auf der
guatemaltekischen Seite ausharrten. Sie würden auf die anderen warten, um
die weitere Reise gemeinsam zu gehen. Niemand sucht hier das eigene
individuelle Glück. Es ist eine gewaltsame Vertreibung, die nur kollektiv
überlebt und gemeistert werden kann. Wer hat das Recht, ihre Entscheidung
zu Gehen anzuprangern? Wer muss für welche Handlung um Verzeihung bitten
und wer darf verzeihen?

Genau deswegen sollte - müsste - diesen Menschen der Status als
Kriegsflüchtlinge zuerkannt werden. Dafür müsste sich jedoch auch darüber
ausgetauscht werden, welche Formen Krieg im 21. Jahrhundert annehmen kann.
Die mittelamerikanische als auch mexikanische kriegerische Gewalt zeichnet
sich schon längst durch ein undurchschaubares diffuses Etwas aus, was diese
Gesellschaften steuert und sie langsam aber stetig zersetzt.

Das, was kommt.

Die Aufmerksamkeit für Trump verdrängt die aktive Rolle, die Mexiko selbst
in der Bekämpfung der Migration spielt. Seit zwei Jahren werden mehr
Menschen von Mexiko nach Zentralamerika abgeschoben als aus den USA.
Zurückzuführen ist diese Entwicklung auf das 2014 in Kraft getretene, von
den USA mit angeschobene Programm "Frontera Sur". Grenzkontrollen werden
ins mexikanische Inland verlagert, um die Migrant*innen effektiver
aufzugreifen und weit vor der US-mexikanischen Grenze aufzuhalten. Die USA
hat damit die Grenze in Richtung Süden verschoben - eine Strategie, die aus
Europa hinlänglich bekannt ist.

Die neue mexikanische Regierung, die ab dem 1.12.2018 antreten wird, wird
den "Plan Frontera Sur" intensivieren, ausbauen, verfeinern. Die jüngsten
Ereignisse haben dem Nachdruck verliehen. Aus der mittelamerikanischen
Erfahrung in Mexiko weiß man aber auch: es werden stets neue Wege gewählt
und gefunden, gefährlichere Wege, Wege die noch abgelegener, vom Blick der
Zivilgesellschaft noch unbekannter, gegenüber dem Zugriff der organisierten
Kriminalität noch exponierter sind. "Dadurch werden sie noch unsichtbarer",
schlussfolgert Marta Sánchez vom M3.

Zurzeit organisieren die medico-Partner die seit 14 Jahren in Mexiko
stattfindende Karawane der Mütter verschwundener Migrant*innen, die ihren
Abschluss auf dem diesjährigen Weltsozialforum für Migration in 
Mexiko-Stadt vom 2.-4. November halten wird. Es ist eine Selbstverständlichkeit,
dass am Mittwoch, den 23. Oktober, die Mütter aus Mittelamerika, die ihre
Kinder in den mexikanischen Abgründen suchen, sich an ihre jüngst
geflohenen Landsleute wenden. "Wir Migranten sind keine Kriminelle, wir
sind internationale Arbeiter", ruft eine von ihnen einer applaudierenden
Menge entgegen.

Die Bilder dieser Tage ähneln denen aus Europa, als die Grenzen hier dicht
gemacht wurden und die Menschen, in all ihrer Verzweiflung, dagegen
vorgingen. Deren Marsch erinnert an den March of Hope im Sommer vor drei
Jahren, dem europäischen Sommer der Migration. Vor wenigen Tagen, am 19.
Oktober 2018, begann Mexikos Herbst der Migration.
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GENTECHNIK/572: Europäischer Gerichtshof stärkt Vorsorge - Neue Gentechnikverfahren sind Gentechnik (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 424 - September 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

EuGH stärkt Vorsorge

Neue Gentechnikverfahren sind Gentechnik

von Annemarie Volling



Die zentrale vom Europäischen Gerichtshof (EuGH) zu klärende Frage
war, welche Gentechnikverfahren bzw. daraus resultierenden
gentechnisch veränderten Organismen (GVO) vom Anwendungsbereich der
Gentechnikrichtlinie auszunehmen sind. In seinem Urteil vom 25. Juli
2018 stellte der EuGH fest, dass auch neue Verfahren wie CRISPR/Cas,
Zink-Finger-Nuklease, TALEN oder ODM Gentechnik sind, unter den
Anwendungsbereich der europäischen Gentechnik-Freisetzungsrichtlinie
2001/18 fallen und somit nach dem Gentechnikgesetz reguliert werden
müssen.

Nur begrenzte Ausnahmen

Grundsätzlich fallen nach dem EuGH alle GVO unter den Geltungsbereich
der Richtlinie. Ausgenommen sind nur wenige Verfahren, die im Anhang I
B aufgeführt werden. Hier ist zwar Mutagenese als Verfahren genannt.
Der EuGH stellt aber klar, dass nur solche Verfahren von der
Regulierung auszunehmen sind, "die herkömmlich, in einer Reihe von
Anwendungen angewandt wurden und seit langem als sicher gelten"
(Erwägungsgrund 17). Als Gentechnik zu regulieren sind hingegen
Verfahren, die nach Erlass der Richtlinie 2001/18 entwickelt wurden
und deren "Risiken für die Umwelt und die menschliche Gesundheit
bislang noch nicht mit Sicherheit bestimmt werden" können, so der
EuGH. Letzteres trifft sowohl auf die älteren als auch auf die neueren
Gentechnikverfahren, wie CRISPR/Cas, zu. Es besteht kein
Handlungsbedarf, die Gentechnikgesetzgebung zu überarbeiten oder zu
ergänzen. Mit seiner Auslegung der Richtlinie stärkt der EuGH das im
Europarecht verankerte Vorsorgeprinzip.

Kontrolle der Risiken

In seiner Urteilsbegründung stellt der EuGH zu den neuen
Gentechnikverfahren wie CRISPR/Cas fest, dass "sich die mit dem
Einsatz dieser neuen Verfahren/Methoden (...) verbundenen Risiken aber
als vergleichbar mit den bei der Erzeugung und Verbreitung von GVO
durch Transgenese auftretenden Risiken erweisen (könnten)". Einerseits
könnten "die gleichen Wirkungen er- zielt" werden. Andererseits
könnten in einem "ungleich größeren Tempo und Ausmaß" gentechnisch
veränderte Sorten erzeugt werden. Zudem könnten sich in die Umwelt
freigesetzte lebende Organismen in dieser fortpflanzen und ausbreiten.
"Die Auswirkungen solcher Freisetzungen können unumkehrbar sein." Der
Schutz der menschlichen Gesundheit erfordere auch nach erfolgter
Freisetzung eine "gebührende Kontrolle der Risiken".

Unterschiedliche Reaktionen

Das EuGH-Urteil, mit dem - in dieser Deutlichkeit - wohl niemand so
gerechnet hatte, wird sehr unterschiedlich aufgenommen. Die
gentechnikkritische Bewegung ist in ihrer Argumentation bestätigt
werden. Gentechnikbefürworter haben ein anderes Urteil erhofft und
greifen den EuGH teilweise an. "Oberste Maxime hat (...) der
gesundheitliche Verbraucherschutz", kommentierte
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner das Urteil.
"Gleichzeitig will ich den Blick für Entwicklungen und Innovationen
offen halten (...). Vielerorts werden neue Züchtungstechnologien
bereits angewandt oder sind unerlässlich, um für eine ausreichende
Versorgung beispielsweise mit Getreide zu sorgen (...). Dazu bräuchten
wir weitere Möglichkeiten - zum Beispiel schädlingsresistente oder
dürreresistente Sorten." Ähnlich sieht es der Deutsche Bauernverband.
Präsident Joachim Rukwied meinte: "Europa läuft Gefahr, den Anschluss
an andere Weltregionen zu verpassen. Dieses Urteil verbaut uns die
notwendigen Möglichkeiten, mit Hilfe der Pflanzenzüchtung die
Herausforderungen des Klimawandels zu meistern (...), beispielsweise
trockenheitstolerantere Sorten. Das EU-Gentechnikrecht muss jetzt auf
seine Zukunftsfähigkeit überprüft werden, um die Chancen der neuen
Züchtungsmethoden nutzen zu können." Stefanie Frank, die Vorsitzende
des Bundes Deutscher Pflanzenzüchter (BDP) meint, der EuGH ignoriere
die wissenschaftliche Bewertung der Experten europäischer und
nationaler Behörden, nach denen Pflanzen, die sich nicht von klassisch
gezüchteten unterscheiden lassen, nicht als GVO einzustufen seien.
Ähnlich argumentiert beispielsweise Jens Boch, Professor für
Pflanzenbiotechnologie an der Leibniz-Universität Hannover: "Das der
EuGH diese hochpräzise Technik nun als potenziell gefährlicher
einstuft als die unpräzise klassische Mutagenese, ist ein Affront für
die Wissenschaft." Top agrar-Chefredakteur Schulze Pals kommentierte
die Luxemburger Entscheidung als "angstgetrieben und
innovationsfeindlich". Kathrin Zinkant von der Süddeutschen Zeitung
ging noch weiter: "Die Angst vor der Gentechnik hat gewonnen", es sei
ein "Fehlurteil", "rückwärtsgewandt und folgenreich".

Wirkmächtiges Instrument

Emmanuelle Charpentier, eine der Entdeckerinnen von CRISPR/Cas und
heutige Direktorin am Max-Planck-Institut für Infektionsbiologie,
meint: "Diese Technologie ist mächtig und deshalb brauchen wir eine
strenge Regulierung. Europa könnte diese Rolle dabei spielen." Die
Vereinigung Deutscher Wissenschaftler (VDW) warnt davor, Genome
Editing zu unterschätzen. Genome Editing mit der klassischen Zucht
gleichzustellen und als vermeintlich harmlos darzustellen wäre naiv.
CRISPR könne "an vielen Stellen im Genom gezielt" eingreifen und
"somit der Organismus weitgehend verändert werden". Zudem verführe
dieser Vergleich dazu, die potentiellen Risiken der
Genome-Editing-Verfahren zu negieren oder zumindest zu verharmlosen.
Erst kürzlich haben WissenschaftlerInnen des britischen
Sanger-Instituts veröffentlicht, dass CRISPR/Gas zu größeren Schäden
im Genom führe als bisher bekannt (5. Meldung). "Um das mit den neuen
Gentechnikverfahren verbundene Risiko überhaupt einschätzen zu können,
müssen sie eingehend geprüft werden", meint Christof Potthof vom
Gen-ethischen Netzwerk. Auch das Bundesamt für Naturschutz (BfN)
begrüßt das EuGH-Urteil: "Damit ist eine am Vorsorgeprinzip
orientierte Risikoprüfung gewährleistet."

Vorsorge vor Profit

Die AbL verweist auf den großen Wettbewerbsvorteil und das Vertrauen
der BürgerInnen, das sich gentechnikfrei erzeugende Bäuerinnen und
Bauern erobert hätten. Dies wolle man nicht mit einer
Risikotechnologie aufs Spiel setzen. "Der EuGH stärkt das
Vorsorgeprinzip und stellt es klar vor die Profitinteressen der
Gentechnikkonzerne. Die neuen Gentechnikverfahren versprechen enorme
Profite, die sich v. a. die Konzerne schon jetzt durch
Patentanmeldungen sichern. Der Schutz für Gesundheit, Umwelt und
gentechnikfreie Lebensmittelerzeugung muss aber Vorrang haben", so
Martin Schulz, Bundesvorsitzender der AbL.

Klimaanpassung durch Vielfalt

Dürreresistente Sorten? "Es nützt nichts, eine Eigenschaft zu ändern,
sondern wir brauchen Vielfalt im System. Dazu gehören Sorten, die in
sich vielfältig und variabel sind und auf die Gegebenheiten vor Ort
reagieren können. Wir brauchen widerstandsfähige Ackerbausysteme, die
zusätzlich den Boden wasseraufnahmefähiger machen und Humus aufbauen,
weite Fruchtfolgen mit Leguminosen, die Luftstickstoff
pflanzenverfügbar machen - und nicht zuletzt vielfältige Betriebe, die
vielfältig regional wirtschaften", ist die Botschaft von Elisabeth
Freesen aus dem Bundesvorstand der AbL.

Annemarie Volling ist Gentechnikexpertin der AbL
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MELDUNG/624: Auszahlung von Dürrehilfen zügig möglich (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung vom 24. Oktober 2018

Auszahlung von Dürrehilfen zügig möglich

Staatssekretär Dr. Hermann Onko Aeikens zur Kritik an den Dürrehilfen



Zu der Kritik des Präsidenten des Bauernverbandes Schleswig-Holstein,
Werner Schwarz, dass die Dürrehilfen zu spät ausgezahlt würden, erklärt der
Staatssekretär des Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft, Dr.
Hermann Onko Aeikens:

"Bund und Länder haben die Voraussetzungen für die Dürrehilfe gemeinsam
ausgehandelt. Wir waren uns einig, dass die Hilfen möglichst schnell an die
Landwirte ausgezahlt werden sollen. Es ist unverständlich, dass
Schleswig-Holstein die Hilfen endgültig erst nach Vorliegen des
Buchführungsabschlusses 2018/2019 auszahlen möchte. So werden die
Landwirte, die eine Vorschusszahlung beantragt haben, für eine lange Zeit
im Unsicheren gehalten, wie hoch die Hilfe insgesamt ausfällt. Landwirte,
die keine Vorschusszahlungen beantragen, erhalten die Hilfen möglicherweise
erst ein Jahr nach Unterzeichnung der Verwaltungsvereinbarung. Das war so
nicht gewollt. Es ist keine Voraussetzung der Verwaltungsvereinbarung, dass
der Buchführungsabschluss des Wirtschaftsjahres 2018/2019 vorliegen muss,
um den entstandenen Schaden berechnen zu können."

 * 
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WISSENSCHAFT/1425: 30 Jahre Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz (idw)


Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI -
22.10.2018

30 Jahre DFKI - KI für den Menschen



Zusammen mit Gesellschaftern, Kunden, Wegbegleitern, Vertretern aus
Industrie, Wissenschaft, Politik und Presse feierte das DFKI am 17.
Oktober 2018 sein 30-jähriges Bestehen. Das DFKI verbindet
wissenschaftliche Spitzenleistung und wirtschaftsnahe Entwicklung mit
gesellschaftlicher Wertschöpfung. Seit 30 Jahren forscht das DFKI in einer
Public-Private-Partnership an KI für den Menschen und orientiert sich
dabei an wissenschaftlicher Exzellenz und gesellschaftlicher Relevanz. Ein
Event mit drei Highlights.

Die am Vormittag beim Open House gezeigten 16 KI-Prototypen aus 11
Forschungsbereichen von drei Standorten und aus dem Projektbüro Berlin
adressierten Intelligente Assistenz- und Wissensdienste in der
medizinischen Notaufnahme, On-the-fly Optimierung und Planung von
Produktionssystemen in Echtzeit, Roboter für die autonome Erkundung
planetarer Krater und Höhlen, Smart Textiles, Eye-Tracking und Augmented
Reality für Immersive Quantified Learning und weitere Themen.

Zum Abschluss des Open House im Projektbüro Berlin stellten
DFKI-Aufsichtsratsvorsitzender Prof. Hans-Albert Aukes und CEO Prof.
Wolfgang Wahlster im Rahmen einer Pressekonferenz Prof. Jana Koehler als
designierte Nachfolgerin vor. Prof. Koehler wird den Vorsitz der
Geschäftsführung des DFKI zum 1. Februar 2019 übernehmen.

Die anschließende feierliche Veranstaltung mit 300 geladenen Gästen fand
in den Bolle Festsälen statt. Zu den Festrednern gehörten Anja Karliczek,
Bundesministerin für Bildung und Forschung, Peter Altmaier, Bundesminister
für Wirtschaft und Energie, Malu Dreyer, Ministerpräsidentin von
Rheinland-Pfalz, Tobias Hans, Ministerpräsident des Saarlandes, Dr.
Carsten Sieling, Präsident des Senats der Freien Hansestadt Bremen, Prof.
Henning Kagermann, Vorsitzender des Kuratoriums von acatech, Dr. Feiyu Xu,
Head of AI Lab, Lenovo und Prof. Hans-Albert Aukes, 
DFKI-Aufsichtsratsvorsitzender.

Bundesministerin Anja Karliczek betonte: "Bereits vor 30 Jahren wurde das
DFKI gegründet, um die Arbeit an kognitiven und physischen
Assistenzsystemen voranzutreiben, die Menschen helfen können, ihre
Entscheidungen zu verbessern und ihre Ziele zu erreichen, sei es im
Straßenverkehr, in der Medizin oder in der Produktion. Eine mutige und
weitsichtige Entscheidung, die dazu beiträgt, dass Deutschland heute in
dem Schlüsselthema KI sehr gut aufgestellt ist. Wir setzen auch in Zukunft
auf das DFKI als Innovator und Berater. Denn dort wird an
menschenzentrierten Technologien gearbeitet. Dort werden die dringend
benötigten KI-Spezialisten ausgebildet. Dort werden neue Trends ausgemacht
und Geschäftsmodelle entwickelt, die Startups den Weg bereiten."

Bundesminister Peter Altmaier erklärte: "Mit dem DFKI hat Deutschland
frühzeitig ein Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz geschaffen,
das international ausstrahlt und national wirkt, das wissenschaftlich
exzellent und wirtschaftlich anwendungsorientiert arbeitet - und das eine
aktive Rolle im gesellschaftlichen Diskurs ausfüllt. Ich beglückwünsche
das DFKI zu seinen mehr als 80 Firmenausgründungen und seiner intensiven
Kooperation mit über 200 mittelständischen Unternehmen. Die
Bundesregierung braucht das DFKI mehr denn je als Partner bei der
Gestaltung und Umsetzung der Digitalpolitik. Das DFKI ist seit 30 Jahren
ein wichtiger Partner für Wirtschaft und Politik. Es hat zurecht weltweit
großes Renommee erworben. Dies ist ein Verdienst aller Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter des DFKI."

Die Beschreibungen der Systemdemonstrationen und KI-Prototypen finden Sie
unter:

https://www.dfki.de/web/news/detail/News/30-jahre-dfki-open-house-event-mit-live-systempraesentationen-von-ki-prototypen-im-dfki-projektbuero

Pressemitteilung zu Prof. Jana Koehler als designierte Nachfolgerin von
Prof. Wahlster:

https://www.dfki.de/web/news/detail/News/prof-koehler-ist-designierte-nachfolgerin-von-dfki-ceo-prof-wahlster

Festbroschüre "30 Jahre DFKI - KI für den Menschen":

https://www.dfki.de/fileadmin/user_upload/DFKI/Medien/News_Media/News_und_Events/Events_und_Keynotes/30_Jahre_DFKI/Festbroschuere.30Jahre.pdf

Weitere Informationen unter:

http://www.dfki.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution32

 * 
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KRIEG/1717: NATO - Frontalmanöver ... (SB)




Durch die aufwändige Verlegung von Menschen und Gerät wird diese
Großübung sicherlich auch eine der in letzter Zeit teuersten werden.
Das Bundesverteidigungsministerium hat die Kosten mit 90 Millionen
Euro beziffert, allein für Deutschland. Doch dieses Geld ist gut
angelegt. Denn die Bündnisverteidigung, das Herz der NATO, bleibt eine
leere Hülle, wenn Einsätze von großen Verbänden aus allen
Mitgliedsländern des Bündnisses nicht auch ab und zu geübt
werden.

Fritz Felgentreu (SPD-Verteidigungsexperte der Bundestagsfraktion) [1]

Vom 25. Oktober bis zum 23. November findet in Norwegen das größte
Manöver der NATO seit Ende des Kalten Krieges statt. "Trident Juncture
2018" kann mit Superlativen aufwarten, welche die Gefahr einer
militärischen Auseinandersetzung der Großmächte unterstreichen. Geübt
wird der sogenannte Bündnisfall in Gestalt eines Angriffs auf einen
der 29 Mitgliedstaaten, der daraufhin die Beistandsklausel nach
Artikel 5 des Nordatlantikvertrags anruft. Dies verpflichtet die
NATO-Partner dazu, militärische Hilfe zu leisten. Getestet wird im
Manöver die Fähigkeit des Bündnisses, schnell zu reagieren und Truppen
aus anderen Teilen Europas und Nordamerika zügig zusammenzuziehen. Die
Übung findet zu Land, in der Luft und auf See statt, Übungsgebiet sind
Mittel- und Ostnorwegen, umgebende Gebiete im Nordatlantik und in
der Ostsee, einschließlich Island und der Luftraum über Finnland und
Schweden. Diese beiden skandinavischen Länder gehören nicht der NATO
an, sind aber als Partnerstaaten der Militärallianz beteiligt.

Die Wahl des Manövergebiets kommt nicht von ungefähr, üben die
Landstreitkräfte doch in einer Entfernung von nur etwa 500 Kilometer
zur russischen Grenze. Kampfflugzeuge operieren im finnischen
Luftraum, der unmittelbar an den russischen grenzt. Die Ostsee, in der
Teile der Seekriegsübungen stattfinden, werden regelmäßig von
russischen Militärflugzeugen überflogen. Obgleich natürlich jeder
weiß, gegen wen sich das Großmanöver richtet, folgt man dem gängigen
Prozedere, die offensichtliche Drohung zu dementieren. Im Vorfeld des
Treffens der Verteidigungsminister zu Monatsanfang erklärte
NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg, die Übung sei "fiktiv, aber
realistisch". Der Leiter des Manövers, US-Admiral James Foggo, sagte,
das Manöver richte sich nicht gegen ein bestimmtes Land. Es diene
vielmehr dazu, die militärischen Fähigkeiten der NATO "gegenüber jedem
Gegner" zu demonstrieren. Als bedürfe es einer Aufklärung, erklärte
der außenpolitische Sprecher der Sozialdemokraten im EU-Parlament Knut
Fleckenstein: "Natürlich ist das wegen Russland. Die Soldaten üben
nicht für einen Angriff aus Guatemala, sondern von jemandem, der von
oben kommt - und da liegt Russland." [2]

Davon abgesehen hatte Foggo Rußland bereits Anfang Oktober
aufgefordert, einer Einladung zur Entsendung von Beobachtern
nachzukommen. Er rechne mit deren Präsenz, da ihnen sicher daran
gelegen sei, durch ihre Anwesenheit bei der Übung mehr über die
Fähigkeiten der NATO zu erfahren. [3] Eine grundsätzliche
Stellungnahme von seiten Moskaus ließ nicht lange auf sich warten. So
verurteilte die Sprecherin des russischen Außenministeriums, Maria
Sacharowa, das Manöver als "Säbelrasseln". Die führenden NATO-Länder
verstärkten ihre militärische Präsenz in der Region nahe der
russischen Grenze. Rußland werde "die notwendigen Gegenmaßnahmen
ergreifen, um seine Sicherheit zu gewährleisten".

Die ursprünglichen Planungen der NATO hinsichtlich des Umfangs der
Kriegsübung werden durch nachträgliche Aufstockungen in um so
riesigere Ausmaße gesteigert. Beim Einsatz unter winterlichen
Bedingungen trainieren insgesamt 50.000 Soldaten mit 10.000 Fahrzeugen
und über 130 Flugzeugen. An der gleichzeitig stattfindenden
Seekriegsübung "Northern Coasts" im Nordatlantik und in der Ostsee
sind 70 Schiffe beteiligt. Nach Angaben der norwegischen Armee haben
die NATO und Norwegen etwa 157 Millionen Euro für "Trident Juncture
2018" zur Verfügung gestellt. Zur Versammlung dieser gewaltigen
Streitmacht bedurfte es eines enormen logistischen Aufwands. Bereits
im September hatte die Verlegung von Truppen und Material begonnen.
Dabei wurde beispielsweise anhand des Zugs des britischen Konvois
durch die Niederlande, Deutschland, Dänemark und Schweden getestet,
wie effizient Soldaten und Ausrüstung zwischen den europäischen
Ländern bewegt werden können. Geprüft wurde auch, ob Zoll,
Grenzvorschriften und Infrastrukturen in der Lage sind, schnelle und
schwere Truppenbewegungen zu bewältigen. Die Bundeswehr transportierte
Leopard-Panzer und andere Militärfahrzeuge an Bord einer zivilen
Frachtfähre ins norwegische Fredrikstad.

Für die Bundesregierung und die deutschen Streitkräfte ist die
Teilnahme von besonderer Bedeutung. An der Großübung nehmen 10.000
Soldaten der Bundeswehr teil, von denen mehr als 8000 vor Ort sind.
Damit ist Deutschland der zweitgrößte Truppensteller, nur Norwegen
hält als Gastgeberland mehr Soldaten bereit. Zudem liefert die
Bundeswehr mit insgesamt 4.000 fast die Hälfte aller Fahrzeuge,
darunter etwa 100 Panzer. Die Luftwaffe ist mit 500 Soldaten, eigenen
Einheiten zur Flugabwehr, zwei fliegenden Kampfverbänden und
Transportmaschinen beteiligt. Das ist mit immensen Kosten verbunden,
die das Bundesverteidigungsministerium auf 90 Millionen Euro
beziffert. Gut die Hälfte der Summe fließt ins Gastgeberland Norwegen,
wo unter anderem für die Verpflegung und Bereitstellung von Feldlagern
bezahlt werden muß. Der Rest ist für den Hin- und Rücktransport von
Personal und Material eingeplant. [4]

Wie ein Sprecher des Verteidigungsministeriums zur massiven
Beteiligung an "Trident Juncture" erklärte, nehme Deutschland "hier
bewusst eine Vorreiterrolle ein". Bei der Übung gehe es ganz
wesentlich um die Zusammenarbeit auf internationaler Ebene. "Dies ist
eine anspruchsvolle Aufgabe, gerade, wenn Truppen aus sehr vielen
Nationen im größeren Maßstab zusammenwirken sollen." Die Rede ist von
einem Signal an die Adresse der US-Regierung, daß Deutschland bereit
und fähig sei, künftig mehr Verantwortung innerhalb des
Militärbündnisses zu übernehmen. Vor allem wird die starke Beteiligung
der Bundeswehr offiziell damit begründet, daß diese Anfang 2019 die
Führung der schnellen Eingreiftruppe der NATO in Osteuropa übernimmt.

Die auch als Speerspitze der NATO bezeichnete Very High Readiness
Joint Task Force (VJTF) umfaßt inzwischen bis zu 8.000 Soldaten und
soll im Prinzip weltweit operieren, doch ist sie faktisch auf den
Einsatz gegen Rußland ausgerichtet. Sie wurde 2014 in Reaktion auf die
russische Angliederung der Krim ins Leben gerufen und wird
insbesondere mit den Befürchtungen unter den Mitgliedsländern Polen,
Estland, Lettland und Litauen begründet, die eine Bedrohung durch
Rußland geltend machen. Daß sich diese Länder im Fokus möglicher
militärischer Auseinandersetzungen sehen, hängt mit ihrer
Frontstellung im Zuge der NATO-Osterweiterung bis an die Grenze
Rußlands zusammen, das immer enger eingekesselt wird.

Wenn die im Januar veröffentlichte neue Nationale Sicherheitsstrategie
der USA die Konkurrenz zwischen den Großmächten in den Fokus rückt und
Rußland und China als "revisionistische Mächte" bezeichnet, welche die
von den USA geführte Weltordnung bedrohten, wird damit die seit
Jahrzehnten vorangetriebene Strategie der Einkreisung unverhohlen zur
offiziellen Doktrin des Krieges erhoben. Auch die Bundesregierung
spricht von Verteidigung und Bündnisverpflichtung, während sie im
Verbund mit der NATO wie auch eigenständig nach Osten marschiert, um
ihre expansionistischen Ansprüche durchzusetzen. Sie trägt die
Sanktionen und alle NATO-Beschlüsse gegen Rußland mit, wie sie auch
militärisch immer stärker an vorderster Front operiert.

Wie in Strategiepapieren wie der neuen "Konzeption der Bundeswehr"
nachzulesen ist, welche die Bundesregierung Ende Juli veröffentlicht
hat, soll die Vorbereitung auf das gesamte Spektrum der Kriegsführung
von kleineren Einsätzen bis hin zu umfassenden Operationen forciert
werden. Die Bundeswehr müsse über "Kräfte und Mittel verfügen, die
nach kurzer Vorbereitung an den Grenzen oder jenseits des
Bündnisgebiets einsetzbar sind". Wenn dabei von einer "sehr großen,
hoch intensiven Operation" die Rede ist, die einen "massiven Ansatz
von Kräften und Mitteln hoher Verfügbarkeit" erforderlich mache, wird
damit verklausuliert der abermalige Krieg gegen Rußland auf die
Tagesordnung hegemonialer Ambitionen gesetzt.


Fußnoten:

[1] www.vorwaerts.de/artikel/nato-manoever-trident-juncture-zwingend-noetig

[2] www.wsws.org/de/articles/2018/10/24/nato-o24.html

[3] www.augsburger-allgemeine.de/politik/Trident-Juncture-2018-Alles-zum-NATO-Manoever-id52471981.html

[4] www.spiegel.de/politik/deutschland/nato-manoever-trident-juncture-kostet-deutschland-90-millionen-euro-a-1234386.html
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REPRESSION/1620: USA - Grenzen innen wie außen ... (SB)




Der "Anschlag illegaler Ausländer" und "Krimineller" auf die Südgrenze der USA
ist gefundenes Fressen für den Twitter-Präsidenten. Was der große Blonde im
Weißen Haus aus dem Marsch einiger Tausend nichtweißer Menschen aus
Zentralamerika macht, ist Rassismus pur. Donald Trump weiß, was er tut, wenn er
Menschen, die sich zusammenschließen, um untragbaren Lebensbedingungen zu
entkommen, mit rhetorischer Gewalt als das von außen eindringende Böse
dämonisiert. Über Fluchtursachen darf sich dieser Präsident keine Gedanken
machen. Die Bilanz wäre, wenn sie denn angestellt würde, so verheerend für
seine Regierung und die seiner Vorgänger, daß die Bigotterie der weißen
Suprematie vielleicht sogar eingefleischten Evangelikalen auffiele, die noch
nicht ganz vergessen haben, daß ihr Heiland selbst auf der Flucht geboren wurde.

Honduras, aus dem besonders viele Menschen fliehen, ist unter dem Regime des von
der US-Regierung unterstützten Präsidenten Juan Orlando Hernandez zu einem der
gefährlichsten Länder der Welt geworden. Die Bevölkerung wird unter
Freihandelsbedingungen, die den Anlagewünschen ausländischer Investoren
entgegenkommen, nach Strich und Faden ausgebeutet. Jede gewerkschaftliche
Tätigkeit ist stark eingeschränkt, und der Hunger vielen Menschen täglicher
Begleiter. Um die 600 Frauen fallen jedes Jahr Gewaltverbrechen zum Opfer, und
der Machismo hat auch gegenüber LGBTI-Menschen einen Freibrief, wurden bislang
200 dieser Gruppe zugehörige Personen ermordet, ohne daß diese Taten auf
nennenswerte Weise verfolgt würden [1]. Das ist auch deshalb erwähnenswert, weil
Antifeminismus, Homo- und Transphobie endemisch ist unter neofaschistischen
Organisationen und ihren Führern. Die patriarchale Gewalt der Marke Trump kennt
keine Grenzen, um so höher sind diejenigen, auf die die davon betroffenen
Menschen treffen, wenn sie verzweifelt versuchen, ihr Leben zu retten.

Wenn der US-Präsident versucht, die Bevölkerung hinter sich zu scharen, um bei
den anstehenden Midterm-Elections ein gutes Ergebnis zu erzielen, dann spricht
er insbesondere die weiße Mehrheit an. Deren Sozial- und Kulturkampf gegen
nichtweiße Menschen wird auch in den USA selbst geführt. Zweieinhalb Millionen im
Strafvollzug Gefangene, weit überproportional Schwarze und Latinos, und mehrere
Millionen Vorbestrafte mit eingeschränkten Bürgerrechten zeigen, daß sich auch
um das Böse innerhalb der USA gekümmert wird. Wie die Landesgrenzen und
Fluchtwege als Achsen der Selektion fungieren, auf denen das arme und nichtweiße
MigrantInnenproletariat aussortiert wird, während Businessleute und
Kapitalinvestoren aus anderen Industriestaaten freien Zugang haben, so wird
innerhalb der USA vor allem anhand von Klasse und Ethnie entschieden, wer
dazugehört und wer nicht.

Die Parallele zwischen den Märschen um ihr Leben laufender Menschen und der
langjährigen Einkerkerung insbesondere derjenigen Gefangenen, die den
politischen Widerstand in den US-Knästen organisieren, unter
Isolationsbedingungen liegt auf der Hand. Wenn im gefängnisindustriellen Komplex
rund 50.000 Menschen zum Teil über Jahre unter engsten und lebensfeindlichsten
Bedingungen, deren Brutalität am ehesten im Bild des Lebendig-Begraben-Werdens
greifbar wird, aushalten müssen, dann handelt es sich um eine Maßnahme des
ultimativen Brechens jedes verbliebenen Anflugs von Widerstand gegen die
Bedingungen des Knastes. Wo Freiheitsberaubung im großen Stil nach
kapitalistischen Wettbewerbsbedingungen organisiert wird, da werden Insassen
tatsächlich produziert, um Bau und Betrieb neuer Knäste zu ermöglichen, um
millionenschwere Aufträge für die Versorgung und Abschottung dieser
stadtähnlichen Komplexe freizusetzen, um PolitikerInnen mit neuen Jobs durch
neue Insassen Wahlerfolge zu bescheren und die Gefangenen unter billigsten
Bedingungen und bei weitgehender Entrechtung mit Lohnarbeit ausbeuten zu können.

Im Mittelpunkt dieses Großlabors für Dehumanisierung steht das systematische
Erzeugen einer Ohnmacht, die Tiere im Zoo zu habituellen Kompensationsformen wie
ständigem Im-Kreis-Laufen oder selbstzugefügten Verletzungen veranlaßt. 
Hunderttausende Gefangene leiden unter psychischen Erkrankungen, die meist
unbehandelt bleiben oder in eine Verwahrung münden, die noch schlimmerer als der
Normalvollzug ist. All das ist nicht das Ergebnis dieser Präsidenschaft,
sondern das aller Vorgänger Trumps, was den Klassencharakter der Inhaftierung
potentiell widerständiger Segmente der US-Bevölkerung unterstreicht.

Die massenhafte Produktion von Ohnmacht ist auch Programm bei der von Trump
verfügten Flüchtlingsabwehr, beschränkt sich diese doch nicht darauf, die eigene
Grenze zu einer repressionsarchitektonischen Monstrosität besonderer Art
auszubauen. In seinen Tweets zum Flüchtlingsmarsch greift der US-Präsident
wiederholt die Regierungen der Region mit dem Vorwurf an, nicht genug für die
eigene Grenzsicherung zu tun und damit verantwortlich für die Formierung von
großen Fluchtbewegegungen zu sein. Die von US-Interessen mitzuverantwortenden
Lebensbedingungen zentralamerikanischer Bevölkerungen sollen in
nationalstaatlichen Arealen mit blutigen Grenzen fixiert werden, so daß der
US-Gesellschaft die Rechnung ihres weit überdurchschnittlichen Verbrauches an
Lebensressourcen nicht einmal mehr in dieser verelendeten Form aufgemacht
werden kann.

Wie der Widerstand der Gefangenen gegen Hochsicherheitstrakte, Isolationshaft,
ausbeuterische Knastarbeit und schlechte Haftbedingungen in den USA und die
Wanderungsbewegungen in Richtung auf ihre Außengrenzen zeigen, stellen diese aus
Not geborenen kollektiven Handlungsformen im Grunde genommen einen Gegenentwurf
zum ultraliberalen Individualismus der weißen Mehrheitsgesellschaft dar. Was
diese an Subjektivität produziert, entbehrt gerade dadurch, daß der Anschein
souveräner Handlungsgewalt nur unter der Bedingung entsteht, die Norm
mehrheitlicher Zugehörigkeit zu erfüllen, jedes selbstbestimmten Potentials. Wo
von Selbstbestimmung aus Gründen objektiver Repression und materieller Not nicht
die Rede sein kann, da kann Stärke aus einer Kollektivität entstehen, die bar
jeder Fesselwirkung bürgerlicher Normalität ist, weil mit dem Verlust jeglichen
Anspruchs auf staatsbürger- und klassenherrschaftliche Zugehörigkeit auch die
Bindewirkung des Anpassungs- und Distinktionsstrebens verlorengegangen ist.

Was bleibt Menschen, denen das Leben durch ökonomische Verelendung und
administrative Willkür zur Hölle gemacht wird, auch sonst übrig als sich zu
organisieren? Die Konsequenz kollektiver Ermächtigung aus der Barbarei
neofaschistischer Verfügungsgewalt zu ziehen ist etwas, über das auch
hierzulande nachzudenken wäre, bevor die Atomisierung der Gesellschaft so weit
fortgeschritten ist, daß dieser Gedanke nicht einmal mehr zu fassen, geschweige
denn in die Tat umzusetzen ist.


Fußnote:

[1] https://www.counterpunch.org/2018/10/22/an-illegitimate-us-backed-regime-is-fueling-the-honduran-refugee-crisis/
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MILITÄR/930: Rüstung - Waffenfronten, alte Posten ... (SB)


Rüstung - Waffenfronten, alte Posten ...



Der von Donald Trump am 20. Oktober angekündigte Austritt der USA aus
dem INF-Vertrag, der die Erforschung, den Besitz und die
Indienststellung ballistischer Raketen und Marschflugkörper mit einer
Reichweite zwischen 500 und 5.500 Kilometer verbietet, hat in Rußland,
den Vertragspartner Washingtons, Enttäuschung und Entsetzen ausgelöst.
Der Kreml warf Trump "Erpressung" vor und verurteilte den Schritt als
weiteren Beweis für die krankhaft-gefährlichen Bemühungen der USA, die
Welt militärisch zu beherrschen. Mit der drastischen Einschätzung
liegen die Russen sicherlich richtig. Schließlich richtet sich der
Austritt der USA aus dem Intermediate-Range Nuclear Forces Treaty
nicht nur gegen Rußland, sondern vor allem gegen China, das am
Abkommen niemals beteiligt gewesen ist und das sich in den letzten 
Jahren ein ansehnliches Arsenal an Mittelstreckenraketen zugelegt 
hat, um die Hoheit über seine küstennahen Gewässer erlangen zu können.

Für die Richtigkeit dieser These sprechen die Worte Trumps, mit denen
der windige Geschäftsmann aus der für ihre Mafia-Methoden berüchtigten
Baubranche New Yorks vor Journalisten den INF-Austritt verkündet hat.
Trump, der seit dem Präsidentenwahlkampf 2016 nicht aufhört, die
Volksrepublik zur unerträglichen Bedrohung des Supermachtstatus der
USA aufzubauschen, hat selbst China zum Thema in diesem Zusammenhang
gemacht, obwohl die 1987 von Ronald Reagan und Michail Gorbatschow
unterzeichnete Vereinbarung stets ausschließlich eine
amerikanisch-sowjetische, später eine amerikanisch-russische
Angelegenheit gewesen ist:

Rußland hat gegen das Abkommen verstoßen. Sie verstoßen seit Jahren
 dagegen, und ich weiß nicht, warum Präsident Obama nicht neu
 verhandelt hat oder ausgestiegen ist. ... Entweder Rußland kommt
 auf uns zu, China kommt auf uns zu und sie alle kommen auf uns zu
 und sagen, "lassen Sie uns intelligent sein und verzichten wir alle
 darauf, solche Waffen zu entwickeln". Doch wenn Rußland sie baut
 und China sie baut, während wir uns an das Abkommen halten, ist das
 inakzeptabel. Wir haben viel Geld, mit dem wir unser Militär auf
 Vordermann bringen können.



Seit 2011 US-Außenministerin Hillary Clinton den Schwerpunkt der
Außen- und Sicherheitspolitik Washingtons auf den pazifischen Raum neu
ausrichtete und Präsident Barack Obama den größten Teil der
amerikanischen Marinekapazitäten des Pentagons dorthin verlegte,
greift die Volksrepublik zu entsprechenden Gegenmaßnahmen. Hierzu
gehört der Ausbau kleinerer Riffe und Inseln im Südchinesischen Meer
zu Militärstützpunkten mit Start- und Landebahnen sowie ständiger
Truppenpräsenz ebenso wie die Stärkung der chinesischen
Raketenstreitkräfte. Im Zentrum der Bemühungen Pekings, im Falle einer
Krise Taiwan mit einer Blitzinvasion wieder zurück ins eigene Reich 
holen und sich dabei die US-Streitkräfte vom Leib halten zu können, 
steht die Rakete Dong Feng 26, deren früheres Modell, die DF-21, 
wegen der enormen Schlagkraft bereits als "Flugzeugträgerkiller" galt.

Die DF-26-Rakete, die 2016 in den Dienst gestellt wurde und mit einem
konventionellen oder nuklearen Sprengkopf von 1200 bis 1800 Kilogramm
Gewicht bestückt werden kann, hat eine Reichweite zwischen drei- und
viertausend Kilometern. Mit einer solchen Waffe, die von einer mobilen
Abschußvorrichtung abgefeuert wird, können von Zentralchina aus
sämtliche Ziele in Südkorea oder Japan ins Visier genommen werden. Aus
chinesischer Küstennähe könnten auch amerikanische Stützpunkte im
westpazifizischen Raum angegriffen und vernichtet werden. Zwischen der
südwestchinesischen Insel Hainan, wo die chinesische Atom-U-Bootflotte
beheimatet ist, und der nordaustralischen Stadt Darwin, die seit
einigen Jahren eine schnelle Eingreiftruppe der US-Marineinfanterie
von 1500 Mann "in Rotation" beherbergt, sind es etwas mehr als 4000
Kilometer Luftlinie; zwischen Hongkong und dem größten
US-Militärstützpunkt im Westpazifik auf Guam, dem größten der
Marshallinseln, sind es 3400.

Bereits 2014 hat die US-Politzeitschrift National Interest unter der
Überschrift "China's Missile Forces Are Growing: Is It Time to Modify
the INF Treaty?'" den Ausbau der chinesischen Raketenstreitkräfte
thematisiert und den Austritt Washingtons aus dem INF-Vertrag als
Antwort darauf propagiert. Beim Auftritt vor dem Militärausschuß des
Senats am 15. März 2018 hat der scheidende Oberkommandeur aller
US-Streitkräfte im Pazifik, Admiral Harry Harris, ein aus
amerikanischer Perspektive düsteres Bild der Kräfteverhältnisse rund
um das Südchinesische Meer gezeichnet und den INF-Vertrag als Hemmnis
für eine effektive Entgegnung chinesischen Muskelspiels kritisiert.
Harris redete der raschen Installierung bodengestützter 
Mittelstreckenraketen rund um das chinesische Festland wie auch der
Stärkung der militärischen Beziehungen der USA zu Südkorea, Japan, den
Philippinen und Australien das Wort. Es bedarf keiner Hellsicht, um 
darauf zu kommen, wo sich der Ort befindet, auf dem Amerikas 
Generalität die neuen Mittelstreckenraketen am liebsten stationieren 
möchte: auf Guam natürlich.

Interessant wie zugleich beunruhigend sind in diesem Zusammenhang die
Pläne Australiens, einen der wichtigsten Häfen der Alliierten im
Zweiten Weltkrieg gegen Japan zum neuen Leben zu erwecken. Gemeint ist
der Marinestützpunkt Lombrum auf Manus Island, die zu Papua Neu-Guinea
gehört und mehrere hundert Kilometer nördlich der Hauptinsel in der 
Bismarcksee liegt. Manus ist die größte der Admiralitätsinseln. Von
1942 bis Anfang 1944 hatte dort die kaiserliche japanische Armee das
Sagen. Nach der Eroberung durch australische, britische, amerikanische
und neuseeländischen Streitkräfte diente der dortige Tiefseehafen als
wichtigste Reparatur- und Nachschubstation der Alliierten bei der
Rückeroberung der Philippinen und den Vorbereitungen für die Invasion
Japans, zu der es nach der bedingungslosen Kapitulation Tokios infolge
der Atombombenabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki im August 1945 nicht
mehr kommen sollte. Bereits Ende 1944 lagen im Seeadler Harbour mehr
als 800 Schiffe der amerikanischen und britischen Pazifikflotten,
während auf mehreren treibenden Docks Hochbetrieb herrschte. Zum
Militärstützpunkt gehörten vier Start- und Landebahnen, Unterkünfte
für 150.000 Soldaten sowie ein Lazarett mit 3000 Betten.

Nach dem Zweiten Weltkrieg führte das australische Militär den
Stützpunkt Lombrum weiter, wenn auch in deutlich kleinerer Form. Nach
der Unabhängigkeit Papua Neu-Guineas 1975 ging die Verantwortung für
die Anlage an die neue Regierung in Port Moresby über. Seit 2001 nutzt
Australien die Insel Manus für die Unterbringung von Flüchtlingen aus
Asien und Afrika. Im Sommer wurde bekannt, daß Canberra bei 
bilateralen Gesprächen die Reaktivierung des Marinestützpunktes 
Lombrum vorgeschlagen und Port Moresby seine Zustimmung signalisiert 
hätte. In einem Artikel, der am 20. September bei Global Research 
erschienen ist, bewertete der außenpolitische Analytiker Andrew 
Korybko die Entwicklung wie folgt:

Die strategische Bedeutung der Rückkehr der australischen Marine
 nach Lombrum besteht darin, daß in der Folge auch eine
 amerikanische Militärpräsenz zu erwarten wäre, die es den USA
 erlauben würde, den Meeresraum zwischen Manus und Guam zu
 kontrollieren und somit im Falle einer Krise zwischen den beiden
 Großmächten Chinas Zugang zum restlichen Südpazifik zu "kappen".



Vorstellbar wäre ebenfalls, nach Absprache mit Port Moresby auch auf 
Manus neue amerikanische Mittelstreckensraketen zu stationieren, deren
Bau Donald Trump nach dem Austritt aus dem INF-Vertrag in nicht allzu
ferner Zukunft im Auftrag geben könnte.
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MELDUNG/300: António Guterres - Erklärung zum Tag der Vereinten Nationen (UNRIC)


UNRIC - Regionales Informationszentrum der Vereinten Nationen für Westeuropa 

Pressemitteilung vom 24. Oktober 2018

António Guterres: Erklärung zum Tag der Vereinten Nationen, 24. Oktober
2018



BONN (UNRIC, 24. Oktober 2018) - Am Tag der Vereinten Nationen feiern wir
das Inkrafttreten unserer Gründungscharta - das richtungsweisende Dokument,
welches die Hoffnungen, Träume und Wünsche von "uns, dem Volk" verkörpert.

Jeden Tag arbeiten die Frauen und Männer der Vereinten Nationen daran
dieser Charter eine praktische Bedeutung zu geben.

Trotz der Widrigkeiten und Hindernisse geben wir niemals auf.

Extreme Armut wird reduziert, aber wir sehen Ungleichheiten wachsen.

Doch wir geben nicht auf, weil wir wissen, dass die Reduzierung der
Ungleichheit die Hoffnungen, Möglichkeiten und den Frieden auf der Welt
stärkt.

Der Klimawandel schreitet schneller voran als wir.

Aber wir geben nicht auf, weil wir wissen, dass Klimaschutz der einzige Weg
ist.

Die Menschenrechte werden an so vielen Orten verletzt.

Aber wir geben nicht auf, weil wir wissen, dass der Respekt der
Menschenrechte und der Menschenwürde eine grundlegende Bedingung für
Frieden ist.

Konflikte vermehren sich - Menschen leiden.

Aber wir geben nicht auf, weil wir wissen, dass jedem Mann, jeder Frau und
jedem Kind ein friedliches Leben zusteht.

Lasst uns am Tag der Vereinten Nationen unseren Einsatz bekräftigen.

Um gebrochenes Vertrauen wiederherzustellen.

Um unseren Planeten zu heilen.

Um niemanden zurückzulassen.

Um die Würde des Einzelnen und aller Menschen hochzuhalten, als vereinte
Nationen.

 * 

Quelle:

Regionales Informationszentrum der Vereinten Nationen für Westeuropa (UNRIC)

Verbindungsbüro in Deutschland, Bonn

UN Campus, Platz der Vereinten Nationen 1, 53113 Bonn

Telefon: +49 (0)228 / 815-2773 / 2774, Fax: +49 (0)228 / 815-2777

Allgemeine Anfragen: info@unric.org

Internet: http://www.unric.org
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ARBEIT/2867: Rechtsgutachten - Tarifautonomie durch Steuervorteile stärken (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 23.10.2018

Rechtsgutachten: Tarifautonomie durch Steuervorteile stärken

Studie sieht Entlastungseffekt von 1,2 bis 1,6 Milliarden Euro



Die Tarifautonomie ist einer der Grundpfeiler der deutschen Wirtschaft,
da sind sich Sozialpartner, Politiker und Wissenschaftler einig. Doch in
den vergangenen Jahren ist die Tarifbindung stark gesunken.

Die Politik sollte Anreize für mehr Tarifverträge setzen - zum Beispiel
durch Steuerfreibeträge für Gewerkschaftsmitglieder in tarifgebundenen
Betrieben. Damit würde der "überragenden Bedeutung der Tarifautonomie für
die Wirtschafts- und Sozialordnung" Rechnung getragen, schreibt Prof. Dr.
Martin Franzen, Rechtswissenschaftler an der Ludwig-Maximilians-Universität
München, in einem neuen Gutachten*. Zudem würden Arbeitnehmer
spürbar entlastet und tarifgebundene Arbeitgeber hätten ein gutes Argument
beim Werben um Fachkräfte, so der Professor für Arbeitsrecht.

Nur wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf Augenhöhe miteinander
verhandeln, können sie einen Tarifvertrag abschließen, mit dem beide
Seiten gut leben können. Entscheidend dafür ist, dass sie über eine starke
Verhandlungsposition und eine breite Mitgliederbasis verfügen. Hier ist
auch die Politik gefordert. Sie sollte die Mitgliedschaft in einem
Arbeitgeberverband oder einer Gewerkschaft fördern. Das könnte zum
Beispiel durch steuerliche Vorteile geschehen, erklärt Franzen in seinem
Gutachten für das Hugo-Sinzheimer-Institut (HSI) der Hans-Böckler-Stiftung.
Vor allem auf der Arbeitnehmerseite sind nach Ansicht des
Juraprofessors größere Anreize gerechtfertigt.

Hintergrund: Von einem Tarifvertrag profitieren in der Regel alle
Beschäftigten eines tarifgebundenen Arbeitgebers - auch diejenigen, die
nicht Mitglied in einer Gewerkschaft sind. Zwar sind
Differenzierungsklauseln möglich, die dafür sorgen, dass einzelne
Leistungen nur bestimmten Arbeitnehmern zugutekommen. Dem sind aber enge
rechtliche Grenzen gesetzt. Zudem steht die Arbeitgeberseite solchen
Klauseln meist skeptisch gegenüber. In der Praxis kommen
Differenzierungsklauseln nur selten vor. Das bedeutet: Für die
Arbeitnehmer macht es im Grunde keinen Unterschied, ob sie Mitglied einer
Gewerkschaft sind oder nicht. "Als Anreizinstrument für den Beitritt von
Arbeitnehmern in eine Gewerkschaft fällt der Tarifvertrag vollständig
aus", konstatiert Franzen.

Der Arbeitsrechtler schlägt vor, das Steuerrecht zu nutzen, um die
Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft oder einem Arbeitgeberverband
attraktiver zu machen. Im Kern geht es bei seinem Vorschlag darum, einen
Teil des tarifgebundenen Lohns bei Gewerkschaftsmitgliedern steuerfrei zu
stellen. Der Freibetrag solle sich an dem Drei- bis Vierfachen des
üblichen Gewerkschaftsbeitrags bei durchschnittlichen Einkommen
orientieren - und damit etwa 1300 bis 1700 Euro pro Jahr betragen.
Gewerkschaftsmitglieder, die bei einem tarifgebundenen Arbeitgeber
beschäftigt sind, würden damit "von nicht unerheblichen Steuervorteilen
profitieren". Auch die tarifgebundenen Arbeitgeber hätten etwas davon, so
Franzen: Sie könnten damit werben, dass die bei ihnen beschäftigten
Gewerkschaftsmitglieder über ein höheres Nettoeinkommen verfügen als bei
anderen Unternehmen. Insbesondere beim Werben um begehrte Fachkräfte
dürfte das ein gutes Argument sein.

Einfaches Verfahren im Rahmen der Steuererklärung

Der einzelne Arbeitnehmer könnte die Steuerbefreiung einfach im Rahmen
seiner Steuererklärung geltend machen, zeigt der Rechtswissenschaftler. Er
müsste dazu eine Bescheinigung über die Mitgliedschaft in einer
Gewerkschaft vorlegen sowie die Entgeltabrechnungen, aus denen hervorgeht,
ob der Arbeitgeber tarifgebunden ist und gegebenenfalls in welcher Höhe es
sich um tarifgebundenes Arbeitsentgelt handelt. Dadurch wäre
gewährleistet, dass der Arbeitgeber nichts über die
Gewerkschaftsmitgliedschaft einzelner Arbeitnehmer erfährt.

"Die Steuerprivilegierung rechtfertigt sich aus der überragenden Bedeutung
der Tarifautonomie für die Gestaltung der Wirtschafts- und Sozialordnung
Deutschlands", schreibt Franzen. Die hierdurch verursachten Steuerausfälle
seien für den Staat verkraftbar. Der Berechnung des Experten zufolge würde
der Fiskus jährlich 1,2 bis 1,6 Milliarden Euro weniger einnehmen. Auf der
anderen Seite hätten dadurch gerade Arbeitnehmer mit mittlerem Einkommen
einen "spürbaren Entlastungseffekt".


Originalpublikation:

(*) Martin Franzen:

Stärkung der Tarifautonomie durch Anreize zum Verbandsbeitritt, 

HSI-Schriftenreihe Band 27. 

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_hsi_schriften_27.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 23.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/1541: Hohe Akzeptanz für Seilbahnen in Innenstädten (idw)


Universität der Bundeswehr München - 23.10.2018

Hohe Akzeptanz für Seilbahnen in Innenstädten

Wie können Städte den weiter steigenden Verkehr besser in den Griff
bekommen?



Das Transportmittel der Zukunft für Innenstädte könnte die Seilbahn sein.
Metropolen wie Ankara, La Paz oder Portland nutzen sie bereits als
Verkehrsmittel. In München steht dies auch zur Diskussion. Leise,
umweltfreundlich und billiger als die U-Bahn.

Der Verkehrsexperte Prof. Klaus Bogenberger von der Universität der
Bundeswehr München untersuchte mit seinem Team die Akzeptanz von urbanen
Seilbahnen bei den Einwohnern im Großraum München.

Die Umfrage wurde vom 02.05.2018 bis 15.06.2018 online durchgeführt.
Insgesamt haben mehr als 700 Personen an der Umfrage teilgenommen, von
denen 70% angegeben haben, in München zu wohnen oder zu arbeiten. Zwischen
9 und 86 Jahren waren alle Altersgruppen vertreten. Das Durchschnittsalter
der Teilnehmer liegt bei 40,7 Jahren.

Eine große Mehrheit von 87% gab an urbane Seilbahnen nutzen zu wollen.
7,3% der Befragten gaben an, im Allgemeinen nicht dazu bereit zu sein den
öffentlichen Nahverkehr zu nutzen. Zudem gaben weitere 5,7% an, im
Allgemeinen nicht bereit zu sein eine urbane Seilbahn zu nutzen.
Als Hauptgründe für die Ablehnung einer Seilbahn wurden die Zerstörung des
Stadtbilds sowie Angst (Höhenangst und Platzangst) genannt. Den übrigen
Teilnehmern wurden verschiedene Szenarien vorgestellt, in denen sie sich
zwischen zwei Routenvorschlägen entscheiden müssten: Eine mit Seilbahn und
eine ohne. Die Szenarien unterschieden sich neben den Transportmodi auch
in Fahrtzeit und in Anzahl der Umstiege.

Lieber Seilbahn als Bus

Im Augenblick wird der Streckenabschnitt zwischen Oberwiesenfeld und
Studentenstadt von verschiedenen Bussen bedient. Im direkten Vergleich
zwischen einer Strecke mit dem Bus oder mit einer Seilbahn haben 85 % der
Teilnehmer angegeben, dass sie bei gleicher Reisezeit eine Seilbahnfahrt
einer Busfahrt vorziehen würden. Selbst wenn der Bus bis zu sechs Minuten
schneller ist als die Seilbahn, würden die Teilnehmer mit einer
Wahrscheinlichkeit von 50 % die Seilbahn bevorzugen.

Knapp ein Drittel (32,7%) der Teilnehmer gaben an, dass sie sogar einen
zusätzlichen Umstieg (von Seilbahn auf Tram oder U-Bahn) in Kauf nehmen
würden, um eine Busfahrt bei gleicher Reisedauer zu vermeiden.

Wenn durch die Seilbahnfahrt ein Umstieg vermieden werden kann (z.B. von
U-Bahn zu U-Bahn, oder von Tram zu U-Bahn) würden bei gleicher Reisezeit
90,8% die Seilbahn bevorzugen. Bei einer Zeitdifferenz bis knapp 8 Minuten
ist die Wahrscheinlichkeit, dass ein Fahrgast die Seilbahn nutzt gleich
der Wahrscheinlichkeit, dass er eine Alternativroute wählt, bei der er von
U-Bahn zu U-Bahn wechseln muss.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution127

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität der Bundeswehr München, 23.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06725: Wie ein Mißgeschick zum Segen wurde (SB)


Manchmal ist es nicht der reife Schachverstand, der die besten Züge in
einer Stellung findet, sondern der Zufall, der mit seinen Launen dafür
sorgt, daß die Schachtheorie bereichert wird. So geschah es
beispielsweise, daß Popovitsch im New Yorker Turnier von 1980 als
Weißer in der Rauser-Variante der Sizilianischen Verteidigung
versehentlich bei seinem 13. Zug den f-Bauern berührte. Ein
Mißgeschick, und er ärgerte sich sehr darüber, denn ziehen wollte er
eigentlich den Königsbauern. Nun stellte sich ein zweiter Zufall ein.
Der amerikanische Großmeister Byrne stand gerade nicht allzu weit vom
Brett entfernt und sah diesen bis dahin in der Turnierpraxis
unbekannten Zug und überlegte bei sich, vielleicht ist er brauchbar,
wenngleich nicht in der Art und Weise, wie Popovitsch ihn benutzte.
Aus dem Grübeln kam Byrne nicht heraus und in den Wochen darauf
studierte er den Mißgeschickszug in aller Gründlichkeit und erkannte
dessen verborgene Stärke. Dennoch mußte Byrne zwei Jahre warten, ehe
er im heutigen Rätsel der Sphinx seine Neuentdeckung in einer ernsten
Turnierpartie erproben konnte - mit Erfolg wohlgemerkt. In der
Diagrammstellung gegen seinen Kontrahenten Schneider hatte Byrne dank
seines Zuges erhebliche Vorteile einheimsen können. Was noch fehlte,
Wanderer, war die Abschlußkombination.






[image: SCHACH-SPHINX/06725: Wie ein Mißgeschick zum Segen wurde (SB)]



Byrne - Schneider

Reykjavik 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Schachfreund Bier wurde wirklich klug aus dem schwarzen Spiel, indem
er mit 1.e4-e5! d6xe5 2.Lf4xe5 Tb8-a8 3.Dc2-h7 f7-f6 4.Le5-f4 Tc8-d8
5.Lf1-d3 Db7-b6 6.Ld3-g6 c5-c4+ 7.Kg1-h1 Td8xd2 8.Td1xd2 Ta8-d8 9.Dh7-
h8+ Le6-g8 10.Lg6-h7 Db6-e6 11.Td2-e2 seinen Sieg forcierte. Schwarz
gab auf, da er nach doppeltem Abtausch auf g8 den Läufer auf e7
einbüßen würde.
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/552: Wie Schüler Argumentations- und Urteilskompetenz erlangen (idw)


Pädagogische Hochschule Karlsruhe - 23.10.2018

Wie Schüler Argumentations- und Urteilskompetenz erlangen

• Beutelsbacher Konsens ist inhaltsindifferent

• Überwältigungsverbot hilft nicht weiter bei
Auseinandersetzung mit Parteien, die auf falsche Tatsachen setzen

• Für kompetenzorientierten Politikunterricht



Vor mehr als 40 Jahren einigten sich namhafte Politikdidaktiker und
Schulpraktiker der Bundesrepublik auf den Beutelsbacher Konsens. Er gilt
seitdem mit seinen drei Grundsätzen Überwältigungsverbot,
Kontroversitätsgebot und Wahrnehmung eigener Interessen als Richtschnur
politischer Bildung. Forderungen nach Neutralität und Überparteilichkeit
von Politiklehrerinnen und -lehrern im Unterricht sind aktuell wieder in
den Schlagzeilen. Doch wie kam es zu dem 1976 getroffenen Minimalkonsens,
welche Missverständnisse gab es in der Rezeption und wie sollten
Schülerinnen und Schüler lernen, politische Urteile zu fällen? Auf diese
Fragen geht Georg Weißeno in seinem Artikel "Zur Historisierung des
Beutelsbacher Konsenses" ein, der unlängst in einem von Siegfried Frech
und Dagmar Richter herausgegebenen Band der Landeszentrale für politische
Bildung Baden-Württemberg zum 40-jährigen Jubiläum des Beutelsbacher
Konsenses erschienen ist.

Der Leiter des Instituts für Politikwissenschaft an der Pädagogischen
Hochschule Karlsruhe macht deutlich, dass es sich bei den drei Grundsätzen
um einen Minimalkonsens handelt, der radikale Vereinfachungen vorgenommen
hat und inhaltsindifferent ist. Im Vordergrund stand damals das Ziel, die
Spaltung der Bundländer mit sozialliberalem und christdemokratischem
Politikunterricht zu vermeiden. Die Intentionen der Übereinkunft - etwa
den Unterricht vom Belehren auf mehr Diskussionen und freiere
Arbeitsformen umzustellen - seien zwar aufgegangen, das
Überwältigungsverbot beispielsweise aber helfe nicht weiter, wenn es im
Unterricht um die Auseinandersetzung mit Parteien gehe, die auf falsche
Tatsachen setzen. Auch sei die Illusion kontraproduktiv, dass sich durch
Anwenden des Beutelsbacher Konsens die Qualität des Unterrichts
verbessere.

Politische Urteils- und Handlungsfähigkeit werde vielmehr durch
kompetenzorientierten Politikunterricht erreicht. In einem solchen
Unterricht werden politische Werte und Fachwissen in die
Argumentationsstruktur aufgenommen und Fakten zum Abwägen kontroverser
Positionen und politischer Wertaspekte herangezogen. "Argumentieren wird
hier unabhängig von individuellen Normen und politischen
Meinungsäußerungen, die das Alltagswissen darstellen, modelliert", so
Weißeno. Dabei seien "politische Meinungsäußerungen/Behauptungen mit und
ohne Stützung durch Fakten und Gegenfakten zu gewichten". Darauf aufbauend
könnten dann individuelle Entscheidungen getroffen werden, die politische
Urteile sind und nicht nur persönliche Meinungen. Auf diese Weise werde
bei Schülerinnen und Schülern die Basis für eine bewertbare, auf
Fachwissen beruhende Argumentations- und Urteilskompetenz gelegt. Eine
solche civic literacy ermögliche es dann auch den Jugendlichen, nach der
Schulzeit ihre eigenen Interessen zu vertreten und Nachrichten kritisch zu
folgen.


Pädagogische Hochschule Karlsruhe

Die Pädagogische Hochschule Karlsruhe ist eine bildungswissenschaftliche
Hochschule mit Promotions- und Habilitationsrecht. Die Hochschule
kombiniert in besonderer Weise eine fundierte Grundbildung für Lehrerinnen
und Lehrer verschiedener Schulstufen, Basisqualifikationen für Menschen,
die in anderen Bildungsbereichen tätig sein möchten, sowie professionelle
Weiterbildungs- und Dienstleistungsangebote mit Forschung und Entwicklung
auf hohem Niveau. Ihre thematischen Schwerpunkte sind "MINT in einer
Kultur der Nachhaltigkeit", "Mehr sprachliche Bildung und Bilinguales
Lehren und Lernen/CLIL" und "Bildungsgerechtigkeit im Kontext von
gesellschaftlicher Vielfalt und Ungleichheit". Diese Profilfelder werden
durch die zwei Querschnittsthemen "digitale Bildung" und
"Professionalisierung" komplementiert. Mit rund 3700 Studierenden und 180
in der Wissenschaft tätigen Mitarbeitenden zeichnet die Hochschule ein
hohes Niveau in Forschung und Lehre aus.

Weitere Infos unter


http://www.ph-karlsruhe.de

Weitere Informationen zum Institut für Politikwissenschaft der
Pädagogischen Hochschule Karlsruhe:

http://www.ph-karlsruhe.de/institute/ph/politikwissenschaft

Der Beutelsbacher Konsens ist zu finden auf

http://www.bpb.de/die-bpb/51310/beutelsbacher-konsens

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution330

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Pädagogische Hochschule Karlsruhe, 23.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/551: Tablets im Unterricht - Wie weit ist der Digitalisierungsprozess in Schulen angekommen? (idw)


Georg-Eckert-Institut - Leibniz-Institut für internationale
Schulbuchforschung - 23.10.2018

Tablets im Unterricht: Wie weit ist der Digitalisierungsprozess in
Schulen angekommen?



Am Montag, den 27.08.18 präsentierten das Georg-Eckert-Institut -
Leibniz-Institut für internationale Schulbuchforschung (GEI) und die
Bürgerstiftung Braunschweig die Ergebnisse der Langzeitstudie "Digitales
Lehren und Lernen" im Haus der Wissenschaft in Braunschweig. In insgesamt
fünf Jahren wurden die Einführung und der Umgang mit Laptops und Tablet-PCs
am Gymnasium Raabeschule in Braunschweig von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern des GEI begleitet.

Bereits seit mehr als zehn Jahren unterstützt die Bürgerstiftung
Braunschweig Schulen, mit dem Ziel, digitale Medien im Unterricht zu
integrieren und auszubauen. 2012 konnte das Raabegymnasium in Braunschweig
mit Hilfe der Stiftung 2in1-Geräte jahrgangsweit in den siebten Klassen
einführen. Das GEI begleitete diesen Prozess fünf Jahre lang
wissenschaftlich und interviewte SchülerInnen, Lehrende und Eltern zu
ihren Erfahrungen im Umgang mit der Technik und führte
Unterrichtsbeobachtungen durch. "Wichtig war für uns zu untersuchen, wie
die beteiligten Akteure die Chancen und Herausforderungen von digitalen
Medien bewerten", erklärt Prof. Dr. Eckhardt Fuchs, Direktor des
Instituts, die Ziele der multi-methodisch angelegten Fallstudie.

Aus über 200 Seiten Interviewtransskripten und Feldnotizen sowie rund 300
Datensätze zu Mediennutzungs- bzw. Medienerziehungstypen konnten
verschiedene Erkenntnisse gezogen werden. "Die Einzelergebnisse unserer
Studie zeigen, dass in diesen Zeiten medialen Wandels Unsicherheit
herrscht. In den Rückmeldungen spiegelt sich in großen Teilen oft die
Sorge, ob das eigene Vorgehen der 'richtige' Weg für die
Digitalisierungsprozesse an Schulen sei", fasst Projektleiterin Dr.
Annekatrin Bock zusammen. Außerdem nutze sich das Motivationspotenzial der
Geräte im Unterricht ab; langfristig müsse eine kreative Idee für
interessanten Unterricht mit digitalen Medien treten. Mediennutzung um
ihrer selbst willen, demotiviere die Schülerinnen und Schüler und werde
den Potenzialen der Technik nicht gerecht.

"Lehrer jedoch, die besonders kompetent mit Tablets umgehen, loslassen und
den Lernenden Eigenverantwortung zugestehen, werden mit positiven
Unterrichtsergebnissen belohnt", hebt Bock die zentrale Rolle der
Lehrpersonen hervor. Dafür sei eins besonders wichtig: der souveräne,
pädagogisch-didaktische Umgang mit digitalen Medien müsse bereits in der
Lehrerbildung und -Weiterbildung einen größeren Stellenwert erhalten.

Die Studie ist Teil der Initiative "Mobiles Lernen in Braunschweiger
Schulen", an welcher die Bürgerstiftung Braunschweig, das
Georg-Eckert-Institut - Leibniz-Institut für internationale
Schulbuchforschung (wissenschaftliche Begleitung seit 2012), der Fachbereich
Schule der Stadt Braunschweig, die IServ GmbH, n-21 sowie die Medienberatung
des NLQ beteiligt sind.

Die gesamte Studie kann online abgerufen werden.




Infokasten:





• Die Initiative zum "Mobilen Lernen an Braunschweiger Schulen" wurde
 2008 ins Leben gerufen



• Kooperationspartner sind: Bürgerstiftung Braunschweig,
 Georg-Eckert-Institut - Leibniz-Institut für internationale
 Schulbuchforschung (wissenschaftliche Begleitung seit 2012),
 Fachbereich Schule der Stadt Braunschweig, IServ GmbH, n-21,
 Medienberatung des NLQ



• Die Bürgerstiftung stellt Fördermittel aus ihrem Stiftungszweck
 "Erziehung und Bildung" zur Verfügung (2017 über 300.000 €).
 Sie wird sich auch weiterhin für die digitale Bildung engagieren und
 steht interessierten Schulen gern als Partner zur Verfügung






Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1105

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-Eckert-Institut -

Leibniz-Institut für internationale Schulbuchforschung, 23.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





TANZSPORT/525: Bielefeld - Hawaiianischer Hula-Tanz ab 31. Oktober 2018


Hawaiianischer Hula-Tanz



Bielefeld (bi). Exotisch wird es ab Mittwoch, 31. Oktober, in der VHS
Nebenstelle in Stieghorst. Dort tanzen Frauen in allen Altersgruppen
jeweils mittwochs von 20 bis 21 Uhr den traditionellen Hula-Tanz. An
drei Terminen werden Grundschritte und Bewegungen zu den pazifischen
Klängen Hawaiis erlernt. Getanzt wird im Wilhelm-Augusta-Stift, Lipper
Hellweg 32. Anmeldungen und Infos unter www.vhs-bielefeld.de oder
Telefon 0521/51-2222.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 24. Oktober 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





INTERNATIONAL/014: William Kentridge - The Head & the Load (afrika süd)


afrika süd - zeitschrift zum südlichen afrika

Nr. 4, Juli-August 2018

Südafrika: Theater

The Head & the Load

von Jürgen Langen



William Kentridges neues Werk in der Tate Modern in London
uraufgeführt. Skulptur, Gesang und Schattenspiel erzählen die
Geschichte von 1,5 Millionen Afrikanern, die während des ersten
Weltkrieges als Träger und Boten gearbeitet haben. "The head and the
load are a trouble for the neck" / "Des Nackens Leid sind Kopf und
Last", ist ein altes ghanaisches Sprichwort, das William Kentridge zum
Titel seines neuen Projektes inspirierte.


Der Erste Weltkrieg ist anlässlich des 100. Jahrestages seines
Endes besonders in den angelsächsischen Medien allgegenwärtig. Dass
der Krieg auch in Millionen Opfer in Afrika forderte, ist kaum noch
präsent. Nicht in Europa und auch nicht in Afrika.

Rund zwei Millionen Menschen aus ganz Afrika haben die Europäer
während des Ersten Weltkriegs direkt in ihre Kampfhandlungen
einbezogen - in Europa oder auch auf afrikanischem Boden. Anfangs gab
es noch Afrikaner, die sich wegen der Aussicht auf ein bescheidenes
Einkommen freiwillig meldeten; ab 1915 gingen die Europäer jedoch dazu
über, tausende afrikanische Männer zwangsweise zu verpflichten. Allein
die Franzosen schickten aus ihren Kolonien in West- und Nordafrika
450.000 afrikanische Soldaten an die Front gegen Deutschland.

Der südafrikanische Künstler William Kentridge erzählt jetzt in einem
mutigen und schwer zu klassifizierenden Theaterstück in der Tate
Gallery of Modern Art (Tate Modern) in London die Geschichte der
hunderttausenden Afrikaner, die vornehmlich als Boten und Lastenträger
am Krieg teilnehmen mussten.

The Head & the Load ist bisher wohl William Kentridges am schwersten
einzuordnendes Projekt bzw. installative und szenische
Musiktheaterarbeit. Der Künstler verbindet eine Neukomposition von
Philip Miller, die New Yorker Orchesterformation "The Knights", ein
internationales Ensemble von Performern, Tänzern und Sängern, ein
Grammophon, sich überschneidende Filmprojektionen und Schattenspiel zu
einer gigantischen Prozession, die jeder Genrezuweisung widerstrebt
und die in einem traditionellen Theaterraum nicht gezeigt werden
könnte.

Der aus Johannesburg stammende Kentridge hat sich schon früh mit
sozialem und ethischem Unrecht in seinem Heimatland
auseinandergesetzt. Die Apartheid und die Folgen der Apartheid sowie
allgemeiner: Kolonialismus, Rassismus und Totalitarismus waren und
sind seine Themen in der Bildenden Kunst wie in seinen Theater- und
Opernarbeiten. Erst arbeitete er mit Animationsfilmen und Zeichnungen.
Später auch mit Skulpturen, Filmen, Videos und Installationen. Die
Möglichkeiten von Theater und Oper nutzt er brillant.

William Kentridge stammt aus einer jüdischen Familie, die als
Rechtsanwälte Schwarze in Apartheids-Prozessen vertraten. Seine Mutter
Felicia Kentridge war Mitbegründerin des Legal Resources Centre, sein
Vater Sydney Kentridge unter anderem Verteidiger im Treason Trial.
William Kentridge studierte in Südafrika und Europa, stellte Kunst in
Galerien aus und arbeitete in Theater-Projekten des Resistance Art
Movement.

1976 schloss Kentridge ein Studium der Politik und Afrikanistik an der
Witwatersrand-Universität in Johannesburg ab. 1976 bis 1978 studierte
er an der Art Foundation in Johannesburg. In den 1980er-Jahren ging er
an die Theaterschule Ecole Jacques Lecoq in Paris und betätigte sich
als Schauspieler, Designer und Theaterregisseur.

Für "The Head & the Load" arbeitete er mit den Komponisten Thuthuka
Sibisi und Philip Miller zusammen, um an die weitgehend unbekannte
Episode der jüngeren Geschichte zu erinnern.

In einem Interview anlässlich der Uraufführung des Stückes sagte
Kentridge: "Zwischen einer und zwei Millionen Afrikaner waren am
Ersten Weltkrieg beteiligt, aber nur wenige von ihnen waren Soldaten
als solche. In erster Linie handelt es sich um Boten oder Träger ...
Der europäische Krieg hatte ein größeres Echo in Afrika, als man denkt
­..."

Die Ursprünge des neuen Projekts liegen in Kentridges, wie er selbst
bemerkte, mangelnder Kenntnis über den 1. Weltkrieg. Schnell fand er
bei seinen Recherchen heraus, dass wegen der Tsetsefliege keine
Lasttiere benutzt werden konnten. Anstatt also Kanonen auf den Rücken
von Maultieren zu legen, wurden sie demontiert und auf den Rücken von
Männern gelegt.

Um ein Boot zu transportieren, wo es keine Eisenbahnlinie gab, musste
es in tausende und abertausende Einzelteile zerlegt und dann von
Menschen geschleppt werden. Die Bedingungen, unter denen die schwarzen
Träger zu leiden hatten, waren unvorstellbar und die Gewaltmärsche oft
tödlich.

Mitkomponist und Musikdirektor des Projekts Thuthuka Sibisi
unterstreicht, dass der Konflikt zwischen den europäischen Mächten und
ihre Begegnung mit den afrikanischen Kulturen eine hoch inspirierende
musikalische Palette bot. Afrikanische Soldaten kämpften für die
britische Krone oder auch für die Deutschen oder die Belgier -
Grundlage für komplexe musikalische Kompositionen, ja musikalische
Gespräche. Traditionelle afrikanische und Kriegsgesänge treffen auf
moderne und westliche Musik, indem sie organisch weiterentwickelt
wurden, oder Walzermelodien, auf afrikanische Hymnen. Heraus gekommen
ist schließlich eine musikalische Collage. Manchmal mehr Kollision als
Komposition.

Die wohl musikalischste Sequenz ist, wenn "God Save the King",
gesungen von einer einzelnen Sopranstimme, sich zu einem
traditionellen Zulu-Chor transformiert.

Kentridge ist davon überzeugt, dass erst der 1. Weltkrieg die Ziele
der Berliner Kongo-Konferenz von 1884/1885 wirklich manifestierte und
die Konferenz zu einem für die Kolonialmächte erfolgreichen Abschluss
brachte. Man konnte Deutschland erfolgreich beim "Rennen um die
afrikanischen Kolonien" ausbooten.

Es wird vermutet, dass etwa 100.000 Männer bei der Arbeit als Waffen-
und Munitionsträger für die Deutschen - und ebenso für die Briten -
starben. Aber es gibt bisher wohl keine allgemein akzeptierten Zahlen.

Das Stück zeigt auch, dass viele Afrikaner damals glaubten, dass die
gegenüber den Kolonialherren bewiesene Loyalität während des Krieges
erste Schritte in Richtung Unabhängigkeit am Ende des Krieges bringen
könnte - ein fataler Irrtum. Im Stück muss diese Erfahrung eine der
Hauptfiguren, der antikoloniale Aktivist John Chilembwe, schmerzvoll
machen.

Afrikas Führer dachten lange, sie würden mehr Landrechte bekommen,
besser behandelt werden und Afrika würde beginnen, sich zu verändern,
wenn sie am Krieg der Europäer teilnähmen. Das Stück zeigt, dass die
Enttäuschung über die Nichtanerkennung der Kriegshilfe durch die
europäischen Kolonialmächte nur den Samen für Veränderung hergab. Bis
zur Befreiung und Unabhängigkeit war (und ist) es noch ein langer Weg.

Das Werk war in Deutschland während der Ruhrtriennale im August zu
sehen und wird im Dezember in New York ausgestellt, aber William
Kentridge freute sich besonders auf die Premiere in der riesigen
Turbinenhalle der Tate Modern mit seiner fast 60 Meter langen Bühne,
die der langen Prozession hin zum Krieg genügend Raum gibt.

 * 

Weitere Artikel in afrika süd Nr. 4, Juli-August 2018

EDITORIAL

FÜR EINE NEUE SOLIDARITÄT

Ein Aufruf von Henning Melber, sich über die Festung Europa zu empören
und Empathie mit den Flüchtlingen zu zeigen.

AKTUELL


SIMBABWE: WAHLEN

DIE FASSADE DES NEUANFANGS BRÖCKELT

Simbabwe hat gewählt. Emmerson Mnangagwa und seine Zanu-PF sind die
umstrittenen Sieger. Anna Balkenhol fasst die Ereignisse zusammen.

ALLES ANDERE ALS GLAUBWÜRDIG

Der simbabwische Blogger Blessing Vava kommentiert die Wahlen in
Simbabwe.

DIE HOFFNUNG DER GENERATION MUGABE

Unter Diktator Mugabe waren sie eine verlorene Generation. Jetzt
hoffen sie auf eine Veränderung nach den Wahlen. Eine Reportage von
Leonie March.

HENRY MUNANGATIRE - EIN STRATEGE MIT VISIONEN

In den Stadtrat von Harare ist er diesmal noch nicht gewählt worden,
aber Henry Munangatire hat für die Zukunft Visionen. Den Gründer von
"Povo" hat Julia Müller porträtiert.


SÜDAFRIKA

STUDENTISCHE PROTESTE: WAS BLEIBT?

Es war eine neue Generation von Studierenden, die 2015 und 2016 in
Südafrika auf die Barrikaden gingen. Was von der Bewegung, ihren
Forderungen und Ideen, geblieben ist, untersucht Heike Becker.

"HOL' AN DIE SCHOT, KURS ...!"

Ein Eisberg für Kapstadt? Jürgen Langen zeigt, wie die Wasserkrise und
die Angst vor dem "Day Zero" unkonventionelle Ideen zur
Wasserversorgung geweckt hat.

ASIMBONANG' UMANDELA THINA - WE HAVE NOT SEEN MANDELA

Nelson Mandela wäre am 18. Juli 100 Jahre als geworden. Der Fotograf
Jürgen Schadeberg hat wichtige Stationen seines Lebens dokumentiert.


SÜDAFRIKA: LANDREFORM

EIN SCHRITT IN DIE FALSCHE RICHTUNG?

Die Politik der "Entschädigung ohne Enteignung" könnte das Gegenteil
von dem bewirken, was der ANC mit seiner Entscheidung intendiert,
meint Terence Corrigan, der die Debatte um die Landreform fortsetzt.


NAMIBIA: LANDREFORM

ZEIT FÜR EINE BESTANDSAUFNAHME

In Namibia steht die zweite Nationale Landkonferenz nach 27 Jahren
bevor. Für Wolfgang Werner ein günstiger Zeitpunkt, die bisherige
Umsetzung der Landumverteilungspolitik auf den Prüfstand zu setzen.


NAMIBIA

DIE MACHT DER BILDER ZURÜCKGEWINNEN

Hugh Ellis widmet sich der Fotografie, die marginalisierten Namibiern
als Mittel zur Selbstermächtigung dient.


ANGOLA

DAS PLÜNDERN GEHT WEITER

Angolas Präsident Laurenço hat den Kampf gegen Korruption versprochen,
doch Günstlingswirtschaft und Verschwendung von Staatsvermögen gehen
auch unter seiner Regierung weiter, wie Emanuel Matondo aufzeigt.


DR KONGO

DAS BEMBA-ERDBEBEN

Kongos Oppositionspolitiker Jean-Pierre Bemba ist überraschend vom
Vorwurf der Kriegsverbrechen freigesprochen worden. Er ist in die DR
Kongo zurückgekehrt und mischt die politische Landschaft vor den
Dezemberwahlen auf. Ein Hintergrundbericht der International Crisis
Group.


SÜDAFRIKA: THEATER

THE HEAD & THE LOAD

William Kentridges neues Werk ist in der Tate Modern in London
uraufgeführt worden. Jürgen Langen über das genreübergreifende 
Musik-Tanz-Theater, in dem das Schicksal von Millionen Afrikanern erzählt


SERVICE

REZENSIONEN

KUNST ZUR FÖRDERUNG DER EIGENEN IDENTITÄT

Jürgen Langen zum Cover-Bild der aktuellen Ausgabe

 * 
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INSZENIERUNG/098: Hamburger Sprechwerk - "Entwaffnung" von Konstanze Ullmer, Premiere 2.11., Termine bis 6.1.


Hamburger Sprechwerk

Eine WORTGEFECHTE-Eigenproduktion des Sprechwerks

Entwaffnung (UA)

von Konstanze Ullmer

Fr 02.11.2018 (Premiere), Sa 03.11.18 jeweils 20 Uhr, So 04.11.18 um 18 Uhr

Fr 07.12., Sa 08.12.18 jeweils 20 Uhr, So 09.12.18 um 18 Uhr

Fr 04.01., Sa 05.01.19 jeweils 20 Uhr, So 06.01.19 um 18 Uhr



Gabriel und Iris haben im Gefängnis gesessen, 8 Jahre, unschuldig. Man
hat ihnen und ihrem Freund Mosko vorgeworfen einen Anschlag verübt zu
haben auf einem Bundeswehrgelände, Personen kamen nicht zu Schaden.
Ein Justizirrtum. Sie gehörten zur Hausbesetzerszene, zum sogenannten
"antiimperialistischen Widerstand". Jetzt sind sie wieder draußen,
seit über 20 Jahren mittlerweile. Ihre Tochter Esther war zwei, als
verhaftet wurden. Sie wuchs bei Freunden auf, kehrte nie zu ihnen
zurück.

Die drei haben zwar DIESEN Anschlag nicht verübt, aber ja, sie waren
radikal. Es gibt noch ein Lager mit Waffen, doch die Szene hat sich
aufgelöst. Der Anschlag von damals richtete sich gegen die damals
neuen Datennetze und Kommunikationstechnologien, gegen die Möglichkeit
der Überwachung der Bürger durch den Staat - ein Treppenwitz der
Geschichte aus heutiger Sicht. Es ist an der Zeit die Waffen
niederzulegen. Das letzte der Verstecke, die nun aufgelöst werden
sollen, ist in einem Keller. Dort treffen sie sich. Esther stößt dazu
und stellt Fragen:

Warum habt ihr geschwiegen?

Warum habt ihr mich allein gelassen?

Hat es sich gelohnt, ist die Welt jetzt besser geworden? 

War es das wert?

Und was ist aus euren Utopien geworden?

Mit: Stephan Arweiler, Jasmin Buterfas, Joachim Liesert, Ines Nieri

Kostüme: Sharon Rohardt

Regie: Konstanze Ulmer

Assistenz: Aron Ulmer, Alisha Barß

Diese Produktion wurde von der Kulturbehörde Hamburg gefördert.

Kartenpreise:

VVK: 20,50 / ermäßigt 12,80 Euro (incl. VVK-Gebühren)

AK: 22 / ermäßigt 13,50 Euro

Hamburger Sprechwerk

Klaus-Groth-Str. 23, 20535 Hamburg

FON Tickets: 040 - 69 65 05 05

E-mail: info@hamburgersprechwerk.de

Internet: www.hamburgersprechwerk.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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KLEINKUNST/881: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Liese-Lotte Lübke: "Und wenn schon..." - Abenteuerkabarett mit eigenen Liedern und Texten, Vorpremiere am 8.12.2018


Kulturcafé Komm du - Dezember 2018

Liese-Lotte Lübke: "UND WENN SCHON ..." | Abenteuerkabarett mit eigenen Liedern und Texten

Samstag, 8. Dezember 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zum Abenteuerkabarett 'UND WENN SCHON...' von und mit Liese-Lotte Lübke am Samstag, 8.12.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: © by Dirk Bahl]





Das Komm du lädt ein zu einem Kabarett-Konzert

am Samstag, den 08.12.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Abenteuerkabarett "UND WENN SCHON ..." - Ein Abend mit Liese-Lotte Lübke

- frech, wild, laut, melancholisch, gefühlvoll und schmerzhaft ehrlich -

Kann man überhaupt noch von Kabarett sprechen, wenn die musikalisch
dargebotenen Themen so sehr unter die Haut gehen, dass sie dazu
anregen, intensiv über sich selbst nachzudenken? Liese-Lotte
Lübke öffnet die Schubladen in unseren Köpfen und Herzen,
studiert ihren Inhalt schmerzhaft gründlich, arbeitet sich bis in
den allerletzten Winkel vor, kippt uns den verstaubten Kern mancher,
die wir jahrelang mühsam mit viel Gerümpel zugestellt haben,
schonungslos direkt vor unsere Füße und bringt einige darin tief
vergrabene Erbstücke zurück ans Licht.

Ein Abend voll Politik des Privaten, voll frechen Humors und ganz
auf der Suche nach der Verantwortung bei uns selbst. Lassen wir uns
auf dies Abenteuer des Entrümpelns ein, finden wir in einer
Schublade, in der wir schon zwanzig mal nachgesehen haben, jetzt
vielleicht endlich auch manch lang vermissten Schatz wieder. Was
immer Sie zurückhält - grüßen Sie es von Liese-Lotte Lübke,
nehmen Sie es an die Hand, gehen Sie trotzdem los und sagen Sie ihm
"UND WENN SCHON...".


Der Musikkabarett-Abend im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die Klavier-Kabarettistin Liese-Lotte Lübke - Foto: © by Dirk Bahl]

"UND WENN SCHON..." - Abenteuerkabarett von und mit Liese-Lotte Lübke

Vorpremiere am 8.12.2018 um 20 Uhr im Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg

Foto: © by Dirk Bahl




Liese-Lotte Lübke

Sie tut alles, nur nicht das, was wir vorher vielleicht von ihr
erwarten, spricht gesellschaftliche Tabu-Themen an, die unter die
Haut gehen, und wir merken meist erst später, dass sie das ein oder
andere Lied im Grunde genau für uns geschrieben hat. "Selten hat ein
so unterhaltsam dargebrachter, tiefgründiger Abend, der den oft
verdrängten täglichen Erlebnissen voll entsprach, so nachhaltige
Wirkung bei mir hinterlassen", heißt es in nur einem von vielen
O-Tönen seitens Lübkes Publikums.


Weitere Informationen:

Liese-Lotte Lübke - Homepage

http://www.lieselotteluebke.de

Liese-Lotte Lübke bei youtube

https://www.youtube.com/channel/UClzxl_Te4Y32G5_Gno9IOEg


Zum Reinhören & Anschauen:

Liese-Lotte Lübke - Die Straußenfarm (aus dem Programm "Kopf in den Sand")

https://www.youtube.com/watch?v=cwk1mwPFCtA

Liese-Lotte Lübke - Medley zu "Kopf in den Sand"

https://www.youtube.com/watch?v=uGs59-O6q64

Liese-Lotte Lübke - Nur aus Höflichkeit

https://www.youtube.com/watch?v=UYzL_iwCRlc




[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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EXKURSION/227: Hanau - Führung zu den Przewalski-Wildpferden am 4. November


Führung zu den Przewalski-Wildpferden 



Am 4. November von 14 bis 15.30 Uhr bietet das Umweltzentrum
eine Führung zu den Przewalski-Wildpferden im Naturschutzgebiet Campo
Pond. Die Pferde grasen hier für den Naturschutz und erhalten so die
Artenvielfalt von Insekten, Vögeln und unterschiedlichen Lebensräumen.
Die Teilnahme kostet 4,50 Euro für Erwachsene, 1,50 Euro für Kinder
und 10,50 Euro für Familien.

Anmeldungen sind per E-Mail unter
umweltzentrum@hanau.de möglich. Rückfragen beantwortet das
Umweltzentrum unter der Telefonnummer 06181-3049148.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 23. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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MELDUNG/068: Rund 350.000 Tonnen Abfall durch Einweggeschirr und To-Go-Verpackungen (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 22. Oktober
2018

NABU-Studie: Rund 350.000 Tonnen Abfall durch Einweggeschirr und 
To-Go-Verpackungen

Miller: EU-Parlament
muss Entwurf zum Verbot bestimmter Plastik-Einwegprodukte zustimmen



Berlin - 346.831 Tonnen Abfall fielen 2017 in Deutschland durch
Einweggeschirr und To-Go-Verpackungen an, darunter 222.419 Tonnen
Papier, Pappe und Karton sowie 105.524 Tonnen Kunststoff. Das sind
Ergebnisse einer Studie der Gesellschaft für Verpackungsmarktforschung
(GVM) im Auftrag des NABU. Erstmals seit 1994 wurde umfassend erhoben,
wie viel Abfall für Einweggeschirr und To-Go-Verpackungen in
Deutschland anfällt, wie stark der Zuwachs seit 1994 ist und wer die
Einwegprodukte in Umlauf bringt.

Die Systemgastronomie und Imbisse verursachen jeweils ein Drittel der
Abfälle. In den letzten 25 Jahren stieg der Verbrauch dramatisch, so
haben sich die Abfälle für Heißgetränke versechsfacht, die Abfälle für
Einwegbesteck haben sich mehr als verdoppelt. Überflüssige
Einwegprodukte, die viel zu oft auch in Meeren oder Flüssen landen.

"Unsere neue Studie verdeutlicht, wie stark Einwegprodukte bereits zum
Abfallaufkommen in Deutschland beitragen. Wenn die Politik nicht
gesetzgeberisch in dem Markt eingreift, werden die To-Go-Abfälle immer
weiter steigen. Daher ist das von der EU-Kommission geplante Verbot
bestimmter Einwegprodukte aus Kunststoff ein wichtiger erster Schritt
für den Meeres- und Umweltschutz", sagt NABU-Bundesgeschäftsführer
Leif Miller. "Wir fordern daher das EU-Parlament auf, das heute über
den Richtlinienentwurf diskutiert, diesen zu unterstützen und sich für
einen breiten Anwendungsbereich einsetzen: Auch so genannte
Biokunststoffe und beschichtete Papierprodukte und -verpackungen
müssen von der Richtlinie abgedeckt werden, um Verlagerungseffekten
vorzubeugen", so Miller.

"In den kommenden Monaten sind auch die einzelnen EU-Mitgliedsstaaten
gefordert, das Vorhaben der EU-Kommission zu unterstützen und
anschließend die Richtlinie ambitioniert umzusetzen. "Dazu gehört vor
allem eine konsequente Förderung von Mehrweg-Alternativen, damit
Kunststoff-Einweg nicht nur durch Papier-Einweg ersetzt wird.
Kontraproduktiv wäre auch die Umstellung von Kunststoff-Einwegtellern
auf Kunststoff-Snackboxen. Da letztere nicht verboten werden sollen,
könnten die Müllberge sogar steigen", sagt NABU-Konsumexpertin
Katharina Istel.

Die europäische Plastikstrategie und der Richtlinienentwurf der
EU-Kommission zu Einwegplastik sollen dazu beitragen, das Problem der
Meeresvermüllung zu lösen. Weltweit gelangen mehr als 80 Prozent der
Plastikabfälle von Land ins Meer. "Auch an deutschen Küsten werden bei
Aufräumaktionen des NABU regelmäßig Einweggeschirr, Styropor für den
To-Go-Verzehr und andere Lebensmittelverpackungen gefunden.
Diejenigen, die an der Umweltverschmutzung durch Einweg verdienen,
müssen viel stärker in die finanzielle Verantwortung für Prävention
und Reinigung genommen werden", fordert Istel.

Hintergrund:

Das EU-Parlament berät heute über den Richtlinien-Entwurf der
EU-Kommission über die Verringerung der Auswirkungen bestimmter
Kunststoffprodukte auf die Umwelt. Der im Mai 2018 vorgelegte Entwurf
ist Teil der Ende 2017 veröffentlichten EU-Plastikstrategie. Im
Richtlinienentwurf gibt es unterschiedliche Herangehensweisen für
verschiedene Einwegprodukte und To-Go-Verpackungen. So schlägt die
Kommission ein Verbot von Trinkhalmen, Plastikbesteck und -tellern
sowie Wattestäbchen und Luftballonstäben vor. Für andere
To-Go-Verpackungen fordert die Kommission lediglich präventive
Maßnahmen und eine stärkere Produzentenverantwortung zur Reduktion.

Weitere Informationen:

Die Broschüre "Einweggeschirr und To-Go-Verpackungen - Abfallaufkommen
in Deutschland 1994 bis 2017" sowie die Datenbasis der GVM, die im
Auftrag des NABU erarbeitet wurde, steht auf der Website des NABU zum
Download bereit: 

www.NABU.de/einweggeschirr

Weitere Infos unter:

https://www.nabu.de/news/2018/10/25229.html

www.meere-ohne-plastik.de

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, PM Nr. 115, 22.10.2018

Herausgeber:
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GENTECHNIK/027: Aufschub für Gene Drives verlangt (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 24.10.2018 / Landwirtschaft & Gentechnik

Aufschub für Gene Drives verlangt



Gene Drives sind Manipulationen am Erbgut, durch die eine gentechnisch
eingebaute Eigenschaft in Pflanzen oder Tieren dominant vererbt wird
und sich dadurch besonders schnell in einer Population ausbreitet. Für
diese Methode fordern Agrarexperten und Umweltschützer ein Moratorium.

Die Vertragsstaaten der der UN-Biodiversitätskonvention (CBD) wollen
im November in Ägypten darüber diskutieren, wie Gene Drives
kontrolliert werden sollen. Das Verfahren könne Arten zum Verschwinden
bringen und untergrabe eine nachhaltige und gerechte Landwirtschaft,
heißt es in dem Aufruf, den zahlreiche Vertreter von Landwirtschafts-
und Entwicklungsorganisationen unterschrieben haben. Sie plädieren
darin für ein weltweites Moratorium für die Freisetzung von Gene
Drives und begründen dies mit dem Vorsorgeprinzip.

Darüber hinaus haben die Heinrich-Böll-Stiftung und die kanadische
Umweltorganisation ETC Group einen Bericht herausgegeben, der über den
Forschungsstand und die möglichen Risiken von Gene Drives informiert.
Darin wird deutlich, dass sich die Pläne nicht auf Moskitos
beschränken. Dem Bericht zufolge wollen Wissenschaftler und
Wissenschftlerinnen auch an Fruchtfliegen, Heuschrecken,
pflanzensaugende Käferarten und andere Schädlinge mit Gene Drives
anwenden und damit wild lebende Populationen bekämpfen. Neben Ratten
und Mäuse sind auch Schweine bereits Forschungsobjekte für die Methode
der beschleunigten Ausbreitung von Genmanipulationen.

Die AutorInnen warnen vor unerwarteten Nebeneffekten der Eingriffe ins
Erbgut. Diese seien nicht wieder rückgängig zu machen. Deshalb fordern
sie ein Verbot der Freisetzungen von Gene Drives und empfehlen, die
Forschung vorerst zu stoppen. Zunächst seien eine breite
gesellschaftliche Debatte über diese Technik und klare Regelungen für
den Umgang damit erforderlich.

Solche Regelungen stehen auch auf der Tagesordnung der CBD-Konferenz
im November in Ägypten. Im Kapitel über den Umgang mit Gene Drives
sind zwar Vorsorgeprinzip, mögliche Risiken und deren Abschätzung
erwähnt, ein Moratorium ist allerdings nicht vorgesehen.

Das Bundesumweltministerium (BMU) äußerte bereits seine Skepsis über
die Freisetzung von Gene Drives. In einem offenen Brief hatten die
Arbeitsgemeinschaft für bäuerliche Landwirtschaft (AbL), der Bund
Ökologische Lebensmitelwirtschaft (BÖLW), der BUND, die IG Saatgut,
Save our Seeds und das Institut für unabhängige Folgenabschätzung in
der Biotechnologie Testbiotech im Juli auf die Gefahren von Gene
Drives hingewiesen. Solange negative Effekte auf die Biodiversität
nicht ausgeschlossen werden könnten, dürften aus Vorsorgegründen in
Deutschland keine Organismen freigesetzt werden, die nach dem Gene
Drive-Verfahren entstanden sind, heißt es in der Antwort aus dem
Ministerium. Im Rahmen der UN-Biodiversitätskonvention werde man sich
für die Umsetzung des Vorsorgeprinzips einsetzen.

Weder in der EU noch in anderen Teilen der Welt dürfe es zu
unkontrollierbaren Freisetzungen von gentechnisch veränderten
Organismen kommen, kommentierte Silvia Bender vom BUND die Antwort des
BMU. Die Umwelt- und Erzeugerverbände hoffen, dass sich Deutschland
für ein Moratorium stark macht. [mbu]



Aufruf zum Schutz des Ernährungssystems vor Auslöschung durch
Gentechnik 

http://www.etcgroup.org/sites/www.etcgroup.org/files/files/forcing_the_farm_sign_on_letter_english_web.pdf

ETC Group, Heinrich-Böll-Stiftung: Forcing The Farm: How Gene Drive
Organisms Could Entrench Industrial Agriculture and Threaten Food
Sovereignty (Oktober 2018)

http://www.etcgroup.org/sites/www.etcgroup.org/files/files/etc_hbf_forcing_the_farm_web.pdf

Offener Brief an BMU (Juli 2018)

https://www.testbiotech.org/sites/default/files/Gene%20Drive_Brief%20an%20Ministerin%20Svenja%20Schulze.pdf

Quelle Infodienst Gentechnik 

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33440/#gsc.tab=0

 * 

Quelle:

EU-News, 24.10.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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MASSNAHMEN/256: Weniger Pestizide, mehr Bildung - 9-Punkte-Plan gegen das Insektensterben (idw)


Universität Hohenheim - 19.10.2018 

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Naturkundemuseum Stuttgart

Weniger Pestizide, mehr Bildung: 9-Punkte-Plan gegen das
Insektensterben

Forscher präsentieren auf internationalem Insektenschutzsymposium am
Naturkundemuseum Stuttgart Maßnahmenplan zur Bekämpfung des
Insektensterbens.



Mit weltweit circa 1 Million bekannten Arten gehören die Insekten zu
den erfolgreichsten Organismengruppen auf unserem Planeten. Trotz
dieses evolutionären Erfolgs sind in Mitteleuropa mittlerweile viele
Insektengruppen massiv bedroht und so stark im Rückgang begriffen,
dass man von einem weitreichenden Insektensterben sprechen kann. Unter
dem Motto "Fakten, Ursachen, Lösungen" haben sich heute im
Naturkundemuseum Stuttgart renommierte Wissenschaftler aus ganz Europa
mit Vertretern aus Politik, Wirtschaft und Naturschutz getroffen, um
mögliche Lösungsansätze zu diskutieren.




[image: Foto: © A. Haselböck]

Die Wildbiene Halictus scabiosae

Foto: © A. Haselböck



Diese Lösungsansätze haben die Forscher am Ende des Symposiums in
einem gemeinsamen 9-Punkte-Plan präsentiert. "Der dramatische Rückgang
der Insekten zeichnet sich bereits seit Jahrzehnten ab und wird
unabsehbare ökonomische und ökologische Folgen haben, wenn wir alle
nicht endlich handeln", warnt Dr. Lars Krogmann vom Naturkundemuseum
Stuttgart und künftiger Leiter des Fachgebiets Systematische
Entomologie an der Universität Hohenheim in Stuttgart.




[image: Foto: © A. Haselböck]

Die Wildbiene Halictus subauratu

Foto: © A. Haselböck



Die Forderungen der Wissenschaftler zum Schutz der Insekten

1. Einschränkung des Pestizideinsatzes in der Landwirtschaft


u.a. durch veränderte Zulassungsverfahren, einem Verbot von
vorbeugendem Pflanzenschutz und einem Verbot von Neonikotinoiden und
Totalherbiziden

2. Extensivierung der Landwirtschaft

u.a. durch Kopplung der EU-Agrarsubventionen an ökologische
Leistungen, durch Förderung von Brachflächen und Ökolandbau.
Nährstoffüberschüsse müssen begrenzt, strukturreiche Flächen und die
Vernetzung der Biotope gefördert werden.

3. Erhöhung der Artenvielfalt des Grünlands

Ein Rückgang der Grünlandflächen ist zu stoppen. Die Bewirtschaftung
muss insektenfreundlicher werden, der Einsatz von Mulchgeräten und
Mähaufbereitern begrenzt.

4. Pflege von Naturschutzgebieten

u.a. muss das Pflegemanagement Insekten besser berücksichtigen. Die
unter Naturschutz stehende Fläche ist zu erhöhen, der Einsatz von
Pestiziden darin untersagt werden. Die Naturschutzbehörden brauchen
einen höheren Etat.

5. Mehr Natur im öffentlichen Raum

Öffentliche Grünflächen sollen insektenfreundlicher gestaltet werden:
Mehr heimische Blühpflanzen statt mehr Grün in der Stadt. Rasenflächen
müssen zu extensiven Mähwiesen umgestaltet werden.

6. Weniger Lichtverschmutzung

Straßenleuchten sind auf LED umzurüsten, die Farbtemperatur sollte
maximal 3000 Kelvin betragen, die für Insekten weniger attraktiv ist
als die üblichen 4000 Kelvin.

7. Forschungs- und Bildungsoffensive

Die Artenkenntnisse der Bevölkerung in Deutschland sind gering. Daher
ist eine Taxonomie-Offensive für Experten und Amateur-Entomologen
nötig. Das Insekten-Monitoring muss ausgebaut, naturkundliche
Sammlungen besser unterstützt werden.

8. Förderung von Wildbestäubern

Wildbienen sollen einen höheren Schutzstatus erhalten und in die
FFH-Richtlinie aufgenommen werden. Um Krankheitsübertragungen zu
vermeiden, ist bei Honigbienen streng auf die Hygiene zu achten, eine
Nahrungskonkurrenz zu den Wildbienen ist zu vermeiden, etwa durch die
Festlegung einer Höchstzahl.

9. Öffentlichkeitsarbeit

Das Bewusstsein der Bevölkerung für das Problem ist zu schärfen, etwa
damit auch Privatgärten insektenfreundlicher gestaltet werden.
Fortbildungen für Lehrer und Erzieher können bereits bei den Jüngsten
ansetzen.


Resolution der Forscher stützt Aktionsprogramm der Bundesregierung


Die vor einigen Tagen veröffentlichten Diskussionsvorschläge für ein
"Aktionsprogramm Insektenschutz" von Bundesumweltministerin Svenja
Schulze bewerten die Forscher positiv und begrüßen sie. Der
9-Punkte-Plan soll in der nächsten Woche an die Agrar-, Umwelt- und
Bildungsministerien des Bundes und der Länder versandt werden.

All diese Maßnahmen der letzten Tage und Wochen machen deutlich, dass
hinsichtlich des Themas Insektensterben akuter Handlungsbedarf
besteht. Die Autoren des 9-Punkte-Plans benennen das Insektensterben
nicht umsonst als "eine der größten Herausforderungen des 21.
Jahrhunderts", die nur durch einen "gemeinsamen gesellschaftlichen
Kraftakt" zu bewältigen ist.

Text: App-SMNS / Elsner

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news704404

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim und Naturkundemuseum Stuttgart

Gemeinsame Pressemitteilung, 19.10.2018 

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EUROPA/625: EU-Parlament beschließt Verbot von Plastikgeschirr (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 24. Oktober 2018

EU-Parlament beschließt Verbot von Plastikgeschirr: Deutsche
Umwelthilfe begrüßt die Entscheidung und fordert Vorreiterrolle
Deutschlands bei der Abfallvermeidung

Verbote von Plastikgeschirr und Lebensmittelverpackungen aus
Polystyrol sind wirksame Maßnahmen gegen zu viel Kunststoffmüll in der
Umwelt / Höhere Kosten für Plastik, Wiederverwendungsquoten für
Verpackungen und Pfandsysteme müssen Kernelemente einer Strategie
gegen Plastikmüll sein / Bundesumweltministerin Schulze muss das
Erreichen der Mehrwegquote für Getränkeverpackungen sicherstellen, das
Einwegpfand ausweiten und eine Abgabe auf Plastiktüten, -flaschen und
To-go-Becher einführen



Berlin, 24.10.2018: Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) begrüßt den
heutigen Beschluss des Europäischen Parlaments zum Verbot von
Einweg-Plastikgeschirr, Lebensmittelverpackungen aus Polystyrol und
von Wegwerfprodukten aus oxoabbaubarem Kunststoff. Zudem sollen
künftig 90 Prozent aller Getränkeplastikflaschen für ein Recycling
gesammelt werden. Die DUH wertet dies als starkes politisches Signal
und als wirksame Maßnahmen im Kampf gegen zu viel Plastikabfall in der
Umwelt. Der Umwelt- und Verbraucherschutzverband fordert
Bundesumweltministerin Svenja Schulze auf, sich bei den anstehenden
Verhandlungen über die EU-Direktive gegen Plastikmüll in der Umwelt im
Europäischen Rat für verbindliche Mehrwegquoten und
Abfallvermeidungsmaßnahmen stark zu machen und diese bereits jetzt in
Deutschland umzusetzen.

"Das Verbot einzelner Einwegprodukte aus Plastik ist ein wichtiger
Schritt. Allerdings sollten es die Europäischen Institutionen und auch
die deutsche Umweltministerin dabei nicht belassen. Es muss weiter an
einer Lösung des gesamten Plastikproblems gearbeitet werden. Dies kann
nur dann erreicht werden, wenn Wiederverwendungsquoten für
Verpackungen verbindlich festgelegt und Plastik generell durch eine
Abgabe verteuert wird", sagt der DUH-Bundesgeschäftsführer Jürgen
Resch.

Wenn Einweg-Plastikgeschirr und Lebensmittelverpackungen aus
Polystyrol verboten werden, muss es Mehrwegalternativen geben. Hierzu
schlägt das Europäische Parlament die Förderung von Mehrweglösungen
für Plastikbecher und To-go-Essensverpackungen vor. Deutschland sollte
die Entscheidung des EU-Parlaments zügig umsetzen und durch eine
Mehrwegquote dafür sorgen, dass wiederverwendbare Alternativen stärker
genutzt werden. Die ebenfalls vom EU-Parlament beschlossene
verbindliche Reduzierung des Verbrauchs von Verpackungen für
Lebensmittel zum sofortigen Verzehr unterstützt zusätzlich den Einsatz
von Mehrwegalternativen. Die DUH fordert außerdem eine Abgabe von
mindestens 20 Cent auf Plastiktüten, Wegwerfbecher sowie
Einweg-Getränkeflaschen aus Plastik, die bislang nicht auf der
EU-Verbotsliste stehen. Nur so kann deren unreflektierter und
massenhafter Verbrauch schnellstmöglich verringert werden.

Zur Vermeidung von Einwegverpackungen aus Plastik ist es am
einfachsten, Mehrwegsysteme zu fördern, die bereits vorhanden sind.
"Mehrwegflaschen für Getränke entsprechen der ersten Stufe der
Abfallhierarchie. Durch ihre häufige Wiederverwendung leisten sie
einen entscheidenden Beitrag zur Abfallvermeidung und einer
plastikfreien Umwelt. Umweltministerin Schulze muss dafür sorgen, dass
die gesetzliche Mehrwegquote für Getränkeverpackungen von 70 Prozent
umgesetzt wird. Die aktuelle Mehrwegquote beträgt nur rund 43
Prozent", sagt Resch. Der Mehrweggedanke muss über Getränkeflaschen
hinaus insbesondere auf To-go-Becher und To-go-Essensverpackungen
übertragen werden, weil diese besonders häufig in der Umwelt entsorgt
werden. Beispielsweise gibt es in Luxemburg mit der 'Ecobox' bereits
ein Mehrwegsystem mit Pfand für To-go-Essensverpackungen.

"Besonders wichtig bei der Entscheidung des EU-Parlaments gegen
Plastikmüll in der Umwelt ist die Gleichbehandlung von
Wegwerfprodukten aus fossil basiertem Kunststoff und Bioplastik.
Unserer Umwelt nützt es nichts, wenn Wegwerfartikel aus Plastik eins
zu eins durch Wegwerfartikel aus Biokunststoff ersetzt werden.
Biobasiertes Plastik verbraucht durch den meist konventionellen Anbau
von Nutzpflanzen viele Ressourcen und setzt massiv Treibhausgase frei.
Biologisch abbaubares Plastik baut sich - anders als der Name vermuten
lässt - zumeist unter natürlichen Bedingungen nur sehr langsam ab und
darf normalerweise nicht in der Biotonne entsorgt werden", erklärt
Philipp Sommer, Stellvertretender Leiter der DUH-Kreislaufwirtschaft.

Die DUH unterstützt ausdrücklich die Entscheidung des EU-Parlaments,
Einwegprodukte aus oxoabbaubarem Kunststoff zu verbieten.
Oxoabbaubarer Kunststoff zerfällt lediglich in immer kleinere
Plastikpartikel ohne sich abzubauen und führt somit zu mehr Kunststoff
in der Umwelt.

"Wir befürworten außerdem die Entscheidung des EU-Parlaments, dass 90
Prozent der Getränkeplastikflaschen für ein Recycling gesammelt werden
müssen. In Deutschland werden Einweg-Plastikflaschen für Säfte und
Nektare nach wie vor nicht bepfandet. Jedes Jahr landen deshalb
Millionen Flaschen in der Restmülltonne oder der Umwelt. Und auch
Getränkekartons enthalten viel Kunststoff, sind aber bisher ebenfalls
nicht bepfandet. Hier muss Umweltministerin Schulze schnell
nachbessern und ungerechtfertigte Ausnahmen von der Einwegpfandpflicht
streichen", so Sommer.




Links:

DUH-Papier 'Plastikstrategie für Deutschland - Forderungen an die neue
Bundesregierung': 

l.duh.de/p180518

Hintergrundpapier zu Umweltauswirkungen von Biokunststoffen: 

www.duh.de/bioplastik/

Informationen zum Problem Plastikflaschen:

www.duh.de/mehrweg-klimaschutz0/einweg-plastikflaschen/

Informationen zum Problem Plastiktüten: 

http://www.duh.de/themen/recycling/verpackungen/plastiktueten/

Informationen zum Problem Coffee-to-go-Einwegbecher:

www.duh.de/becherheld-problem/

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 24.10.2018

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/1043: Rechenspielereien bei Luftbelastung in Innenstädten (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 23.
Oktober 2018

Luftbelastungen in den Innenstädten: Rechenspielereien sind völlig
unangemessen und kontraproduktiv



(Bonn, Berlin, 23.10.2018) - Vor dem Hintergrund der Debatte über
"Verbote von Fahrverboten" hat der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) von der Bundesregierung umfassende Maßnahmen zum
Ausbau des Bahn- und Busnetzes gefordert. "Wir müssen endlich den
Verkehr auf den Straßen, und damit den Schadstoffausstoß, reduzieren.
Erschwingliche Fahrpreise sind ebenso erforderlich wie die Verlagerung
des Güterverkehrs auf die Schiene", fordert BBU-Vorstandsmitglied Udo
Buchholz.

Buchholz kritisiert, dass hinsichtlich der Dieselproblematik und
angesichts drohender Fahrverbote kurz vor der Landtagswahl in Hessen
eine "chaotische Informationslage" eingetreten ist. "Die Bevölkerung
wird zum Spielball der auf den Straßenverkehr fixierten
Verkehrspolitik. Kanzlerin Merkel muss endlich für den Ausbau des
Schienennetzes sorgen. Die fadenscheinige Verbesserung der
Luftbelastungen in den Innenstädten durch Rechenspielereien sind
völlig unangemessen und kontraproduktiv."

Der BBU verweist auf das 7-Punkte-Programm des verkehrspolitischen
Bündnisses "Bahn für Alle", dem auch der BBU angehört. In dem Programm
heißt es: "Notwendig ist deshalb eine Politik der Verkehrswende, die
in enger Verbindung mit der Energiewende steht. Im Zentrum der neu
ausgerichteten Verkehrspolitik müssen die Menschen, die Umwelt und das
Klima stehen. Wir brauchen die grundsätzliche Abkehr von fossilen
Energieträgern im Bereich Verkehr und Transport. Oberstes Ziel sollte
sein, dass der heute vielfach existierende strukturelle Zwang, ein
Auto für die individuelle Mobilität zu nutzen, beseitigt wird. Jeder,
der dies wünscht, soll in fünf Jahren seine individuelle Mobilität
ohne einen eigenen Pkw - und möglichst ganz ohne Auto - realisieren
können. Bahn für Alle fordert die neue Bundesregierung auf, mit Hilfe
der folgenden sieben Punkte die Verkehrswende einzuleiten."



Vollständiger Text des Programms unter 

http://www.bahn-fuer-alle.de/pages/bestandsaufnahme/alternativer-geschaeftsbericht-db-ag-201718/das-7-punkte-programm.php

Quelle: Alternativer Geschäftsbericht der Deutschen Bahn AG 2017/18


http://www.bahn-fuer-alle.de/pages/bestandsaufnahme/alternativer-geschaeftsbericht-db-ag-201718.php

Weitere verkehrspolitische Informationen:

http://www.bahn-fuer-alle.de

https://www.umkehr.de

https://www.fuss-ev.de/verkehr-und-umwelt.html

https://www.buvko.de

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 23.10.2018

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Tel. 0228/21 40 32, Fax.: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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STELLUNGNAHME/510: Historisches Etappenziel gegen Plastikverschmutzung erreicht (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 24. Oktober 2018

Historisches Etappenziel gegen Plastikverschmutzung erreicht:
Europäisches Parlament stimmt für starke Plastikrichtline

GLOBAL 2000: Nationale Regierungen müssen diesem Beispiel nun folgen



Das Europäische Parlament hat heute über die Richtlinie 'zur
Verringerung der Auswirkungen bestimmter Kunststoffprodukte auf die
Umwelt' abgestimmt und mit einer großen Mehrheit eine wegweisende
Entscheidung im Sinne des Umweltschutzes getroffen.
Plastikverschmutzung muss dringend und effektiv auf politischer Ebene
bekämpft werden, um Menschen und Umwelt zu schützen.

Der endgültige Beschluss der Richtline benötigt aber noch weitere
Verhandlungen der nationalen Regierungen, die aber schon für Oktober
erwartet werden. Wenn dann eine gemeinsame Position erreicht ist,
folgt der sogenannte Trilog zwischen dem Europäischen Rat, dem
Europäischen Parlament und der Europäischen Kommission. Dieser könnten
dann bereits Anfang November beginnen.

Das Europa-Parlament stimmte aber heute schon dafür, problematische
Wegwerfprodukte wie etwa Styropor-Lebensmittelbehälter oder
Plastik-Besteck zu verbieten. Weiters sollen die Produzenten
problematischer Produkte wie Zigarettenfilter oder
Plastikgetränkebehälter für die Kosten verantwortlich gemacht werden,
die durch die ihre kurzlebigen Produkte anfallen - wie
Abfallentsorgungskosten sowie Säuberung der Umwelt.

"Das Europäische Parlament hat heute Geschichte geschrieben, indem es
beschlossen hat, Wegwerfplastik zu reduzieren. Das ist ein
wegweisender und wichtiger Schritt, um die Plastikverschmutzung in
unserer Umwelt zu reduzieren. Nun sind die nationalen Regierungen am
Zug: Diese müssen nun sicherstellen, das die Richtlinie nicht
verwässert wird und dem Druck der Industrie nicht nachgegeben wird."
so Lisa Kernegger, Expertin für Plastik bei GLOBAL 2000.

Bürger und BürgerInnen in ganz Europa haben kein Verständnis für
Plastikverschmutzung

"Wir fordern daher, dass Österreich im Rahmen seiner
EU-Präsidentschaft darauf achtet, dass die ambitionierten Ziele, die
derzeit in der Richtlinie stehen, erhalten bleiben. So muss
beispielsweise sichergestellt werden, dass die vorgeschriebene
Sammelquote von 90% für Plastik-Getränkeflaschen erhalten bleibt" so
Kernegger weiter.

Besorgniserregend ist allerdings weiterhin die Definition von
'Einweg-Plastikartikeln'. Denn mit der derzeitigen Definition kann
nicht ausgeschlossen werden, dass Plastik-Hersteller Reduktionsziele
und Verbote einfach ignorieren, indem sie Einwegprodukte als
"wiederverwendbar" deklarieren. Hier müssen noch klare Richtlinen
erlassen werden, die Hintertüren und Schlupflöcher unmöglich machen.

Auch dass kein Verbot für die leichten Plastik-Säcke für Obst und
Gemüsen, auch 'Knotenbeutel' genannt, ausgesprochen wurde, ist
enttäuschend. Besonders leichte Plastik-Materialien wie diese Säcke
bilden einen großen Anteil an Müll in der Natur.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 24.10.2018

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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AKTIONSTAGE/964: Vielfalt erhalten an der Düpenau in Schenefeld, 27.10. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 16. Oktober 2018

Vielfalt erhalten

Der NABU Hamburg veranstaltet einen Bach-Aktionstag an der Düpenau in
Schenefeld am 27.10.2018



Der NABU Hamburg und die NABU Gruppe Schenefeld-Halstenbek
veranstaltet am Samstag, 27. Oktober 2018 in Kooperation mit der Stadt
Schenefeld einen Bach-Aktionstag an der Düpenau. Gemeinsam mit
freiwilligen Helferinnen und Helfern werden die NABU-Aktiven wieder
Kies und Geröll in den kleinen Stadtbach einbringen. "In Bächen wie
der Düpenau gibt es immer noch viele strukturarme Bereiche", erklärt
Fritz Rudolph, Referent für Gewässerschutz beim NABU Hamburg. "Durch
den Einbau von Kies und Geröll wollen wir Bereiche herstellen, in
denen sich die Strömung vielfältiger entwickeln kann. Damit können wir
an manchen Stellen sogenannte Kolke und Stromschnellen erzeugen, in
denen sich Fische und kleinere Bachlebewesen wohlfühlen." Nach den
immer noch andauernden regenfreien Tagen im Sommer und Herbst bilden
Kolke überlebenswichtige Bereiche. In diesen Vertiefungen bleibt meist
noch ausreichend Wasser für Fische und andere tierische Bachbewohner
wie Libellenlarven oder Bachflohkrebse erhalten. Fehlen diese
Bereiche, so erhitzt sich das Wasser und der Sauerstoffgehalt sinkt
immens.

Anwohner und interessierte Bürger sind herzlich eingeladen, beim
Bach-Aktionstag mitzuhelfen und sich vor Ort zu informieren.
Wer am Bach-Aktionstag an der Düpenau mitmachen möchte, meldet sich
bitte unbedingt bis zum 25. Oktober 2018, 15:00 Uhr an. Dabei werden
der genaue Treffpunkt und weitere Hinweise bekannt gegeben.

Kontakt:

Fritz Rudolph, NABU Hamburg,

Tel.: 040/697089-37,

rudolph@NABU-Hamburg.de.

Feste Kleidung und Regenschutz sind mitzubringen. Für Werkzeuge,
Handschuhe, ein einfaches Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine".

Hintergrund

Nach einer Phase des überwiegend technischen Ausbaus wird seit den
1980er Jahren der naturnahen Entwicklung der Gewässer wieder mehr
Beachtung gegeben. Schon mit einfachen Mitteln lässt sich mehr Natur
in die Bäche bringen. Der NABU veranstaltet deshalb in diesem Jahr
insgesamt 14 Bach-Aktionstage im gesamten Hamburger Stadtgebiet und in
Schenefeld, um die Bäche der Region wieder naturnah und lebendig zu
gestalten. 

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 111/18, 16.10.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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KURSUS/1234: Hanau - Foto-Workshop zur Industrie- und Maschinenfotografie am 4.11.2018


Foto-Workshop zur Industrie- und Maschinenfotografie

Sonntag, 4. November, 11 bis 14 Uhr im Museum Großauheim



Aufgrund der großen Nachfrage bieten die Städtischen Museen Hanau am
Sonntag, 4. November, einen weiteren Foto-Workshop für Erwachsene zur
Industrie- und Maschinenfotografie im alten E-Werk des Museums
Großauheim an. Der Kurs beginnt um 11 Uhr und dauert drei Stunden.
Fotobegeisterte haben die Möglichkeit, sich von den Maschinen und der
einzigartigen Atmosphäre inspirieren zu lassen.

Unter Anleitung von Fotograf Detlef Sundermann erkunden die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit der Kamera die historische
Industrietechnik, unter Einbeziehung ungewöhnlicher Perspektiven und
geschickter Nutzung von Licht sowie mit packenden Aufnahmen von
Details. Abschließend gibt es eine Bildbesprechung mit Tipps zur
Nachbearbeitung. Mitgebracht werden kann DSLR-, System-, Bridge- oder
eine gehobene Kompaktkamera, verschiedene Objektive, ggf. Blitz,
Taschenlampe und Stativ. Grundkenntnisse zur Fotografie werden
vorausgesetzt.

Die Kosten betragen 15 Euro zuzüglich Museumseintritt. Aufgrund der
begrenzen Plätze ist eine Anmeldung unbedingt erforderlich.
Interessierte melden sich bitte direkt beim Kursleiter Detlef
Sundermann unter der E-Mail-Adresse 'sun-info@t-online.de' an.

Weitere Termine finden sich im Veranstaltungskalender der Stadt Hanau
unter www.museen-hanau.de.

Museum Großauheim - Kunst & Industriegeschichte

Pfortenwingert 4, 63457 Hanau-Großauheim

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 23. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1233: Bielefeld - "Nähen an der Maschine", 6 Termine ab 31. Oktober


Nähen mit der VHS



Bielefeld (bi). In der Ravensberger Spinnerei startet am Mittwoch, 31.
Oktober, ein Nähkurs der Volkshochschule. An sechs Terminen wird
geschneidert, die Nähmaschine besser kennengelernt und der Umgang mit
Schnittmustern erarbeitet. Der Kurs beginnt jeweils mittwochs um 18.30
Uhr in Raum 305 und kostet 60 Euro, ermäßigt 36 Euro. Maßband, Schere,
Nähgarn, Schneiderkreide, Bleistift, Papier, Stecknadeln, einfarbiger
Stoffrest, Schnittmuster und Stoff sind mitzubringen. Weitere Infos
und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521- 51 6521.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. Oktober 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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SPIELE/415: Braunschweig - Spiele-Nachmittage für Senioren am 29./30. Oktober 2018


Spiele-Nachmittage für Senioren in der Weststadt und im Heidberg



Braunschweig. In der kommenden Woche veranstaltet die Stadtbibliothek
zwei Spiele-Nachmittage für Senioren in ihren Zweigstellen.

Am Montag, 29. Oktober, von 15 bis 17 Uhr, sind Senioren in die
Zweigstelle Weststadt der Stadtbibliothek Braunschweig, Rheinring 12
eingeladen. Für weitere Informationen ist die Zweigstelle Weststadt
unter der Telefonnummer 470 6857 zu erreichen.

Am Dienstag, 30. Oktober, findet in der Zweigstelle Heidberg,
Weimarstraße 4, ebenfalls von 15 bis 17 Uhr ein Spiele-Nachmittag für
Senioren statt. Weitere Informationen in der Zweigstelle Heidberg
unter der Telefonnummer 26309473.

Zu den Spiele-Nachmittagen sind spielbegeisterte Menschen eingeladen,
einen kurzweiligen Nachmittag in der Bibliothek zu verbringen.
Gemeinsam können bei einer Tasse Kaffee alte und neue, bekannte und
unbekannte Gesellschaftsspiele ausprobiert werden. Auch Zuschauer sind
willkommen. Der Eintritt ist frei. Anmeldungen sind nicht
erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 23. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7356: Mönchengladbach - Große Stadtrundfahrt am 10. November 2018


Große Stadtrundfahrt am 10. November 2018



Am Samstag, den 10. November findet zum letzten Mal in diesem Jahr
eine große Stadtrundfahrt statt. Die informative und spannende Tour
durch 1.000 Jahre Stadtgeschichte führt im modernen Reisebus zu den
interessantesten Sehenswürdigkeiten Mönchengladbachs. Die diesjährige
Route steuert unter anderem die Flugzeugwerft RAS an. Die etwa
2,5-stündige Fahrt startet um 14 Uhr.

Treffpunkt für die Touren ist der Parkplatz am Geroweiher,
Schild "Stadt-Touren".

Preise: Erwachsene 12,50 Euro, Kinder 7 Euro (jeweils zzgl. einer
Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung)

Buchungen:

Reisebüro Haupts, Neusser Straße 317, Tel.: 02161-820980, 
www.haupts-reisen.de, Mo-Fr 9-18.30 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Ticket und Info-Service FIRST Reisebüro, Bismarckstraße 23-27, Tel.:
02161-27 41 61, Mo-Fr 9.30 -18.30 Uhr, Sa 10-14 Uhr sowie online unter
www.stadttouren-mg.de

Alle Touren sind auch individuell zu Wunschterminen buchbar.
Informationen erteilt die Touristikabteilung der Marketing
Gesellschaft Mönchengladbach unter Tel.: 02161- 25 52411. (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 24. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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